Offentliche Bekanntmachung

einer Sitzung des Hauptausschusses am Donnerstag den 07.12.2017 um
17:00 Uhr im Kreis Rendsburg-Eckernférde, Kaiserstralte 8, 24768 Rendsburg,
Sitzungsraum 169

Tagesordnung:

Offentlicher Teil:

41.

4.2.

4.3.

5.1.

5.2.

5.3.

5.4.

5.4.1.

5.4.2.

Er6ffnung, BegrifRung und Festlegung der
Tagesordnung

Genehmigung der Niederschrift Uber die Sitzung am
09.11.2017 und 23.11.2017

Anfragen von Mitgliedern des Hauptausschusses und
der Fraktionsvorsitzenden

Integrationspaket

Antrag des Gettorfer TV auf Gewahrung einer
Zuwendung zur Integration von Gefllchteten

Antrag des Nordkollegs auf Férderung von Mallnahmen
fur die kulturelle Integration/Kultur-Kennenlern-Karte

Folgeantrag zur weiteren Durchfihrung des
internationalen Frauentreffs "WIR"

Haushaltsangelegenheiten

Ruckkehrberatung

Wahrnehmung von Vollstreckungsaufgaben fir den
Kreis Rendsburg-Eckernforde durch offentlich-
rechtlichen Vertrag mit den Amtern und Gemeinden
Antrag auf Genehmigung Uberplanmafliger
Aufwendungen fur laufende Unterkunftskosten und

Heizung

Beschlussfassung Uber die Haushaltssatzung fir das
Haushaltsjahr 2018

Nachtrag zur Vorlage der Veranderungsliste zum
Haushalt 2018 fir den FD 5.1

Antrage der Fraktionen zum Haushalt 2018

Verwaltungsangelegenheiten

VO/2017/304

VO/2017/305

VO/2017/325

VO/2015/739-002

VO/2017/358

VO/2017/359

VO/2017/360

VO/2017/365

VO/2017/368
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Kommunales Benchmarking der schleswig-
holsteinischen Kreise

Beteiligungsverwaltung

Grundstucksangelegenheiten

VO/2017/367
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 22.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/304
Status: offentlich
Datum: 24.10.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Wolf, Michael
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Wolf, Michael
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Antrag des Gettorfer TV auf Gewahrung einer Zuwendung zur
Integration von Gefllichteten

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
foentlich Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung Entscheidung
Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung beschloss einstimmig, dem
Hauptausschuss zu empfehlen, den Antrag des Gettorfer TV auf Gewahrung einer
Zuwendung zur Integration von Gefluchteten zu unterstitzen und die Mittel in Hohe
von 4.711,00 € aus dem Haushaltsjahr 2017 frei zu geben.

Des Weiteren beschloss der Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung
einstimmig, dem Hauptausschuss zu empfehlen, fir das Haushaltsjahr 2018 Mittel in
Hohe von 25.000 € fur Sportprojekte zur Forderung der Integration zu binden.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus dem als Anlage beigeflgten Projektantrag

Finanzielle Auswirkungen:
4.711 Euro

Anlage/n:

Projektantrag

Bescheid des Ministeriums fur Inneres, landliche Raume und Integration
Angebot fur Sportgerate

Seite: 1/1
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Sehr geehrter Herr Wolf,

wir beantragen wie vorab besprochen die Gewahrung einer Zuwendung durch den Kreis
Rendsburg-Eckernforde:

Der Gettorfer Turnverein hat bereits seine Integrationsarbeit auf Flichtlingsarbeit ausgeweitet
als 2014 die ersten Fliichtlinge kamen und hat seitens der Sportjugend SH seinerzeit auch
deswegen den Hauptpreis bei "Kein Kind ohne Sport™ gewonnen. Der LSV fiihrte dann spéter
seine Pressekonferenz zum Flichtlingspaket bei uns im Vereinsheim mit Bezug auf uns als
"Early Bird" im Bezug auf die Fluchtlingshilfe im Sport durch. Wir empfanden und
empfinden dies als selbstverstandlich. Inzwischen hat sich unsere Arbeit verandert: Zunéchst
sind viele Fllchtlinge wieder umgezogen und neue kamen. Jetzt hat die Phase begonnen, in
der wir auf das Niveau von Integrationsarbeit zuriick kommen.

Der Gettorfer TV verflgt Gber 20 Abteilungen und hat sein Einzugsgebiet im geografischen
Gebiet des Danischen Wohlds. Wir erklaren, dass wir tiber eine Leichtathletik- und
Gerétetrainingsabteilung sowie eine Fintess-Box-Abteilung verfiigen, in denen auch viele
Fluchtlinge Sport treiben. Integrationslotse Jurgen Gaupp ist sportlich ausgebildet und
kiimmert sich zusatzlich zu den normalen Trainern um die Flichtlinge. Im Winter sind die
Trainingsmoglichkeiten eingeschréankt. In Gettorf existieren nicht gentigend gedeckte
Sportstatten. Daher soll in kleinen Gruppen IndoorCycling gefahren werden.

AuRerdem soll unsere Sportabteilung Fitness-Boxen in einer Ortlich entfernten Halle
zusétzlich Sport trreiben. Dafir sollen ein Boxsténder, Boxsdcke und Kopfschiitzer
angeschafft werden.

Das Innenministerium fordert von den urspriinglich eingereichten und forderfahig
anerkannten Kosten 12.732,00 € 80%, damit 10.185,60 €. Die Mittel miissen bis 31.12.2017
ausgegeben / abgerufen werden.

Inzwischen ist unser Bedarf auf 14.896,91 € gestiegen, weil es die IndoorCycling-Bikes nicht
so glnstig wie angenommen gibt. Eine Aufstockung durch das Innenministerium ist nicht
maoglich. Kleine Summenabweichungen kénnen wir durch Mitgliedsbeitrage ausgleichen,
nicht jedoch die Deckungsliicke i.H.v. 4.711,31 €. Jeder Euro hilft! Rechnungskopien kénnten
Sie dann selbstverstandlich erhalten.

exakt 13.076,91 € 11 Indoorcyclingbikes inkl. Fracht gem. Anlage

exakt 1.070,00 € Boxsackstander, gebraucht vom Dt. Boxverband inkl. 7% MwSt.
ca. 100,00 € Transportkosten Boxsackstander

ca. 450,00 € 3 Boxsacke

ca. 200,00 € 4 Kopfschutz

14.896,91 € Gesamtsumme

davon 10.185,60 € bereits finanziert gem. Anlage
4.711,31 € Deckungsliicke

Wir beantragen daher (aus Ihren Restmitteln) einen Zuschuss von 4.711,31 € und beantragen
weiterhin ggf. den vorzeitigen Beginn der Malinahme, weil die Materialien noch Lieferzeiten
haben und die Anschaffung und Rechnungsbegleichung noch im Jahr 2017 erfolgen muss.
Bitte geben Sie uns eine Nachricht.

Fir den Vereinsvorstand verbleibe ich
mit sportlichen GriBen

Thomas Gliusing
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GTV - Mein Verein! Mein Sport!
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Thomas Gliusing
Dipl.-Kfm. (FH), Dipl.-Bw. (BA)
Geschaftsfithrer und Vorstandsmitglied

Persdnlicher Kontakt:
Fon 04346/6023923
Mail thomas.gluesing@gettorfer-tv.de

Gettorfer Turnverein von 1889 e.V. (GTV)

Kirchhofsallee 28 | 24214 Gettorf

Fon 04346 - 88 19 | Fax 04346 - 602 39 28

Mail infolgettorfer-tv.de | Internet www.gettorfer-tv.de

Amtsgericht Kiel, VR 443 EC | Finanzamt Kiel, Steuernummer 20/291/81996

Beratungs- und Sprechzeiten (auRerhalb von Schulferien):

* Sportbliro Fon 04346 - 88 19 oder Fon 04346 - 602 39 20 oder WhatsApp 0176
- 205 88 368, mo. 8:30 - 13:00 Uhr, mi. 8:30 - 17:00 Uhr, do. 8:30 - 15:00
Uhr sowie nach Terminvereinbarung

* Mitgliederverwaltung Fon 04346 - 429 14 63 oder WhatsApp 0176 - 216 37
850 nach Terminvereinbarung

* Vorstand und Aufsichtsrat nach Terminvereinbarung

Vorstand § 26 BGB: Thomas Gliising, Eva Maecker, Bruno Stehn (je
alleinvertretungsberechtigt, bei Rechtsgeschdften iber 10.000 € zu zweit)
Aufsichtsrat: Aufsichtsratsvorsitzender Gunnar Buchheim, Stv.
Aufsichtsratsvorsitzender Dr. Gerd Klette, Aufsichtsratsmitglieder Hans-
Jurgen Doose, Jurgen Lemke
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Diese Mail enth&lt vertrauliche und/oder rechtlich geschiitzte
Informationen. Wenn Sie nicht der richtige Adressat sind oder diese Mail
irrtimlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den Absender und
vernichten Sie diese Mail. Das unerlaubte Kopieren sowie die unbefugte

Weitergabe dieser Mail ist nicht gestattet.
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Schleswig-Holstein ;, Schleswig-Holstein
Der echte Norden S H ¥ Ministerium fiir Inneres,
%5 landliche Raume
und Integration

Ministerium fir Inneres, landliche Rdume und Integration
Postfach 71 25 | 24171 Kiel

Gettorfer Turnverein von 1889 e.V. _ Ihr Zeichen: /
H B Steh lhre Nachricht vom: 25.09.2017

Erm SUne stenn Mein Zeichen: IV 346-063.09-83/2017-
Kirchhofsallee 28 8356/2017-57287/2017
24214 Gettorf Meine Nachricht vom: /

Sandra Dittrich
sandra.dittrich@im.landsh.de
Telefon: 0431 988-2905
Telefax: 0431 988 614-2905

13. Oktober 2017

Gewahrung einer Zuwendung fiir die Anschaffung von Sportgeréten fiir die Sportar-
ten IndoorCycling und Boxen
lhr Antrag vom 25. September 2017

Sehr geehrter Herr Stehn,

auf der Grundlage lhres Antrages vom 25. September 2017 bewillige ich dem Gettorfer
Turnverein von 1889 e.V. gemaR Ziff. 2.1 b) der Richtlinie Uber die Férderung interkulturel-
ler Sportvereine in Schleswig-Holstein als Projektférderung eine nicht riickzahlbare Zu-
wendung in Héhe von bis zu

10.185,60 Euro
in Worten zehntausendeinhundert und funfundachtzig Euro 60 Cent.

Die Zuwendung ist zweckgebunden und darf nur zur Durchfiihrung folgender Mainahme |
verwendet werden: Sportgerate fiir die Sportarten IndoorCycling und Boxen

Die Zuwendung ist eine freiwillige MalRnahme, auf die kein Rechtsanspruch besteht. Ich
weise darauf hin, dass aus dieser Bewilligung nicht geschlossen werden kann, dass auch
in kiinftigen Haushaltsjahren mit einer Férderung im bisherigen Umfang gerechnet werden
kann. Ich bitte Sie, dieses Finanzierungsrisiko insbesondere bei Abschluss, Anderung
oder Verlangerung von Vertragen zu bericksichtigen.

Der Bewilligungszeitraum beginnt am 16. Oktober 2017 und endet am 31. Dezember
2017. Die MaRnahme muss bis zum Ablauf dieses Zeitraums abgeschlossen sein. Ande-
renfalls behalte ich mir einen Widerruf dieses Bescheides vor.

Dienstgeb&dude Disternbrooker Weg 92, 24105 Kiel | Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-2833 |
Poststelle@im.landsh.de | www.innenministerium.schleswig-holstein.de | Buslinie 41, 42, 51 |
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fiir verschlisselte Dokumente.
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D
Finanzierung

Als zuwendungsfahig werden Ausgaben in Hohe von 12.732,00 Euro anerkannt.

Die Zuwendung wird als Anteilfinanzierung mit 80 % der zuwendungsfahigen Ausgaben
als Zuschuss bewilligt mit einem Héchstbetrag in Héhe von 10.185,60 Euro.

Der Finanzierungsplan aus dem Antrag vom 25. September 2017 wird gemaR den
Regelungen der Nr. 1.2 ANBest-P zu § 44 LHO fiir verbindlich erklart. Uber diese
Regelungen hinausgehende Planénderungen oder Anderungen in der Finanzierung
bedirfen meiner vorherigen Zustimmung.

Nebenbestimmungen

Die als Anlage beigefiigten Allgemeinen Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur Pro-
jektférderung (ANBest-P zu § 44 LHO) sind Bestandteil dieses Zuwendungsbescheides.

Die Zuwendung wird unter der Auflage gewahrt, dass die Zuwendungsempféangerin/der
Zuwendungsempfanger ihren/seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Inland fir
die Dauer des Bewilligungszeitraumes ein Entgelt von 9,18 € pro Zeitstunde zahlt (§ 2
Abs. 3 Landesmindestlohngesetz).

Wird diese Auflage nicht erfillt, kann der Zuwendungsbescheid auch mit Wirkung fur die
Vergangenheit nach § 117 Landesverwaltungsgesetz widerrufen werden. Bereits gewéahrte
Zuwendungen waren in diesem Fall nach MaRgabe des § 117 a Landesverwaltungsgesetz
zu erstatten.

Die Zuwendungsempféngerin/der Zuwendungsempfanger hat die zur Uberprifung der
Einhaltung der Mindestlohnpflicht erforderlichen Unterlagen auf Anforderung der Bewiilli-
gungsstelle vorzulegen.

Publizitatspflicht

Bei allen &ffentlich wirksamen Darstellungen des Zuwendungsempfangers (Presseverof-
fentlichungen, Presseberichte, Flyer, Plakate, Bauschilder etc.) ist die Férderung aus Mit-
teln des Landes Schleswig-Holstein in angemessener Form darzustellen. Bei der Offent-
lichkeitsarbeit ist die Dachmarke des Landes Schleswig-Holstein und der dazugehdérige
Styleguide zu verwenden. _

Die entsprechenden Informationen finden Sie unter www.styleguide-sh.de. Bei Fragen
steht Ihnen Frau Annika Liedtke (Tel.: 0431/988-2978, annika.liedtke@im.landsh.de) zur
Verfligung.

Die Verwendung der Dachmarke ist im Verwendungsnachweis durch Einreichen von je ei-
nem Exemplar der Publikationen, Fotos oder ausgedruckte Bildschirmabdriicke nachzu-
weisen.

Auszahlung der Zuwendung

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach den Regelungen der Nr. 1.4 ANBest-P zu
§ 44 LHO auf Antrag nach anliegendem Muster. '

Voraussetzung fiir die Auszahlung ist die Bestandskraft dieses Bescheides.
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Verwendungsnachweis

Der einfache Verwendungsnachweis gem. Nr. 6.3 ANBest-P zu § 44 LHO ist mir bis zum
30. Juni 2018 mit beigefugtem Muster vorzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem
Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Stralle 13, 24837
Schleswig, schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten
der Geschéftsstelle erhoben werden.

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere Voraussetzungen zu beach-
ten (vgl. die Landesverordnung tber den elektronischen Rechtsverkehr mit den Gerichten
und Staatsanwaltschaften vom 12.12.2006, GVOBI. 2006, 361, in der zurzeit geltenden
Fassung).

Rechtsbehelfsverzichtserkldrung

Durch Abgabe einer Rechtsbehelfsverzichtserklarung kann die Bestandskraft vorzeitig
herbeigefiihrt und damit die Auszahlung beschleunigt werden. Ich bitte um Riicksendung
der anliegenden Erklarung, dass Sie mit dem Inhalt dieses Zuwendungsbescheides ein-
verstanden sind und auf die Einlegung von Rechtsbehelfen verzichten. Danach kann eine
Auszahlung vorgenommen werden.

YIS

Sandra Dittrich

Anlagen:

ANBest-P zu § 44 LHO
Rechtsbehelfsverzicht
Anforderung Auszahlung
Verwendungsnachweis
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INDOORN] CYCLING

GROUP
CYTECH GmbH / Happurger Str. 84 - 88 / 90482 Niirnberg CYTECH GmbH
Gettorfer Turnverein von 1886 e.V. (GTV) Happurger Str. 84 - 88
. 90482 Niirnberg
Herr Thomas Glusing Germany

Kirchhofallee 28
pHoNE: +49 (0) 911/54 44 50
Fax: +49 (0) 911/54 44 529
D-24214 Gettorf emai: info@indoorcycling.com
wes: www.indoorcycling.com

Angebotsnr.: 07873/5652
Mitarbeiter: Kai Bretsch
E-Mail:  kai.b@indoorcycling.com
Handy: +49 176 15444544
. Seite: 1von 4
A. Kaufangebot vom 17.10.2017
Artikel-Nr. Artikel Einzelpreis Rabatt Anzahl Angebotspreis
IC-LFIC5B2-01 LIFE FITNESS IC5/ RIEMENANTRIEB / MATT 1.699,00 € 7.700,00 € 11 10.989,00 €
SCHWARZ B2
200-01-00086-01 HANDBUCH IC5 0,00 € 1 0,00 €
777-MPIC56-SET MARKETING PACK IC5/IC6 0,00 € 1 0,00 €
Versand, Montage, Entsorgung, 0,00 € 1 0,00 €
Packmittel und technische Einweisung
Rabatt — im Angebot enthalten -7.700,00 € 1 -7.700,00 €
Zwischensumme (netto): 10.989,00 €
Mw St.-Satz Netto-Betrag MwSt.-Betrag Brutto-Betrag
19% 10.989,00 € 2.087,91 € 13.076,91 €
Summe 10.989,00 € 2.087,91 € 13.076,91 €
Commerzbank Niirnberg Sparkasse Niirnberg Hypovereinsbank Niirnberg Registergericht Niirnberg | HRB:15928
BLZ: 76040061 | Kto.Nr.: 550 000 400 BLZ: 76050101 | Kto.Nr.: 578 265 365 BLZ: 76020070 | Kto.Nr.: 349 828 774 Ust.ID.Nr.: DE812599492
IBAN: DE91 7604 0061 0550 0004 00 IBAN: DE04 7605 0101 0578 2653 65 IBAN DE94 7602 0070 0349 8287 74 Steuernummer: 241/123/90258
Swift Code: COBADEFF760 Swift Code: SSKNDE77 Swift Code: HYVEDEMM460 Geschéftsfiihrer: Bernd Piirschel

Es gelten unsere AGBs

ToMAHAWK BESWWHERO

TEAM ICG®
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Angebot zum Abschluss eines Kaufvertrags zwischen

CYTECH GmbH

Happurger Str. 84 -88

90482 Niirnberg

- im Folgenden auch als ,Verkaufer/,Wir* bezeichnet -

und

Gettorfer Turnverein von 1886 e.V. (GTV)

Herr Thomas Glising

Kirchhofallee 28

D-24214 Gettorf

- im Folgenden auch als ,Kunde"/,Sie* bezeichnet

-Herstellergarantie der CYTECH GmbH fiir LIFE FITNESS-Indoorcycling-Bikes und Zubehor

LIFE FITNESS IC4/IC5/IC6/IC7| 5 Jahre Garantie Bruch der Rahmenkonstruktion, Schwei3fehler| 3 Jahre Garantie: Pulverbeschichtung
(Korrosion), Lenker; Lenker- und Sattelstiitzen (Aluteile und PVC Beschichtung), Dualer Antriebsstrang, Zwischenwelle inkl. Sensorik -
IC7, Tretlager/Tretlagerachse, Schwungscheibe/Schwungscheibenlager/-achse, Kurbeln | 2 Jahre Garantie: Kombipedale
(ausgenommen Schuhbindungssystem), Bowden Zige (Widerstandsregelung, Notbremsfunktion, Aktivierung der Gasdruckdampfer zur
Vertikalverstellung von Sattel und Lenker), Bremssystem, Gasdruckdampfer, Klemmhebel fur horizontale Verstellung von Sattel und
Lenker, Einschubbuchsen fur Lenker- und Sattelrohr, Ausgleichsfuf3e | 1 Jahr Garantie: Sattelkonstruktion, Elektronik Komponenten -
IC5/IC6/IC7 (Computer, Kabelbaum, Platinen, Sensoren, Generator) | 6 Monate: Kunststoffverkleidungen und —Abdeckungen, LiPo
Akku - IC6/IC7| Nachfolgende Verschlei3teile sind nicht Bestandteil der Garantie: Pedalriemen, SPD-Bindungssystem, FuBkérbe,
Satteldecke und —néhte

LIFE FITNESS IC3| 5 Jahre Garantie : Rahmen | 3 Jahre Garantie: Antrieb, Lenker, Bremse, Knopfe, Lackierung | - 1 Jahr Garantie: | -
Sattel - Keine Garantie auf Verschleif3teile, z.B. Pedalriemen, SPD Pedalbindung, Flaschenhalter, etc.

Myride+

Die Indoorcycling Group GmbH garantiert, dass alle neuen Gerate frei von Material- und Verarbeitungsfehlern sind; dies tritt mit dem
Tag der Auslieferung der Myride- VX Konsole in Kraft. Im Rahmen der Garantiebestimmungen reparierte oder ausgetauschte Teile und
Komponenten erhalten nur eine Garantie fiir den Rest der urspriinglichen Gewahrleistungsfrist. Die Garantie kann je nach Region oder
Land unterschiedlich sein.

Kontaktieren Sie die Indoorcycling Group GmbH per E-Mail unter info@indoorcycling.com, um ausfiihrliche Informationen zu
anwendbaren Garantiebestimmungen und Konditionen zu erhalten.

Beachten Sie bitte, dass die Garantie nicht fur Schaden, die durch unsachgeméaRe Nutzung der Myride-VX Konsole entstehen und fiur
keinerlei fahrlassige Nutzung durch den Kunden, gilt. Der Hersteller erklart, dass das Produkt griindlich getestet wurde und vor dem
Versand als fehlerfrei galt.

EINGESCHRANKTE GARANTIE AUF MYRIDE-SYSTEME

5-Jahres-Garantie:
Myride Metall-Wave-Stander

2-Jahres-Garantie:

Commerzbank Niirnberg Sparkasse Niirnberg Hypovereinsbank Niirnberg Registergericht Niirnberg | HRB:15928
BLZ: 76040061 | Kto.Nr.: 550 000 400 BLZ: 76050101 | Kto.Nr.: 578 265 365 BLZ: 76020070 | Kto.Nr.: 349 828 774 Ust.ID.Nr.: DE812599492

IBAN: DE91 7604 0061 0550 0004 00 IBAN: DE04 7605 0101 0578 2653 65 IBAN DE94 7602 0070 0349 8287 74 Steuernummer: 241/123/90258

Swift Code: COBADEFF760 Swift Code: SSKNDE77 Swift Code: HYVEDEMM460 Geschéftsfiihrer: Bernd Piirschel

Es gelten unsere AGBs

ToMAHAWK io BESWSHERO

TEAM ICG®
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Monitor-Rahmenblende, Ablagefach , interne Monitorkabelfiihrung (VGA,USB)
Externe Kabelanschlussverbindung inkl. fester Verkabelung von Anschlussplatte zu PC

1-Jahres-Garantie:
Mini-PC inkl. aller Komponenten, 17,3“ Touchscreen-Monitor , Internes Netzteil

Die folgenden Teile sind Verschleif3teile und sind deshalb von der Garantie ausgeschlossen:
-Audio-Verlangerungskabel mit Ausgangsbuchse
-Anschlusskabel Line-In 3,5mm

Weitere Informationen siehe www.indoorcycling.com

-Liefertermin

Als Liefertermin vorgesehen ist die Kalenderwoche []in 20 []

Die weitere Konkretisierung erfolgt in unserer Auftragsbestatigung.

-Ausbildungsplatze

Weiter erhélt der K&aufer, sofern im Kaufangebot ausgewiesen, Teilnehmerplatze fir Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen im
Bereich Indoorcycling, die durch die Cytech GmbH durchgefiihrt werden.

-Allgemeine Geschéaftsbedingungen (AGB)

Es gelten fur das Vertragsverhéltnis erganzend die ,Allgemeinen Geschéftsbedingungen der CYTECH GmbH". Dieses sind einsehbar
auf der Internetseite des Verkaufers unter www.ic-pro.org/de/terms Auf Wunsch werden diese dem Kunden schriftlich zur Verfugung
gestellt.

- Ankauf von , Vorganger-Bikes"; Rechnungsstellung

Bike Hersteller/Modell :
Anzahl: Alter:
Preis je Bike netto: Gesamtpreis netto:

Der Verkaufer wird auf Wunsch des Kunden die folgenden Gegenstande ankaufen. Dies gilt nur fir Gegenstande, die im Alleineigentum
des Kunden stehen und die wirksam und frei von Rechten Dritter bis spatestens zur Anlieferung der LIFE FITNESS-Bikes an den
Verkaufer Ubereignet und diesem ibergeben werden.

Die Parteien vereinbaren, dass der vom Verkaufer zu erbringende Ankaufspreis mit dem hier zu zuzahlenden Kaufpreis tber die LIFE
FITNESS-Bikes zur Aufrechnung gebracht wird. Eine Auszahlung an den Kunden erfolgt nicht. Der Kunde verpflichtet sich, tber die von
ihm an den Verkaufer verkauften Gegenstande eine ordnungsgemafe Rechnung zu erstellen, die — soweit der Kunde selbst
umsatzsteuerpflichtig fir dieses Geschaft ist - Mehrwertsteuer ausweist.

Der Ankauf der ,Vorganger-Bikes" ist vom Bestand des Kaufvertrags der LIFE FITNESS-Bikes abh&ngig. Im Fall der Riickabwicklung
der Vertrage ist der Verkaufer jedoch nicht verpflichtet, Besitz und Eigentum an den ,Vorganger-Bikes" zuriick zu ibertragen, soweit er
dies zum Zeitpunkt der Ruckabwicklung bereits erworben hat. Er ist berechtigt, die ,Vorgéanger-Bikes" durch vergleichbare,
gleichwertige Bikes zu ersetzen oder den Zeitwert der ,Vorganger-Bikes" bei Ubergabe zu erstatten. Als Zeitwert gilt der vorstehend
vereinbarte Ankaufspreis. Dem Kaufer steht der Nachweis offen, dass die ,Vorganger-Bikes" einen hoheren Zeitwert hatten, dem
Verkaufer, dass dieser niedriger war als der vereinbarte Ankaufspreis; in diesem Fall ist der nachgewiesene Zeitwert fur die
Ruckzahlung maRgeblich. Dartiber hinausgehende Anspriiche aus der Nichtriickgabe der urspriinglichen ,Vorganger-Bikes" bestehen
nicht.

B. Sonstiges

-Vertragsschluss

Durch die Ubermittlung dieses Bestellantrages an uns geben Sie uns gegeniiber ein verbindliches Angebot gerichtet auf den Abschluss
eines Kaufvertrages hinsichtlich der jeweils angegebenen Artikel ab. An diese Erklérung sind Sie 2 Wochen gebunden. Der Kaufvertrag
kommt erst durch unsere Annahme zu Stande, die wir ausdriicklich durch schriftliche Benachrichtigung Ihnen gegeniiber erklaren in
Form einer Auftragsbestatigung. Wir behalten uns vor, die Bestellung eines Kunden ohne Angaben von Grunden nicht anzunehmen.
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-Anderungen und Ergénzungen

Anderungen und Ergianzungen des Vertrages sowie miindliche Nebenabreden der der Schriftform; dies gilt auch fiir das
Schriftformerfordernis selbst.

-Schriftform

Zur Wahrung der hier vereinbarten Schriftform ist eine per Fax, in digitaler Form oder per E-Mail Ubermittelte Erklarung ausreichend.
Dies gilt auch fur die Erklarungen zum Vertragsschluss selbst.

-Regelungslicken

Sollte eine Regelung dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder undurchfiihrbar sein, so ist dadurch die Gultigkeit
der Ubrigen Bestimmungen nicht beruhrt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die rechtsunwirksame und undurchfiihrbare Regelung
durch eine andere, ihr mdglichst gleich kommende Regelungen zu ersetzen, die dem tatsachlich und wirtschaftlich Gewollten der
Vertragsparteien entspricht; dies gilt auch im Falle einer Vertragslucke.

-Anwendbares Recht und Gerichtsstand

Fir das Vertragsverhéltnis der Parteien kommt deutsches Recht zur Anwendung. Vertragssprache ist deutsch. Gerichtsstand ist
Nirnberg

[ 1 Ich bin damit einverstanden, dass der Verkaufer/Anbieter meine Kontaktdaten (Post-, E-Mail-Adresse sowie Fax- und
Telefonnummer) zur Werbung fur eigene Zwecke nutzt und mir auf diesem Weg aktuelle Produktinformationen und den Newsletter
zukommen lasst. Meine Einwilligung kann ich jederzeit widerrufen. - Anwendbares Recht und Gerichtsstand Fur das Vertragsverhaltnis
der Parteien kommt deutsches Recht zur Anwendung; Gerichtsstand ist Nurnberg.

Ort, Datum:

Unterschrift Kaufer:
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 22.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/305
Status: offentlich
Datum: 24.10.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Wolf, Michael
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Wolf, Michael
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Antrag des Nordkollegs auf Forderung von MaBnahmen fiir die
kulturelle Integration/Kultur-Kennenlern-Karte

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
foentlich Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung Entscheidung
Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung beschloss einstimmig, dem
Hauptausschuss vorzuschlagen, den Antrag des Nordkollegs auf Férderung von
MalRnahmen fur die kulturelle Integration/Kultur-Kennlern-Karte zu beschlief3en und
die beantragten Mittel in Hohe von 91.800 € aus dem Haushaltsjahr 2017 frei zu
geben.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage

Finanzielle Auswirkungen:
91.800 Euro

Anlage/n:
Projektantrag

Seite: 1/1



Herrn Michael Wolf Guido Froese

Koordinator fur Integration Akademieleiter/Geschaftsfiihrer
Kreis Rendsburg-Eckernforde T +49 4331 143812
KaiserstraBe 8 F +49 4331 143820

guido.froese@nordkolleg.de
24768 Rendsburg

Rendsburg, 20. Oktober 2017

Antrag auf Forderung von MaBBnahmen fiir die kulturelle Integration im Kreis Rendsburg-Eckernférde

Sehr geehrter Herr Wolf,

Bezug nehmend und aufbauend auf die von uns mit einer Férderung des Kreises Rendsburg-Eckernférde
durchgefiihrten Modellprojekte zur Integration, mochten wir fiir weitere MaBnahmen der kulturellen
Integration eine Forderung durch den Kreis Rendsburg-Eckernforde beantragen.

Die von uns durchgefiihrten Modellprojekte haben eindrucksvoll gezeigt, dass es neben und nach dem
Spracherwerb insbesondere auf die Anwendung von Sprache im Austausch mit Muttersprachlern an-
kommt. Kulturelle Projekte haben sich dabei als eine besondere Briicke erwiesen, denn sie sind nicht nur
verhaltnismaRig niedrigschwellig sondern sind auch geeignet, die Grundlagen unserer Gesellschaft und
des Zusammenlebens zu vermitteln. Bildung und Kultur sind unseres Erachtens der Schliissel zu einer
gelingenden Integration.

Vor diesem Hintergrund moéchten wir fir das Projekt ,Kultur-Kennenlern-Karte“(Arbeitstitel) eine Forde-
rung i.H.v. 91.800,- € beantragen.

Flr Ruackfragen und weitere Informationen stehe ich lhnen jederzeit gerne zur Verfliigung.

Mit bestem Dank und freundlichen GriiRRen,

Guido Froese
Akademieleiter und Geschaftsfihrer



Kultur-Kennenlern-Karte (Arbeitstitel) —
Kulturelle Integration und Inklusion im Kreis Rendsburg-Eckernforde

Analyse:

Nach der ersten groflen Welle an Integrations- und Sprachkursen zeigt sich bundesweit, dass es bei der
weiteren Vermittlung von Migrantinnen und Migranten z.B. in Arbeit an angewandten Sprachkenntnis-
sen fehlt. Dies wird darauf zuriickgefiihrt, dass sich ein groRRer Teil der Zugewanderten im familidren Kon-
text oder in Gemeinschaften in der jeweiligen Muttersprache verstandigt und deutschsprachige Angebo-
te oder Sprechgelegenheiten nicht ausreichend wahrgenommen werden. Die daraus resultierende Stag-
nation oder sogar der schleichende Verlust von Sprachkenntnissen fiihrt zu weiteren Hemmschwellen
bei der kulturellen Integration und damit auch zu erheblichen Teilhabe-Hirden.

Zielsetzung:

Das Projekt , Kultur-Kennenlern-Karte” (Arbeitstitel) beabsichtigt, durch geeignete MalRnahmen Sprech-
und Hoéranlasse zu schaffen und die Teilhabevoraussetzungen zu verbessern, um damit eine kulturelle
Integration zu fordern. Erreicht werden sollen dabei nicht nur Migrantinnen und Migranten, sondern
gleichermalien Menschen, die aus Schwellenangst Kulturangebote meiden.

Durch eine Projektinfrastruktur soll eine nachhaltige Nutzung mdoglich sein.

MafRnahmen:

e Fachkonferenz , Kulturelle Integration und Inklusion” unter Einbindung aller Kulturinstitutionen
und Kulturanbieter im Kreisgebiet: Museen, Kirchen, Ateliers, Skulpturenparks, Volkshochschu-
len, Musikschulen, Theater, Theatergruppen, Musikgruppen, Kiinstlerinnen und Kiinstler, Kinos,
soziokulturelle Zentren etc. und Integrationsbeauftragen, -initiativen

e Erstellen eines mehrstufigen Umsetzungskonzeptes fiir ein Programm mit niedrigschwelligen
Kultur-Kennenlern-Angeboten in einfacher/leichter Sprache

e Ausgabe einer , Kultur-Kennenlern-Karte” zum verglinstigten oder freien Zugang zu besonderen
Kulturangeboten der o.g. Kulturanbieter

e Entwicklung von Modulen fiir die jeweilige Kultureinrichtung zur Erstansprache

e Entwicklung von Modulen fiir die Weiterverbreitung: Aus Erstbesuchern Multiplikatoren machen
durch eigene Beschreibungen des Gesehenen/Gehdorten und deren Dokumentation

o Entwicklung von Modulen zur Besucherbindung: Aus Besuchern Gesprachspartner machen; Ge-
sprachsanlasse schaffen; Im besten Falle Einbindung in die Kultureinrichtungen (Fiihrungen von
Migranten fir Migranten etc.) erreichen.

e Entwicklung von Modulen zum , Kulturaustausch”, Vergleiche ziehen, Unterschiede und Gemein-
samkeiten formulieren, Verstehen lernen und fordern

e Aufbau einer Datenbank und Prasentation aller Module im Internet und auf anderen digitalen-
Plattformen

o RegelmaRige Prasentation von Angeboten in Sendeformaten zur Nutzung im Kulturradio und Of-
fenen Kanal unter Beteiligung von Migrantinnen und Migranten

e Erstellen einer Dokumentation und eines Handlungsleitfadens zur nachhaltigen Nutzung der Pro-
jektergebnisse



Kosten:

Personalkosten

Projektmanagement 0,5 Stelle NKR-Tarif
antl. PK NKR

Sachkosten

Auftaktkonferenz

Workshop-Honorare 6x350,- €

Workshop 6x12 Personen x 85,- €
Netzwerktreffen 4 x500,- €

Honorare

Anpassung Website
Schnittstellenprogrammierung

Server- und Aufnahmetechnik Radiostation
Lizenzen

Kamera/Notebook/Beamer

Software

Kartendrucker und Zubehor
Blromaterialien/Kopien/Druckkosten

Telefonkosten
Reisekosten

Gesamtkosten

Guido Froese, 22.10.2017

23000
14800

2500
2100
5100
2000
1400

4200
3500
18500
1800
4500
500

4800
1200

300
1600

91800
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 22.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/325
Status: offentlich
Datum: 06.11.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Wolf, Michael
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Wolf, Michael
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Folgeantrag zur weiteren Durchfiihrung des internationalen
Frauentreffs "WIR"

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
foentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung
Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Soziales und Gesundheit beschloss einstimmig, dem
Hauptausschuss zu empfehlen, den Folgeantrag der Diakonie zur weiteren
Durchfuhrung des Internationalen Frauentreffs ,WIR" zu beschlief3en und die
beantragten Mittel in Héhe von 36.100 € frei zu geben.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus dem als Anlage beigefligten Projektantrag

Finanzielle Auswirkungen:
36.100,00 Euro

Anlage/n:
Projektantrag

Seite: 1/1



Mensch Im Mittelpunkt )

Diskonisches Werk Rendsburg-Eckernforde — Am Holstentor 16 — 24768 Rendsburg

Kreis Rendsburg-Eckernforde Eéikﬂl?ﬁ::;:::at
Sozial- und Gesundheitsausschuss Rendsburg-Eckemfdrde
Vorsitzender U, Kaminski gemeinniizige GmbH
Kaiserstr, 8 Diana Marschke
Geschaftsfihrerin
24768 Rendsburg 2‘2}&';’ EL‘T.".}ELJ?Q

Tel: 04331 -06063 0
Fax: 04331 -80 63 38
Mail: d.marschke@dlakonie-rd-eck de

02.11.2017

Machrichllich, 7. Schulz, Stellv. Vorsitzender Sozial- und Gesundheitsausschuss,

M. Wolf, S. Jeske-Passch, Kreis Rendsburg-Eckermifiirde

Sehr geehrter Herr Kaminski,
sehr geehrte Damen und Herren,

anliegend Ubersenden wir lhnen den Verstetigungsantrag flr das bereits seit 2016 erfolgreich
laufende Projekt Internationaler Frauentreff ,WIR" mit der Bitte um einen Zuschuss flr diese
Integrationsmafinahime in Héhe von jahrlich 36.100 € fUr zundchst 3 Jahre und damit insgesamt
108.300 €. Der Frauentreff tragt als Anlaufstelle und geschitzter Ort fir gefitichtete Frauen und
Frauen mit Migrationshintergrund mafgeblich zur Starkung derer Teilhabe- und
Integrationschancen bei. Es ist in Rendsburg gelegen, da Rendsburg zum zentralen Integrationsort
fur die Fluchtlinge und Menschen mit Migrationshintergrund im Kreis geworden ist.

Das Projekt verfolgt die Ziele 3.1.2  Sprachforderung” und hier das Teilziel Alle ... verfigen tber
eine Sprachkompetenz, die es ihnen erméglicht den Alitag sprachlich selbstandig zu gestalten®,
indem im Rahmen des Frauentreffs Alphabetisierungskurse fir Frauen angeboten werden, in
Verhindung mit Ziel 3.1.4  Kulturelle Bildung” und dort das Teilziel ,Starkung von Madchen und
Frauen mit Migrationshintergrund zur Fahigkeit der Durchsetzung ihrer Rechte ist sichergestelit”
des Integrationskonzeptes des Kreises Rendsburg-Eckernférde.

Das Konzept fir den Internationalen Frauentreff ,,WIR" sowie den Finanzierungsplan
entnehmen Sie bitte der Anlage.

Mit ;:;é’undli)a/ n
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Folgeantrag zur weiteren Durchfiihrung des
Internationalen Frauentreffs ,,WIR*

Ein Projekt zur Integration und Gleichstellung von Nevzowanderinnen mii
Migrationshintergrund und weiblichen Flitchtlingen

Lielsetzung

Ziel ist es, fiir Fraven mit Migrationshintergriinden Lebensverhiiltnisse zu erdffnen, dic denen von
einheimischen Frauen entsprechen, Dazu ist es notwendig, die aktuelle Lebenssituationen von Frauen, dic
aus Kulturen kommen, die die Selbstbestimmung und Entfaltung von Frauenrechten behindert oder
unterdriickt haben, aus der Perspektive der Gleichberechtigung zu unterstilizen und dazu bedarf ¢s ciner
daverhaften zuverlissigen und vertrauenswiirdigen Anlaufstelle.. Hauptzielgruppe des Projektes sind
Frauen mit Migrationshintergrund uwnd aus Flilchtlingsfamilien. Das Projekt stellt Frauen in den

Mittelpunkt der Unterstiitzung,.
Ot

Das Projekt Internationaler Frauentreft ,WIR® ist in den Riumlichkeiten des Pastor Schrider-Hauses
in der Parksiedlung in Rendsburg, Pastor-Schrtder-Str. 70 angesiedelt und mit den multikulturellen
Veranstaltungen des Kulleafés vernetzt. Es findet regelmiifigen Zuspruch von durchschnittlich 20
Zuwanderinnen aus verschiedenen Lindern.

Durch die inzwischen zahlreichen Aktivititen zur Sprachfdrderung wnd Integrationsprojekten
(Sprachscout, Salut, Unterstiitzung in den DaZ-Klassen und jetzt auch Alphabetisierung) haben vicle
Zuwanderinnen in die Pastor-Schrdder-Str, 70 gefunden, Die Anregung zum Frauentreff kam aus den
Reihen der Neuzuwanderinnen selbst, die sich anfangs in zwangloser Atmosphiire bei einer Tasse Kaffee
oder Tee, selbstgebackenem Kuchen oder belegten Britchen iiber Fragen des Lebens austauschen wollten

und wrspriinglich {iber das Angebot ,Spielerisch deutsch lernen® Zugang gefunden haben.

fa sl
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Dicses Angebot ist wichtig geworden, Frauen aller
Altersstufen kiinnen im Kullealé innere und
HuBlere Entspannung erleben, ohne dass sie sich
ihren Minnern anpassen oder unterwerfen miissen,
Miitter sind von ihren Kindern nicht zu trennen.
| Daher werden auch dic Kinder wihrend dieser
Zeit liebevoll betreut. Wichtig bei der Arbeit sind
das  vertrauensvolle  Arbeitsverhiilinis  der

weiblichen Mitarbeiterinnen zu den

Migrantenfrauen, sowie eine olfene, annchmende

und antirassistische Arbeitshaltung.

Wichtig ist auch die Offentlichkeitsarbeit, um die Bevtlkerung fiir die Situation der Frauen zu
sensibilisieren und um prakiische Unterstiitzungsarbeit zu erhalten. Der Internationale FrauentrefT ist auch
fiir deutsche Besucherinnen gedffnet, um gegenseitiges Kennenlernen und Austansch zu ermdéglichen. Das
Team des Kultcafés ,,WIR™ und sein Triiger das Diakonisches Werk stehen mit dem laufenden Projekt
Frauen mit Migrationshintergrund und Fliichtlingsfrauen in ihrer spezicllen Situation bei und verbessern
ihre Chancen sowie die ihrer Kinder, in Deutschland Fuft zu fassen und sich ein ncues Leben nach der

Flucht aufzubauen.
Zuwanderungssituntion

Nach dem ,,Bericht (ber die Entwicklung der Zuwanderung im Kreis Rendsburg-Eckernfiirde Nr.5/Januar
2017% stammt der grifite Anteil der im Kreis 2015/16 Zugewanderten mit tiber 50 % aus den Liindern
Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Armenien vnd der Russischen Foderation. Laut der Zensus-Erhebung aus
dem Jahr 2011 8,5 % der Bevilkerung im Kreis haben einen Migrationshintergrund'. Knapp jeder vierte
Migrant im Kreis (28,3 %) war 2011 Ausléinder und besitzt keine deutsche Staatsangehtrigkeit. Die
Verteilung der Geschlechter im Kreis liegl in allen Fiillen bei circa 51 % weibliche und 49 % ménnliche
Bevolkerung bei den Migrantanz. Die Frage der Chancengleichheit von Frauen in Bezug auf die
gesellschaftlichen Teilhabe- und Aufstiegsmiglichkeiten stellt sich dancben unabhiingig von einem oder
keinem Migrationshintergrund.

Auch wenn der ,Zuwanderungsdruck” nachgelassen hat, stellt sich die Frage der gesellschaftlichen

L Integrationsstudie IMMKREIS 2015, download  hiip-www krels-rendsburg-
Ec_ksa_rn[ggr_:_i_g,t_l_ﬂ_.flllggdn1in.fdmn.rnluad internel/AklueliesiMMEREIS-Projeklbaricht. pdf
a.a.0.
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Integration insbesondere der Frauen als entscheidendem Faktor in den Familien in unverminderter
Dringlichkeit.

F.ehenssituation von Madehen und Frauen mit Migrationshintergrand

Migrantinnen sind Uberdurchschnittlich schlecht oder gut gebildet, soweit es die Schulabschliisse angeht’.
Der Anteil der Fraven ohne Migrationshintergrund mit Abitur liegt bei 17,3%. In der
Frauenmigrantenpopulation ist der Anteil mit einem Wert von 25,4 % deutlich grofer. Bei den Frauen
»ohne Schulabschluss® kehrt sich dieses Verhiiltnis um. Wiihrend Frauen ohne Migrationshintergrund nur
selten keinen Schulabschluss vorweisen, steigt der Anteil bei den Frauven mit Migrationshintergrund auf
[ 1,8 %, Auch hier sind wieder Auslinderinnen hervorzuheben, von denen ein Anteil von 17,5 % keinen
Schulabschluss vorweisen kann. Die grofite Differenz kann beim Haupt-/Volksschulabschluss festgestellt
werden. Withrend der Anteil bei den Frauen ohne Migrationshintergrund mit diesem Abschluss bei 37,5 %

liegt, gibt nur ein Anteil von 20,3 % der Frauen mit Migrationshintergrund diesen Abschluss an.

Der Anteil der Hausfrauen unter den Nichterwerbspersonen ist bei den Migrantinnen beinahe doppelt so
grof} wic bei den Nicht-Migrantinnen. Besonders hoch ist der Hausfrauenstatus unter den Auslinderinnen
vertreten. Die Unterschiede sind auffillig und kénnten mit dem Rollenverstindnis in den Familien oder
mit dem relativen Kinderreichtum zu tun haben. Wird Fraven die Berufsarbeit durch Miinner verwehrt?
Oder haben Migrantinnen sich fiir die Position der Hausfrau mit Kindern selbstverantwortlich

entschieden? In welchen Rollen wollen Frauen sich in der Gesellschaft wiederfinden?
Altuelle (Flilchilings-) Zuwanderuny

Die dezentrale Unterbringung der Fliichtlinge in den vergangenen zwei Jahren wird derzeit durch den
Zuzug in die Kreisstadi Rendsburg konterkariert, Der Auskinderzuzng nach Rendsburg liegt aktuell
itber 200% iiber dem Verteilungsschliissel, Dabei stieg der Frauenanteil signifikant.

Die Gestaltung des Interpationalen Frauentreffs ,WIR* nimmt auf diese besonderen
Migrationshintergriinde Riicksicht, da sie Einfluss auf die Anpassung der Zuwanderinnen haben.
Insbesondere sind weiterhin arabische Sprachkenntnisse im Internationalen Frauentrefl’ notwendig. Viele
neu zugewanderte Frauen sind der deutschen Sprache nicht miichtig. Die Frauen in Rendsburg kommen
vor allem aus dem Irak, dem Iran, Syrien, Afghanistan usw. Besonders Schutzbediirftige haben einen sehr
hohen Bedarf an Beratung und Betreuung, der in Rendsburg nicht allein durch die Regeldienste gedeckt

werden kann, Dies fordert uns zu friithen und spezifischen Integrationshilfen fiir Neuzuwanderinnen auf.

a.a.0,
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Auch sollte die bei den Altzuwanderinnen beschriebene unterdurchschnittliche Bildung sich nicht in der
Population der Neuzuwanderinnen wiederholen. Wir orientieren uns pragmatisch an  der
durchschnittlichen Lebenssituation von Frauen als dem Langzeitziel. Zuwanderer seien dann (gut)
integriert, "wenn die durchschnittliche wirtschaftliche und soziale Lebenslage der Migranten beim
Mittelwert der Gesellschaft angekommen ist*!. (Berlin-Institut fiir Bevélkerung und Entwicklung). Dies
ist die Vision fiir die Zielgruppe des Projekies. Daher muss der International Frauentreff ,,WIR® auf

Fiffle gestellt werden, um diesem Ziel mit einem kleinen Baustein gerecht werden zu kénnen.
Besondere Schutzbediirfigheit

Die meisten Fliichtlingsfrauen haben Gewalt erlebt und andere traumatische Erfahrungen gemacht. Im
Heimatland durchlitten sie mdglicherweise politische Verfolgung, Krieg, Folter, Vertreibung,
Vergewaltigung, Unterdriickung und die Verlolgung als Frau, Genitalverstiimmelung, Verbrechen im
Namen der ,,Ehre” oder den Verlust naher Angehiiriger. Bei der Flucht mdgen sie sexuelle und physische
Gewalt, Inhaftierung oder den Tod anderer Fliichilinge erlebt haben. SchlieBlich kénnen sie im
Erstaufnahmestaat mit rassistischen Angriffen, Abschiebeversuchen, Abschiebehaft, Trennung von
Angehorigen und sexuellen Ubergriffen im Lager konfrontiert worden sein. Das heiBt, die
Schutzlosigkeitserfahrungen und das Ohnmachtserleben — bei erhthtem Schutzbedarf — wird in die
deutschen Aufnahmeeinrichtungen mitgebracht. Dabei sind die Gebiiude oft frei zugénglich, die Zimmer
zum Teil nicht abschlieBbar, sanitire Anlagen befinden sich z.B. im Keller gegeniiber den Anlagen fiir
Ménner und werden aufgrund der hoheren Sauberkeit gerne von Miinnern mitgenutzt. Viele Franen sowic
Kinder haben gerade nachts Angst, alleine auf dic Toilette zu gehen, einige haben uns von unangenehmen
Situationen bis hin zu Ubergriffen berichtet, Besonders gefiihrdet sind allein stehende Frauen, sie werden
zB. von manchen Minnern als ,Freiwild® betrachtet. Hier bietet der Internationaler Frauentveff
»wWIR™ zumindest einen geschiitzten Raum fitr Sprache und ein Forum der Unterstiitzong an, sich durch

das Erzihlen des Erlebten zu entlasten.

Stille Operationalisicrung von Zielen

Der Internationale Frauentreff ,WIR™ bietel einen offenen Raum von Frauen fiir Frauen zum ,cinfach
Dasein®, mitgestalten und vernetzen. Der Frauentreft findet an 3 Nachmittagen bzw. Abenden in der
Woche (montags, mittwochs, freitags) statt. Eine weibliche Fachkraft mit Lebenserfahrung moderiert mit
Helferinmen aus dem arabischen Kulturraum Abende und Gespriichsrunden mit Erfahrungsaustausch und
Reflexion zu Themen rund um Alltag, Politik, Lebensweisen, Selbsthilfe. Die Ziele von ,, WIR® werden

still und verdeckt verfolgt, sic sind in den Veranstaltungen und Aktivitiiten als eigentlicher innerer Zweck

* Berlin-Institut fur Bevdlkerung und Entwicklung (2014), S. 15. el
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enthalten, Mitarbeiterinnen an den Tischen begleiten, beantworten Fragen und vermitteln das Gespriich,
und tun das ihre dafiir, dass sich die Besucherinnen wohl fithlen.

Im internationalen Fraventrefl geben vier [ir die Integration wichtige Handlungsfelder einen
zielfiihrenden Hintergrund ab. Ziel ist die frithe Integration in unsere Gesellschaft, beginnend mit ciner

gelingenden Orientierung durch Frauen fiir Frauen.

Handlungsfeld 1 .,Die gesellschaftliche Gleichberechtigung von Frauen®
Handlungsfeld 11: LBildung und Ausbildung®

Handlungsfeld II: LArbeit und Lebensunterhalt™

Handlungsfeld 1V: Freizeit: Interkulturelle Offiung fiir deutsche Lebenskultur®

Handlungsfeld I: »Die gesellschaftliche Gleichstellung von Franen®

Unseres Erachtens muss davon ausgegangen werden, dass die aus ewropiischer Sicht vorherrschende
Beschneidung der Frauenvechte und der diskriminierende Umgang mit Midehen und Fraven im
arabischen Kulturraum dic Ausbildung unangepasster und dysfunktionaler Haltungen in Form von
Unterwerfunpsneigungen bei neu zugewanderten Midchen und Frauen beglinstizt hat, Migrantinnen
kommen auch aus Gesellschaften nach Rendsburg, in denen Fraven (oft unausgesprochen) keinen hohen
Werl an sich haben, Positive Ausnalunen sind am chesten von Zuwanderern aus Tunesien und aus den
arabischen Grofstddlen sowie aus den Oberschichten zu erwarten. Die kulturelle Integration erfordert
deshalb schlichtweg auch eine Unterrichtung von Midchen und Frauen in ihren Rechten und in deutscher
Umgangskultur, Hiufig sind einfachste Regeln nicht bekannt. So ist gilt es fiir junge Migrantinnen zu
lernen, das Frauen ausnahmslos denselben Respekt einfordern diirfen, den ein Mann erwartet. Viele
Missverstindnisse beruhen auf Unkenntnis. Das Anlicheln eines Mannes von einer Frau bedeutet in
unserer Kultur eben keine , Anmache®. Eine kiirperliche Beriihrung oder cin kurzer Rock ist zuniichst
keine sexuelle Herausforderung in unserer Kultur, Médchen dilrfen, wenn sie sich von Minnern bedroht
fithlen, die Polizei anrufen. In diesem Handlungsfeld ,gesellschaftliche Gleichstellung von Frauen® sollen

kommuniziert werden

- Informationen iiber die Lebensbedingungen und Lebensgewohnheiten in der Bundesrepublik
Deutschland,

= Informationen iiber allgemeine gesellschaftliche Umgangsformen, Normen und Werten

- Informationen liber gesellschafiliche Umgangsformen mit Frauen, insbesondere auch tiber die
rechtliche und soziale Gleichstellung von Mann und Frau in unserer Gesellschaft,

- Uberzeugungsarbeit, Miidchen und Frauen einen "eigenen Wert" zuzuschreiben,

- Vorsichtiger Hinweis aufl den zeitgemiissen gesellschaftlich liberalen Umgang mit sexuellen
Orientierungen und éffentlichen LebensiuBerungen,

- Unterrichtung {iber Grenzen und Verbote, Benennung des ,,Nein",

- Ubung, wie eine Frau mit ménnlicher ,,Anmache® umgehen kann, was ist tolerierbar, was nicht?

= besondere Kurse und Aktivitiiten fiir die Frauen, deren Méinner sie nicht unterstiitzen

fa sl
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- Hinweis auf das Recht auf freic Arztwahl, Arztinnen bei Gesundheitsproblemen ausfindig
machen, Vermittlung von Therapeutinnen im Gesundheitswesen flir traumatisierte
Fliichtlingstrauen.

Handlungsfeld I1: wBildung und Auvsbhildung®

Im Internationalen Fraventrett’ \WIR®™ wird auf die Bedeutung der Bildungsabschliisse als den
Zugangsberechtigungen [lir besser bezahlte Arbeit und Wohlstand hingewiesen. Es wird ermuntert,

Bildungs- und Qualifikationsniveaus klidren und anerkennen zu lassen. Dazu gehért insbesondere

= Trauen bei der Anerkennung ihirer Zeugnisse helfen

- Begleitung bei der Anerkennung der ausliindischen Abschliisse, wenn welche vorhanden sind,

- Hinweise zum Zugangs zu Bildung, Ausbildung und Schulung,

- Unterstiltzung bei der Kompetenzfeststellung durch das Jobeenter,

- Férderung der deutschen Sprachkompetenz (Sprachkurse, DaZ-Klassen)

- Hinweis auf Integrationskurse, Trwerb von Dentschkenntnissen auBerhalb von [-Kursen,

- Unterstiitzung bei der Alphabetisierung als Grundvoraussetzung {Ur den Zugang zum Bildungs-
und Qualifizierongssystem.

Handlungsfeld III:  ,Arbeit und Lebensunterhalt®

Weiblichen Fliichtlingen sollte der Zugang zum Arbeitsmarkt und das Recht dazu (nach den gesetzlichen
Bestimmungen flir den Einzelfall) benannt und bei Bedarf ertffnet werden. Durch Beschéftigungen
ergeben sich ein strukiurierter Alltag und erweiterte Integrationsmiglichkeiten. Dabei ist die Kooperation
mit dem Jobcenter/Arbeilsagentur und den drtlichen Betrieben von hochrangiger Bedeutung.

Kommunikationsinhalte sollen sein

- bei sozial- und ausliinderrechtliche Fragenstellungen im Zusammenhang mit Leistungen nach dem
SGB Il und SGB XII, AsylbLG, Elterngeld, Schwerbehinderung, SGB V und $SGB VIII, Hinweise
aul Beratung geben und die Beratung vermitteln,

- Heranfilhrung an die Beratungs- und Betreuungsinstitutionen im Johcenter,

- Unterstiitzung bei der Arbeitswiinschen, Reflexion der dadurch entstehenden Konflikte,
Perspektiven behutsam entwickeln,

- Hinweis auf schulische und betriebliche Praktika oder ehrenamtliche Titigkeiten,

- Frauen bei der Suche nach Praktika und Arbeitsplitzen ermutigen und unterstiitzen.

Handlungsfeld 1V:  , Freizeit: Interkulturelle Offnung filr deutsche Lebenskultur®

Unbeachtet einer pluralistischen und interaktiven Integrationsauffassung scheinen Neuznwanderinnen
zundichst mit den bestehenden Kultur und Freizeiteinrichtungen vorlieb nehmen zu  milssen.

Zuwanderinnen werden sich auch &fThen miissen flir die Art und Weise, wie deutsche Kultur gelebt wird,

el
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Integration beginnt mit einer anfinglichen Anpassungsphase, erst spiterhin wird die Zuwanderin die
gegenwiirtige Kultur (Gesamtheit der geistigen, kilnstlerischen, gestaltenden Leistungen einer Gesellschaft
als Ausdruck der menschlichen Entwicklung) aktiv mitgestalten und zur Entwicklung des Bestehenden

beitragen. Das Angebot umfasst hier alltagsorienticrt

- ein offenes Café mit vielfiltigem Programm und Informationen, mit Dolmetscherinnen und
Kinderbetrenung

- Informationen iber Kultur- und Freizeitangebote im Quartier und in der Stadt,

- Informationen iiber geeignete Kontaktmdglichkeiten, Jugenddisko, Tanzabend usw.

- Unterstiitzung bei dem Bemithen zu kultureller Teilhabe (Mitglied in Sportversinen,
Freizeitaktivitiiten, Teilhabe an Kino, Theater, Ausstellungen usw.)

= Internetcafé flir Frauen

- Ausfliige

- Vermittlung in Deuntsch- und PC-Kurse

- weibliche Dolmetscherinnen fiir Frauen

- weibliche Paten filr dic Frauen

= Deutsch- und Alphabetisierungskurse nur fiir Frauen

- Radfaliren beibringen

- Hinweis auf mehrsprachige Literatur, insbesondere zum Themenschwerpunkt Gewalt ind
sexueller Missbrauch

- weiteres Kursangebot (z.B. Yoga und Selbstverteidigung)

- Feiern von Feslen, dreimal im Jahr Feierlichkeiten mit speziellem Kinderprogramm. Zu den

~ Feiern werden Ehrenamtliche, Unterstiitzerinnen eingeladen.

- Babypartys als Unterstiitzung fiir junge Miitter und zum Kniipfen von Kontakten,

- Kinderbetreuung fiir all diesc Zeiten, in denen die gefliichteten Frauen nur mal was [l sich
machen kénnen.

Die besondere Situation von allein stehenden jungen Médchen und ihver Schutzbedtirfiigkeit sollte
beriicksichtigt werden, Es sollte kultursensitiv aul die Einsamkeit, Konflikte und Kontaktbediirfnisse

eingegangen werden.

Netzwerkarbelten

Der Internationale Frauentreff ,WIR“ ist in ein sehr breites Netzwerk eingebettet. Die
Netzwerknutzung geschieht schnell und wirksam, da bereits itber die Migrationsberatungs-
dienste des Diakonischen Werkes eine sehr enge Vernetzung besteht. Es gibt eine schriftliche
Kooperationsvereinbarung mit  dem  Jobcenter  Rendsburg-Eckernfide und  eine
Kooperationsvereinbarung mit der VHS Rendsburger Ring e.V. Dank enger Kooperation mit
anderen Integrationstriigern (VIIS Rendsburg, UTS Rendsburg) werden dic Zuwanderinnen in
beide Institutionen gul vermitielt. Es besteht seit Anfang 2014 eine sehr gute Zusammenarbeit zu

den Teamleitern des Jobecenter Rendsburg-Eckernforde. Dadurch entstehen kurze und

D
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unkomplizierte Wege, so dass die auftretenden Probleme zeitnah geldst werden kénnen. Die

Griindung der DaZ-Zentren in den Berufsschulen 2014 erméglicht einen engen und vor allem
schnellen Austausch zwischen den Berufsschulen und den Migrationsdiensten im Diakonischen
Werk Rendsburg-Eckernforde. Es bestcht eine enge Zusammenarbeit mit dem Sprachscout
(Projekt der Diakonie Rendsburg-Eckemnfirde an den Schulen in Rendsburg) und weiteren

Migrationsfachdiensten mit schnellem und unkompliziertem Austausch.

Insbesondere der Jugendmigrationsdienst und die Migrationsberatung S-H der Diakonie
Rendsburg-Eckernfiirde kooperieren mit allen wichtigen Fachdiensten: Kreisverwaltung,
Stadtverwaltung, Verwaltungen der Gemeinden im Kreis Rendsburg-Eckernforde,
Landeskoordinatoren BAMF und Diakonischen Werkes Schleswig-Holslein, Jobcenter Kreis
Rendsburg-Eckernforde, Praxis ohne Grenzen, autonomes Frauenhaus Rendsburg,
Beratungssielle ,,Bella Donna* Rendsburg, Sprachkursanbieter (VHS Rendsburger Ring e V.,
UTS e.V.), Auslinderbehiirde sowie Jugendamt des Kreises Rendsburg-Eckernfirde, Sozialamit,
Stadt Rendsburg, Gleichstellungsbeauliragte von Stédten und Kreis, Fliichtlingsbeaullragler des
schleswig-holsteinischen Landtages, Bildungseinrichtungen, Schule Altstadt  Rendsburg,
Kronwerk Gymnasium Rendsburg, BBZ, Berufsschule Rendsburg, Streetworker (Jugendbiiro),
Imlandklinik  Rendsburg, Psychiatriec,  Polizei, Triger priventiver Jugendarbeit,
Kinderschutzbund, ISFA Rendsburg, DAZ-Zentren, KJHV, Pro Familia, Jugendamt des Kreises
Rendsburg-Eckernfrde, Landesamt [ir soziale Dienste des Landes Schleswig-Holstein,

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein.

Der Bereich Migration und Integration des Diakonischen Werkes Rendsburg-Eckernfirde wirkt
mit an der Beratungsstelle fiir ehrenamtliche Fltichilingshelfer und koordiniert die ehrenamtliche

Fliichtlingsarbeit in den Kirchengemeinden des Kirchenkreises,

Durch diese enge Vernetzung des Internationalen Frauentreff ,,WIR* entsteht ein erheblicher
Mehrwert. Die bestehende Vernelzung mitl einer Vielzahl von fachlich versiert handelnden
Akteuren sichert ein  sehr umfangreiches Angebot an  Inlegrationshilfen tiber die

Projekimiglichkeiten hinaus.

fasl
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Finanzierungsplan pro Jahr

Personalkosten

Projektmitarbeiterin  ca. 15 Std./Wo
Sprach- und Alphabetisierungstrainerin
Projektleitung

Dolmetscher, Honorare
Verbrauchsmittel

Kulturaktivitiiten

Gesamt

Projeltdaner

36 Monate

Erreichte Personen und Kosten pro Teilnehmer

Frauencaf€ durchschnittliche Teilnehmer
Kosten pro Teilnehmerin

Alphabetisierung 6 Std./Wo
Kosten pro Teilnehmerin

Erfolgsindikatoren

1. Teilnehmeranzahl
2. Anzahl erreichter Alphabetisierungen

Projektverantwortlicher

Ralf Kaufmann

Bereichsleiter Migration und Integration
Tel. 04331 — 6963 34
rkaufmannidiakonie-rd-eck.de
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Jahr Gesamt

20.000 € 60.000 €
10,000 € 30.000 €
2.000 € 6.000 €
2400€ 7.200€
S00€ 1.500 €
1,200 € 3.600€
36.100 € 108.300 €

20 Personen
4,17 €/5ud.

8 Personcn
5.21 €/81d,
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Finanzen Integrationsleistungen 22.11.2017

Integrationsmittel 2017 Stand 20.10.2017
Zur Verfiigung stehende Mittel 2017 300.000,00 €
Nicht verfiigte Mittel 2016 54.686,00 €
Gesamt 354.686,00 €
Bewilligt
Beantragte
Antragsteller Projekttitel Zielgruppe/Bemerkungen Zuschusshohe HA
Kreissportverband Sportfest 2017 Menschen mit mit Migrationshintergrund 10.000,00 16.06.2016
Schiilerinnen und Schiiler einer 11. Klasse und
Gymnasium Kronshagen Die Reise nach....., Kulturprojekt eine DAZ- Klasse 5.570,00 16.02.2017
Modellhaftes integriertes Anschlussmodul an
den Integrationskurs zur Vermittlung in den TN des vorausgegangen Kurses + neue TN
Nordkolleg Rendsburg Arbeitsmarkt mindestens B1 Niveau 45.000,00 09.03.2017
Diakonie Rendsburg Internationaler Frauentreff "WIR" Frauen mit Flucht und Migrationshintergrund 18.000,00 09.03.2017
Mutter und ihre Kinder(0-2 Jahre) mit
Diakonie Rendsburg Interkulturelles Mutterfrihstiick Migrations und Fluchthintergrund 16.300,00 09.03.2017
Fachbereich 3 Briicken bauen in friihe Bildung Kinder mit Migrationshintergrund im Kita- Alter 15.000,00 04.05.2017
Kinder und Jugendliche mit Flucht und
Diakonie Rendsburg Starke Kerle und starke Madchen Migrationshintergrund 25.000,00 01.06.2017
Flichtlingshilfe Rendsburg e.V. Interkulturelle Woche Interessierte Burgerinnen und Blrger 500,00 06.07.2017
Diakonie Integration von Fliichtlingsvatern Flichtlinge 21.500,00 05.10.2017
W.I.R. Rendsburg Unterstltzung der Ifd. Arbeit Flichtlinge 2.000,00 02.11.2017
Bewilligte MaBnahmen Stand 20.10.2017 158.870,00
Noch zur Verfiigung stehende Mittel 195.816,00

Beantragte MaBBnahmen

Gettorfer TV Anschaffung von Geraten Flichtlinge/andere Vereinsmitglieder 4.711,00 07.12.2017
Norkolleg Interkulturelles Kulturprojekt Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 91.800,00 07.12.2017
Diakonie Rendsburg Internationaler Frauentreff W.I.R. Frauen mit und ohne Migratonshintergrund 36.100,00 07.12.2017

Beantragte MaRnahmen, (iber die noch nicht

entschieden ist 132.611,00

verbleibende Mittel 63.205,00

W:\Entwiirfe\Michael.Wolf\Bescheide\2017\HHMittel 2017
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 22.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: V0O/2015/739-002
Status: offentlich
Datum: 07.11.2017
Federfuhrend: Ansprechpartner/in:  Ludwig, Carsten
FD 2.3 Zuwanderung Bearbeiter/in: Petersen, Jorn
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage
FB 2 Umwelt, Kommunal- und
Ordnungswesen
Riickkehrberatung
Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit
Offentlich Hauptausschuss Beratung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschliel3t, den Sperrvermerk fur die zweite Stelle, die im
Fachdienst Zuwanderung fur eine Riuckkehrberatung geschaffen wurde, zum
Haushaltsjahr 2018 aufzuheben..

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:

2. Sachverhalt:

In seiner Sitzung vom 03.12.2015 hat der Hauptausschuss beschlossen, zwei
unbefristete Stellen flr eine Ruckkehrberatung im Fachdienst Zuwanderung zu
schaffen, wobei eine Stelle mit einem Sperrvermerk versehen wurde. Uber die
Besetzung dieser Stelle sollte der Hauptausschuss sechs Monate nach Besetzung
der 1. Stelle entscheiden.

Nach Bewertung der Stelle mit EG 9c¢/A10 konnte die erste Stelle der
Ruckkehrberatung erstmalig zum 01.09.2016 besetzt werden. Nachdem die
Stelleninhaberin ihr Arbeitsverhaltnis zum 31.01.2017 geklndigt hatte, wurde die
Stelle zum 10.04.2017 durch eine hausinterne Umsetzung wiederbesetzt. Auch diese
Mitarbeiterin kindigte ihr Arbeitsverhaltnis zum 30.09.2017. Seitdem ist die Stelle
unbesetzt. Auf eine sofort erfolgte Stellenausschreibung sind keine ausreichend
qualifizierten Bewerbungen eingegangen. Folglich war die Stelle der
Ruckkehrberatung seit Januar 2016 lediglich 10,5 Monate tatsachlich besetzt. Der
Sperrvermerk fir die zweite Stelle wurde bislang nicht aufgehoben.

Vorubergehende leichte Steigerungen bei der Anzahl der freiwilligen Ausreisen
konnten aufgrund der nur kurzfristigen Besetzungen nicht verstetigt werden.
Insgesamt ist die Anzahl ricklaufig:

Anzahl der freiwilligen Ausreisen (Personen)

01.01.-30.06.2016 | 01.07.-31.12.2016 | 01.01.-30.06.2017 | 01.07.-31.10.2017

158 119 85 26
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Der Fachdienst Zuwanderung hat seit dem 01.07.2017 mit den besetzten Stellen
eine Struktur geschaffen, die ein zielorientierteres Vorgehen im Bereich der
freiwilligen Ausreise und der Aufenthaltsbeendigung ermdglicht. Es wurde der
Bereich ,Ruckkehrmanagement” mit einer Kapazitat von 5,1 Vollzeitaquivalenten
(VZA) gebildet, der direkt der Fachdienstleitung unterstellt ist Dieser soll sich
vorrangig damit befassen, die ausreisepflichtigen Auslanderinnen und Auslander
durch Fordern und Fordern zur Ausreise zu bewegen. Dabei hat die freiwillige
Ausreise aus humanitaren Grinden Vorrang vor einer zwangsweisen
Aufenthaltsbeendigung. Die Stellen sind aktuell mit EG 8 (2,0 VZA), mit A10 (2,0
VZA) und mit A11 (0,5 VZA) bewertet. Hinzu kommt ein vom
Bundeswirtschaftsministerium fiir ein Jahr abgeordneter Beamter (A10/0,6 VZA).

Stand Oktober 2017 wurde folgender Personenkreis betreut: 531 ausreisepflichtige
Asylbewerber und weitere 606 Personen, die bereits einen Ablehnungsbescheid des
BAMF erhalten haben, der aber, z.B. aufgrund einer eingereichten Klage, noch nicht
vollziehbar ist.

Bereits im Rahmen des Erstgespraches Uber die Ausreiseverpflichtung wird den
Betroffenen durch die Sachbearbeiterin bzw. den Sachbearbeiter (EG 8) Hilfe im
Rahmen einer Ruckkehrberatung angeboten. Dabei werden die Vorteile und
bestehenden Fordermdglichkeiten zur Unterstutzung der Ausreise aufgezeigt.
Besteht kein Interesse an einer freiwilligen Ausreise, wird das Verfahren zur
Aufenthaltsbeendigung durch die beiden dafur zustandigen Sachbearbeiterinnen
(A10) abgegeben.

Die seit Juli gemachten Erfahrungen zeigen, dass die Sachbearbeiterinnen und
Sachbearbeiter zu stark im Bereich der einfachen Verwaltungstatigkeiten
eingebunden sind und sich nicht ausreichend auf ihre Kernaufgaben konzentrieren
konnen. Durch Aktenhaltung, Eingabe von Mitteilungen anderer Behorden und
eingehender Bescheide geht wichtige Zeit verloren.

Die Mdoglichkeit, weitere Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter einzustellen, die
die Ruckkehrberatung durchfuhren, wird aktuell aufgrund der gemachten
Erfahrungen als wenig erfolgversprechend eingeschatzt. Da die Besetzung von EG
5-Stellen erfahrungsgemal zugig und erfolgreich verlauft, besteht deshalb seitens
der Verwaltung der Wunsch, beide Ruckkehrberatungs-Stellen fur die Einstellung
von zwei die Sachbearbeitung unterstitzenden Kraften zu nutzen, um die Anzahl der
freiwilligen Ausreisen zu steigern.

Da der Hauptausschuss flr eine der beiden Stellen einen Sperrvermerk beschlossen
hat, wird darum gebeten, diesen aufzuheben.

Eine Besetzung der Stellen konnte dann im Rahmen des Stellenplans und
Personalbudgets erfolgen.

Zur Sitzung am 30.08.2018 wird Uber die Ergebnisse und weitere Entwicklung im
Ruckkehrmanagement berichtet.

Finanzielle Auswirkungen: keine

Anlage/n:
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 20.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/358
Status: offentlich
Datum: 17.11.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Groeper, Sabine
S 05 Stabsstelle Finanzen Bearbeiter/in: Briick, Mira
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Haushaltsangelegenheiten;

Wahrnehmung von Vollstreckungsaufgaben fiir den Kreis Rendsburg-
Eckernférde durch dffentlich-rechtlichen Vertrag mit den Amtern und
Gemeinden

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Beratung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss stimmt dem Abschluss eines offentlich-rechtlichen Vertrages
zur Durchfuhrung von Vollzugsaufgaben bei der Vollstreckung von Forderungen des
Kreises zwischen dem Kreis Rendsburg-Eckernforde und den kreisangehdrigen
Amtern und Gemeinden zu.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Im Rahmen der Vollstreckung offentlicher-rechtlicher Geldforderungen gibt es eine
interkommunale Zusammenarbeit des Kreises Rendsburg-Eckernférde mit den
kreisangehdrigen Amtern und Gemeinden.

Dazu wurden mit den kreisangehorigen Kommunen Verwaltungsvereinbarungen zur
Ubertragung von Vollstreckungsaufgaben geschlossen. Diese Vereinbarungen
stammen gréRtenteils aus dem Jahr 1996.

Auf Empfehlung des Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages, Kreisverband
Rendsburg-Eckernférde, sind diese Verwaltungsvereinbarungen nun uberarbeitet
worden. In Zusammenarbeit mit dem Amt Mittelholstein ist ein Entwurf flr einen
neuen oOffentlich-rechtlichen Vertrag zur Durchfihrung von Vollzugsaufgaben bei der
Vollstreckung von Forderungen des Kreises erarbeitet worden. In diesem Entwurf
ist der Entschadigungsbetrag pro Vollstreckungsersuchen angepasst worden.
Darlber hinaus sind die Aufgaben des Kreises sowie der kreisangehdrigen Amter
und Gemeinden naher definiert worden.
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Ein Entwurf dieses offentlich-rechtlichen Vertrages zur Durchfihrung von
Vollzugsaufgaben bei der Vollstreckung von Forderungen des Kreises ist dieser
Vorlage als Anlage beigeftigt.

Der Entwurf befindet sich derzeit in der Abstimmung mit den Amtern und
Gemeinden. Mit den Stadten Rendsburg, Eckernférde und Budelsdorf soll auf dieser
Basis ebenfalls ein neuer Vertrag vereinbart werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Da zukunftig mehr Vollstreckungsaufgaben im Innendienst des Kreises Rendsburg-
Eckernférde Gbernommen werden, ist davon auszugehen, dass weniger
Vollstreckungsersuchen in den kreisangehorigen Bereich abgegeben werden. Trotz
der gestiegenen Entschadigungsbetrage flur Vollstreckungsersuchen ist somit nicht
mit mehr Aufwendungen fur 2018 zu rechnen

Anlage/n:
Entwurf des offentlich-rechtlichen Vertrages zur Durchfihrung von Vollzugsaufgaben
bei der Vollstreckung von Forderungen des Kreises
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Offentlich-rechtlicher Vertrag zur Durchfithrung von Vollzugsaufgaben bei der
Vollstreckung von Forderungen des Kreises

Auf der Grundlage des § 19 a des Gesetzes Uber kommunale Zusammenarbeit
(GkZ) in Verbindung mit § 121 des Landesverwaltungsgesetzes (LVWG), jeweils in
der zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrages geltenden Fassung, schlieen

der Kreis Rendsburg-Eckernférde \
vertreten durch den Landrat, nachfolgend ,Kreis" genannt,

und

das Amt/die Gemeinde...
vertreten durch................. , hachfolgend ,Amt/Gemeinde..." genannt,

den nachfolgenden 6ffentlich-rechtlichen Vertrag:

§ 1

Vertragsgegenstand

(1) Der Kreis Ubertragt dem Amt fur die 6ffentlich-rechtlichen Forderungen des
Kreises die Durchflihrung der Pfandung gemal} § 285 LVwG.

(2) Der Kreis verpflichtet sich, vor Abgabe des schriftlichen Vollstreckungsauftrages
an das Amt, alle ihm zur Verfiigung stehenden Informationsquellen auszuschépfen,
um insbesondere die Pfandung von Geldforderungen gemaf § 300 LVwG und die
Pfandung fortlaufender Beziige gemaR § 305 LVwG vorrangig selbst durchzufiihren.
Ausgenommen davon sind die BuRgeldforderungen aufgrund von
Verkehrsordnungswidrigkeiten. Diese Forderungen werden ohne vorherige
MaRnahmen an das Amt/die Gemeinde abgegeben.

(3) Die Pfandung durch das Amt/die Gemeinde erfolgt im AuRendienst durch das
Tatigwerden des Vollstreckungsbeamten. Der Auftrag des Vollstreckungsbeamten
umfasst die Pfandung von beweglichen Sachen sowie die Entgegennahme von
Bargeld oder Schecks zur Abwendung der Pfandung.

(4) Der Vollstreckungsbeamte sucht den Schuldner mehrfach (bis zu dreimal) zu
unterschiedlichen Zeiten auf. Sollten diese MaRnahme nicht zum Erfolg flihren, ist
das Vollstreckungsersuchen zeitnah mit eindeutigen Hinweisen an den Kreis zurlick
zu geben.
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§2
Entschadigung

(1) Das Amt/Gemeinde erhalt vom Kreis fur die Ausfuhrung der
Vollstreckungsersuchen eine Entschadigung in H6he von 36,00 € je Einzelfall.

(2) Die bei der Durchfiihrung der einzelnen Vollstreckungsersuchen von der
Amtskasse/Gemeindekasse errechneten und elngezogenen Gebiihren stehen dem
Amt /der Gemeinde zu.

§3
Abrechnung der Entschéadigung

Der Kreis rechnet mit dem Amt/der Gemeinde die Entschédigung nach § 2 dieses
Vertrages jeweils im Juni (Abrechnungszeitraum Dezember Vorjahr bis Mai
laufendes Jahr) und Dezember (Abrechnungszeitraum Juni bis November laufendes
Jahr) eines jeden Jahres unter Angabe der Anzahl der ausgefuhrten
Vollstreckungsauftrége ab.

§4

Vertragsbeginn, Vertragsanpassung und Kiindigung

(1) Dieser 6ffentlich-rechtliche Vertrag tritt mit Wirkung vom ............... in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Vereinbarung vom ....... aulder Kraft.

(2) Die Héhe der Entschadigung nach § 2 dieses Vertrages wird spatestens alle vier
Jahre Uberprift. Die erste Regelprifung erfolgt auf Basis des Jahres 2018 im Jahr
2019.

(3) Eine Kiindigung dieses 6ffentlich-rechtlichen Vertrages kann mit einer Frist von
sechs Monaten zum Ende eines jeden Kalenderjahres erfolgen.

§5

Erganzende Klauseln

Nebenabreden und Zuséatze zu diesem Vertrag bedirfen zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform. ‘

- Sollten sich einige Bestimmungen dieses Vertrages als nichtig erweisen, so wird
dadurch die Giiltigkeit des Vertrages im Ubrigen nicht beriihrt. Die Vertragsparteien
verpflichten sich vielmehr, die nichtigen Klauseln oder ihre Teile durch eine solche
Fassung zu ersetzen, die dem gewollten Ergebnis am nachsten kommt.
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Rendsburg, den....... Ort, den..............
Kreis Rendsburg-Eckernférde Amt/Gemeinde
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 17.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/359

Status: offentlich

Datum: 17.11.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in: Jeske-Paasch, Susanne
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Tel. 04331 202638

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Antrag auf Genehmigung uberplanmaiger Aufwendungen fur laufende
Unterkunftskosten und Heizung

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschliel3t die Genehmigung der UberplanmaRigen
Aufwendungen fur laufende Unterkunftskosten und Heizung
(Teilleistung 3121-1-000; Jobcenter).

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus dem beigefligten Antrag des Fachdienstes Soziale
Sicherung vom 15.11.2017 auf Genehmigung Uberplanmafiger Aufwendungen.

Finanzielle Auswirkungen:
600.000,00 Euro

Anlage:
Antrag auf Genehmigung Uberplanmafiger Aufwendungen des Fachdienstes Soziale
Sicherung vom 15.11.2017

Seite: 1/1



TOP 5.3

42 Rendsburg, 15.11.2017
FD/St )

Genehmigung liber-/auBerplanméBiger Aufwendungen/ Auszahlungen

Fir das
Haushaltsjahr 2017 Budget: 40301 Teilleistung: 3121-1-000

wird beantragt
K ein iberplanméaRiger Aufwand [] ein auRerplanméaRiger Aufwand
[] eine UberplanmaRige Auszahlung [ ] eine auRerplanmaRige Auszahlung

Bisheriger Ansatz: 36.156.600 € fur laufende Unterkunftskosten und Heizung
Bereits Uiber-/ auBerplanmagig bereitgestellt: 0,00 €

Noch verfligbar:
Zusatzlich benétigt: 600.000 €

Der Mehraufwand ist:

@ unabweisbar, z.B. wegen gesetzlicher oder vertraglicher Bindung oder

[1 nicht unabweisbar, Aufschub wére aber besonders unwirtschaftlich oder
[ budgetiert und kann aus dem Budget gedeckt werden

Begriindung (ggf. Anlage beifligen):
Urséchlich sind die Auswirkungen der Fliichtlingsproblematik und die insgesamt
gegeniiber den Vorjahren angestiegenen Bedarfsgemeinschafts-Zahlen.

Die Deckung @ kann erfolgen durch: geringere Aufwendungen im Budget 42301, hier

insbesondere bei den Hilfen fiir Asylbewerber.

[ kann nicht innerhalb des Fachbereiches/der Stabstelle erfolgen.
Der Antrag ist zu genehmigen durch:
[] die Leitung der Stabsstelle 05 (Betrage bis zur Héhe von 25.000,- €)
[ 1den Landrat (Betrage iiber 25.000,- € bis zu einer Héhe von 50.000,- €)
@den Hauptausschuss (Betrage tiber 50.000,- €)

iy 7 Yo Ll

" Geriehmigung:

Gemaén Antrag wird

[] einem Uber-/auRerplanmaRiger Aufwand
] einer Uiber-/auRerplanmaiige Auszahlung

In Héhe von: € gemaR § 95 d GO i.V.m. § 57 KrO zugestimmt

Unterschrift : p Datum
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 21.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/360
Status: offentlich
Datum: 20.11.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Groeper, Sabine
S 05 Stabsstelle Finanzen Bearbeiter/in: Groeper, Sabine
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Haushaltsangelegenheiten;

Beschlussfassung uber die Haushaltssatzung fir das Haushaltsjahr
2018

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit
foentlich Hauptausschuss Beratung
Offentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernférde Beratung

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag

e die Haushaltssatzung fur das Haushaltsjahr 2018 in der Fassung der
beigeflugten Veranderungslisten (Stand: 21.11.2017) und den in der Sitzung
am 07.12.2017 gefassten Beschllssen

e das Personalbudget 2018 in HOhe von 34.498.200 €

e den Stellenplan einschlieBlich der Anderungsliste und den in der Sitzung am
07.12.2017 gefassten Beschlissen

zu beschliel3en.
Der Kreistag beschlie3t auf Empfehlung des Hauptausschusses
e die Haushaltssatzung fur das Haushaltsjahr 2018 in der Fassung der
beigefligten Veranderungslisten (Stand: 21.11.2017) und den in der Sitzung
am 07.12.2017 gefassten Beschlussen

e das Personalbudget 2018 in Hohe von 34.498.200 €

e den Stellenplan einschlieBlich der Anderungsliste und den in der Sitzung am
07.12.2017 gefassten Beschlissen.
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1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:

entfallt

2. Sachverhalt:

TOP 5.4

Der Verwaltungsentwurf des Haushaltsplanes fur das Haushaltsjahr 2018 ist von den
Fachausschussen des Kreistages beraten worden. Die von den Fachausschussen
beschlossenen Anderungen des Haushaltsentwurfes sind in der als Anlage 1
beigefligten Veranderungsliste zusammengefasst (Stand: 21.11.2017).

Aus der beigefugten Veranderungsliste zum Haushaltsentwurf 2018 der Verwaltung
ergeben sich folgende Festsetzungen fur die Haushaltssatzung (Anlage 2).

Stand Stand
Verwaltungsentwurf | Veranderungsliste
2018 21.11.2017
Im Ergebnisplan 370.786.200 371.603.200
Gesamtbetrag der Ertrage 362.411.700 363.521.900
Gesamtbetrag der Aufwendungen 8.374.500 8.081.300
Jahresuberschuss
Im Finanzplan
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 364.308.700 364.981.800
laufender Verwaltungstatigkeit
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 351.748.500 352.744.600
laufender Verwaltungstatigkeit
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 5.283.500 5.283.500
Investitions- und
Finanzierungstatigkeit
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 11.772.700 11.872.700
Investitions- und
Finanzierungstatigkeit
Gesamtbetrag der Kredite fur 0 0
Investitionen und
Investitionsforderungsmallnahmen
Gesamtzahl der 0 0
Verpflichtungsermachtigungen
Hochstzahl der Kassenkredite 20.000.000 20.000.000
Gesamtzahl der im Stellenplan 637,99 641,99
ausgewiesenen Stellen
Umlagesatz fir die allgemeine 31v. H. 31v. H.

Kreisumlage

Im Teilhaushalt 547101 — Férderung des OPNV sind Haushaltsmittel fiir den
Masterplan Mobilitat in Hohe von 70.000 € im Haushaltsentwurf fur 1. MalRnahmen
aus dem Masterplan Mobilitat veranschlagt. Eine Freigabe dieser Haushaltsmittel soll

durch den Hauptausschuss erfolgen.

Nach Beratung im Regionalentwicklungsausschuss wurden zur Optimierung und
Erganzung des OPNV im Kreis im Bereich der klassischen Linienverbesserungen
und alternativen Bedienermodelle, beispielsweise durch Mallnahmen aus dem
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Masterplan Mobilitat zusatzlich 130.000 € vorgesehen. Die Freigabe dieser Mittel soll
durch den Regionalentwicklungsausschuss erfolgen.

Es sollte eine einheitliche Regelung zur Freigabe der Haushaltsmittel getroffen
werden.

Die Schulden entwickeln sich wie folgt:

30 Mio. €

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
mEkreditschulden ®@lnnere Darlehen

Die Schulden entwickeln sich im Haushaltsjahr 2018 voraussichtlich wie folgt:

Schuldenstand 31.12.2017 nach dem Stand Oktober 2017 4.392.800
Abzlglich ordentliche Tilgung 2018 2.963.600
Zuzuglich Kreditbedarf 2018 fur investive Mallnahmen 0
Zuzuglich Kassenkreditbedarf 0
Doppischer Schuldenstand 31.12.2018 1.429.200

Personalbudget 2018

Das Personalbudget 2018 belauft sich It. Haushaltsentwurf (siehe Vorbericht Seiten
15— 17) auf 34.198.000 €. Im Zuge der Haushaltsplanung und der Beratungen in
den Fachausschissen haben sich folgende Anderungen zum Personalbudget 2018
ergeben:

Bereich MaBRnahme Betrag Bemerkung

Alle Neuberechnung 78.400 | Die Berechnung
Besoldungserhéhung 2018 fur 2018 wurde
einschl. VAK- versehentlich auf
Aufwendungen (2,35 % ab Basis der bereits
01.01.2018) gekirzten

Seite: 3/5



TOP 5.4

Bereich MaBRnahme Betrag Bemerkung
Betrage flr die
Besoldung
vorgenommen.
Alle Neuberechnung 11.700 | Die Berechnung
Tariferhéhung 2018 (2,35 far 2018 wurde
% ab 01.03.2018) versehentlich auf
Basis der bereits
gekurzten
Betrage flr die
Bezuge
vorgenommen.
Fachbereich Zentrale | Bundesprogramm ,Bildung 28.900 | HA 05.10.2017
Dienste integriert” ab 01.07.2018
Einrichtung einer Stelle (EG
11) befristet fur 3 Jahre
Fachbereich Umwelt, | Einflhrung des Prostitu- 68.200 | HA 07.09.2017
Kommunal- und tionsschutzgesetzes
Ordnungsweisen Einrichtung einer Stelle
Fachbereich 1 Stelle erhohter 52.000 | REA 11.10.2017
Regionalentwicklung, | Beratungs- und
Bauen und Schule Prufungsbedarf
Schulerbeférderung (EG 8)
befristet auf 3 Jahre
Fachbereich Einstellung eines 61.000 | UBA 16.11.2017
Regionalentwicklung, | Technikers (EG 9) befristet
Bauen und Schule auf 2 Jahre
300.200

Unter Bertiicksichtigung der Beschliisse der Fachausschiisse und der Anderungen
aus der Haushaltsplanung 2018 ergibt sich fir das Personalbudget 2018 ein
Gesamtbetrag in Hohe von 34.498.200 €.

Stellenplan 2018

Nach dem Stellenplanquerschnitt ergibt sich im Verwaltungsentwurf 2018 eine
Gesamtzahl von 637,99 Stellen. Aufgrund der Veranderungen fir das
Personalbudget betragt die Gesamtzahl der Stellen fir 2018 nach der als Anlage 3
beigefligten Anderungsliste 641,99 Stellen.

Budgets 2018

Die Budgetregelungen wurden in der Sitzung des Kreistages am 14.12.2015
beschlossen und traten am 01.01.2016 in Kraft. Anlagen zu den Budgetregelungen
sind die Ubersicht Uber die gebildeten Budgets und die Ubersicht uber die Konten

der freiwilligen Leistungen. Die Budgetubersichten wurden fur 2018 Uberarbeitet dem
Stand der Verwaltungsorganisation ab 01.01.2018 angepasst. Folgende Anpassung
wurde vorgenommen:

Aufgrund der Anderung der Aufbauorganisation zum 01.01.2018 werden die
bisherigen Budgets 12102 Brand- und Katastrophenschutz und 12301
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Rettungsdienst dem Fachdienst Feuerwehr und Katastrophenschutz zugeordnet. Es
wurden daher folgende neuen Budgets geschaffen:

13101 Brand- und Katastrophenschutz mit den Teilhaushalten 126101 -
Brandschutz und 128101 Katastrophenschutz und 13301 Rettungsdienst mit dem
Teilhaushalt 127101 - Rettungsdienst.

Aufgelost wurde das Budget 23301 Asylunterkunft mit dem Teilhaushalt 315501 —
Gemeinschaftsunterkunft flir Asylbewerber.

Ebenfalls aufgeldst wurde das Budget 40301 Leistungen nach dem SGB Il mit dem
Teilhaushalt 312101 — Grundsicherung fur Arbeitssuchende (SGB Il). Dieser
Teilhaushalt wurde dem Budget 42301 Soziale Sicherung zugeordnet.

Die vorgeschlagenen Anderungen sind in der beigefligten Budgetiibersicht (Anlage

4) rot gekennzeichnet. Die Ubersicht tiber die Konten der freiwilligen Leistungen ist
dem Stand des Haushaltsentwurfes 2018 angepasst worden (Anlage 5)

Finanzielle Auswirkungen:
Siehe Sachverhalt

Anlage/n:
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Anlage 1
Seite 1
Veranderungsliste zum Haushaltsentwurf 2018 (Ergebnis-HH)
Ertrage Aufwendungen
Teil- neuer neuer Differenz Differenz Folgejahre
Nr. | Seite Leistun Zeile Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag Ertrage Aufwendung 20199_12021 Bemerkung
g 2018 2018 2018 2018 9 en
THH 111402 - Personal
1| 98 |1114-2-030] 13 52622... Fortbildung (neues Konto) - 20.000 - 20.000 Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern im Projektmanagement zentral
THH 111403 - Liegenschaftsmangement |
2| 103 [1114-3-034| 16a 524190 Sonstige Bewirtschaftungskosten 18.400 33.400 - 15.000 Quialifizierung von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern im Projektmanagement zentral
THH 122101 - Allgemeine Ordnungsangelegenheiten
- _— Verwaltungsgebiihren Prostitutionsschutzgesetz
3| 132 | 1221-1—010| 4 | 4311 |Gebuhren Prostitutionsschutzgesetz - 5.200 5.200 1.000 (HA 07.09.2017)
THH 122103 - Zuwanderung
- zusétzliche Verwaltungsgebihren Aufenthalt
4| 140 |1221-3-040 4 4311 Gebuhren Aufenthalt 170.000 177.200 7.200 7.200 durch Self-Service-Terminal
5| 140 (1221-3-040f 13 52312 Miete Self-Service-Terminal - 7.400 - 7.400 7.400 Mietkosten Self-Service-Terminal
THH 221102 - Schule am Noor
. In der Finanzplanung fir 2019 bis 2021 wurde
Interne Leistungsverrechnung baul 2019 303.000 versehentlich der Planwert fiir 2018
6| 178 |2211-2-000| 28 5811000522 Unterhaltung + Bewirtschaftung 558.400 558.400 ) ) ;8;2 53242188 fortgeschrieben. Die richtigen Planzahlen sind
' ' links genannt
THH 221105 - Férderzentrenangelegenheiten
2019: 18000 C i an den Forderzenren G des
7 190 [2211-5-000 6  |448000 Erstattung vom Bund - 18.000 18.000 - 22002201:.18.000 Kreises, befristet auf 3 Jahre (SSKB 13.11.17),
) Aufwand bei Konto 545400
2019:: 45.000 gk(:)hzucl)slc?zij;rr:)?:‘ginddeau::Ol'(r%setfzr:a:::en G des
8 190 [2211-5-000( 16 (545400 Erstattung an sonstige offentliche Trager - 45.000 -] - 45.000 220022012.45.008 Kreises, befristet auf 3 Jahre (SSKB 13.11.17),
) Ertrag bei Konto 448000
THH 263101 - Musikschulen
2019 : 285.300
9] 233 [2631-1-000] 15 |531800 Zuschusse fur den Musikunterricht 256.000 281.000 -] - 25.000 ;g;i ;gi;gg Die Anstellung einer 0,5 Kraft befristet fiir 2017
' ) wird ab 2018 entfristet (25.000 €)
THH 281101 - Heimat- und sonstige Kulturpflege
2019 : 54.000|Zuschuss an die Kreiskulturstiftung fur den
10 249 [2811-1-000| 15 |531800 Zuschusse fur den Musikunterricht 7.700 61.700 -] - 54.000 2020 : 54.000|Aktionsplan Kulturvermittiung fiir Kinder und
2021 : 54.000]|Jugendliche im Kreis, SSKB 13.11.17
THH 313901 - Dezentrale Betreuung Asylbewerber
Forderung Bund fiir Programm Forderung Bund fir Programm "Bildung
11| 308 |3139-1-020| 2 | 4140 "Bildung integriert” 60.200 81.400 21.200 integriert” 01.07.2018-30.06.2021
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Anlage 1
Seite 2
Ertrage Aufwendungen
Teil- neuer neuer Differenz Differenz Folgejahre
Nr. | Seite Leistun Zeile Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag Ertrage Aufwendung 20199_12021 Bemerkung
9 2018 2018 2018 2018 9 en
12| 308 |3139-1-010| 15 5318 Antrag B.undms 90/Die Griinen: Integration / 242,000 300.000 ) 58.000 Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
Sprachférderung 16.11.2017
13| 308 [3139-1-020| 16 54291, 54311 |EDV-Kosten, Reisekosten - 8.300 - 8.300 Sachkosten Programm "Bildung integriert”
THH 331101 - Forderung der Wohlfahrtspflege
Praxis ohne Grenzen Antrag Diakonie auf Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
l4| 331 |3311'3'OOO 15 5318 |Erh(‘jhung Kreiszuschuss fiir das Projekt 47.800 53.800 ) 6.000 16.11.2017
THH 331102 - Suchtberatung
15| 335 |3311_2_000| 15 | 4299 |Antrag SPD: Erhéhung Haushaltsposition 88.200 112.700 273.200 297700 24500 | - 24500 Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
Suchtberatung 16.11.2017
THH 361101 - Férderung von Kindern in Tageseinrichtungen
Beschluss JHA 15.11.2017-
. . Betriebskostenzuschuss Kreis(2.000.000.-€)
16 354 [3611-1-021] 15 531241 Zuw.Betriebskosten KITA -U 3 3.987.200 3.987.200 - 3.987.200 dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3--Betrag war schon
eingeplant!
Beschluss JHA 15.11.2017-
. Betriebskostenzuschuss Kreis(2.000.000.-€)
17 354 (3611-1-021] 15 531244 Zuw.Gemeinden KITA -U 3 2.578.300 2.578.300 - 2.578.300 dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3-Betrag war schon
eingeplant!
Beschluss JHA 15.11.2017-
. . Betriebskostenzuschuss Kreis(2.000.000.-€)
18| 354 |3611-1-021] 15 531841 Zuschuss Betriebskosten KITA -U 3 3.987.200 3.987.200 - 3.987.200 dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3--Betrag war schon
eingeplant!
Beschluss JHA 15.11.2017-
. Betriebskostenzuschuss Kreis(2.000.000.-€)
19( 354 [(3611-1-021] 15 531844 Zuschuss Gemeinden KITA -U 3 2.578.300 2.578.300 - 2.578.300 dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3-Betrag war schon
eingeplant!
THH 361201 - Tagespflege
20| 359 |3612-1-010| 15 53180  |zuschuss an ibrige Ifd. 7.000 7.000 . 7.000 |Beschluss JHA 15.11.2017- dauerhaft -Betrag
war schon eingeplant!
21| 359 (3612-1-010| 15 533220  |Soz.Leist.SGB VIl i.E. 2.057.000 2.107.000 - 50000 | 2.107.000 |Beschluss JHA 15.11.2017- Erohung fur 10
Tage Erstattung Krankheitsausfall
22| 359 |3612-1-020| 15 53180  |zuschuss an ibrige Ifd. 10.000 10.000 - 10.000 |Beschluss JHA 15.11.2017- dauerhaft -Betrag
war schon eingeplant!
THH 362101 - Jugenarbeit
23| 363 |3621—1—010| 15 | 53180  |Zuschuss an brige Ifd. 333.400 334.200 - 800 334.200 |Beschluss JHA 15.11.2017- Anpassung Kosten
Streetwork Eckernférde
THH 363602 - Pravention und Projekte
15.000 Beschluss JHA 15.11.2017- Eigenanteil
24| 405 [3636-2-040| 15 53180 Zuschuss an ubrige Ifd. 10.000 15.000 - 5.000 |(bis 2020) Bundesprogr.Mehrgenerationenhaus
10.000(2021) |Fam.bildungsstétte RD (2018-2020)
THH 367202 - Zuschiisse fur Familienzentren
Beschluss JHA 15.11.2017- Forderung 2 neuer
225.000 Familienzentren (2018-2020),Einrichtun
25( 417 [(3672-2-000| 15 53180 Zuschuss an ubrige Ifd. 559.700 619.700 - 60.000 [195.000 - I ' 9
o Elternkurse mit Familienzentren(2018)
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Anlage 1
Seite 3
Ertrage Aufwendungen
Teil- neuer neuer Differenz Differenz Folgejahre
Nr. | Seite Leistun Zeile Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag Ertrage Aufwendung 20199_12021 Bemerkung
9 2018 2018 2018 2018 9 en
THH 411101 - Krankenhausfinanzierung
Neuberechnung nach Festsetzung
] - . Einwohnerzahl Stand: 31.03.2016
26| 432 |4111-1-000] 15 5311 Krankenhausinvestitionskostenbeitrag 4.699.200 4.722.200 - 23.000 Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
16.11.2017
THH 412101 - Sozialpsychatrischer Dienst
27| 440 la121-1-020] 15 4299 Antrag SPD: Erhéhung Haushaltsposition 50200 64.100 84.700 98.600 13.900 | - 13.900 Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
SPD 16.11.2017
THH 537101 - Abfallwirtschaft
2019: 687.400
28| 493 [5371-1-000| 4 306.200 450.100 143.900 2020: 868.900
4381 Auflosung Geb.ausgleich 2021: 899.500
2019:
17.347.300
2020:
29( 493 [5371-1-000f 5 44622 Abfallentgelt neu 16.964.600 | 17.172.200 207.600 17.690.200
2021:
18.539.900
2019:
5.620.600
30| 493 [5371-1-000( 6 4482 Erstattung Gemeinde 5.685.600 5.588.200 97.400 2020:
5.685.600
2021: 126.000{0rV
2019:
22.957.400
31| 493 |5371-1-000| 16a 5455 Erstattg. an verb. Untern. 22.259.600 22.513.700 - 254.100 23 542032&
2021:
18.866.400|Festpreis und 6rV
THH 542101 - KreisstraBen
Anpassung bei Erlauterung:
Die eingestellten Mittel flr die
32| 503 [5421-1-011| 16a 545190  |Erstattungen an das Land Sonstiges Deckenerneuerungen auf Kreisstraien sowie
dem Sonderprogramm zur Sanierung und
Ertlichtigung von Radwegen an Kreisstraen
sind gegenseitig deckungsfahig
THH 547101 - Forderung des OPNV [
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Anlage 1
Seite 4
Ertrage Aufwendungen
Teil- neuer neuer Differenz Differenz Folgejahre
Nr. | Seite Leistun Zeile Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag Ertrage Aufwendung 20199_12021 Bemerkung
9 2018 2018 2018 2018 9 en
Optimierung und Erganzung des OPNV im Kreis
RD-ECK im Bereich der klassischen
Linienverbesserungen und alternativer
Bedienmodelle, beispielsweise durch
MaRnahmen aus dem Masterplan Mobilitét.
Freigabe der HH-Mittel von 130.000 € soll durch
Geschéftsaufwand 2019: 80.100 ii?niriﬁner'fo'gen
33| 506 [5471-1-000| 16 543181 80.100 210.100 - | - 130.000 | 2020: 80.100 9: . .
Gutachten 2021 10.100 Im HH-Entwurf 2018 sind 70.000 € fur 1.

T MaRnahmen aus dem Masterplan Mobilitat
veranschlagt. Eine Freigabe dieser HH-Mittel soll
durch den HA erfolgen.

Es sollte eine einheitliche Regelung getroffen
werden, wer die Freigabe der HH-Mittel erteilt
(derzeit HA Uber 70.000 € und REA Uber 130.000
€).
THH 561101 - UmweltschutzmaBnahmen
L Beschluss UBA 16.11.17 zum Antrag der SPD
34| |5611_1_021| 16a 5458 Erstatig. An Ubrige ) 10.000 N 10.000 “["Unterstiitzung v. Proj. zur Abfallvermeidung"
THH 611101 - Steuern, Allgemeine Zuweisungen und Umlagen
Zuweisung fur ein kommunales
35| 536 [6111-1-000[ 2 4141 Ifd. Zuweisung Land 1.407.400 1.880.300 472.900 - Infrastrukturprogramm aufgrund Kommunalpaket
1]
diverse THH - Personalbudget
36 5011 Neuberechnung Besoldungserhéhung 4.221.700 4.300.100 - 78.400
37 5012 Neuberechnung Tariferhéhung 23.314.800 23.326.500 - 11.700
Zur Unterstltzung der Umsetzung der
38 1114-3-000 Div. Einstellung eines Technikers - befristet auf 2 575.100 636.100 B 61.000 Sc_)nderprogramme_ fir Bau mit Schwerpunkt auf
Jahre Klimaschutz und Bildung an den Schulen
UBA 16.11.2017
39 1221-1-010 div. Stelle Prostitutionsschutzgesetz 158.900 227.100 - 68.200 HA 07.09.2017
. . . Erhohter Beratungs- und Prifungsbedarf
40 2411-1-000 div. Stelle Schulerbeforderung 272.100 324.100 - 52.000 Schiilerbeforderung REA 11.10.2017
41 3139-1-020 div. Stelle Programm Bildung integriert 42.500 71.400 - 28.900 HA 05.10.2017
Zwischensumme 817.000 -1.110.200
Differenz Ertrage insgesamt 817.000
abziglich Differenz Aufwand  -1.110.200
ergibt Haushaltsverschlechterung -293.200
Haushaltssatzung - Haushaltsentwurf Ertrage 370.786.200
Aufwand 362.411.700
Jahresuiberschuss _ 8.374.500
Haushaltssatzung - Endultiger Haushalt Ertrage 371.603.200
Aufwand 363.521.900
Jahresiberschuss  8.081.300
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Anlage 1
Veranderungsliste zum Haushaltsentwurf 2018 (Finanz-HH Ifd. Vw.) Seite 1
Einzahlung Auszahlung
. neuer neuer . . .
Nr. | Seite Le1i—set|l|1-n Zeile] Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag E?r:fzfaer:lle:: Aglsf?;ﬁgﬁ Zgllggszagzrf Bemerkung
g 2018 2018 2018 2018 g g
THH 111402 - Personal
1| 98 [1114-2-030] 13 | 72622... |Fortbildung (neues Konto) ; 20.000 - 20.000 Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Projektmanagement zentral
THH 111403 - Liegenschaftsmangement
2| 103 |1114-3-034[ 16a | 724190 |Sonstige Bewirtschaftungskosten 18.400 33.400 - 15.000 Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Projektmanagement zentral
THH 122101 - Allgemeine Ordnungsangelegenheiten
. _— Verwaltungsgebuhren Prostitutionsschutzgesetz
3| 132 [1221-1-010] 4 6311 |Geblhren Prostitutionsschutzgesetz 0 5.200 5.200 1.000 (HA 07.09.2017)
THH 122103 - Zuwanderung
. zusétzliche Verwaltungsgebuhren Aufenthalt durch
4 140 (1221-3-040| 4 6311 |Gebuhren Aufenthalt 170.000 177.200 7.200 7.200 Self-Service-Terminal
5| 140 |1221-3-040| 13 | 752312 |Miete Self-Service-Terminal - 7.400 - 7.400 7.400 |\rietkosten Self-Service-Terminal
THH 221105 - Férdertentrenangelegenheiten
2019: 18000(G 0 UL e an den Forderzenten G des
6 | 191 (2211-5-000| 6 648000 Erstattung vom Bund 0 18.000 18.000 0 2020:2152.;).()8 Kreises, befristet auf 3 Jahre (SSKB 13.11.17),
" ~|Aufwand bei Konto 745400
. Ab 2018 Sachaufwand fiir Kosten fir
Erstattung an sonstige 6ffentliche 2019: 45.000 Schulsozialarbeit an den Forderzentren G des
7 | 191 [2211-5-0000 15 | 745400 g an sonstig 0 45.000 0 -45.000 | 2020: 45.000|>" .
Trager 2021: 0 Kreises, befristet auf 3 Jahre (SSKB 13.11.17),
" “|Ertrag bei Konto 648000
THH 263101 - Musikschulen
2018: 171,200 0 rattwid b 2016 et
8 | 234 [2631-1-000] 14 731800 Zuschusse 256.000 166.900 0 89.100 |2020: 175.600 ung ! o e PR
2021: 180100 (25.000 €) und Planwert fur die fiktive Miete ist nicht
' ) im Finanzplan zu veranschlagen (-114.100 €)
THH 281101 - Heimat und sonstige Kulturpflege
2019: 54.000|Zuschuss an die Kreiskulturstiftung fur den
9 | 250 |2811-1-000f 14 731800 | Zuschusse fur den Musikunterricht 7.700 61.700 0 -54.000 | 2020: 54.000|Aktionsplan Kulturvermittlung fur Kinder und
2021: 54.000]/Jugendliche im Kreis, SSKB 13.11.17
THH 313901 - Dezentrale Betreuung Asylbewerber
Forderung Bund fur Programm Foérderung Bund fur Programm "Bildung integriert"
11| 308 (3139-1-020| 2 4140 "Bildung integriert” 60.200 81.400 21.200 01.07.2018-30.06.2021
12| 308 [3139-1-010 15 531g |Antrag Bundnis 90/Die Grinen: 242,000 300,000 58000 Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
Integration / Sprachférderung 16.11.2017
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. Alllage L
Einzahlung Auszahlung Seite 2
. neuer neuer . . .
Nr. | Seite LeTsilL_n Zeile| Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag E?r:fzf:r:i:]rf AEISZZLTEi I;?)Ilggéjza(?zrf Bemerkung
9 2018 2018 2018 2018 9 9
13| 308 |3139-1-020| 16 }4291, 5431|EDV-Kosten, Reisekosten - 8.300 - 8.300 Sachkosten Programm "Bildung integriert”
THH 331101 - Férderung der Wohlfahrtspflege
Praxis ohne Grenzen Antrag Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
14( 331 |3311-3-000] 15 7318 Diakonie auf Erhéhung 47.800 53.800 - 6.000 16.11.2017
THH 331102 - Suchtberatung
15| 335 |3311-2-000] 15 6299 Antrag SPD: I?rhohung 88.200,00 112.700,00 273.200,00 297.700,00 24.500 i 24.500 Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
Haushaltsposition Suchtberatung 16.11.2017
THH 361101 - Férderung von Kindern in Tageseinrichtungen
Beschluss JHA 15.11.2017-Betriebskostenzuschuss
16| 354 [3611-1-021| 15 | 731241 |Zuw.Betriebskosten KITA -U 3 3.987.200 3.987.200 - 3.987.200 |Kreis(2.000.000.-€) dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3--
Betrag war schon eingeplant!
Beschluss JHA 15.11.2017-Betriebskostenzuschuss
17| 354 [3611-1-021f 15 731244 |Zuw.Gemeinden KITA -U 3 2.578.300 2.578.300 - 2.578.300 |Kreis(2.000.000.-€) dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3--
Betrag war schon eingeplant!
Beschluss JHA 15.11.2017-Betriebskostenzuschuss
18( 354 |3611-1-021] 15 731841 |Zuschuss Betriebskosten KITA -U 3 3.987.200 3.987.200 - 3.987.200 |Kreis(2.000.000.-€) dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3--
Betrag war schon eingeplant!
Beschluss JHA 15.11.2017-Betriebskostenzuschuss
19| 354 (3611-1-021f 15 731844 |Zuschuss Gemeinden KITA -U 3 2.578.300 2.578.300 - 2.578.300 |Kreis(2.000.000.-€) dauerhaft 2/3 U3 und 1/3 U3--
Betrag war schon eingeplant!
THH 361201 - Tagespflege
20| 359 [3612-1-010| 15 | 73180 |Zuschuss an tibrige Ifd. 7.000 7.000 . 7.000 |Beschiuss JHA 15.11.2017- dauerhaft -Betrag war
schon eingeplant!
21| 359 [3612-1-010 15 | 733220 |Soz.Leist.SGB VIII i.E. 2.057.000 | 2.107.000 - 50.000 2.107.000 |BeSchluss JHA 15.11.2017- Erhohung flr 10 Tage
Erstattung Krankheitsausfall
22| 359 |3612-1-020] 15 | 73180 |Zuschuss an dbrige Ifd. 10.000 10.000 - 10.000 |BeSchluss JHA 15.11.2017- dauerhaft -Betrag war
schon eingeplant!
THH 362101 - Jugenarbeit
23| 363 [3621-1-010| 15 | 73180 |Zuschuss an wbrige Ifd. 333.400 334.200 - 800 334200 |Beschluss JHA 15.11.2017- Anpassung Kosten
Streetwork Eckernférde
THH 363602 - Pravention und Projekte
15.000 Beschluss JHA 15.11.2017- Eigenanteil
24| 405 |3636-2-040| 15 73180 |Zuschuss an ubrige Ifd. 10.000 15.000 - 5.000 ((bis 2020) Bundesprogr.Mehrgenerationenhaus
10.000(2021) |Fam.bildungsstatte RD (2018-2020)
THH 367202 - Zuschusse fir Familienzentren
Beschluss JHA 15.11.2017- Férderung 2 neuer
225.000 Familienzentren (2018-2020),Einrichtun
25| 417 [3672-2-000] 15 73180 |Zuschuss an ubrige Ifd. 559.700 619.700 - 60.000 [195.000 . . ’ 9
0 Elternkurse mit Familienzentren(2018)
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. Alllage L
Einzahlung Auszahlung Seite 3
. neuer neuer . . .
Nr. | Seite LeTsilL_n Zeile| Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag E?r:fzf:r:i:]rf AEISZZLTEi I;?)Ilggéjza(?zrf Bemerkung
9 2018 2018 2018 2018 9 9
THH 411101 - Krankenhausfinanzierung
Neuberechnung nach Festsetzung
26| 432 |4111-1-000] 15 | 7311 |Krankenhausinvestitionskostenbeitrag 4.699.200 | 4.722.200 - 23.000 Einwohnerzahl Stand: 31.03.2016
Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
16.11.2017
THH 412101 - Sozialpsychatrischer Dienst
27| 440 |a121-1-0200 15 | 209 [ANFAY SPD: Erhhung 50.200,00 | 64.100,00 | 84.700,00 | 98.600,00 | 13.900,00 |-  13.900 Beschluss Sozial- und Gesundheitsausschuss
Haushaltsposition SPD 16.11.2017
THH 537101 - Abfallwirtschaft
2019:
17.347.300
2020:
28| 493 [5371-1-000( 5 64622 |Abfallentgelt neu 16.964.600 | 17.172.200 207.600 17.690.200
2021:
18.539.900
2019:
5.620.600
29| 493 [5371-1-000( 6 6482 |Erstattung Gemeinde 5.685.600 5.588.200 - 97.400 2020:
5.685.600
2021: 126.000 BrvV
2019:
22.957.400
30( 493 |5371-1-000| 16a 7455  |Erstattg. an verb. Untern. 22.259.600 22.513.700 - 254.100 23 542032&
2021:
18.866.400| Festpreis und 6rvV
THH 542101 - Kreisstral3en
Anpassung bei Erlauterung:
31| 503 |5421-1-011f 16a | 545190 |Erstattungen an das Land Sonstiges Die emgestellten M'm.el fur die Deckenerneuerungen
auf KreisstraBen sowie dem Sonderprogramm zur
Sanierung und Ertiichtigung von Radwegen an
KreisstralBen sind gegenseitig deckungsféahig
THH 547101 - Férderung des OPNV
. Optimierung und Erganzung des OPNV im Kreis RD-
Geschéftsauszahlung 2019 80.100 ECK im Bereich der klassischen
32| 507 |5471-1-000[ 15 743181 Gutachten 80.100,00 210.100,00 0,00 - 130.000 ;8;2 igigg Linienverbesserungen und alternativer
T Bedienmodelle
THH 561101 - UmweltschutzmaRnahmen
33 5611-1-021| 16a | 5458 |Erstattg. An Ubrige . 10.000 - |- 10000 |Beschluss UBA 16.11.17 zum Antrag der SPD
Unterstltzung v. Proj. zur Abfallvermeidung

THH 611101 - Steuern, Allgemeine Zuweisungen und Umlagen
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- AMage L
Einzahlung Auszahlung Seite 4
. neuer neuer . . .
Nr. | Seite LeTsilL-n Zeile| Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag E?r:fzf:r:i:]rf AE'SZZLT&Z] I;?)Ilggéjza(?zrf Bemerkung
9 2018 2018 2018 2018 9 9
34| 536 |6111-1-000] 2 6141 |Ifd. Zuweisung Land 1.407.400 1.880.300 472.900 - Zuweisung fur ein kommunales
Infrastrukturprogramm aufgrund Kommunalpaket Il
diverse THH - Personalbudget |
35 7011 |Neuberechnung Besoldungserhéhung 4.221.700 4.300.100 - 78.400
36 7012  |Neuberechnung Tariferh6hung 23.314.800 | 23.326.500 - 11.700
Zur Unterstutzung der Umsetzung der
2 . Einstellung eines Technikers - ) Sonderprogramme fiir Bau mit Schwerpunkt auf
37 1114-3-000 Div. befristet auf 2 Jahre 575.100 636.100 61.000 Klimaschutz und Bildung an den Schulen
UBA 16.11.2017
38 1221-1-010 div. Stelle Prostitutionsschutzgesetz 158.900 227.100 - 68.200 HA 07.09.2017
. . . Erhohter Beratungs- und Prifungsbedarf
39 2411-1-000| div. Stelle Schilerbeférderung 272.100 324.100 - 52.000 Schiilerbeférderung REA 11.10.2017
40 3139-1-020] div. Stelle Programm Bildung integriert 42.500 71.400 - 28.900 HA 05.10.2017
Zwischensumme 673.100 -996.100
Differenz Einzahlungen insgesamt 673.100
abzlglich Differenz Auszahlungen -996.100
ergibt Haushaltsverbesserung/-verschlechterung -323.000




Veranderungsliste zum Haushaltsentwurf 2018 (Finanz-HH investiv)

Einzahlung Auszahlung
. neuer neuer ’ . .
Nr. | Seite LeiTsilllj-n Zeile| Konto Bezeichnung Haushalt Betrag Haushalt Betrag E?r:fzf:r:ﬁ;f Aelsfzf;elzﬁ ';%llgfggf Bemerkung
9 2018 2018 2018 2018 9 9
THH 111203 - Schulaufsicht
Erwerb von beweglichem 2019: 0|In der Finanzplanung fiir 2019 bis 2021 wurde vom
1 80 |1112-3-000| 29 783100 °g 500.000 500.000 0 0 2020: 0|System der Planwert fur 2018 fortgeschrieben. Die
Anlagevermogen O A
2021: 0|richtigen Planzahlen sind links genannt
THH 111403 - Liegenschaftsmanagement
Nachrustung Photovoltaik im Zuge 2019: | Der Betrag ist noch von der Verwaltung zu ermitteln
2 | 103 |1114-3-007| 29 7831 der Erneuerung der Dachflache im 0 0 0 2020: (und spatestens zur Sitzung des Hauptausschusses
Bereich 2021:|nachzureichen;
THH 221102 - Schule am Noor
Erwerb von beweglichem 2019: 16.000|In der Finanzplanung fiir 2019 bis 2021 wurde vom
3 | 179 |2211-2-000| 29 783100 Anla everm‘ogen 311.700 311.700 0 0 | 2020: 16.000|System der Planwert fur 2018 fortgeschrieben. Die
d g 2021: 16.000]richtigen Planzahlen sind links genannt
THH 221103 - Schule Hochfeld
Erwerb von beweglichem 2019: 14.200|In der Finanzplanung fir 2019 bis 2021 wurde vom
4 | 183 (2211-3-000f 29 783100 Anla everm‘ogen 286.000 286.000 0 0 | 2020: 14.200|System der Planwert fur 2018 fortgeschrieben. Die
d g 2021: 14.200]richtigen Planzahlen sind links genannt
THH 221104 - Schule an den Eichen
Erwerb von beweglichem 2019: 15.000|In der Finanzplanung fiir 2019 bis 2021 wurde vom
5 | 187 |2211-4-000 29 783100 Anla everm‘ogen 257.700 257.700 0 0 | 2020: 15.000(System der Planwert fur 2018 fortgeschrieben. Die
d g 2021: 15.000]richtigen Planzahlen sind links genannt
THH 233201 - Berufsbildzungszentrum Rendsburg - Eckernférde
2019: 135.800|In der Finanzplanung fur 2019 bis 2021 wurde vom
6 | 202 |2332-1-000| 27 781530 Zuwendung fiir Investitionen 1.124.300 1.124.300 0 0 |2020: 135.800(|System der Planwert fir 2018 fortgeschrieben. Die
2021: 135.800(richtigen Planzahlen sind links genannt
THH 233202 - Berufsbildungszentrum am NOK
2019: 148.300(In der Finanzplanung fiir 2019 bis 2021 wurde vom
7 | 206 |2332-2-000| 27 781530 Zuwendung fiir Investitionen 838.300 838.300 0 0 |2020: 148.300|System der Planwert fir 2018 fortgeschrieben. Die
2021: 148.300(richtigen Planzahlen sind links genannt
THH 421101 - Férderung des Sports
2019: 200.000(Beschluss SSKB 13.11.2017-
8 460 |4211-1-010| 27 78180 Zuw.an Ubrige Investitionen 0 100.000 0 -100.000 |2020: 200.000|Investitionskostenférderung fir vereinseigene
2021: 0|Sportstatten (2018-2020)
Zwischensumme 0 -100.000
Differenz Einzahlungen insgesamt 0
abziglich Differenz Auszahlungen -100.000
ergibt Haushaltsverbesserung/-verschlechterung -100.000

21.11.2017
Anlage 1
Seitel



21.11.2017

Anlage 1
Seitel
Veradnderungsliste zum Haushaltsentwurf 2018 (Finanz-HH Ifd. Vw.)
Differenz Einzahlungen insgesamt 673.100
abziglich Differenz Auszahlungen -996.100
ergibt Haushaltsverbesserung/-verschlechterung -323.000
Veradnderungsliste zum Haushaltsentwurf 2018 (Finanz-HH investiv)
Differenz Einzahlungen insgesamt 0
abzuglich Differenz Auszahlungen -100.000
ergibt Haushaltsverbesserung/-verschlechterung -100.000
Gesamt (Ifd. Vw. + investiv) -423.000
Haushaltssatzung - Haushaltsentwurf Einzahlungen 364.308.700
Ifd. Verwaltungstatigkeit Auszahlungen 351.748.500
Haushaltssatzung - Haushaltsentwurf Einzahlungen 5.283.500
Invest. & Finanz. Auszahlungen 11.772.700

Haushaltssatzung - Endgultiger Haushalt  Einzahlungen 364.981.800
Ifd. Verwaltungstatigkeit Auszahlungen 352.744.600

Haushaltssatzung - Endgiltiger Haushalt  Einzahlungen 5.283.500
Invest. & Finanz. Auszahlungen 11.872.700



TOP 5.4

HAUSHALTSSATZUNG
DES KREISES RENDSBURG-ECKERNFORDE
FUR DAS HAUSHALTSJAHR 2018
Aufgrund des § 57 der Kreisordnung in Verbindung mit den 88§ 95 ff. der Gemeindeord-
nung wird nach Beschluss des Kreistages vom 18.12.2017 folgende Haushaltssatzung
erlassen:
§1
Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2018 wird

1. im Ergebnisplan mit

einem Gesamtbetrag der Ertrage auf 371.603.200 EUR

einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 363.521.900 EUR

einem Jahresuberschuss 8.031.300 EUR
und

2. im Finanzplan mit
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender

Verwaltungstatigkeit auf 364.981.800 EUR
einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender

Verwaltungstatigkeit 352.744.600 EUR
einem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitions-

tatigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf 5.283.500 EUR
einem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitions-

tatigkeit und der Finanzierungstatigkeit auf 11.872.700 EUR

festgesetzt.
§2

Es werden festgesetzt:
1. der Gesamtbetrag der Kredite fur

Investitionen und Investitionsférderungsmafinahmen auf 0 EUR
2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen auf 0 EUR
3. der Hochstbetrag der Kassenkredite auf 20.000.000 EUR

4. die Gesamtzahl der im Stellenplan ausgewiesenen Stellen auf 641,99 Stellen



TOP 5.4

§3

Der Umlagesatz fur die allgemeine Kreisumlage wird einheitlich auf 31 v. H.
festgesetzt.

84
Der Hochstbetrag fur unerhebliche Uber- und aulRerplanméafige Aufwendungen und
Auszahlungen und Verpflichtungserméachtigungen, fir deren Leistung oder Eingehung

der Landrat seine Zustimmung nach § 95 d und 8 95 f Gemeindeordnung erteilen kann,
betragt 50.000 EUR. Die Genehmigung des Kreistages gilt in diesen Fallen als erteilt.

Rendsburg, den

Landrat



Anderungsliste zum Stellenplanentwurf 2018 vom 28.09.2017

Kreis Rendsburg-Eckernforde

Der Landrat

Fachbereich 1

Fachdienst

11

Neu geschaffene Stellen

21.11.2017

St.PI.-Nr. | Fachbereich Fachdienst EG/BesGr Stellenanteil Bemerkungen
co 13
59417 FB 2 FD 2.1 A 10 1,000 Prostituiertenschutzgesetz
59437 FB5 FD 5.1 EG9a 1,000 Mitteilung SO5 - Techniker
59419 FB5 FD 5.3 EG 8 1,000 kw 2021 - Schilerbeférderung
Summe neu: 4,000




Umwandlung von Stellen

EG/BesGr | EG/BesGr Stellenanteil

St.Pl.-Nr. | Fachbereich Fachdienst alt neu alt Bemerkungen
30012 FB 1 FD 1.1 EG 6 EG 8 Stellenneubewertung
31002 FB 1 FD 1.1 EG 8 EG 9a Stellenneubewertung
212002 FB 1 FD 1.2 EG 8 EG 6 1,000 Stellenneubewertung
32002 FB 1 FD 1.2 Al4 A 13 1,000 Entscheidung Landrat
53221 FB 1 FB 2 EG 8 EG9c 1,000 Lt. Auskunft var';gé;i;clilljirssvtsrl]lqelazuzosltgIIenpool gem.
210002 FD 1.2 FD 1.3 Al2 A 13 1,000 Anderung Aufbauorganisation
233018 FB 2 FD 2.1 EG5 EG 6 Ergebnis Stellenbewertung

Entscheidung Landrat:

200001 FB 2 A 16 B2 1,000 dauerhafte Vertretung als untere Landesbehérde
53205 FB 3 FD 3.2 EG 9 EG9b 1,000 Stellenneubewertung
53206 FB 3 FD 3.2 EG 9 EG9b 1,000 Stellenneubewertung
422007 FB 4 FD 4.2 EG 9 EG9b 1,000 Stellenneubewertung
422010 FB 4 FD 4.2 EG 9 EG9b 1,000 Stellenneubewertung

410001 FB 4 FD 4.1 A 13 Al4 1,000 Stellenneubewertung muss noch durchgefiihrt werden




St.Pl.-Nr. | Fachbereich Fachdienst EG/EESGr EGgBeiSGr Stellearllflnteil Bemerkungen
40079 FB 5 FD 5.4 EG 9/9a EG9b 1,000 Ergebnis Stellenbewertung
510016 FB 5 FD 5.2 EG9a EG9b 1,000 Stellenneubewertung

AG0013 Jobcenter EG 8 EG9a 1,000 Stellenneubewertung

AG0065 Jobcenter EG 9 EG9c 1,000 Stellenneubewertung

AG0010 Jobcenter EG 8 EG 9a 1,000 Stellenneubewertung

AG0015 Jobcenter EG 8 EG 9a 1,000 Stellenneubewertung

AG0023 Jobcenter EG 8 EG 9a 0,770 Stellenneubewertung

AG0027 Jobcenter EG 8 EG 9a 0,260 Stellenneubewertung

AGO0035 Jobcenter EG 9b EG 9c 1,000 Stellenneubewertung

AGO0036 Jobcenter EG 9b EG 9c 1,000 Stellenneubewertung

AGO0038 Jobcenter EG 9b EG 9c 1,000 Stellenneubewertung

AGO0040 Jobcenter EG 8 EG 9a 1,000 Stellenneubewertung

AGO0045 Jobcenter EG 9b EG 9c 1,000 Stellenneubewertung

AG0047 Jobcenter EG 9b EG 9c 0,870 Stellenneubewertung
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Budgetlbersicht 2018 Anlage 4
Stand: 21.11.2017
HH-Jahr . . . Aus-
2018 Bezeichnung des Budgets Bezeichnung des Teilplanes schuss FD/FB
01101 Kreisorgane 111101 Landrat HA Biro d. Landrats |
111408 Controlling HA Buro d. Landrats
01102 Personalrat 111301 Personalrat HA Personalrat |
01103 Gleichstellungsstelle 111302 Gleichstellungsstelle HA Gleichstellungsstelle |
02101 Rechnungs-und Gemeindepriifung 111202 Rechnungs- und Gemeindeprifung HA Rechnungs- und Gemeindeprifungsamt |
05101 Finanzwesen 111407 Finanzbuchhaltung HA Finanzen
311901 Koordinierungsstelle soziale Hilfen HA Finanzen
411102 imland GmbH HA Finanzen
531101 Elektrizitatsversorgung HA Finanzen
573201 Zweckverband Sparkasse RD-Eck HA Finanzen
05102 Allgemeine Finanzwirtschaft 611101 Steuern, allgem. Zuweisungen und Umlagen HA Finanzen
612101 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft HA Finanzen
05701 Wohnungsbauférderung 522101 Wohnungsbauférderung REA Finanzen |
10101 Datenschutz 111409 Datenschutzbeauftragte/r HA Zentrale Dienste
10301 Dezentrale Betreuung Asylbewerber 313901 Dezentrale Betreuung Asylbewerber SoGA Personal, Orgarg?ea:;)tr;und allgemeine
. . Personal, Organisation und allgemeine
11101 Personal 111103 Kreistag/Ausschiisse HA Dienste
111401 Innere Dienstleistungen HA Personal, Organ|§at|on und allgemeine
Dienste
111402 Personal, Besoldung HA Personal, Orgam;anon und allgemeine
Dienste
573101 Fuhrpark HA Personal, Orgam;anon und allgemeine
Dienste
12101 IT-Service 111102 Fraktionen HA IT-Management
111405 IT-Service HA IT-Management
13101 Brand- und Katastrophenschutz 126101 Brandschutz HA Feuerwehr und Katastrophenschutz
128101 thastrophenschutz HA Feuerwehr und Katastrophenschutz
13301 Rettungsdienst 127101 Rettungsdienstangelegenheiten SoGA Feuerwehr und Katastrophenschutz
Allgemeine Ordnungsverwaltung und
21101 Ordnungswesen und Verkehr 111406  Rechtsamt HA Verkehr
122101 Allgemeine Ordnungsangelegenheiten HA Allgemeine Oriilneurzg;\r/erwaltung und
122201 Verkehrsangelegenheiten HA Allgemeine Ordnungsverwaltung und
Verkehr
22501 UmweltschutzmaBnahmen 561101 Umweltschutzmafnahmen UBA Umwelt
Ordnungsaufgaben der unteren
554101 Naturschutzbehérde UBA Umwelt
22502 Abfallwirtschaft 537101 Abfallwirtschaft UBA Umwelt
23101 Zuwanderung 122103 Zuwanderung HA Zuwanderung |
24101 Veterindraufsicht und Fleischhygiene 122102 Veterinaraufsicht HA Veterindr- und Lebensmittelaufsicht
122301 Verbraucherschutz HA Veterindr- und Lebensmittelaufsicht
414201 Fleischhygiene HA Veterinar- und Lebensmittelaufsicht
25101 Kommunalaufsicht 111201 Aufsicht/Prifung Kommunen, Standesamter HA Kommunalaufsicht und Feuerwehrwesen
121101 _Statistik und Wahlen HA Kommunalaufsicht und Feuerwehrwesen
25102 Beteiligungsverwaltung, EU 111204 Beteiligungsverwaltung, EU HA Kommunalaufsicht und Feuerwehrwesen
261101 Theater HA Kommunalaufsicht und Feuerwehrwesen
273101 Nordkolleg Rendsburg GmbH HA Kommunalaufsicht und Feuerwehrwesen
Wirtschaftsforderung/Wirtschaftsférderungs- .
25701 Wirtschaftsforderung 571101 gesellschaft (WFG) REA Kommunalaufsicht und Feuerwehrwesen
30601 Pravention und Projekte 363602 Pravention und Projekte JHA Jugend und Familie |
31201 Forderung des Sportes 421101 Férderung des Sports SSKB Kinder, Jugend, Sport |
31603 Jugendarbeit und Kindertagesstatten; 361101 ;O_lr_ietggnvrg;nﬁ':d;:n JHA Kinder, Jugend, Sport
Eingliederungshilfen nach SGB Vill 9 9
361201 Tagespflege JHA Kinder, Jugend, Sport
362101 Jugendarbeit JHA Kinder, Jugend, Sport
363101 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz JHA Kinder, Jugend, Sport
365101 Kinder in Kindertageseinrichtungen JHA Kinder, Jugend, Sport
367202 Familienzentren JHA Kinder, Jugend, Sport



Budgetlbersicht 2018
Stand: 21.11.2017

TOP 5.4

Anlage 4

HH-Jahr . . . Aus-
2018 Bezeichnung des Budgets Bezeichnung des Teilplanes schuss FD/FB
367601 Tagesgruppen des Kreises JHA Kinder, Jugend, Sport
363403 Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII JHA Kinder, Jugend, Sport
Eingliederungshilfen f. junge Volljahrige n. 88 .
363404 41/352 SGB VIII JHA Kinder, Jugend, Sport
32601 Amtsvormundschaften 341101 Unterhaltsvorschussleistungen JHA Unterhalt, Amtsvormundschaften
363501 Beistandschaften JHA Unterhalt, Amtsvormundschaften
33601 Jugendhilfe 363201 Forderung der Erziehung in der Familie JHA Jugend- und Sozialdienst
363301 Hilfen zur Erziehung JHA Jugend- und Sozialdienst
363401 Hilfen fur junge Vollighrige JHA Jugend- und Sozialdienst
363402 Inobhutnahmen JHA Jugend- und Sozialdienst
363502  Mitwirkung vor Gericht JHA Jugend- und Sozialdienst
363503 Adoptionsvermittlung JHA Jugend- und Sozialdienst
363901 Verwaltung der Jugendhilfe JHA Jugend- und Sozialdienst
367501 Erziehungsberatungsstellen JHA Jugend- und Sozialdienst
414102 Schwangerenberatung JHA Jugend- und Sozialdienst
|_40303 Jobcenter SGB I 312104 Jobcenter SGB I SoGA Soziales, Arbeit und Gesundheit |
41301 Einglied hilf h SGB
ingliederungshilten nac N . Eingliederungshilfen, Betreuungsbehdrde
XII,Betreuungsbehsrde, Suchtberatung 311301  Eingliederungshilfe SoGA und sozialpsychiatrischer Dienst
und Sozialpsychiatrischer Dienst
311501 Hilfe bei besonderen sozialen Schwierigkeiten SoGA E|ng||ederungsh|lfen,_Be_treuung§behorde
und sozialpsychiatrischer Dienst
311903 Verwaltung der Eingliederungshilfe nach SGB SOGA E|ng||ederungsh|lfen,_Be_treuung§behorde
Xl und sozialpsychiatrischer Dienst
331102  Suchtberatung SOGA E|ng||ederungsh|lfen,_ Be_treuung_sbehorde
und sozialpsychiatrischer Dienst
343101 Betreuungsbehorde SOGA E|ng||ederungsh|lfen,_ Be_treuung_sbehorde
und sozialpsychiatrischer Dienst
412101 Sozialpsychiatrischer Dienst SoGA E|ng||ederungsh|lfen,_ Be_treuung_sbehorde
und sozialpsychiatrischer Dienst
42301 Soziale Sicherung 242101 Ausbildungsférderung SoGA Soziale Sicherung
311101 Hilfe zum Lebensunterhalt (HzL) SoGA Soziale Sicherung
311201 Hilfe zur Pflege SoGA Soziale Sicherung
311401 Hilfe zur Gesundheit SoGA Soziale Sicherung
311502 Hilfe in anderen Lebenslagen SoGA Soziale Sicherung
311601 Grundsicherung im Alter SoGA Soziale Sicherung
311902 Verwaltung der Sozialhilfe SoGA Soziale Sicherung
312101 Grundsicherung fir Arbeitsuchende (SGB II) SoGA Soziale Sicherung
313101 Hilfen fur Asylbewerber SoGA Soziale Sicherung
315101 Soz!ale E!nrichtungen ) SoGA Soziale Sicherung
315102 Soziale Einrichtungen fir pflegebedurftige SoGA Soziale Sicherung
Menschen
315201 Pflegestitzpunkte SoGA Soziale Sicherung
321101 Kriegsopferfirsorge (KOF) SoGA Soziale Sicherung
331101 Forderung der Wohlfahrtspflege SoGA Soziale Sicherung
Leistungen nach § 6b . .
345101 Bundeskindergeldgesetz SoGA Soziale Sicherung
351101 Sonstige soziale Hilfen und Leistungen S0GA Soziale Sicherung
|_43301 _Gesundheitsdienste 414101 _ Gesundheitspflege S0GA Gesundheitsdienste |
L_43302 Krankenhausfinanzierung 411101 _Krankenhausfinanzierung SoGA Gesundheitsdienste ]
50501 Klimaschutz 511102 Klimaschutz UBA Regionalentwicklung, Bauen und Schule
50701 Naturparks 551101 Naturparks REA Regionalentwicklung, Bauen und Schule
51502 Liegenschaften, StraBenbau 111403 Liegenschaftsmanagement UBA Gebaudemanagement
521103 Gutachterausschuss UBA Gebaudemanagement
541101 GemeindestraRen UBA Geb&udemanagement
542101  Kreisstraen UBA Gebédudemanagement
|_52501  Bauaufsicht 521102 _Bauaufsicht UBA Bauaufsicht und Denkmalschutz |
| 52701 Denkmalschutz 523101 Denkmalschutz und -pflege REA Bauaufsicht und Denkmalschutz |
53701 Schilerbeférderung 241101 Schilerbeférderung REA Regionalentwicklung
53702 Bauplanung 511101 Regionale und tberregionale Planung REA Regionalentwicklung
53703 Forderung des OPNV 547101 Férderung des OPNV REA Regionalentwicklung
. . Regionales Berufshildungszentrum | (Eck. ~
54201 Regionales Berufsbildungszentrum | 233201 und RD - WSW) SSKB Schul- und Kulturwesen
54202 Regionales Berufsbildungszentrum Il 233202 :?lsgmnales Berufsbildungszentrum am NOK SSKB Schul- und Kulturwesen
54204 Sternschule 221101 Sternschule - Forderzentrum S SSKB Schul- und Kulturwesen
54205 Schule am Noor 221102  Schule am Noor - Férderzentrum G SSKB Schul- und Kulturwesen
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Budgetlbersicht 2018 Anlage 4
Stand: 21.11.2017

HH-Jahr . . . Aus-

2018 Bezeichnung des Budgets Bezeichnung des Teilplanes schuss FD/FB

54206 Schule Hochfeld 221103  Schule Hochfeld - Férderzentrum G SSKB Schul- und Kulturwesen

54207 Schule An den Eichen 221104 Schule an den Eichen - Férderzentrum G SSKB Schul- und Kulturwesen

54208 Allgemeine Schulangelegenheiten 111203 Schulaufsicht SSKB Schul- und Kulturwesen
217101 Gymnasien SSKB Schul- und Kulturwesen
221105 Forderzentrenangelegenheiten SSKB Schul- und Kulturwesen
231105 FS landliche Haushaltswirtschaft SSKB Schul- und Kulturwesen
233108 Berufsschulangelegenheiten SSKB Schul- und Kulturwesen
243101 Sonstige schulische Aufgaben SSKB Schul- und Kulturwesen

54209 Kulturwesen 252101 Nichtwissenschaftliche Museen SSKB Schul- und Kulturwesen
263101 Musikschulen SSKB Schul- und Kulturwesen
271101 Volkshochschulen SSKB Schul- und Kulturwesen
272101 Bichereien SSKB Schul- und Kulturwesen
281101 Heimat- und sonstige Kulturpflege SSKB Schul- und Kulturwesen

54211 Kreisarchiv 252102 Kreisarchiv SSKB Schul- und Kulturwesen




Budgetibersicht Anlage 5
Konten der freiwilligen Leistungen
Stand: 21.11.2017
HH-Jahr Freiwillige Drittmittel fur Konten
Bezeichnung des Budgets Bezeichnung des Teilplanes Bezeichnung der freiwilligen Leistungen 9 freiwillige freiwillige |Ausschuss|FD/FB
2018 Aufwendungen )
Aufwendungen | Leistungen
11101 |personal 111103 [Kreistag/Ausschiisse Beitrage und Umlagen (Landkreistag, Europa-Union) 165.900| 0 54292 HA FD1.1
Beitrag Kommunaler Arbeitgeberverband (4.600 €), Beitrag an
111402 |Personal, Besoldung KGSt. (7.100 €), Umlage Schulverein (15.500 €) und Umlage 29.400, 0 54292 HA FD1.1
Berufe-SH.de (2.200 €)
12101 | IT-Service i Zuschisse an Kreistagsfraktionen/Rickzahlung von ]
111102 (Fraktionen Fraktionszuschiissen 85.000 2.000] 5318; 4488 HA FD1.2
21101 ]Ordnungswesen und Verkehr 122101 |Allgemeine Ordnungsangelegenheiten Integrationsleistungen 0 0 5315 HA FD 2.1
122201 [Verkehrsangelegenheiten Zuschuss Kreisverkehrswacht 4.100| 0 5318 HA FD2.1
24101 [Veterinaraufsicht und Fleischhygiene 122102 |Veteringraufsicht Zuschiisse an Tierschutzvereine 27.000 0 5318 HA FD 2.4
25102 |Beteiligungsverwaltung 261101 |Theater Zuschuss Landestheater 520.300 0 5316 HA FD 2.5
Beitrag Nordkolleg (61.000 €), Biirgschaftsprovision (500 €), 54292;
273101 |Nordkolleg Rendsburg GmbH Ertragszuschuss an das Nordkolleg (133.400 €) 194.400| 500) 4563:5316 HA FD 2.5
Summe Hauptausschuss 1.026.100 2.500]
. Kapitaldienst Gem. Kronshagen (10.300 €) bzw. SV Gettorf
54208 |Allgemeine Schulangelegenheiten 217101 [Gymnasien (4.300 €) 14.600 0 5322 SSKB FD5.3
54209 |Kulturwesen 252101 |Nichtwissenschaftliche Museen Zuschuss Judisches Museum 33.200] 0 5318 SSKB FD 5.3
263101 |Musikschulen Mietkosten fikt. (114.100 €), Zuschuss Musikschule (141.900 €) 256.000 5318 SSKB FD 5.3
Zuschuss Abend VHS (83.600 €), dan. Erwachsenenbildung
271101 |Volkshochschulen (2.000 €) 85.600, 0 5318 SSKB FD 5.3
. . Standblichereien (321.000 €), Fahrbichereien (130.500 €),
272101 |Bichereien Dén. Biichereiwesen (17.700 €) 469.200 0 5318; 54292 SSKB FD 5.3
Zuschusse Patenschaftsarbeit Nordschleswig (1.500 €), Jugend
Musiziert (2.500 €), Volksbund Deutsche Kriegsgréberfiirsorge
281101 |Heimat- und sonstige Kulturpflege (1.500 €), Heimatgemeinschaft Eck (1.100 €), Kreisverband RD 14.600 0]5318; 54292 SSKB FD 5.3
fur Heimatkunde und Geschichte (1.100 €), Beitrage an Vereine
und Verbande (6.900 €)
Zuschusse DLRG und Kreissportverband (320.500 €),
31201 [Forderung des Sportes 421101 |Forderung des Sports Koordinierungsstelle zur Umsetzung des 370.500 0]5318; 52917 SSKB FD3.1
Sportentwicklungsplanes (50.000 €)
Summe Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung 1.243.700 0
Zuschiisse Suchtgefahrdetenhilfe (12.500 €), Drogenberatung
Eingliederungshilfen nach SGB Xll, und -pravention (138.000 €), Zuschuss Droge 70 (34.500 €), .
Suchtberatung und sozialpsychiatrischer 331102 |Suchtberatung Kommunalisierte L andesmittel fiir Suchtberatung und - 273.200 88.200] 5318; 4141 | SoGA FD 4.1
41301 |Dienst pravention (88.200 €)
343101 |Betreuungsbehoérde Zuschuss Betreuungsverein 50.000 0 5318 SoGA FD 4.1
. - . Zuschuss offene psychiatrische Hilfen (34.500 €; 50.200 € .
412101 |Sozialpsychiatrischer Dienst kommunalisierte Landesmittel) 84.700| 50.200| 5318; 4141 SoGA FD 4.1
Zuschisse Kreisseniorenrat (2.000 €), Frauenhaus (290.500€),
. - Frauenberatung (79.600 €) Projekt KIK .
315101 |Soziale Einrichtungen (14.900),Landeszuweisung Frauenhaus, Frauenberatung und 387.000 385.000] 5318; 4141 SoGA FD 4.2
42301 ]Soziale Sicherung Projekt KIK
315201 |Pflegestitzpunkte Zuschisse an die Nebenstellen 79.200] 0 5318 SoGA FD 4.2
Zuschiisse Bahnhofsmissionen (5.600 €), Frauenberatung - Via
. (25.000 €), Migrationssozialberatung (5.200 €), Verein fir .
331101 |Foérderung der Wohlfahrtspflege $ffentl. und private Firrsorge (1.200 €), Praxis ohne Grenzen 49.000 0]5318; 54292 SoGA FD 4.2
(12.000 €)
Zuschuss Gesellschaft zur Rettung Schiffbriichiger (200 €),
- . Zuschuss Praxis ohne Grenzen (2.500 €) Beitrage Schl.-Holst. 4141; 5318;
43301 |Gesundheitsdienste 414101 |Gesundheitspflege Krebsgesellschaft und Gesellschaft zur Verhiitung und 3.200| 2.500 54202 SoGA FD 4.3
Bekampfung der Tuberkulose (500 €)
Summe Sozial- und Gesundheitausschuss 926.300 525.900




Budgetibersicht Anlage 5
Konten der freiwilligen Leistungen
Stand: 21.11.2017
S Drittmittel fur Konten
HH-Jahr . . . . Lo . Freiwillige L S
Bezeichnung des Budgets Bezeichnung des Teilplanes Bezeichnung der freiwilligen Leistungen freiwillige freiwillige [Ausschuss|FD/FB
2018 Aufwendungen )
Aufwendungen | Leistungen
MaRnahmen Aktionsprogramm Tagespflege bzw. Qualifikation
31603 361201 |Tagespflege Tagespflege 5.500 0 5318 JHA FD3.1
Zuschusse Kreisjugendring (13.900 €), Zuschisse an politische
Jugendorganisation (12.000 €), Zuschiisse an Jugendgruppen
: (84.400 €), Mitarbeiterfortbildung KJR (16.200 €) .
362101 |Jugendarbeit Aufwandsentschadigung auerschul. Jugendarbeit (58.800 €), 342.300 49.500] 5318; 4142 JHA FD3.1
Streetworkprojekte (73.700 €), Prokektférderung (33.800 €),
Jugendferienwerk (49.500 €)
367202 |Familienzentren Projekt Familienzentren, Landesférderung 559.700 514.700] 5318; 4141 JHA FD 3.1
363501 |Beistandschaften Zuschisse z. Betreuung der Amtsmiindel und Amtspfleglinge 2.000| 0 5318 JHA FD 3.2
6 i i il Zuschuss an Verein Treffpunkte Mastbrook (208.800 € : X
33601 |3ugendnilte 363201 |Forderung der Erziehung in der Familie p ( ) 208.800 0 5318 JHA FD 3.3
363301 [Hilfen zur Erziehung Zuschuss Pflegeelternverein 2.500 0 5318 JHA FD 3.3
363901 |Verwaltung der Jugendhilfe Beitrag Deutsches Institut fiir Jugendhilfe und Familienrecht 3.500] 0 54292 JHA FD 3.3
367501 |Erziehungsberatungsstellen Zuschiisse K'mhenkre'sgsgggsgb)”rg (473.700€) und Kiel 547.600 100| 5318;4209| JHA | FD33
Summe Jugendhilfeausschuss 1.671.900 564.300
22501 |UmweltschutzmaRnahmen 561101 |Umweltschutzmaf3nahmen Schuldendienst fiir Ortsentwésserungsanlagen 6.700 0 5322 UBA FD 2.2
Forderung von MaRnahmen der ehrenamtlichen
26501 |JUntere Naturschutzbehorde 554101 |Ordnungsaufgaben der unteren Naturschutzbehérde Naturschutzvereine und -verbande (20.000 €), 60.000 40.000] 5318; 4141 UBA FD 2.6
Erhaltung/Entwicklung Naturschutz-/FFH-Gebiete (40.000 €)
53503 [Klimaschutz 511102 |Klimaschutz Beitrag an Klimabiindnis e.V. 1.500) 0] 54292 UBA FD5.3
Summe Umwelt- und Bauausschuss 68.200 40.000
25701 [Wirtschaftsférderung, EU 111204 |WirtschaftsfijrderunqlwirtschaﬂsfdrderungsgeseIlschaft Kreisanteil INTERREG IV a 49.200 0 5312 | REA | FD25
50701 |Naturparke ]551101 [Naturparke Beitrag Verband Deutscher Naturparke 72.000 0]5318;54292] REA | FD5.2
Summe Regionalentwicklungsausschuss 121.200| 0
Summe Budgets gesamt 5.057.400 1.132.700] |




Budgetibersicht
Konten freiwillige Leistungen
Investitionstatigkeit
Stand: 21.11.2017

. - Einzahlungen | Auszahlungen Konten
. . X Bezeichnung der freiwilligen o o o -
HHJahr Bezeichnung des Budgets Bezeichnung des Teilplanes _g 9 freiwillige freiwillige freiwillige Aus FD/FB
2018 Leistungen X schuss
Zuwendungen | Zuwendungen } Leistungen
. Tilgungsbetrage fiir Gem.
54208 |Allgemeine Schulangelegenheiten 217101|Gymnasien Kronshagen bzw. SV Gettorf 0 103.000(78131, 78121)  SSKB FD53
Summe Ausschuss fur Schule,
Sport, Kultur und Bildung 0 103.000
Summe Budgets gesamt o] 103.000] |




TOP 5.4.1

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 22.11.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/365
Status: offentlich
Datum: 22.11.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Dr. Kruse, Martin
FB 5 Regionalentwicklung, Bauen und | Bearbeiter/in: von der Heide, Cora
Schule
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Nachtrag zur Vorlage der Veranderungsliste zum Haushalt 2018 fur den
FD 5.1

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss stimmt der Erganzung zur Veranderungsliste zum
Haushaltsentwurf 2018 (siehe Vorlage — VO/2017/360) bezuglich des
Sonderprogramms ,Deckenerneuerung — Sonderprogramm fir 2018 an Kreisstralden
und Radwegen® fur die Mallnahme an der Kreisstralle 84 — Abschnitt von der K20 —
Heinkenborstel (K81) mit Kosten in Hohe von 875.000 € zu. Der Hauptausschuss
empfiehlt dem Kreistag die zusatzlichen Haushaltsmittel zur Verfigung zu stellen.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: entfallt

2. Sachverhalt:

Der Umwelt- und Bauausschuss hatte bereits in seiner Sitzung am 16.11.2017
beschlossen, in das Sonderprogramm fur Deckenerneuerungen auf Kreisstral3en
zusatzlich noch die MalRnahme an der Kreisstrale 84 — Abschnitt von der K20 —
Heinkenborstel (K81) mit Kosten in Hohe von 875.000 € aufzunehmen.

Aufgrund eines Ubertragungsfehlers wurde diese MaRnahme versehentlich nicht mit
in der ursprunglichen Veranderungsliste — siehe Vorlage — VO/2017/360
berlcksichtigt

Finanzielle Auswirkungen: 875.000 €

Anlage/n: keine

Seite: 1/1
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 22.11.2017
Der Landrat

Fraktionsantrag Vorlage-Nr: VO/2017/368
Status: offentlich
Datum: 22.11.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Schmedtje, Martin
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Schmedtje, Martin

Antrage der Fraktionen zum Haushalt 2018

Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:

Anbei finden Sie die Antrage der Fraktionen zum Haushalt 2018.

Seite: 1/1
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Sozialdemokratische Partei Deutschland Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernforde
Gerrit van den Toren - Kreistagsabgeordneter-
An den

Vorsitzenden des
Umwelt- und Bauausschusses des
Kreises Rendsburg-Eckernforde

Herrn Reimer Tank

- im Hause —

Sitzung des Umwelt- und Bausschusses am 16. November 2017

Sehr geehrter Herr Tank,
die SPD-Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernférde stellt zur Sitzung des Umwelt- und Bauausschusses
am 16.11.2017 folgenden Antrag:

Wiedereinstig in den Kommunalen Wohnungsbaus

Die SPD-Fraktion beantragt, dass 100.000 Euro in den Haushalt eingestellt werden, damit
der Kreis die Wirtschaftsforderungsgesellschaft (WfG) mit der Erstellung eines Konzeptes
beauftragen kann. Im Rahmen dieser Konzeption sollen auch die verschiedenen
Rechtsformen untersucht werden. Dabei ist auch eine Beteiligung anderer Kommunen mit zu

berlcksichtigen.

Weitere Begriindungen erfolgen mundlich durch den Antragssteller.

SPD Kreistagsfraktion Telefon e-Mail: Bankverbindung: Vorsitzender: Telefon
Rendsburg-Eckernforde 04331)202-360 |spd-fraktion@gmx.de Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner (04331) 1496 24
Kaiserstralle 8 Fax: Internet: |www.spd- BLZ: 214 500 00 Lattmoor 38 Fax: (04331) 21 746

24768 Rendsburg (043 31) 202-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion Konto: 31 097 24783 Osterronfeld kai.dolgner@gmx.de


spd-fraktion@gmx.de
spd-fraktion@gmx.de
http://www.spd-/
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Sozialdemokratische Partei Deutschland Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernforde
Gerrit van den Toren - Kreistagsabgeordneter-

Mit freundlichen GriBen
/.rrﬁ'f CF A _A‘—ﬁ""-—\.

SPD Kreistagsfraktion Telefon e-Mail: Bankverbindung: Vorsitzender: Telefon
Rendsburg-Eckernforde 04331)202-360 |spd-fraktion@gmx.de Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner (04331) 1496 24
Kaiserstralle 8 Fax: Internet: |www.spd- BLZ: 214 500 00 Luttmoor 38 Fax: (04331) 21 746

24768 Rendsburg (043 31) 202-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion Konto: 31 097 24783 Osterronfeld kai.dolgner@gmx.de
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‘ Du KREISTAGSFRAKTION F D P
Rendsburg-Eckernforde

CDU-Kreistagsfraktion Kreistagsfraktion FDP-Kreistagsfraktion
Paradeplatz 10 BUNDNIS 90/DIE GRUNEN  Kreishaus

24768 Rendsburg Kreishaus 24768 Rendsburg

Tel.: 04331 14160 24768 Rendsburg Tel.: 04331 /202-359
Fax: 04331 141620 Tel. 04331/202-362 Fax: 04331 /202-563
info@cdu-rd-eck.de Fax 04331/202-566 wilhelm.eggert@gmx.de

armin.roesener@web.de

Herrn

Jorg Hollmann

Vorsitzender des Hauptausschusses
Kreishaus

24768 Rendsburg
29.11.2017

Sitzung des Hauptausschusses am 07.12.2017
TOP: Haushalt 2018

Sehr geehrter Herr Hollmann,
die Fraktionen von CDU, Biindnis 90/Die Griinen und FDP beantragen:

Fur Brennpunkte innerhalb der Kreisverwaltung werden fiir folgende Bereiche 500.000 €
zusatzlich fiir das Personalbudget zur Verfligung gestellt:

Gesundheit

Veterindr

Digitalisierung
Hilfeplanung/Eingliederung
Schiilerbeférderung/OPNV

eop o

Die Begriindung erfolgt miindlich.

Fiir die CDU-Fraktion

Manfred Christiansen

Fiir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Armin Rosener

Fiir die FDP-Fraktion

Wilhelm Eggert
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‘ Du KREISTAGSFRAKTION F D P
Rendsburg-Eckernforde

CDU-Kreistagsfraktion Kreistagsfraktion FDP-Kreistagsfraktion
Paradeplatz 10 BUNDNIS 90/DIE GRUNEN  Kreishaus

24768 Rendsburg Kreishaus 24768 Rendsburg

Tel.: 04331 14160 24768 Rendsburg Tel.: 04331 /202-359
Fax: 04331 141620 Tel. 04331/202-362 Fax: 04331 /202-563
info@cdu-rd-eck.de Fax 04331/202-566 wilhelm.eggert@gmx.de

armin.roesener@web.de

Herrn

Jorg Hollmann

Vorsitzender des Hauptausschusses
Kreishaus

24768 Rendsburg
29.11.2017

Sitzung des Hauptausschusses am 07.12.2017

TOP: Haushalt 2018

Sehr geehrter Herr Hollmann,

die Fraktionen von CDU, Biindnis 90/Die Griinen und FDP beantragen:

Fur die Begutachtung der kreiseigenen Liegenschaften im Bereich der Feuerwehr
werden 25.000 € zur Verfligung gestellt.

Die Begriindung erfolgt miindlich.

Fiir die CDU-Fraktion

Manfred Christiansen

Fiir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Armin Rosener

Fiur die FDP-Fraktion

Wilhelm Eggert
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Sozialdemokratische Partei Deutschland Michael Rohwer
Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernférde - Kreistagsabgeordneter -

Rendsburg, den 30.11720

An den
Vorsitzenden des Hauptausschusses
Herrn J6rg Hollmann

sowie Kreisverwaltung: Herrn Martin Schmedtje

Hauptausschuss am 07.12.2017,
hier zum TOP 5.4.2, Haushalt 2018

Sehr geehrte Herr Hollmann,

namens der SPD-Kreistagsfraktion Rendsburg-Ecketafstelle ich fir den Haushalt des Kreises
2018 folgenden Antrag:

Sportférderung muss verdoppelt werden
SPD Kreistagsfraktion fur eine Million Euro zur Sportstattensanierung im Kreis

Der Ausschuss fir Schule, Sport, Kultur und Bildlegj im 4. Quartal 2018 ein
Sanierungsprogramm zur Forderung von Sportstatierkviterien und Verfahren werden durch neu
aufgestellte Richtlinien abgestimmt. Um eine awsrende Ausschreibungsfrist zu gewahrleisten,
haben Kommunen und Sportvereine bis zum 30.09.d@LB16glichkeit zur Antragsstellung. Der
Kreis stellt Mittel in H6he von 1 Million Euro ziWerfiigung, die wie folgt verteilt werden:

2018: Euro 200.000,--
2019: Euro 400.000,--
2020: Euro 400.000,--

Mit freundlichen Gruf3en
fur die SPD-Kreistagsfraktion

Bl

Michael Rohwer
(Kreistagsabgeordneter)

SPD Kreistagsfraktion Telefon e-Mail: Bankverbindung: Vorsitzender: Telefon
Rendsburg-Eckernforde 04331)202-360 spd-fraktion@gmx.de Sparkasse Mittelholstein Dr. Kai Dolgner (043 31) 1496 24
KaiserstraBe 8 Fax: Internet: www.spd- IBAN: DE 22 2145 0000 Luttmoor 38 Fax: (04331) 21 746

24768 Rendsburg () 45 31) 2 02-5 30 net-sh.de/rdeck/fraktion 0000 0310 97 24783 Osterronfeld  kai.dolgner@gmx.de
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KREISTAGSFRAKTION e F D P
CDU Rendsburg-Eckernférde Bl”lDHIS 90 ;

DIE GRUNEN Die Liberalen

CDU-Kreistagsfraktion Kreistagsfraktion FDP-Kreistagsfraktion
Paradeplatz 10 BUNDNIS 90/DIE GRUNEN  Kreishaus

24768 Rendsburg Kreishaus 24768 Rendsburg

Tel.: 04331 14160 24768 Rendsburg Tel.: 04331 /202-359
Fax: 04331 141620 Tel. 04331/202-362 Fax: 04331 /202-563
info@cdu-rd-eck.de Fax 04331/202-566 wilhelm.eggert@gmx.de

armin.roesener@web.de

Herrn

Jérg Hollmann

Vorsitzender des Hauptausschusses
Kreishaus

24768 Rendsburg

07.12.2017
Sitzung des Hauptausschusses am 07.12.2017
TOP: Haushalt 2018

Sehr geehrter Herr Hollmann,
Die Fraktionen CDU, FDP und Biindnisgo/Die Griinen beantragen:

Fur die Ausbildung in der Kreisverwaltung wird gemdR der Vorlage des Landrats -
Fachdienst Personal, Organisation und allgemeine Dienste — vom 24. November 2017 das
Personalbudget / Stellenplan bzw. fuir Sachausstattung fiir die Positionen

1. Schaffung von dezentralen Personalkapazitdten fur Praxisanleiter (130.000 €)

2. Bereitstellung des Raumbedarfs fiir sechs zusatzliche ,,Arbeitspldtze incl. IT-
Ausstattung (52.800 €)

3. Erhodhung des Stellenanteils fir Ausbildungsleitung um o,5 Stellenanteile (31.000 €)

4. Bereitstellung eines zusatzlichen Ausbildungsbudgets (25.000 €)

um insgesamt 343.300 € erhoht.

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur Kreistagssitzung und Verabschiedung des
Kreishaushalts 2018 am 18. Dezember 2017 eine genaue Aufteilung der Positionen auf den
Haushalt / Stellenplan vorzulegen.

Die Begriindung erfolgt mundlich.

Fur die CDU-Fraktion

Manfred Christiansen

Fir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Armin R6sener

Fur die FDP-Fraktion

Wilhelm Eggert



KREISTAGSFRAKTION 0 F D P
CDu Rendsburg-Eckernforde BWIMIIS 90 &

DIE GRUNEN Die Liberalen

CDU-Kreistagsfraktion Kreistagsfraktion FDP-Kreistagsfraktion
Paradeplatz 10 BUNDNIS 90/DIE GRUNEN  Kreishaus

24768 Rendsburg Kreishaus 24768 Rendsburg

Tel.: 04331 14160 24768 Rendsburg Tel.: 04331/ 202-359
Fax: 04331 141620 Tel. 04331/202-362 Fax: 04331/ 202-563
info@cdu-rd-eck.de Fax 04331/202-566 wilhelm.eggert@gmx.de

armin.roesener@web.de

Herrn

Jorg Hollmann

Vorsitzender des Hauptausschusses
Kreishaus

24768 Rendsburg

Sitzung des Hauptausschusses am 07.12.2017
TOP: Haushalt 2018

Sehr geehrter Herr Hollmann,

die Fraktionen von CDU, Biindnis 90/Die Griinen, FDP und SSW beantragen:

TOP 5.4.2

SSW-Kreistagsfraktion
Rendsburg-Eckernférde
Kreishaus

24768 Rendsburg

Tel.: 04331 202 569
Fax: 04331/ 202 106
hartmut.steins@ssw.de

07.12.2017

der Musikschule Rendsburg e.V. zusatzlich zu den bereits beschlossenen Mitteln einen
Betrag in Héhe von 100.000,00 € zu bewilligen. Dieser Betrag soll wie folgt ausgezahlt

werden:

Haushaltsjahr 2018 25.000,00 €
Haushaltsjahr 2019 25.000,00 €
Haushaltsjahr 2020 25.000,00 €
Haushaltsjahr 2021 25.000,00 €

Die Begriindung erfolgt miindlich.

Fur die CDU-Fraktion
Manfred Christiansen

Fiir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen
Armin Résener

Fir die FDP-Fraktion
Wilhelm Eggert

Fur die SSW-Kreistagsfraktion
Hartmut Steins
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‘ D u KREISTAGSFRAKTION BUNDN]s 90 F D P m
Rendsburg-Eckernférde DIE GRUNEN

Herrn 07.12.2017
Jorg Hollmann

Vorsitzender des Hauptausschusses
Kreishaus

24768 Rendsburg

Sitzung des Hauptausschusses am 07.12.2017
TOP: Haushalt 2018

Sehr geehrter Herr Hollmann,
die Fraktionen von CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, FDP und SSW beantragen:

Fir die Einflihrung eines papierlosen Sitzungsdienstes nach der Kommunalwahl wird
zundchst ein Betrag von 25.000 € benétigt und in den Haushalt 2018 eingestellt.

Die Beschlussfassung tiber die Umsetzung des papierlosen Sitzungsdienstes obliegt dem
Hauptausschuss.

Die Begriindung erfolgt miindlich.

Fir die CDU-Fraktion Fiir die SPD-Fraktion
Manfred Christiansen Dr. Kai Dolgner, MdL
Fir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen Fiir die FDP-Fraktion
Armin Rdsener Wilhelm Eggert

Fur die SSW-Fraktion
Hartmut Steins
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 07.12.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/381
Status: offentlich
Datum: 07.12.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Dr. Kruse, Martin
FD 5.1 Gebaudemanagement Bearbeiter/in: von der Heide, Cora
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Grundstuickskauf in Bordesholm

Beratungsfolge:
Status Gremium Zustandigkeit
Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschlief3t, die finanziellen Mittel in Hohe von 123.000,- € fur
den Erwerb des Grundstlicks des Recyclinghofes in Bordesholm unter Setzung des
Sperrvermerks Kaufvertragsabschluss nach Beschluss Umwelt- und Bauausschuss
in die Veranderungsliste zum Haushaltentwurf 2018 aufzunehmen und empfiehlt dem
Kreistag eine entsprechend Haushaltsmittel zur Verfugung zu stellen.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
Entfallt.

2. Sachverhalt:

Dem Kreis Rendsburg-Eckernférde wurde kurzfristig das Grundstlick des
Recyclinghofes in Bordesholm mit den Flursticken 16/4 und 96/16 zum Kauf
angeboten.

Das angebotene Grundstilick weist eine Flache von 2226 m? auf und sollen zu einem
Preis von 50 € pro gm (zzgl. Kaufnebenkosten) veraulRert werden.

Es ist beabsichtigt nach verwaltungsseitiger Aufklarung aller Sachfaktoren dem
Umwelt- und Bauausschuss einen Beschlussvorschlag zu unterbreiten. Erst nach
Zustimmung des Umwelt- und Bauausschusses wurde der Kaufvertrag geschlossen
werden.

Unter Setzung des Sperrvermerks sollten die hierfur notwendigen finanziellen Mittel
in den Haushalt 2018 eingestellt werden.

Finanzielle Auswirkungen:
123.000,- €

Anlage/n:

Seite: 1/2
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Katasterauszug Versorgungsbetriebe Bordesholm

Seite: 2/2



= 10/34 M 20
10122 405
5b |5,
10/21 43031
109
10/14 10/20
10/15 1013 43/33 Z
(]
10/35 ° 20/5
(]
o
10/27 43432
1717
10/31 Zz
)
[
) 17/10
S
[ -
17/9 18/1
)
<
10/7 ©c
43/21 —
10/3
43/6
O
9/2
16/1
15/12 I j
“ - 4
o} o7
14/4 15/14 ‘
Die lang
43/9 \/ 36/2

43/11 \

43/12
Y
\
/ \ \\
Datenauszug
Gemarkung:  Bordesholm Erstellt fir MaRstab  1:1.500
0 80 N
B N T S
Flur: 1 Benutzer Martin Kurowski @‘
Flurstiick: 16 / 4 1417 m? Erstellungsdatum 07.12.2017
Flurstick: 96/16 809 m?

Kreis Rendsburg-Eckernférde

*

Dieser Auszug ist maschinell erstellt und wird nicht unterschrieben. Auszuge aus der Liegenschaftskarte sind gesetzlich geschutzt. Die Vervielfaltigung ist nur fur
eigene, nicht gewerbliche Zwecke gestattet. Der Grundriss ist aus einer Karte kleineren Maf3stabs erstellt worden. Genauigkeit entspricht nur der geometrischen
Qualitat der ursprunglichen Karte. Datengrundlage ALKIS, Herausgeber: Landesamt fur Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein.



Martin.Kurowski
Textfeld
Bordesholm

Martin.Kurowski
Textfeld
Flurstück:

Martin.Kurowski
Textfeld
16 / 4     1.417 m²

Martin.Kurowski
Textfeld
1

Martin.Kurowski
Textfeld
96 / 16      809 m²

Martin.Kurowski
Textfeld
Flurstück:

Martin.Kurowski
Rechteck


TOP 5.4.4

Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 04.12.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/317-002
Status: offentlich
Datum: 04.12.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in:  Schmedtje, Martin
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Schmedtje, Martin
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernforde uber die Gewahrung
von Zuwendungen und Sachleistungen
an die Kreistagsfraktionen; hier: Erstattung der Personalkosten

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernférde Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Kreistag beschlieBt auf Empfehlung des Altestenrates, fir den Punkt 4.1 der
Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernforde vom 16.12.2002 Uber die
Gewahrung von Zuwendungen und Sachleistungen an die Kreistagsfraktionen mit
Wirkung vom 01.01.2018 folgende Fassung vorzusehen:

4. Fraktionsgeschaftsfiihrung

4.1.  Jede Kreistagsfraktion erhalt eine jahrliche Zuwendung in H6he von
11.000 € als Sockelbetrag sowie je Kreistagsabgeordneten 800 € flr
die Fraktionsgeschaftsfihrung, héchstens jedoch eine Zuwendung in
Hohe ihrer tatsachlich entstandenen Personalkosten. Ab 01.01.2019
werden der Sockelbetrag und der Betrag je Abgeordneten
entsprechend der fir das Personalkostenbudget der Kreisverwaltung
vorgesehenen Steigerungsrate angepasst. Die Fraktionen, die nach
den bisherigen Richtlinien Personalkostenerstattung erhielten,
erhalten bis zu einer Neubesetzung der mafigeblichen Stelle den Uber
den nach Satz 1 hinausgehenden Betrag zusatzlich.

Gleichzeitig beschlie3t der Kreistag die vorliegende Neufassung der Richtlinien Uber
die Gewahrung von Zuwendungen und Sachleistungen an die Kreistagsfraktionen
mit Wirkung vom 01.01.2018 zu erlassen.

Seite: 1/2
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1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:

Da es seit 2008 keine Anpassung der Erstattungsbetrage fur die
Fraktionsgeschaftsfihrung gegeben hat, soll der Sockelbetrag je Fraktion mit
Wirkung vom 01.01.2018 um 1.000 € auf 11.000€ sowie je Kreistagsabgeordneten
um 100€ auf 800€ jahrlich erhdht werden.

Bei aktuell 5 im Kreistag vertretenen Fraktionen mit 47 Abgeordneten entsteht ein
Mehraufwand in Hohe von 9.700€. Ab 01.01.2019 soll die fur das Personalbudget
jeweils vorgesehene Steigerungsrate Berlcksichtigung finden.

Es sollte ein Beschluss Uber die beigefligte Neufassung herbeigeflhrt werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Bei aktuell 5 im Kreistag vertretenen Fraktionen mit 47 Abgeordneten entsteht ein
Mehraufwand in Hohe von 9.700€ jahrlich. Dieser Betrag ist im Haushalt 2018 zu
berlcksichtigen.

Anlage/n: Richtlinienentwurf Stand 01.01.2018

Seite: 2/2
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Entwurf

Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernforde
Uber die Gewéahrung von Zuwendungen und Sachleistungen
an die Kreistagsfraktionen

Aufgrund des § 27 Abs. 4 der Kreisordnung fur Schleswig-Holstein werden nach
Beschluss des Kreistages vom 18.12.2017 folgende Richtlinien des Kreises
Rendsburg-Eckernforde tber die Gewéhrung von Zuwendungen und Sachleistungen
an die Kreistagsfraktionen erlassen:

(kursiv geschriebener Text = Erlauterung zu den Richtlinien)

1. Allgemeines

1.1  Fraktionen haben als Teile und Gliederungen des Kreistages die
Aufgabe, die Zusammenarbeit des Kreistages und seiner Ausschuisse
zu fordern und eine zugige Bewaltigung der kommunalen Aufgaben zu
ermoglichen und diese inhaltlich vorzubereiten.

1.2 Im Rahmen dieser Aufgabenstellung werden die Fraktionen zur
Bestreitung ihres sachlichen und personellen Aufwandes aus
offentlichen Mitteln unterstitzt.

1.3 Uber Art und Umfang der Unterstiitzung entscheidet der Kreistag als
zustandige Vertretungskorperschatft.

1.4  Der Erlass des Innenministers vom 17.11.1988 bildet die Grundlage fur
die Bereitstellung und Verwendung der Haushaltsmittel. Hiernach sind
folgende Grundsatze zu beachten:

1.4.a Zuwendungen durfen kein Ersatz fur Aufwendungen sein, die bereits
im Rahmen der Entschadigungsverordnung abgegolten werden.

Den Fraktionsmitgliedern werden satzungsgemal? auf der Grundlage
der Entschadigungsverordnung Entschadigungen gewahrt. Hiermit sind
grundsétzlich alle Aufwendungen abgedeckt, die anlasslich der
jeweiligen Fraktion entstehen. Es kénnen aus Fraktionsmitteln somit
keine Ausgaben flir Anlasse anerkannt werden, fir die bereits eine
pauschale Entschadigung gewahrt wurde. Dies gilt insbesondere fur
Bewirtungskosten bei Sitzungen, fiir Telefonkosten von
Fraktionsmitgliedern, fir die Ausstattung mit Biromaterial und
technischen Hilfsmitteln sowie ahnliche Aufwendungen.

1.4.b Die Zuwendungen durfen nicht der Parteienfinanzierung dienen. Eine
verdeckte Parteienfinanzierung ist verfassungswidrig.

Um nicht den Anschein einer verdeckten Parteienfinanzierung zu
erwecken, ist sicherzustellen, dass Kostenerstattungen aus
Fraktionsmitteln tatsachlich in die private Verfugungsgewalt der/ des
Berechtigten gelangen.

Nach der durch das Innenministerium mit Erlass vom 28.01.2000
vertretenen Auffassung stellt die Abtretung und direkte Uberweisung
auf Konten der Parteien oder Fraktionen einen Verstol3 gegen das
Abtretungsverbot des § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung dar. Diese
Auffassung gilt analog fur die Abtretung von Fahrtkosten und anderen
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Erstattungen.

1.4.c Nur der nachprifbare notwendige Sach- und Personalaufwand fur die
Geschaftsfuhrung der Fraktion darf finanziert werden. Eine pauschale
Abgeltung der Sachkosten ist méglich.

1.4.d Die Grundsatze einer sparsamen und wirtschaftlichen
Haushaltsfihrung und die finanzielle Leistungsfahigkeit der
kommunalen Korperschaft sind bei der Bemessung und Verwendung
der Zuwendung zu beachten.

1.4.e Nicht zweckentsprechend verwendete Zuwendungen sind unverziglich
zuriickzuzahlen.

. Bemessung und Verwendung

2.1. Durch Gewéahrung von Sockelbetragen und Zuwendungen je
Fraktionsmitglied soll den Bedurfnissen der Fraktionen moglichst in
gleichem Umfang entsprochen werden. Die Hohe der Sockelbetrage
und der Zuwendungen je Fraktionsmitglied wird nach Beratung im
Altestenrat durch den Kreistag beschlossen.

2.2. Alle Leistungen sind haushalts- und buchungstechnisch offen
auszuweisen.

2.3. Personalaufwand ist nur zuwendungsfahig, soweit dieser fir die
Erfullung der kommunalverfassungsrechtlichen Aufgaben erforderlich
ist.

2.4. Die Auszahlung der pauschalen Fraktionszuwendungen erfolgt
halbjahrlich jeweils zum 1. Februar und zum 1. August des laufenden
Haushaltsjahres.

2.5. Sachleistungen

2.5.a Jeder Fraktion wird im Geb&aude der Kreisverwaltung ein
Fraktionszimmer zur Verfiigung gestellt, das mit den fir die
Fraktionsgeschaftsfihrung erforderlichen technischen Einrichtungen
versehen ist. Kosten der Instandhaltung, Reinigung und
Energieversorgung fur diese Raumlichkeiten werden ohne Anrechnung
auf die Fraktionsmittel von der Kreisverwaltung tbernommen.

Der Sachwert fur die Bereitstellung des Fraktionszimmers wird auf der
Grundlage einer Kostenschatzung ermittelt.

Der Sachwert wird bei Bedarf jahrlich angepasst.

Soweit eine Fraktion auf die Bereitstellung eines Fraktionszimmers
verzichtet, wird ihr die Halfte des ermittelten Sachwertes als pauschale
Abgeltung fir den Raum- und Sachbedarf gewahrt.

2.5.b Bulroausstattung sowie Einrichtungs- und Ausstattungsgegensténde
bleiben Eigentum des Kreises Rendsburg-Eckernforde. Sie sind
zuriickzugeben, wenn sie fir den vorgesehenen Zweck nicht mehr
benbtigt werden. Gegenstande, mit Ausnahme von Verbrauchsgitern,
mit einem Einzelwert Gber 150 € sind unverziglich nach der
Anschaffung zu inventarisieren.

2.5.c Laufende Sachleistungen stellt der Kreis Rendsburg-Eckernférde durch
Bereitstellung kreiseigener Einrichtungen oder Beschaffung gegen
Entgelt zur Verfligung:
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2.5.c.1. Druck- und Kopieraufwendungen

2.5.c.2. Buromaterial

2.5.¢.3. Telefon- und Faxbenutzung im Fraktionszimmer
2.5.c.4. Portoaufwendungen

2.5.c.5. Bucher/ Zeitschriften

3. Pauschale Fraktionsmittel

Aus den allgemeinen Fraktionsmitteln konnen zum Beispiel folgende
Aufwendungen bestritten werden:

3.1. Personalausgaben
Entgelte fir Berechnung und Zahlbarmachung der Vergitungen
3.2. Fahrtkostenerstattung
Fahrtkostenerstattung fir die Teilnahme an Veranstaltungen, fur die
keine Entschadigung nach der Entschadigungsregelung der
Hauptsatzung gewahrt wird.
Die Fahrtkostenabrechnungen mussen folgende Angaben enthalten:
a) Beforderungsmittel
b) gefahrene Kilometer
c) Datum, Beginn und Ende der Fahrt
d) Veranstaltungsort und Veranstalter
Die Fahrtkostenerstattung erfolgt nach den Bestimmungen der
Hauptsatzung des Kreises.
3.3.  Geschéfts- und Burobedarf
3.4.  Porto- und Fernsprechkosten
3.5.  Einrichtungs- und Ausstattungsgegenstande sowie technische
Hilfsmittel
3.6.  Beschaffung oder Herstellung von Bildungs- und Informationsmaterial,
Zeitungen, Zeitschriften
3.7.  Haushaltsklausur, Seminare, Informationsveranstaltungen,
Fachtagungen, Fortbildungsveranstaltungen
Es kdnnen nur die Kosten fiir eine 3-tagige Haushaltsklausur in einem
Jahr anerkannt werden. Die anlasslich dieser Klausur den Teilnehmern
gewdahrten Sitzungsgelder sind als Eigenanteil einzusetzen. Die
Fahrtkostenerstattung wird analog Ziffer 3.2. gewabhrt.
3.8.  Zinsen/ Gebuhren fir das Fraktionskonto
3.9. Reprasentationskosten
Reprasentationskosten gegenuber Dritten (nicht Fraktionsmitgliedern)
werden anerkannt, soweit ein enger Bezug zu den
kommunalverfassungsrechtlichen Aufgaben der Fraktion gegeben ist
(z.B. Honorare, Fahrtkosten, Unterkunft und Verpflegung).
Da Repréasentationsaufgaben grundsatzlich nicht zu den
Fraktionsaufgaben gehoren, kbnnen die entsprechenden Ausgaben
nur in begrindeten Ausnahmeféallen anerkannt werden. Es muss ein
enger Bezug zu den Fraktionsmitgliedern
kommunalverfassungsrechtlich obliegenden Aufgaben vorhanden sein.
Nicht anerkennungsfahig sind z.B. Aufwendungen fur personliche
Anlasse (Geburtstage u.a.) der Fraktionsmitglieder.
3.10. Offentlichkeitsarbeit
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Die Mittel sind nach dem Grundsatz der Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit einzusetzen. Es wird nur solche Offentlichkeitsarbeit
finanziert, die allein der Darstellung der Fraktionsarbeit in der
Vertretungskorperschaft und in den Ausschissen in kommunalen
Angelegenheiten zum Inhalt hat.

Am Ende eines Haushaltsjahres konnen auf Antrag von den nicht
verbrauchten Fraktionsmittel 50 % zur Anschaffung von grof3eren
Investitionen in einer Riucklage angespart werden. Der Zweck und der
Zeitpunkt der Beschaffung sind mit dem Verwendungsnachweis
vorzulegen.

4. Fraktionsgeschaftsfithrung

4.1.

Jede Kreistagsfraktion erhalt eine jahrliche Zuwendung in Hohe von
11.000 € als Sockelbetrag sowie je Kreistagsabgeordneten 800 € fir
die Fraktionsgeschaftsfihrung, héchstens jedoch eine Zuwendung in
Hohe ihrer tatsachlich entstandenen Personalkosten. Ab 01.01.2019
werden der Sockelbetrag und der Betrag je Abgeordneten
entsprechend der fir das Personalkostenbudget der Kreisverwaltung
vorgesehenen Steigerungsrate angepasst. Die Fraktionen, die nach
den bisherigen Richtlinien Personalkostenerstattung erhielten, erhalten
bis zu einer Neubesetzung der maf3geblichen Stelle den tber den
nach Satz 1 hinausgehenden Betrag zusatzlich.

5. Verwendungsnachweis

5.1.

5.2.

5.3.

Innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres ist dem
zustandigen Fachamt/ -dienst des Kreises ein Verwendungsnachweis
vorzulegen. Dieser Nachweis besteht aus einer Auflistung der
Ausgaben und Einnahmen nach dem Kontenrahmenplan und den
entsprechenden Belegen. Die Verwendungsnachweisprifung durch
das Rechnungsprifungsamt muss spatestens nach Ablauf von 3
Monaten nach Vorlage der priffahigen Unterlagen durch die Fraktion
abgeschlossen sein.

Nicht verwendete/ verbrauchte Mittel oder Zuwendungen, fur deren
zweckentsprechende Verwendung ein Nachweis nicht gefihrt wird
bzw. fur die die zweckentsprechende Verwendung nicht anerkannt
wird, sind von den Fraktionen nach Ablauf des Haushaltsjahres bzw.
nach der Feststellung der Nichtanerkennung an den Kreis Rendsburg-
Eckernférde zurtickzuzahlen oder werden mit den Zuwendungen des
Folgejahres verrechnet.

Meinungsverschiedenheiten werden auf Antrag im Altestenrat erortert.
Fir die ortliche und die Uberdrtliche Rechnungsprifung sind samtliche
Belege von den Fraktionen sechs Jahre aufzubewahren.

Die Richtlinien treten nach ihrer Bekanntmachung am 01.01.2018 in Kratft.
Gleichzeitig treten die Richtlinien vom 16.12.2002 und die erganzend hierzu
gefassten Beschlisse aul3er Kratft.
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Rendsburg, den .......... 2017

Dr. Rolf-Oliver Schwemer
Landrat
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Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:

Der unter Federfuhrung des Landkreistages erarbeitete Bericht 2017 zum
kommunalen Benchmarking der schleswig-holsteinischen Kreise wurde den
Kreistagsabgeordneten mit Email vom 20.07.2017 zugeleitet. Dem Bericht beigeflgt
waren Kennzahlenhefte mit den wichtigsten Vergleichszahlen aus den Bereichen
»o0ziales“ und Jugend® (im Vorgriff auf die noch nicht fertiggestellten Langfassungen
dieser Berichte).

Zwischenzeitlich wurden die jeweiligen Teilbereiche des Benchmarkingberichtes im
Sozial- und Gesundheitsausschuss (14.09.2017, nur Bereich ,Gesundheit®), im
Umwelt und Bauausschuss (14.09.2017), im Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und
Bildung (13.11.2017) sowie im Regionalentwicklungsausschuss (16.11.2017)
vorgestellt.

Die Langfassungen des Jugendberichtes und des Sozialberichtes werden in Kirze
fertiggesellt sein und voraussichtlich im 1. Quartal 2018 im Jugendhilfeausschuss
bzw. im Sozial- und Gesundheitsausschuss vorgestellt werden.

In die unmittelbare Zustandigkeit es Hauptausschusses fallen folgende Bereiche des
Benchmarkingberichtes:

1-4 Allgemeine Anmerkungen und Erlauterungen zum Seiten 01 - 07
Projekt

5 Ubergreifende Struktur- und Haushaltsdaten Seiten 07 - 16

6.1 Personalwirtschaft, Personalabrechnung Seiten 17 - 22

6.2 Kasse, Vollstreckung Seiten 23 - 27

6.3 Zulassungsstelle Seiten 28 - 30

Seite: 1/2
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6.4 BuRgeld Seiten 31 - 34
6.5 Veterindrwesen Seiten 35 - 38
6.6 Feuerwehrwesen Seiten 39 - 40
6.14 IT/EDV Seite 76

Als Anlage sind die Stellungnahmen der Fachbereichsleitungen zu den vorstehend
genannten Bereichen beigeflgt.

Das von August 2010 bis Juli 2016 aus Mitteln des kommunalen Bedarfsfonds
finanzierte Benchmarkingprojekt wird ab August 2016 aus Eigenmitteln der Kreise
fortgefuhrt. Der auf den Kreis entfallende Anteil von jahrlich rd. 22.800 € ist im
Teilhaushalt 111408 veranschlagt (siehe auch Mitteilungsvorlage fur die Sitzung des
Hauptausschusses am 14.01.2016).

Anlage/n:
Benchmarkingbericht 2017
Stellungnahme der Fachbereichsleitungen

Seite: 2/2
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1 Allgemeine Anmerkungen

Dargestellte Jahreswerte

In diesem Bericht werden -abweichend zu den Vorjahresberichten- nicht mehr alle
verfiigbaren Jahre ab 2010 abgebildet. Um die Ubersichtlichkeit zur erhalten, werden
ab diesem Bericht die aktuellsten 3 Jahre abgebildet. Werden altere Daten benétigt,
stehen diese in der Datenbank IKVS sowie in den Vorjahresberichten zur Verfligung.

Projektergebnisse und Umsetzung in den Kreisen

Es ist festzustellen, dass das Benchmarking in den Kreisen unterschiedlich genutzt
und organisiert wird. Zu Projektbeginn wurde vereinbart, dass die Entscheidungen
Uber MalRnahmen, die sich aus dem Benchmarking ableiten kdnnten, in den Kreisen
eigenverantwortlich erfolgen. Die Entscheidung, welche Schliisse aus den Kennzah-
len gezogen werden, obliegt den einzelnen Kreisen. Auf allgemeingtiltige Empfeh-
lungen wird daher auch weiterhin verzichtet.

Gleichwohl zeigen die Projektergebnisse, dass das Benchmarking gut geeignet ist,
um Hinweise auf Schwachstellen zu liefern und als Daten- und Informationsgrundla-
ge fur Veranderungsprozesse genutzt wird. Die Verlaufe in den Kennzahlenergeb-
nissen weisen entsprechende Veranderungen und ihre Wirkung in der Verwaltungs-
praxis nach.
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2 Projektbeschreibung und Projektziel

Die 11 schleswig-holsteinischen Kreise fuhren seit August 2010 ein umfassendes
Benchmarking durch. Die Landratinnen und die Landrate der 11 schleswig-
holsteinischen Kreise haben verbindlich erklart, an einem Benchmarkingprozess teil-
zunehmen. Durch die landesweite Beteiligung aller Kreise wurde die Grundvoraus-
setzung fur eine umfassende Betrachtung mit hoher Verbindlichkeit geschaffen.

Die Kreise verfolgen mit dem Projekt das Ziel, zu kostenintensiven und aufwandigen
Bereichen und Aufgaben in den Kreisverwaltungen Vergleiche zu ermdglichen. An-
hand dieser Vergleiche sollen Ma3nahmen erarbeitet werden, die dem Ziel ,Lernen
vom Besseren® folgen. Die Kennzahlenarbeit ist damit ein Instrument zur Verbesse-
rung der Wirtschaftlichkeit der Kreise.

Fur das Projekt standen bis Juli 2016 Mittel aus dem kommunalen Bedarfsfonds
gem. 8§ 17 FAG zur Verfigung. Hieraus wurden die externen Kosten gedeckt (z.B.
externe Beratung, Vergleichsdatenbank, Personalkosten fir den Projektkoordinator,

Schulungen usw.).

Seit August 2016 wird das Benchmarking aus Eigenmitteln der Kreise finanziert.

Das folgende Bild zeigt die Projektorganisation:

Abstimmungen

Projektlenkungsgruppe Landratekonferenz

berichtet trifft R|c_htungs-
entscheidungen

berichtet

Petersen + Co GmbH | ™======$ | | KT.Hauptkoordinator _»'

unter-
stiitzt trifft operative

Entscheidungen
berichtet fuhrt

AK-Benchmarking
(11 Kreiskoordinatoren)

Teilprojektgruppen

TPG 1a Soziales TPG 5b Zulassungsstellen,
TPG 1b Gesundheitswesen Ordnungswidrigkeiten, BuBgeld
TPG2 Jugend TPG 5¢ Feuerwehrwesen
TPG 3 Gestaltung der Umwelt mit AK Abfall, TPG 6a Personal

AK Bodenschutz, AK Wasserwirtschaft, TPG 6b Kasse und Vollstreckung

AK Naturschutz, PG Bauaufsicht TPG7 Harmonisierung des Haushaltswesens
TPG 4 Schulen TPG 8 Gebaudemanagement, Liegenschaften
TPG 5a Veterindrwesen TPG9 EDVIT
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3 Ziel und Aufbau des Berichtes

Ziel des Berichtes

Mit diesem Bericht wird Uber das Projekt und die aktuellen Zwischenergebnisse in-
formiert. Der Bericht ist durch Beschluss der Landratin und Landrate fir eine Verof-
fentlichung freigegeben.

Berichtsstruktur

Der Bericht gliedert sich in einen einleitenden Berichtsteil und in eine Beschreibung
der wesentlichen geschaffenen Rahmenbedingungen bzw. erarbeiteten Grundlagen
fur einen sinnvollen und langfristigen Vergleich. Im Anschluss erfolgt die Darstellung
der ersten Ergebnisse der verschiedenen Teilprojektgruppen. Um den Umfang die-
ses Berichtes zu begrenzen, kdnnen nur einige Schlisselkennzahlen sowie wesentli-
che Merkmale zur Beschreibung von Strukturunterschieden aufgefiihrt werden.

Die Einbeziehung aktueller Haushaltsdaten —insbesondere Ist-Daten- ist aktuell nur
begrenzt mdglich, da noch nicht alle Kreise zeitnah aktuelle Daten bereitstellen kon-
nen.

Bewertung der Ergebnisse

Eine Bewertung der Ergebnisse ist nicht Gegenstand dieses Berichtes. Die Bewer-
tung erfolgt in der weiteren Arbeit der Teilprojektgruppen und in den Kreisverwaltun-
gen.

Die Nutzung der Ergebnisse und Entscheidungen Uber Umsetzung von MalRnahmen
obliegt den einzelnen Kreisen.
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4 Wesentliche geschaffene Rahmenbedingungen und

Grundsétze der Vergleiche

Nutzung der IKVS-Datenbank

Um einen effektiven und effizienten Vergleich zu ermdéglichen, wurde die Vergleichs-
datenbank IKVS ausgewahlt (Interkommunales Kennzahlen-Vergleichs-System der
Firma IKVS GmbH, Sitz in Tangstedt, www.ikvs.de). In dieser Datenbank werden die
Haushaltsplane, die Rechenergebnisse sowie Daten aus den Teilprojektgruppen und

dem statistischen Landesamt verknupft und ausgewertet.

Statistisches
Landesamt

Rechnungs-
wesen

Automatisierte Automatisierte Lieferung

Ubernahme Ubernahme voreingestellter
Finanzdaten aus Statistik-Daten Leistungsdaten
H+H und Mach durch IKVS

Zusatzliche

Teilprojekten/
Kreisen

Daten
aus

e = —

IKVS-Vergleichsdatenbank

Erweitertes
Kennzahlen - Set

T 7'y ry A
Anonyme Nicht - Anonyme

Auswertungen | Auswertungen

Kreis A Vergleichskreis

Kreis C Vergleichskreis
Kreis B Regional

Thema



http://www.ikvs.de/

TOP 6.1

Sicherung der Vergleichbarkeit

Die 11 schleswig-holsteinischen Kreise weisen diverse Strukturunterschiede (u.a.
Flache, Einwohnerzahl, Sozial- und Wirtschaftsstruktur) und Unterschiede in den
Verwaltungen (u.a. Aufgabenprioritdten, Organisationsformen, Vergabeumfang von
Aufgaben, Technikeinsatz) auf.

Trotz aller Unterschiede nehmen die Kreise die gleichen Aufgaben wahr und setzen
hierfir erhebliche Ressourcen in Form von Sachaufwendungen, Personal und Trans-
ferleistungen ein.

Kennzahlenvergleiche und Benchmarkingprozesse sind in der Praxis bewéhrte In-
strumente, um die Arbeit zu analysieren und eine effektivere und effizientere Aufga-
benwahrnehmung zu erreichen.

Im Projekt wurden erhebliche Anstrengungen unternommen, um einen aussagekraf-
tigen Vergleich der Kreisverwaltungen herzustellen:

m Betrachtung von Aufgaben und nicht von Organisationseinheiten; damit werden
aufbauorganisatorische Unterschiede weitestgehend ausgeblendet.

m  Auswahl der richtigen BezugsgrofR3en: Nicht immer ist der Einwohnermalfistab
die richtige Bezugsgrolie.

m Erfassung der strukturellen Unterschiede zur Bewertung der Kennzahlen und
zur Identifikation der vergleichbaren Kreise. Wird erkannt, dass aufgrund unter-
schiedlicher Strukturen ein Vergleich aller 11 Kreise nicht sinnvoll ist, ermdglich
das IKVS- System eine einfache Anderung der Vergleichsgruppe. So kénnen
beispielsweise die Kreise mit einer eigenen Personalabrechnung und die Kreise
mit einer Abrechnung durch die Versorgungsausgleichskasse gemeinsam oder
getrennt ausgewertet werden. Hierdurch werden Unterschiede in den beiden
Teilgruppen sowie zwischen den beiden Teilgruppen sichtbar.

m Es wurden MaRRnahmen zur Vereinheitlichung der Haushalts- und Buchungs-
systematik umgesetzt.

Mit diesen Schritten ist sichergestellt, dass die Kennzahlen eine gré3tmoégliche Ver-
gleichbarkeit aufweisen.
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Gewichtung von Féllen

Zur Abbildung von Bereichen, in denen eine Vielzahl von unterschiedlichen Fallen
bearbeitet wird, ist eine Gewichtung des durchschnittlichen Aufwandes fir diese un-
terschiedlichen Fallarten notwendig. Durch die Gewichtung werden Einheitsfélle ge-
schaffen, die dann z.B. ins Verhaltnis zum eingesetzten Personal gesetzt werden. In
den nachfolgenden Kennzahlenbereichen wird jeweils auf Gewichtungen hingewie-
sen.

Harmonisierung der Haushalte

Ausgangspunkt fur die Nutzung der Datenbank IKVS ist die vollstandige automati-
sierte Ubernahme der Haushaltsplandaten und der Rechenergebnisse der Kreise.
Bei der Ubernahme der Daten wurde deutlich, dass die Haushaltsgliederung der 11
Kreise unterschiedlich ist und somit langfristige Vergleiche erschwert werden. Um die
Vergleichbarkeit zu erhéhen und zu vereinfachen, haben die Landratinnen und Land-
rate entschieden, die Haushalts- bzw. Finanzstrukturen zu vereinheitlichen. Diese
,Harmonisierung der Haushalte® wurde verbindlich zum Haushaltsplanjahr 2012 ver-
einbart und weitgehend umgesetzt. Aufgrund der Umstellung zur Doppik liegen die
Rechenergebnisse (Ist-Zahlen) in einigen Kreisen verspétet vor. Ein vollstandiger
Vergleich mit Rechenergebnissen ist daher nur mit Verzégerungen und nach Vorlie-
gen aller Zahlen méglich.

In der IKVS- Datenbank stehen umfangreiche Auswertungsmoglichkeiten fir Haus-
haltszahlen zur Verfugung. Jeder Kreis hat damit die Moglichkeit, eigeninitiativ Ver-
gleiche auf Basis der Haushaltsdaten vorzunehmen.

Strukturen / Hinweise zu den folgenden Abbildungen

Als Einstieg in den Bericht werden zu Beginn verschiedene Strukturinformationen zur
Einwohnerzahl, den sozialen Strukturen, dem Arbeitsmarkt sowie der Gesamtsituati-
on der Haushalte der Kreise aufgefihrt.

Zur Vereinfachung und um die Grafiken und Tabellen Ubersichtlicher gestalten zu
kénnen, werden anstelle der vollstandigen Kreisnamen die bekannten Kirzel der
KFZ- Kennzeichen aufgefihrt. Aus technischen Griinden erscheinen die Daten des
Kreises Nordfriesland jeweils zu Beginn bzw. links in der Tabelle. In den Grafiken
wird der Mittelwert der Kreise angegeben, abgekirzt mit ,(MW)“ oder ,Mittelw.”.
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Aktualitat der Einwohnerdaten

Zum Zeitpunkt der aktuellen Berichtserstellung standen seitens des Statistikamtes
Nord keine Einwohnerzahlen fur das Jahr 2016 zur Verfligung. Das Statistikamt Nord
kann nach eigener Auskunft aufgrund von Softwareanderungen und Anderungen in
der Erhebungsmethodik Einwohnerzahlen nur mit mehrmonatiger Verzogerung verof-
fentlichen. Es werden fir diesen Bericht daher die Einwohnerzahlen des Jahres 2015
genutzt.

Ublicherweise fallen die jahrlichen Veranderungen der Einwohnerzahlen eher gering
aus. Durch den starken Anstieg der Fluchtlingszahlen ab 2014 ist allerdings mit ei-
nem Uberdurchschnittlichen Anstieg der Bevolkerungszahlen zu rechnen. Die Aus-
wirkungen auf die Kennzahlen im Benchmarking kénnen durch die fehlenden aktuel-
len Einwohnerzahlen nicht prazise benannt werden. Insbesondere im Bereich der
Sozialleistungen und der Jugendhilfe sind nach bisherigen Erkenntnissen nennens-
werte Anstiege eingetreten.

5 Ubergreifende Struktur- und Haushaltsdaten
5.1 Einwohner und Einwohnerdichte

Die Grafik bildet die Anzahl der Einwohner in den Jahren 2013 bis 2015 ab.

Anzahl der Einwohner

Jahr NF HEI RZ OH PI PLO RD SL SE V4 oD

2013|161.923|132.665|189.043|197.835|301.223 | 126.643 | 268.075 | 195.135 | 263.202 | 130.017 | 234.674

2014 {162.258 | 132.602 | 189.790 | 198.383 | 302.512 | 126.692 | 268.110| 195.245| 263.920 | 130.161 | 235.662

2015 (163.960|132.917|192.999 | 199.574 | 307.471 | 128.304 | 270.378 | 196.839 | 267.503 | 131.457 | 239.614
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Einwohnerdichte: Einwohner je km? Flache

Die Grafik bildet die Einwohnerdichte der Jahre 2013 bis 2015 ab. Die Einwohner-
dichte sagt aus, wie viele Einwohner im Durchschnitt je km? Kreisflache im Kreis mit
Erstwohnsitz gemeldet sind.

Jar| NF | HEl | Rz | on | P | PLO| RD | st | sE | 1z | oD
Kreisflache in km?

| 2049 | 1428 | 1.263 | 1.393 | 664 | 1.083 | 2.186 | 2.071 | 1.344 | 1.056 | 766
Einwohner je km? Flache
2013 79 | 93 | 150 | 142 | 453 | 117 | 123 | 94 | 106 | 123 | 306
2014| 79 | 93 | 150 | 142 | 455 | 117 | 123 | 94 | 106 | 123 | 308
2015| 80 | 93 | 153 | 143 | 463 | 118 | 124 | 95 | 100 | 124 | 313
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Die Kommunen weisen deutliche Unterschiede im Hinblick auf ihre GroRRe und die
Bevolkerungsdichte auf.

Heraus ragt der von der Flache kleinste Kreis Pinneberg mit der hdchsten Bevdlke-
rungsdichte, aber auch der grof3ten Bevdlkerung in absoluten Zahlen.

Die niedrigste Bevdlkerungsdichte findet sich in Nordfriesland mit seinen Nordseein-
seln und Halligen.
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5.2 ALG Il und Sozialgeldempfanger je 1.000 Einwohner

Die nachfolgende Grafik bildet die Dichte der Arbeitslosengeld II- und Sozialgeld-
empfanger je 1.000 Einwohner fiir die Jahre 2014 bis 2016 ab.
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Jar | NF | HEI | Rz [ OH | P [ PLO| RD | SL | SE| 1z | oD
Bezieher von Arbeitslosengeld 2 oder Sozialgeld nach SGB Il (absolut)

2014 9.693 |11.842|13.103(12.784|18.949| 6.907 [15.295|14.167|14.412| 9.329 | 9.846
2015 9.686 |11.727(13.011|12.496(19.688| 6.957 [14.813|13.686(14.413| 9.393 | 9.914
2016 | 10.107 |12.397|13.602|12.824|20.808| 7.634 |16.066|13.789|15.435|10.222|10.918
Bezieher von Arbeitslosengeld 2 oder Sozialgeld nach SGB Il je 1000 Einwohner
2014 59,7 89,3 | 690 | 64,4 | 626 | 545 | 57,0 | 72,6 | 54,6 | 71,7 | 41,8
2015 59,1 | 88,2 | 67,4 | 62,6 | 64,0 | 54,2 | 54,8 | 695 | 53,9 | 71,5 | 41,4
2016 61,6 93,3 | 70,5 | 64,3 | 67,7 | 59,5 | 59,4 | 70,1 | 57,7 | 77,8 | 45,6

*Fir 2016 werden die Einwohnerdaten des Jahres 2015 zugrunde gelegt- siehe An-
merkung auf Seite 7.
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5.3 Arbeitslose je 1.000 Einwohner im erwerbsfahigen Alter

Die Kennzahl stellt die Zahl der Arbeitslosen ins Verhéltnis zur Einwohnerzahl in der
Altersgruppe 18 - 65 Jahre. Im Durchschnitt der Kreise sind 48 bzw. 49 von 1.000
Einwohnern im erwerbsfahigen Alter arbeitslos. Die Grafik stellt die Zahlen der Jahre
2013 bis 2015 dar. Aktuellere Zahlen zu den Einwohnern in der Altersgruppe 18 - 65

Jahre liegen nicht vor.
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Arbeitslose je 1.000 Einwohner im erwerbsfahigen Alter

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI |PLO| RD | SL | SE Iz | OD
2013 49 51 | 58 | 53 | 47 | 45 | 46 | 45 | 65 | 44 | 50 | 34
2014 48 51 | 56 | 51 | 47 | 47 | 46 | 44 | 62 | 42 | 52 | 33
2015 49 58 | 63 | 48 | 57 | 44 | 46 | 42 | 55 | 40 | 55 | 31
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Nachfolgend werden haushaltswirtschaftliche Kennzahlen abgebildet. Es wird da-
bei auf die verfigbaren Zahlen fir die Haushaltsjahre 2014 bis 2017 zurickgegriffen.

5.4

Ordentliches Ergebnis je Einwohner

Das ordentliche Ergebnis ist die malRgebliche Steuerungsgrof3e zur Beurteilung der
kommunalen Haushaltswirtschaft. Es ist die Summe aus dem Ergebnis der laufenden
Verwaltungstétigkeit sowie dem Finanzergebnis. Als Zielrichtung wird angestrebt,
dass das ordentliche Ergebnis zumindest ausgeglichen ist.

Die Grafik bildet das ordentliche Plan- Ergebnis je Einwohner fir die Haushaltsjahre
2014 bis 2017 in Euro ab.
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ordentliches Ergebnis (Plan) je Einwohner in Euro
Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH Pl PLO RD SL SE VA oD
2014 -0,89 -8,77 -4,05 | -16,44 | 22,44 | -5,07 | 24,12 | 15,05 3,18 7,37 | -69,65 | 22,01
2015 -5,66 | -31,46 | 31,37 | -6,96 | -24,12 | 7,19 4,94 12,16 | -12,45| 0,00 | -12,15 | -30,80
2016 | -24,79 | -22,81 | -43,31 | -12,32 | -16,15 | -25,11 | -0,91 | -16,41 | -46,77 | -32,27 | -35,36 | -21,32
2017 12,64 35,76 | 57,63 1,91 37,23 | 13,96 0,12 0,00 | -15,99 | 29,40 | -28,20 | 7,25
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Die Grafik bildet das ordentliche Ist- Ergebnis je Einwohner fur die Haushaltsjahre
2014 bis 2016 in Euro ab.
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ordentliches Ergebnis (Ist) je Einwohner in Euro

Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH Pl PLO RD SL SE VA oD

2014 | 37,29 | -2,95 | 52,03 | 45,93 | 59,44 | 11,09 | 44,73 | -5,15 | 62,61 | 32,93 | 42,89 | 66,61
2015 | 30,50 | 18,31 | 101,89 | 63,37 | 32,58 | k.A. 0,39 | 21,62 | 39,99 | 20,05 | k.A. |-23,72
2016 | 10,70 | -4,12 | 41,83 | 31,90 | 35,16 | k.A. -0,91 k.A. k.A. | -20,10 | k.A. -8,88

5.5 Ergebnis aus Ifd. Verwaltungstatigkeit je Einwohner

Das Ergebnis aus laufender Verwaltungstétigkeit zeigt an, ob die Kommune in der
Lage ist, den laufenden Betrieb durch die laufenden Ertrdge zu decken oder aber
bereits aus dem laufenden Verwaltungsbetrieb heraus neue Schulden entstehen.
Langfristig gesehen ist ein positives Ergebnis aus laufender Verwaltungstatigkeit ein
absolutes Muss, da ansonsten der Weg unweigerlich in die Uberschuldung fihrt.

Die Grafik stellt das Plan- Ergebnis aus laufender Verwaltungstatigkeit je Einwohner
fur die Haushaltsjahre 2014 bis 2017 in Euro dar.

Ergebnis aus laufender Verwaltungstatigkeit (Plan) je Einwohner in Euro

Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH Pl PLO RD SL SE VA oD

2014 3,00 -15,20 | 9,54 | -17,05 | 26,72 9,22 35,91 | 17,28 | 11,42 8,12 | -71,61 | 18,52
2015 | -4,90 |-35,53 | 43,07 | -10,07 | -20,17 | 3,08 | 16,99 | 7,23 | -8,87 | -0,17 | -13,51 | -35,98
2016 | -25,62 | -28,76 | -35,06 | -17,52 | -17,44 | -28,00 | 12,20 | -21,68 | -41,15 | -38,22 | -35,91 | -30,25
2017 12,51 27,70 | 65,43 | -2,89 | 36,72 7,27 23,18 | -6,78 | -11,52 | 26,67 | -26,44 | -1,72
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Die nachfolgende Grafik stellt das Ist- Ergebnis aus laufender Verwaltungstatigkeit
je Einwohner fir die Haushaltsjahre 2014 bis 2016 in Euro dar.
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Ergebnis aus laufender Verwaltungstéatigkeit (Ist) je Einwohner in Euro

Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH Pl PLO RD SL SE VA oD

2014 | 40,72 | -9,51 | 56,35 | 41,41 | 60,43 | 5,18 |100,41| -2,86 | 68,02 | 30,34 | 38,66 | 59,47
2015 | 28,18 | 11,57 | 100,35 | 56,84 | 31,09 | k.A. 6,10 | 16,66 | 44,82 | 17,20 | k.A. | -30,97
2016 7,18 | -12,17 | 40,99 | 25,04 | 32,47 | k.A. 12,20 | k.A. k.A. | -29,58 | k.A. | -18,66
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5.6 Aufwandsverteilung am Gesamtaufwand nach Produktbe-
reichen 2017

Die Grafik stellt den jeweiligen prozentualen Anteil der (Plan-) Aufwendungen des
Produktbereichs am Gesamtaufwand fir das Haushaltsjahr 2017 im Durchschnitt
aller Kreise dar.

Der Produktbereich der sozialen Leistungen stellt mit durchschnittlich 51 % der Ge-
samtaufwendungen den groéRten Bereich dar, gefolgt vom Bereich Kinder, Jugend
und Familie mit 18,5 %.
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5.7

Aufwendungen nach Produktbereichen je Einwohner 2017

Die Grafik stellt die Plan- Aufwendungen in Euro nach Produktbereichen fir das
Haushaltsjahr 2017 je Einwohner im Durchschnitt aller Kreise dar. Die sozialen Leis-
tungen stellen mit 760 € je Einwohner den Produktbereich mit den hochsten Aufwen-
dungen je Einwohner dar, gefolgt von den Leistungen im Produktbereich Kinder, Ju-

gend und Familie mit 268 € je Einwohner.
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5.8 Hebesatze Kreisumlage
In der folgenden Tabelle werden die Hebesatze der Kreisumlage abgebildet.
Hebeséatze Kreisumlage
Jahr NF HEI RZ OH PI PLO RD SL SE Iz oD
2015 | 37,00 | 37,00 | 36,40 | 36,00 | 39,00 | 36,00 | 31,00 | 36,32 | 36,25 | 35,00 | 34,50
2016 | 39,00 | 37,00 | 36,40 | 36,30 | 39,00 | 36,00 | 31,00 | 36,32 | 36,25 | 35,00 | 35,75
2017 | 37,50 | 37,00 | 38,09 | 36,30 | 39,00 | 35,30 | 31,00 | 36,32 | 35,25 | 35,00 | 34,50
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5.9 Schulden

In der folgenden Tabelle werden der Stand der Schulden in tausend Euro und der
Schuldenstand je Einwohner in Euro zum Jahresbeginn 2015 bis 2017 abgebildet
(Datenstand: April 2017).

Schuldenstand zum Jahresanfang
Jahr | NF HEI RZ OH PI PLO RD SL SE 1z oD
2015 | 46.204 | 66.800 | 42.568 | 65.699 | 59.856 | 47.286 | 19.772 | 53.587 | 16.826 | 17.005 | 4.778

sc'i‘:'$§23t€a”d 2016 | 42.442 | 57.600 | 39.193 | 60.971 | 60.333 | 43.684 | 16.542 | 51.700 | 13.924 | 20.105 | 33
2017 | 37.788 | 51.044 | 37.833 | 53.370 | 57.067 | 37.849 | 12.352 | 50.681 | 51.844 | 19.129 | 0
Schuldenstand | 2015 282 | 503 | 221 | 320 | 195 | 369 73 272 63 129 20

je Einwohner in| 2016 | 259 433 203 306 196 340 61 263 52 153
Euro 2017 | 230 384 196 267 186 295 46 257 194 146 0

In der Grafik wird der Stand der Schulden je Einwohner in Euro zum Jahresbeginn
2015 bis 2017 abgebildet.
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Bei der Betrachtung der Gesamtverschuldung des Kreises Dithmarschen in Héhe
von rd. 57,6 Mio. Euro 2016 und 51,0 Mio. Euro 2017 ist zu berlcksichtigen, dass
rd. 37,0 Mio. Euro 2016 und rd. 31,7 Mio. Euro 2017 auf die Finanzierung des Neu-
baus und die Sanierung des Westkustenklinikums in Heide entfallen; den Schulden-
dienst hierfar tragt das Land Schleswig-Holstein. Die Schuldenbelastung des Kreises
betragt damit netto lediglich rd. 20,6 Mio. Euro 2016 und rd. 19,4 Mio. Euro 2017.

Die Steigerung der Schulden fir den Kreis Segeberg in Hohe von ca. 37,9 Mio. Eu-
ro bericksichtigt die Reintegration der Immobilienverwaltung des Kreises Segeberg.
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6 Daten aus den Teilprojektgruppen

Nachfolgend werden die Schlusselkennzahlen und Strukturmerkmale aus den Teil-
projektgruppen aufgefihrt. Eine Bewertung der Kennzahlenergebnisse erfolgt, wie
beschrieben, in diesem Bericht nicht, sondern eigenverantwortlich in den Kreisen und
im Projekt durch die Teilprojektgruppen.

Zur Einordnung der Grolenordnung der Bereiche wird erganzend die durchschnittli-
che, absolute Anzahl der Personalstellen je Kreis mit aufgefihrt.

6.1 Personalwirtschaft, Personalabrechnung

In dieser Teilprojektgruppe werden die Bereiche Personalwirtschaft (Personalverwal-
tung einschl. Personalentwicklung) und die Personalabrechnung behandelt.

Personalwirtschaft

Kurzbeschreibung

In der Personalwirtschaft werden alle Personalserviceaufgaben fir die Beschaftigten
des Kreises zusammengefasst. Hierzu z&hlen u.a. Einstellungen, Ernennungen, Be-
férderungen, Eingruppierungen, Abordnungen, Versetzungen, Umsetzungen und die
Personalentwicklung. Nicht bericksichtigt wird hier die Personalabrechnung.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Im Rahmen des Projektes wurde festgestellt, dass die wahrgenommenen Aufgaben
weitgehend vergleichbar sind. In der Teilprojektgruppe Personal wurde und wird die
Intensitat der Aufgabenwahrnehmung betrachtet.

Es wird von den Kreisen beschrieben, dass die Bearbeitung der Personalangelegen-
heiten der Beschaftigten, die im SGB IlI- Bereich tétig sind (Personal der Kreise z.B.
im Jobcenter bzw. Sozialzentrum bei den Optionskreisen) im Durchschnitt aufwandi-
ger ist als bei anderen Beschatftigten. Dies gilt besonders fur die beiden zugelasse-
nen kommunalen Trager Nordfriesland und Schleswig-Flensburg. Hierbei nimmt der
Kreis Schleswig-Flensburg eine besondere Rolle ein. Er ist der einzige Kreis, der die
Grundsicherung als kommunaler Trager vollstandig mit eigenem Personal bearbeitet.

Durch die Einfihrung einer neuen Entgeltordnung zum TV6D im Jahre 2016 ist in

den Personalbereichen ein nennenswerter Mehraufwand fur die Uberpriifung der
Eingruppierungen entstanden.
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Aktuell erarbeitet die Teilprojektgruppe eine Abbildungsmadglichkeit fur die krank-
heitsbedingten Fehlzeiten. Diese sollen im Jahresbericht 2018 dargestellt werden.

Beschreibung der Schlisselkennzahl Personalwirtschaft

Kennzahl: Personalfdlle je besetzte Vollzeitstelle in der Personalwirtschaft. Diese
Kennzahl berechnet, wie viele Personalfélle je besetzte Vollzeitstelle bearbeitet wer-
den.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:

Personalfélle je bes. VZ-Stelle in der Personalwirtschaft
Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ |OH | PI |[PLO|RD | SL | SE| 1z | OD
2014 | 136 | 124 | 162 | 159 | 101 | 118 | 111 | 163 | 124 | 180 | 152 | 99
2015| 134 | 115 | 157 | 164 | 102 | 122 | 115 | 165 | 124 | 157 | 154 | 105
2016| 134 | 120|161 | 155 | 99 | 114|122 | 165|139 | 162 | 141 | 94

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fir die Personalwirtschaft betragt 2016
rd. 5,5 Stellen.
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Im Bereich der Personalwirtschaft wird ein nennenswerter Teil des Arbeitsaufwandes
durch die Stellenbesetzungsverfahren begriindet. Die meisten Kreise verzeichnen
eine steigende Anzahl der Verfahren. Begriindet sind die steigenden Verfahren durch
eine erhohte Fluktuation und durch Altersabgénge. Die Kreisverwaltungen haben
zunehmend Schwierigkeiten, qualifizierte Bewerbungen zu erhalten. Oftmals sind
mehrere Verfahren notwendig, um Stellen besetzen zu kdnnen. Dies trifft mittlerweile
nicht nur fur padagogische, technische und &rztliche Stellen sondern auch fur den
allgemeinen Verwaltungsdienst zu. Personalverantwortlichen prognostizieren fur die
Zukunft wachsende Herausforderungen, um qualifiziertes Personal fiur die eigene
Verwaltung zu gewinnen und zu halten.

Nachfolgend werden die absoluten Zahlen der Stellenbesetzungsverfahren aufge-
fuhrt. Zur Zahlweise ist anzumerken, dass Verfahren, mit denen mehrere gleichartige
Stellen besetzt werden sollen, als ein Verfahren gezahlt werden. Sollten Verfahren
nicht erfolgreich verlaufen, wird das erneute Verfahren zusatzlich gezahlt. Es wird
dabei nach internen (interne Ausschreibung in der eigenen Verwaltung) und externen
Verfahren (Verfahren mit 6ffentlicher Ausschreibung) unterschieden.

Nachfolgend werden die internen und externen Stellenbesetzungsverfahren sowie
die Gesamtsumme der Verfahren dargestellt.

Stellenbesetzungsverfahren intern

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ|OH| PI | PLO|RD |SL | SE| 1Z | OD
2014 18 48 |41 | 13| 15| 23| 12 | 7 | 20| 4 |11 | 8
2015 23 23 | 65|10 22| 26| 18 | 23|30 | 11| 10| 15
2016 27 36| 70|21 |39 |34 | 34 | 23|21| 4 |13]| 6
Stellenbesetzungsverfahren extern

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ |OH | PI | PLO|RD | SL | SE| 1z | OD
2014 30 47 | 48 | 20 | 22 | 17 | 15 | 42 | 28 | 29 | 12 | 52
2015 41 48 | 58 | 33|31 | 38| 28 | 74| 37 | 32| 16 | 58
2016 47 54 150|30|25|97| 37 | 50 | 38| 59 | 21 | 55
Stellenbesetzungsverfahren gesamt

Jahr |[Mittelw.| NF | HEI| RZ|OH | PI | PLO|RD | SL | SE| 1Z | OD
2014 49 95|89 | 33|37 |40 | 27 | 49| 48| 33| 23| 60
2015 64 711123 43 | 53 | 64| 46 | 97 | 67 | 43 | 26 | 73
2016 74 90 [120| 51 | 64 |131| 71 | 73 | 59 | 63 | 34 | 61
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Personalabrechnung

Kurzbeschreibung

In der Personalabrechnung erfolgt die Bearbeitung der Bezliige und Gehalter fur ei-
gene Beschatftigte und in einigen Kreisen zusatzlich fur externe Stellen.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Festgestellt wurden folgende erhebliche Unterschiede bei der Aufgabenwahrneh-
mung, wodurch ein sinnvoller Vergleich nur in zwei Teilgruppen moglich ist. Unter-
schieden werden die Kreise mit eigener Abrechnung und die Kreise mit einer Verga-
be an die Versorgungsausgleichskasse der Kommunalverbdnde in Schleswig-
Holstein (VAK).

Die Tabelle zeigt die wesentlichen Strukturunterschiede.

NF | HEI|RZ |OH | PI |PLO| RD |SL| SE| IZ| OD

Abrechnung nur fir
Beschaftigte der X
Kreisverwaltung

Abrechnung fir
Beschatftigte der
Kreisverwaltung und fur X X X X X
andere Stellen
(Kreisbesoldungsstelle)

Abrechnung durch die
VAK

Die Kreise, bei denen die Abrechnung durch die VAK durchgefuhrt wird, zahlen hier-
fur Entgelte. In der Kreisverwaltung verbleiben Stellenanteile, die nétig sind, um In-
formationen zwischen VAK und Kreis auszutauschen und bendtigte Daten zu den
Personalabrechnungsfallen zu Gbermitteln.

Die Kreise, die Abrechnungen fiir andere Stellen (z.B. kreisangehdrige Kommunen)
durchfuhren, erhalten hierfir Entgelte.

Beschreibung der Schlisselkennzahl

Kennzahl: Personalabrechnungsfalle je besetzte Vollzeitstelle in der Personalab-
rechnung. Diese Kennzahl berechnet, wie viele Personalabrechnungsfélle je besetz-
te Vollzeitstelle bearbeitet werden.
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Die folgende Grafik und Tabelle bilden die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016 flr
die Kreise mit eigener Abrechnung ab.
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Abrechnungsfalle je bes. VZ-Stelle

Jahr |Mittelw.| NF HEI RZ | PLO SL oD
2014 567 406 | 447 | 970 | 561 | 426 | 590
2015 539 392 | 449 | 986 | 573 | 374 | 458
2016 555 391 | 475 | 1014 | 584 | 397 | 469

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fur die Personalabrechnung bei Eigen-
wahrnehmung betragt 2016 rd. 3,6 Stellen.
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Kreise mit Abrechnung durch die Versorgungsausgleichskasse:

In der Kreisverwaltung verbleiben lediglich Stellenanteile, die nétig sind, um Informa-
tionen zwischen der VAK und dem Kreis auszutauschen und bendtigte Daten zu den
Personalabrechnungsfallen zu Ubermitteln. Die nachfolgende Grafik bildet die abso-
luten Stellenanteile dieser Kreise fur die Jahre 2014 bis 2016 ab.

Verbliebene Stellenanteile bei Vergabe an die VAK
Jahr OH Pl RD SE 1z
2014 1,02 1 0,5 0,4 0,5
2015 1,02 1 0,5 0,4 0,5
2016 1,02 1 0,5 0,4 0,5

Die durchschnittliche Stellenanzahl fur die Kreise, die die Personalabrechnung nicht
selbst durchfiihren, betragt 2014 bis 2016 rd. 0,5 Stellen und ist insgesamt sehr ge-
ring. Die Unterschiede bei den Ergebnissen werden im Wesentlichen durch den Um-
fang von verbliebenen Aufgaben bei den Kreisen begrindet.

Hinzuzurechnen sind die Aufwendungen, die fir die Durchfiihrung durch die Versor-
gungsausgleichskasse anfallen. Diese wurden bislang manuell abgefragt. Zukunftig
sollen Vergleichsrechnungen aller 11 Kreise auf Basis der Haushaltszahlen erfolgen.

Die folgende Tabelle bildet die Aufwendungen fur die Vergabe an die VAK ab:

Aufwendungen fur Personalabrechnung durch die VAK
Jahr OH Pl RD SE (V4
2014 | 84.160€ | 138.996 € | 87.455€ | 125.569€ | 71.841€
2015 | 86.663€ | 139.816 € | 89.784€ | 129.781€ | 75.923 €
2016 | 93.485€ | 147.968€ | 94.392€ | 130.213€ | 80.345€

Eine vergleichende Auswertung zwischen den Kreisen mit eigener Abrechnung und
den Kreisen mit einer Vergabe an die VAK wird mit den - bislang nicht aktuell verfig-
baren - Rechenergebnissen angestrebt.
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6.2 TPG Kasse, Vollstreckung

In der Teilprojektgruppe ,Kasse und Vollstreckung“ werden die Aufgabenbereiche
der ursprunglichen bzw. klassischen Kasse (Zahlungsverkehr und weitere Kassen-
geschafte) und die Aufgaben des Vollstreckungsdienstes bearbeitet.

Die Prufungsergebnisse des Landesrechnungshofs (Risikomanagement in Kommu-
nen und Forderungsmanagement) wurden innerhalb der Teilprojektgruppe diskutiert
und werden in der weiteren Arbeit des Benchmarking bertcksichtigt.

Zahlungsverkehr (Kasse)

Kurzbeschreibung

Der Bereich ,Zahlungsverkehr” ist im Wesentlichen fur die Zahlbarmachung und das
Mahnwesen verantwortlich.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Die Kreise nehmen grundséatzlich vergleichbare Aufgaben wahr. Hinsichtlich der
Ausgestaltung der Aufgabenwahrnehmung sind erhebliche Unterschiede u.a. in den
Ablaufen festzustellen. Unterschiede resultieren zudem aus den verschiedenen Fi-
nanzwesenverfahren und der unterschiedlichen Nutzung dieser Verfahren.

AulRerdem bestehen Unterschiede im Automatisierungsgrad bei der Verbuchung von
Einzahlungen und Auszahlungen. Automatisierte Verbuchungen sind teilweise durch
Schnittstellen mit verschiedenen Fachverfahren, wie z.B. zum Sozialwesen, Ord-
nungswidrigkeiten und Fuhrerscheinstellen realisiert. Weitere Unterschiede bestehen
in der Organisation der Vor- und Zuarbeiten fur die Buchungsvorgange durch die
Fachbereiche.

Als zielfUhrende Kennzahl wurde der Automatisierungsgrad der Buchungen entwi-
ckelt. Ein Teil der Ein- und Auszahlungen wird automatisch gebucht. Grundsatzlich
positiv ist eine hohe Automatisierungsquote, die sich aus der Anzahl der automati-
schen Buchungen im Verhaltnis zur Anzahl der Gesamtbuchungen berechnet.

Die Kennzahl kann nur fur die Kreise berechnet werden, die das Finanzwesenverfah-
ren von MACH nutzen. Bei den Kreisen, die das Verfahren H&H nutzen, ist eine ver-
lassliche Auswertung unterschieden nach manuellen und automatisierten Buchungen
nicht maéglich.

Fir den Bereich Zahlungsverkehr werden unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit
folgende Ziele formuliert:

] Die Anzahl der Buchungen soll mdglichst gering sein.
] Der Anteil der automatisierten Buchungen soll dabei méglichst hoch sein.

] Die Anzahl der Stellen soll méglichst gering sein.
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Beschreibung der Schliusselkennzahl

Kennzahl: Automatisierungsquote: Die Anzahl der automatisierten Buchungen wird
ins Verhaltnis zur Anzahl aller Buchungen gesetzt.

Automatisierungsgrad (MACH- Kreise)
Jahr | Mittelw. NF RZ RD SE oD
2014 41% 49% 65% 34% 32% 23%
2015 39% 35% 66% 34% 38% 24%
2016 42% 38% 67% 39% 39% 25%

Neben dem Automatisierungsgrad wird die Anzahl aller Buchungen (manuelle und
automatisierte) in der folgenden Tabelle abgebildet:

Anzahl aller Buchungen (MACH- Kreise)
Jahr | Mittelw. NF RZ RD SE oD
2014 | 179.681 |131.695|159.503| 98.432 |187.742|321.032
2015 | 189.814 |206.269|150.928 | 103.275 | 168.795 | 319.802
2016 | 194.482 |201.056 | 165.545|109.787 | 177.451| 318.571

In der nachfolgenden Tabelle wird die Anzahl der absolut besetzten Stellen abgebil-
det:

Anzahl der besetzten Stellen im Zahlungsverkehr (Kasse)

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI |[PLO|RD | SL | SE| 1Z | OD
2014 5,1 5914047158 |88|30|60|55]|47 28|44
2015| 4,9 59(40(28 (58|99 |25 |56 |50|47]|28]| 4,4
2016| 5,3 51|140(40]58(11,7{31|59|60|45|28]| 54
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Vergleich von Prozessen im Bereich der Finanzbuchhaltung

In der Teilprojektgruppe Kasse und Vollstreckung wurde ein Vergleich der Prozesse
begonnen. Die ersten Ergebnisse werden nachfolgend abgebildet:

m Die Geschéftsbuchhaltung erfolgt derzeit in drei Kreisen (NF, RZ und PI) weit-
gehend zentral. In den anderen Kreisen ist die Buchhaltung vollstandig oder
teilweise dezentral organisiert.

m Lediglich ein Kreis (HEI) nutzt ein Dokumentenmanagementsystem mit elektro-
nischer Archivierung, wodurch ein weitgehend ,papierloser Ablauf entsteht.

] Der Kreis Pinneberg hat den digitalen Anordnungsworkflow fir die Kreditoren-
buchhaltung umgesetzt.

m  Aus Sicht der Teilprojektgruppe ist die Nutzung eines Dokumentenmanage-
mentsystems mit elektronischer Archivierung anzustreben.

m In einem Teil der Kreise fallen Doppelarbeiten u.a. fiur Prifungszwecke an.

m In einigen Kreisen werden die Ablaufe im Rahmen von Organisations- Untersu-
chungen Uberpruft.
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Vollstreckung

Kurzbeschreibung

Der Bereich Vollstreckung ist im Wesentlichen fir die Verfolgung von Forderungen
verantwortlich.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Bei den Vollstreckungsaufgaben bestehen Unterschiede bei der Wahrnehmung der
Aufgaben. Ein Teil der Kreise nimmt die Vollstreckungsaufgaben ausschliel3lich mit
eigenen Beschaftigten wahr, andere Kreise haben diese Aufgabe in Teilen oder voll-
standig vergeben.

Die Tabelle zeigt die wesentlichen Strukturunterschiede:

Strukturen Vollstreckung

NF | HEl | RZ | OH PI |PLO| RD | SL SE 1z OD

Wahrnehmung AufRen- und
Innendienst

Wahrnehmung nur Innendienst,
AulRendienst vergeben

Wahrnehmung nur Innendienst,
AuRBendienst durch X
nebenamtlich Beschéftigte

Wahrnehmung Innendienst,
AuRendienst teilweise X
vergeben

Wahrnehmung AuRRendienst
fur Dritte

Wahrnehmung Innen- und
AuBendienst fur Dritte
Zwangsentstempelungen durch
die Vollstreckung

Aufgrund der Strukturunterschiede kann ein Vergleich des Vollstreckungswesens
derzeit nur mit 4 Kreisen (SL, OD, PI, 1Z) erfolgen.

Beschreibung der Schliisselkennzahlen

Kennzahl: Vollstreckungsfélle je besetzte Vollzeitstelle in der Vollstreckung. Diese
Kennzahl berechnet, wie viele Vollstreckungsfélle je besetzte Vollzeitstelle im Jahr
bearbeitet werden.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016
fur die Kreise, die die Vollstreckung ausschlief3lich mit eigenen Beschéaftigten wahr-
nehmen.
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Vollstreckungsauftrage je besetzte Vollzeitstelle 2014 bis 2016:
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Mittelw. Pl SL 1Z oD

Vollstreckungsauftrage je bes. VZ-Stelle
Jahr | Mittelw.| PI SL 4 oD
2014 | 1.470 | 1.605|1.417 | 1.964 | 893
2015 | 1.352 |1.615|1.331 | 1.567 | 893
2016 | 1.327 | 1.315|1.376 | 1.707 | 910

Die durchschnittliche Stellenanzahl fir die Vollstreckung in allen 11 Kreisen betragt
2016 rd. 4 Stellen.
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6.3 Zulassungsstelle

Kurzbeschreibung

In der Zulassungsstelle werden im Wesentlichen folgende Leistungen erbracht: Zu-
lassung, AulRerbetriebsetzung und Umschreibung von Fahrzeugen sowie Uberwa-
chung und Durchsetzung von Halterpflichten und Bestandspflege des Fahrzeugregis-
ters; Erteilung von Ausnahmen von den Bau- und Betriebsvorschriften der Fahrzeuge
einschliel3lich der Befreiung von der Zulassungspflicht.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Grundsatzlich wurden keine wesentlichen Strukturunterschiede sichtbar. Der Kreis
Schleswig-Flensburg kooperiert im Bereich des Zulassungswesens mit der Stadt
Flensburg und der Kreis Rendsburg-Eckernforde mit der Stadt Kiel (Aul3enstelle Al-
tenholz). Dariiber hinaus ist die Anzahl der Standorte bzw. Au3enstellen unterschied-
lich. Die Anzahl der Standorte ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Austausch zu Prozessen / Arbeitsablaufen

In der Teilprojektgruppe findet ein Austausch zu Prozessen und zur Arbeitsorganisa-
tion und den jeweiligen Vor- und Nachteilen statt.

Beschreibung der Schlisselkennzahl

Kennzahl: Gewichtete Félle je besetzte Vollzeitstelle. Diese Kennzahl berechnet,
wie viele gewichtete Zulassungsvorgdnge je besetzte Vollzeitstelle bearbeitet wer-
den.
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Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:
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gewichtete Geschéftsvorfélle je Vollzeitstelle
Jahr | Mittelw. | NF HEI RZ OH Pl PLO RD SL SE 1z oD
2014 | 3.543 | 3.907 | 3.322 | 3.719 | 3.541 | 3.110 | 3.160 | 2.980 | 4.464 | 3.786 | 3.602 | 3.383
2015| 3.710 |4.191 | 3.492 | 4.035 | 3.972 | 3.097 | 3.202 | 3.118 | 4.957 | 3.773 | 3.513 | 3.463
2016| 3.571 |4.350| 3.545 | 3.239 | 3.919 | 3.158 | 3.261 | 3.304 | 2.897 | 3.989 | 3.911 | 3.704

Kennzahlen zur Kundenorientierung

Neben den Fallzahlen wurden Zahlen erhoben, die als Indikatoren fir Kundenorien-
tierung bzw. Service dienen. In der Tabelle sind die Anzahl der Zulassungsstellen je
Kreis, die maximale Entfernung im Kreisgebiet zur Zulassungsstelle und die Anzahl
der wochentlichen Offnungsstunden aufgefiihrt.

Zulassung: Fachliche Zahlen / Kundenorientierung

Jahr [Min. |Max.| Mittelw. | NF | HEI| Rz | OH | PI | PLO| RD | SL | SE| 1z | oD

Anzahl der Zulassungsstellen

2016] 1 | 4] 155 | 2 [ 2 | 1] 211 a]l2]21]1]1

Maximale Entfernung zur Zulassungsstelle in KM

2016 25 | 73 | 377 | 30 | 39 [ 40 | 73 | 25 | 40 | 27 | 35 | 25 | 32 | 40

Offnungszeit Zulassungsstelle in Stunden pro Woche

2016| 24 | 30 | 27,02 |285| 26 |285| 24 | 26 |275|26,25(275| 30 | 255|275
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Die durchschnittliche Wartezeit wird in der Zulassungsstelle als weiterer Indikator
fur die Kundenorientierung verstanden. Die Erhebung der Wartezeit ist in einigen
Kreisen mdglich, die Gber automatisierte Aufrufsysteme verfigen. Eine Abbildung der
Wartezeiten aus allen Kreisen bzw. von allen Standorten ist derzeit leider nicht mog-
lich. In der nachfolgenden Tabelle wird die durchschnittliche Wartezeit in Minuten
dargestellt.

durchschnittliche Wartezeit in Minuten
NF ) RD SL SE
Jahr HEI| RZ |OH | PI |PLO — Iz |OD
Husum [Niebdll Rendsburg | Eckernforde | Schleswig | Flensburg Segeberg Norderstedt
2014 25 7 | 33 |kA| 34|11 | kA 34 13 21 34 22 39 27 |k.A.
2015| 23 | 12 | 33 |k.A.| 35 | 15 | k.A. 44 19 47 34 28 34 25 [k.A.
2016 14 | 9 | 33 |k.A.| 26 |19 | 42 40 16 31 54 33 39 25 [k.A.

Die Wartezeiten werden von verschiedenen Faktoren beeinflusst, u.a.:
- Personalausstattung in den Zulassungsstellen,
- Besucherstréme zu unterschiedlichen Zeiten,
- organisatorische Unterschiede, Ablaufe, Aul3enstellen, Terminvergaben,
- Funktionalitdten der Aufrufanlagen (Steuerung der Vorgéange).
- Die Kreise RZ und OD haben eine Vorpriifung eingerichtet. Dort beginnt die
Wartezeit erst nachdem die Vorprifung abgeschlossen ist.
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6.4 BuRRgeld

Kurzbeschreibung

In dieser Teilprojektgruppe wird die zentrale Bul3geldstelle abgebildet. Zu den Aufga-
ben gehdren u.a. die Bearbeitung der Verwarn- und Bul3geldvorgange.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Die folgende Tabelle zeigt die z.T. unterschiedlich organisierte Aufgabenwahrneh-
mung im Uberblick:

NF [HEI|RZ |OH| PI |PLO|RD|SL [SE | IZ |OD

Zentral fur OWIG
Verkehr

Zentral fur alle OWIG- HEI: Dienstleister
Angelegenheiten fur 1Z

Zentral fur Falle aul3er
OWIG Verkehr (zweite X | X X
zentr. Stelle)

SE: aulRer
Baurecht

Sonstige: dezentral
nach X
Aufgabenbereichen

Anbindung zentr. OWI-
Stelle der Polizei

Ahndung ruhender RD: nur fir die
Verkehr beim Kreis Stadt Nortorf

Ahndung flieBender
nur Kreis
Uberwachung
ruhenden Verkehr z.T.
durch Dritte (durch X | X [ X[ X | X ]| X | X]|X|X X
Stadte und
Gemeinden)

Uberwachung
Geschwindigkeit durch | x | X | X X | X | X
Kreis (eigener Trupp)

Uberwachung
Geschwindigkeit in
Kooperation mit Polizei| X | X X | X X X X
(Trupp gemischt
Polizei und Kreis)

Uberwachung
Geschwindigkeit durch
Polizei (Trupp nur
Polizei)
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Die Kreise Dithmarschen und Steinburg kooperieren im Bereich der BuR3geldbearbei-
tung. Im Kreis Dithmarschen werden im Rahmen der Kooperation die Falle aus bei-
den Kreisen bearbeitet. Es erscheinen daher in den Auswertungen und Grafiken kei-
ne Werte des Kreises Steinburg. Zudem bearbeitet der Kreis Dithmarschen die
,sonstigen Ordnungswidrigkeiten“ des Kreises Rendsburg-Eckernférde im Rahmen
einer Kooperation.

Der Kreis Segeberg ist im Gegensatz zu allen anderen Kreisen nur mit einem Teil
des Aufgabengebietes an die zentrale OWI-Stelle der Polizei angebunden.

Einige Kreise bearbeiten in der zentralen Bul3geldstelle ausschlief3lich die Verfahren
aus dem Verkehrsbereich und andere Kreise neben den Verkehrsféllen alle anderen
Falle, wie beispielsweise aus dem Bau- oder Ordnungsbereich. Dieser Unterschied
wurde durch eine unterschiedliche Gewichtung der allgemeinen Verfahren und der
Verkehrsverfahren bericksichtigt.

Polizeiliche Verkehrsiuberwachung reduziert

Ein nennenswerter Teil der Fallzahlen in den Bul3geldstellen resultiert aus den Er-
gebnissen der Verkehrstiberwachung. Insoweit hangt die Fallmenge u.a. von der In-
tensitat der polizeilichen Verkehrsiberwachung ab. Die Fallzahlen sind seit 2015
merklich zuriickgegangen. Aus den Kreisen wird berichtet, dass die Aktivitaten der
Polizei im Bereich der Verkehrsiuberwachung spurbar rucklaufig waren. Die Kreise
mit eigenen Geschwindigkeitsmesstrupps konnten dieses Uberwachungsdefizit nur
bedingt kompensieren.

Beschreibung der Schlisselkennzahl
Kennzahl: Gewichtete Falle je besetzte Vollzeitstelle in der Bul3geldstelle.

Diese Kennzahl berechnet, wie viele gewichtete Falle (BuRRgeldbescheide, Verwar-
nungen, Einspriche, Akteneinsichten, Fahrverbote, Ermittlungen und Aufenthalts-
ermittlungen) je Vollzeitstelle bearbeitet wurden.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:
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gewichtete Geschéftsvorfalle je besetzte VZ-Stelle

Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH PI PLO RD SL SE oD

2014 | 4502 | 4.494 | 5.591 | 5.105 | 4.689 | 4.577 | 4.882 | 4.148 | 4.275 | 3.663 | 3.595

2015 | 4.330 | 5.400 | 5.242 | 5.012 | 5.702 | 3.407 | 4.481 | 4.003 | 3.407 | 4.235 | 2.411

2016 | 4.983 |5.094|6.127 | 6.779 | 6.834 | 2.942 | 4.549 | 7.316 | 4.077 | 3.726 | 2.387

Einnahmen in der Bul3geldstelle

Erganzend zu den gewichteten Geschaftsvorféllen werden die tatsachlich erzielten
Einnahmen der zentralen Bul3geldstellen abgebildet. Die Daten wurden manuell aus
den Kassenverfahren (H&H bzw. MACH) abgerufen. Sie werden als absolute Zahl
(Gesamtsumme) und Kennzahl mit Bezug zu den gewichteten Fallen in der BuR3geld-
stelle abgebildet.

Beim Kreis Dithmarschen werden die gesamten Einnahmen einschlief3lich der Er-
trage aus der jeweiligen Kooperation mit dem Kreis Steinburg und dem Kreis Rends-
burg-Eckernforde berlcksichtigt. Die Kooperation mit dem Kreis Rendsburg-
Eckernforde beschrankt sich auf ,sonstige Ordnungswidrigkeiten®, auf3erhalb der
Verkehrsordnungswidrigkeiten. Die Personal-, Sach- und Gemeinkosten werden mit
dem Kreis Steinburg auf Basis der gewichteten Geschaftsvorfalle und mit dem Kreis
Rendsburg-Eckernférde auf Basis einer Fallkostenpauschale abgerechnet.

Sowohl der Kreis Steinburg als auch der Kreis Rendsburg-Eckernférde erhalten vom
Kreis Dithmarschen die ihnen zustehenden Ertrage (6rtliche Zustandigkeit gem. § 37
Ordnungswidrigkeitengesetz).

FUr den Kreis Plon ist anzumerken, dass fast die Halfte der Falle aus dem Bereich
des ruhenden Verkehrs stammt. Im Bereich des ruhenden Verkehrs fallen typischer-
weise Verwarnungen an, die in der Hohe niedriger ausfallen als bei Bul3geldverfah-
ren. Dies ist ein Grund fur die vergleichsweise geringeren Einnahmen beim Kreis
Plon.

Gesamtsumme der Einnahmen in der BuRRgeldstelle

Die folgende Tabelle zeigt die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:

Einnahmen BuBgeld Ist (Quelle: Kassenverfahren H&H bzw. MACH) in Euro
Jahr NF HEI RZ OH PI PLO RD SL SE oD

2014 | 1.222.368 |4.110.394 | 2.517.157 |1.622.788 |2.806.827 | 922.756 |2.037.376 | 714.633 |3.454.435 |2.107.852

2015 | 1.155.922 |4.502.870 |1.902.154 |1.713.019 |2.237.037 | 891.980 |1.753.276 | 851.590 |4.063.037 |1.472.183

2016 | 1.256.654 |5.310.493 |1.982.380 |1.785.247 |2.106.745 | 991.540 |3.255.612 | 897.000 |3.823.055 |1.431.854

33



TOP 6.1

Einnahmen je gew. Geschaftsvorfall:

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:
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Einnahmen je gew. Geschéftsvorfall

Jahr | Mittelw. NF HEI Rz OH Pl PLO RD SL SE oD
2014 | 63 € 56 € 57 € 56 € 65 € 73 € 38 € 86 € 48 € 85 € 63 €
2015 | 62€ 49 € 57 € 56 € 66 € 68 € 40 € 77 € 62 € 86 € 60 €
2016 | 62€ 53 € 60 € 56 € 65 € 69 € 39€ 75 € 55 € 90 € 59 €

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fur die BuRRgeldstelle betragt 2016 rd. 7,6
Stellen.
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6.5 Veterinarwesen

Kurzbeschreibung

In der Teilprojektgruppe Veterinarwesen werden die beiden Bereiche Lebensmittel-
und Bedarfsgegenstandelberwachung und Tiergesundheit, Tierschutz, Tierkorper-
beseitigung betrachtet.

Ausgeklammert wird die Fleischhygiene, da dieser Bereich in den Kreisen eine kos-
tenrechnende Einheit ist und tGber die Gebuhren finanziert wird.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

In den Bereichen Lebensmittel- und Bedarfsgegenstandeiberwachung und Tier-
gesundheit, Tierschutz, Tierkdrperbeseitigung wurden durch die Teilprojektgruppe
differenzierte Fallzahlen abgebildet. Aufgrund der Vielzahl der Aufgaben wurde eine
Gewichtung der Fallarten vorgenommen.

Unterschiede bestehen im Wesentlichen in Anzahl, Art und Struktur der in den Krei-
sen ansassigen Betriebe sowie deren regionaler Verteilung. Die Aufgaben im Veteri-
narwesen bedingen einen hohen Anteil an Aul3endiensttatigkeiten.

Es wird festgestellt, dass den Mitarbeitern vor allem im Bereich der Eingriffsverwal-
tung ein erhOhtes Aggressionsverhalten entgegenschlagt. Als Folge davon wird eine
zunehmende Belastung mit erhéhtem Krankenstand erkennbar.

Hinzu kommen steigende Forderungen seitens der Fachaufsicht, die zudem vor Ort
mit vorhandenem Personal oftmals nicht umsetzbar sind oder auf Kreisebene fach-
lich anders bewertet werden.

Die unterschiedlichen Betriebs- und Gebietsstrukturen bedingen gravierende Unter-
schiede beim Aufwand, die Uber Kennzahlen nicht trennscharf abzubilden sind.
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Beschreibung der Schliusselkennzahl
Lebensmittel- und Bedarfsgegenstandelberwachung (LMU)

Kennzahl: Gewichtetes Arbeitsaufkommen je besetzte Vollzeitstelle in der LMU.
Diese Kennzahl berechnet, wie viele gewichtete Félle (Betriebskontrollen, Proben,
Atteste) je Vollzeitstelle bearbeitet wurden.

Die Grafik und die Tabelle bilden die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016 ab:

800

gewichtetes Arbeitsaufkommen je VZ-Stelle LMU
Jahr Mittelw. | NF HEI | RZ | OH Pl PLO| RD SL SE V4 oD

2014 376 350 | 204 | 320 | 317 | 328 | 299 | 552 | 582 | 452 | 428 | 304
2015 365 300 | 212 | 363 | 285 | 311 | 315 | 595 | 625 | 409 | 273 | 323
2016 386 395 | 213 | 398 | 229 | 365 | 283 | 502 | 722 | 396 | 342 | 402

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fur die Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
standelberwachung betragt 2016 rd. 6,3 Stellen.
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Kontrollen in der Lebensmittel- und Bedarfsgegenstandelberwachung

Kennzahl: Ist-Kontrollen in % von Soll-Kontrollen (Betriebskontrollen nach Risiko-
analyse).

Die Kennzahl beschreibt die prozentuale Quote an tatséchlich durchgefiihrten Be-
triebskontrollen von den in der Risikoanalyse festgelegten Soll- Kontrollen. Die Risi-
koanalyse erfolgt in den Kreisen jahrlich anhand eines EDV-basierten Bewertungs-
systems. Die zu kontrollierenden Betriebe werden hierbei nach festgelegten Kriterien
eingestuft und erhalten damit einen Kontrollrhythmus. Bei den Betrieben handelt es
sich um Herstellungs- und Verarbeitungsbetriebe fur Lebensmittel, Bedarfsgegen-
stande oder kosmetische Mittel, den Einzelhandel und Einrichtungen der Gastrono-
mie und der Gemeinschaftsverpflegung.

Eine Kontrollquote von tber 100 % ist mdglich, wenn die Anzahl der im laufenden
Jahr tatsachlich durchgefiihrten Kontrollen die zu Jahresbeginn avisierten Soll- Kon-
trollen der Risikoanalyse ubertrifft.

Die Grafik und die Tabelle bilden die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016 ab:
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Ist- Kontrollen von Soll- Kontrollen LMU in %
Jahr [ Mittelw. NF HEI RZ OH Pl PLO| RD SL SE V4 oD
2014 57% 61% | 40% | 66% | 44% [106% | 35% | 58% | 71% | 58% | 34% | 49%
2015 55% 58% | 24% | 60% | 45% | 90% | 37% | 62% | 72% | 59% | 31% | 62%
2016 54% 83% | 22% | 60% | 33% |106% | 40% | 16% | 74% | 67% | 37% | 50%
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Tiergesundheit, Tierschutz, Tierkorperbeseitigung
Beschreibung der Schliusselkennzahl

Kennzahl: Gewichtetes Arbeitsaufkommen je besetzte Vollzeitstelle Tiergesundheit,
Tierschutz, Tierkdrperbeseitigung

Diese Kennzahl berechnet, wie viele gewichtete Falle (Betriebe, Kontrollen, Atteste)
je Vollzeitstelle bearbeitet wurden.

Die Grafik und die Tabelle bilden die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016 ab:

gewichtetes Arbeitsaufkommen je VZ-Stelle Tierges.

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI | PLO| RD | SL | SE Iz | OD

2014| 320 351 | 259 | 200 | 393 | 297 | 361 | 388 | 365 | 329 | 306 | 267
2015| 316 358 | 202 | 220 | 368 | 320 | 353 | 409 | 362 | 277 | 351 | 251
2016| 332 364 | 222 | 262 | 380 | 335 | 361 | 454 | 377 | 300 | 380 | 222

Die durchschnittliche Stellenanzahl fir den Bereich Tiergesundheit, Tierschutz be-
tragt 2016 rd. 4 Stellen.

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fir das gesamte Veterinarwesen (ohne
Fleischhygiene) betragt fir das Jahr 2016 rd. 11 Stellen.
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6.6 Feuerwehrwesen

Kurzbeschreibung

In dieser Teilprojektgruppe wird das Feuerwehrwesen abgebildet. In der Teilprojekt-
gruppe erfolgt eine Betrachtung der nachfolgenden Bereiche: Feuerwehrwesen
Ubergreifend (zentraler Aufwand in den Kreisverwaltungen), Kreisfeuerwehrverband
(KFV), Kreisfeuerwehrzentrale (KFZ) und Loschzug Gefahrgut (LZG).

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Die Kreise haben das Feuerwehrwesen unterschiedlich organisiert. Mit der nachfol-
genden Abbildung werden Strukturunterschiede beim Betrieb der Kreisfeuerwehr-
zentrale abgebildet.

Betrieb der Kreisfeuerwehrzentrale:

NF HEI Rz OH Pl PLO RD SL SE Iz oD
durch Kreis X X X X
durch
Kreisfeuerwehr- X X X X X X X
verband

Die Unterschiede in der Aufgabenorganisation haben Auswirkungen auf die Abbil-
dung der finanziellen Aufwendungen. So wird beispielsweise die Bemessung der Zu-
schisse an den Kreisfeuerwehrverband u.a. von den dortigen Aufgaben und Dienst-
leistungen abhangig gemacht. In den Kreisen, in denen der Kreisfeuerwehrverband
die Kreisfeuerwehrzentrale betreibt, ist der Zuschuss an den Kreisfeuerwehrverband
entsprechend hoher. Da sich die Aufgabenverteilungen in den gebildeten Teilberei-
chen KFV, KFZ und LZG unterscheiden, ergeben sich fur die jeweiligen Teilbereiche
bei den finanziellen Aufwendungen Unterschiede. Die finanzwirtschaftliche Gesamt-
belastung der Kreishaushalte ergibt sich wiederum in allen Kreisen aus der Summe
dieser Teilaufgaben.

Die Kreise mit Standorten von Kernkraftwerken (HEI, RZ, 1Z) erhalten eine Zuwen-
dung zum Ausgleich der Mehraufwendungen von den Kraftwerksbetreibern. In den
nachfolgend dargestellten Zahlen wurden diese Ertrage nicht abgezogen, da nur die
Aufwendungen abgebildet werden.

EinflussgrofRRen fur die Feuerwehraufgaben der Kreise

Die Aufgabenbereiche des Feuerwehrwesens sind in den Kreisen unterschiedlich
ausgepragt. Der Aufgabenumfang und der Leistungsinhalt sowie die daftir notwendi-
gen Ressourcen sind von verschiedenen externen Faktoren abhangig. Aufgrund der
Vielschichtigkeit wird auf eine komplette Abbildung der moéglichen Einflussfaktoren
verzichtet. Folgende wesentliche Faktoren werden beispielhaft benannt:

39



TOP 6.1

m  Allgemeines Risikopotenzial, das zu Einsatzen und Vorhalteaufwand fuhrt, z.B.:
Anzahl, Art und Grol3e von Storfallbetrieben, Industriebetriebe, Verkehrsinfra-
struktur

m Strukturelle Gegebenheiten der Kreise, z.B.: Kistenschutz / Deiche, Walder,
GroRRe und Ausstreckung des Kreisgebietes, Inseln

m  Anzahl der Wehren, Anzahl der Mitglieder, Anzahl der Einsatze

In der nachfolgenden Tabelle werden allgemeine Fallzahlen (2016) abgebildet.

Allgemeine Fallzahlen (2016)

NE | HEI| RZ | oH | Pl | POl RD | sL | sE| 1z | oD
Anzahlder | a5 1 g4 | 132 | 131 | 52 | 100 | 185 | 188 | 116 | 102 | 90
Wehren
Anzahl der
1z 6.461 | 4.110 | 5.079 | 4.587 | 3.349 | 3.158 | 7.877 | 7.857 | 5.044 | 4.291 | 4.077
Mitglieder

In der nachfolgenden Tabelle werden die Aufwendungen der Jahre 2014 bis 2016
abgebildet. Bei Vergleichen zwischen den Kreisen sind die o0.g. Ausfihrungen zur
Ausgestaltung und Organisation der Aufgaben zu beachten.

Jahr| Mittelw. | NF | HEI | Rz | OH | PI | PLO | RD | SL | SE | 1z | oD
Zentraler Aufwand Feuerw ehrwesen Ulbergreifend in der Kreisverwaltung
2014| 180.520 | 128.518 72.200 637.030 | 104.825 23.011 117.551 | 279.059 | 230.657 | 113.932 98.416 k.A.
2015| 129.146 | 103.059 74.000 42.763 121.305 23.126 106.328 | 328.100 | 291.815 99.336 101.626 k.A.
2016| 124.105 | 210.070 75.500 47.376 79.977 24.675 k.A. 237.325 | 321.677 | 114.272 | 100.176 30.000
Gesamtaufwand Kreis f. Kreisfeuerwehrverband
2014| 107.462 | 121.572 24.600 90.600 83.000 169.869 88.686 185.065 | 145.227 64.900 101.100 k.A.
2015| 111.534 | 124.116 24.600 97.200 83.000 172.846 88.926 195.670 | 161.581 64.900 102.500 k.A.
2016| 129.683 | 129.835 30.000 95.500 83.000 193.391 k.A. 198.895 | 164.821 55.592 73.300 272.500
Gesamtaufwand Kreis f. Kreisfeuerwehrzentrale
2014| 434.985 | 216.570 | 378.678 | 434.984 | 712.394 | 328.813 | 409.240 | 387.527 | 296.481 | 709.587 | 475.578 k.A.
2015| 441.900 | 274.968 | 403.523 | 366.197 | 654.188 | 261.722 | 488.413 | 390.700 | 361.143 | 758.913 | 459.234 k.A.
2016| 477.873 | 292.390 | 329.343 | 384.094 | 693.676 | 424.542 k.A. 430.351 | 364.516 | 729.795 | 549.523 | 580.500
Gesamtaufwand Kreis f. Loschzug Gefahrgut
2014| 141.978 | 55.154 171.629 | 107.693 | 234.314 | 108.402 47.637 201.052 18.619 241.625 | 233.658 k.A.
2015| 155.400 | 71.393 | 171.584 | 114.084 | 223.714 | 122.550 | 36.447 | 228.200 | 27.850 | 289.151 | 269.023 k.A.
2016| 163.334 | 42.833 192.762 96.187 230.945 | 140.744 k.A. 216.176 27.455 285.459 | 271.486 | 129.294
Summe Gesamtaufwand Kreis fiir 0.a. Bereiche
2014 | 864.946 | 521.814 | 647.107 |1.270.308|1.134.532| 630.095 | 663.114 |1.052.704| 690.984 |1.130.045| 908.753 k.A.
2015| 837.980 | 573.536 | 673.707 | 620.244 |1.082.207 | 580.244 | 720.114 |1.142.670| 842.389 [1.212.300| 932.384 k.A.
2016| 894.995 | 675.127 | 627.605 | 623.157 |1.087.598| 783.352 k.A. 1.082.747| 878.469 |1.185.117| 994.486 |1.012.294
Summe Gesamtaufwand Kreis fiir o.a. Bereiche je Einwohner

2014| 4,66 3,22 4,88 6,69 5,72 2,08 5,23 3,93 3,54 4,28 6,98 k.A.
2015 4,48 3,50 5,07 3,21 5,42 1,89 5,61 4,23 4,28 4,53 7,09 k.A.
2016| 4,48 4,12 4,72 3,23 5,45 2,55 k.A. 4,00 4,46 4,43 7,57 4,22
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6.7 Soziales

In der Teilprojektgruppe Soziales wird die Sozialhilfe nach SGB XII, differenziert in
folgende Bereiche, betrachtet:

n Hilfe zum Lebensunterhalt,

m Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,

n Hilfe zur Gesundheit,

m Hilfe zur Pflege,

m Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten,
] Hilfe in anderen Lebenslagen und aul3erdem

m Leistungen aus dem Landespflegegesetz.

Nicht betrachtet wird der Bereich der Eingliederungshilfe, da dieser Bereich in einem
bestehenden Benchmarkingprojekt (zusammen mit den kreisfreien Stadten) betrach-
tet wird.

Die Ergebnisse der Teilprojektgruppe Soziales werden in einem separaten Bericht,
der im Herbst erscheinen wird, differenziert dargestellt.

Zeitgleich zu diesem Bericht erscheint ein separates Kennzahlenheft 2017 mit aktu-
ellen Zahlen aus dem Bereich Soziales.
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6.8 Jugend

In der Teilprojektgruppe Jugend wurden u.a. die folgenden Bereiche betrachtet:

m Hilfen zur Erziehung,

] Hilfen nach § 19 SGB VIII (Gemeinsame Wohnformen fur Mutter / Vater und
Kinder),

] Hilfen nach § 35a SGB VIII (Eingliederungshilfe fur seelisch behinderte Kinder
und Jugendliche),
Hilfen nach § 41 SGB VIII (Hilfe fur junge Volljahrige),
Hilfen nach § 42 SGB VIl (Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen) und
die Kindertagesbetreuung.

Die Ergebnisse der Teilprojektgruppe Jugend werden in einem separaten Bericht,
der im Herbst erscheinen wird, differenziert dargestellt.

Zeitgleich zu diesem Bericht erscheint ein separates Kennzahlenheft 2017 mit aktu-
ellen Zahlen aus dem Bereich Jugend.
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6.9 Schulen, Schilerbeférderung, Schulaufsicht

In dieser Teilprojektgruppe werden die Bereiche Schulen (Férderzentren, berufliche
Schulen), die Schilerbeférderung und die Schulaufsicht betrachtet. Auf die Abbil-
dung der Kennzahlen aus den Bereichen der Forderzentren und beruflichen Schulen
wird ab Berichtsjahr 2017 verzichtet. Die Zahlen werden allerdings weiter erhoben
und stehen den Kreisen fir Auswertungen zur Verfigung.

Schiulerbeférderung

Kurzbeschreibung

In der Schulerbeférderung wurde durch die Teilprojektgruppe das Ziel verfolgt, die
Aufwendungen fur die Schilerbeférderung transparent zu machen.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten
Die Kreise beschreiben Wechselwirkungen zwischen der Schulerbeférderung und
dem Bereich des 6ffentlichen Personennahverkehrs.

Die Hohe der Aufwendungen fiir die Schulerbeforderung und den OPNV wird u.a.
durch folgende Gegebenheiten beeinflusst:

m Strukturelle Unterschiede (Anzahl und Standorte der Schulen, Flache des Krei-
ses, Anzahl der Schuler, Reiseweiten)

m  Veranderungen in der Schullandschaft (SchlieBung von Standorten)
] Zuschnitt der Tarifzonen und dem damit zusammenhangenden Tarifniveau

m Einzel- und Sonderbeférderung, z.B. per Taxi

Die Ausgestaltung des OPNV wird durch die Kreise vorgenommen. Zudem verfiigen
die am Hamburger Rand (Pl, OD, SE, RZ) gelegenen Kreise durch den Hamburgi-
schen Verkehrsverbund Uber eine andere Infrastruktur. Diesem strukturellen Unter-
schied wird durch eine nachfolgende Trennung in zwei Vergleichsgruppen Rechnung
getragen.

Beschreibung der Schlisselkennzahl
Kennzahl: Aufwendungen je Fahrschiler.

Die Kennzahl bildet ab, wie hoch die Aufwendungen fir die Schilerbeférderung je
Fahrschiler im Jahr ausfallen. Hierfur wurde die Gesamtsumme der Aufwendungen
fur die Schulerbeférderung durch die Anzahl der Fahrschuler geteilt.

Aufgrund der o.g. strukturellen Besonderheiten erfolgt eine Trennung zwischen den
Kreisen am Rand der Freien und Hansestadt Hamburg und den anderen Kreisen.
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Die nachfolgenden Tabellen und nachfolgenden Grafiken bilden die Ergebnisse der
Jahre 2014 bis 2016 in € ab:

Abbildung fur die Kreise HH Rand (RZ, PI, SE, OD) 2014 — 2016 in Euro
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Aufwendungen Schulerbeférderung je Fahrschiuler im Jahr

Jahr Mittelw. Rz PI SE oD

2014 492 € 422 € 357 € 700 € 491 €
2015 524 € 392 € 476 € 763 € 464 €
2016 568 € 446 € k.A. 774 € 486 €

Abbildung fir die anderen Kreise (NF, HEI, OH, PLO, RD, SL, 1Z) 2014 — 2016 in

Euro
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Aufwendungen Schilerbeférderung je Fahrschiler im Jahr

Jahr | Mittelw. | NF HEI OH PLO RD SL 1z

2014| 713€| 631€ | 615€ 986€ | 732€ | 827 €| 755€ | 448 €
2015| 737€| 619€ | 588 € 977€ | 780€ | 850€ | 846€ | 500 €
2016| 760€ | 602€ | 601€ | 1.016€ | 800€ | 911 € | 870€ | 519€
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Schulaufsicht

Kurzbeschreibung

In der Schulaufsicht werden u.a. die Personalangelegenheiten der Lehrkréafte der
Schulen durch Beschaftigte der Kreise bearbeitet.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten
Es wurden keine wesentlichen Strukturunterschiede sichtbar.

Beschreibung der Schliusselkennzahl

Kennzahl: Lehrkrafte (Personen) an Schulen in Zustandigkeit der unteren Schulauf-
sicht je bes. VZ-Stelle Schulaufsicht. Diese Kennzahl berechnet die Anzahl der Lehr-
krafte je Vollzeitstelle in der Zustandigkeit der Schulaufsicht.

Bei der Erhebung wurde fiir die Erhebungsjahre 2010 bis 2014 jeweils der 30.06. als
Stichtag vereinbart. Nach Uberpriifung des Stichtags in der Teilprojektgruppe wurde
fur die Zukunft der Erhebungsstichtag auf den 01.10. festgelegt. Hierdurch wird die
Anzahl der Stellen in der Schulaufsicht mit der Anzahl der Lehrkrafte fir das aktuelle
Schuljahr ins Verhaltnis gesetzt. Dies gilt erstmals fur das Schuljahr 2014/2015, das
in der Grafik als Jahr 2015 abgebildet wird (Stichtag fur die Erhebung: 01.10.2014).

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2017:
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Lehrkrafte an Schulen in Zustandigkeit der unteren Schulaufsicht je bes. VZ-Stelle
Schulaufsicht

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI | PLO| RD | SL SE Iz | OD

2014 | 300 240 | 254 | 373 | 291 | 338 | 278 | 295 | 266 | 339 | 338 | 284

2015 294 243 | 248 | 374 | 316 | 337 | 218 | 298 | 266 | 339 | 308 | 284

2016 | 291 328 | 243 | 299 | 291 | 334 | 232 | 277 | 267 | 342 | 301 | 283

2017 | 288 342 | 243 | kKA. | 296 | k. A. | 247 | 283 | 267 | k.A. | 334 | 290

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fir die Schulaufsicht betragt 2016 rd. 3,6
Stellen.
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6.10 Gesundheit

In der Teilprojektgruppe Gesundheit werden die Aufgaben der Gesundheitsamter in
folgender Struktur betrachtet:

] amtsarztlicher Dienst,

m kinder- und jugendarztlicher Dienst,
] zahnarztlicher Dienst,

] Infektionsschutz und

m gesundheitlicher Umweltschutz.

Grundsatzlich nehmen die Gesundheitsamter identische Aufgaben wahr (u.a. gesetz-
lich geregelt im Gesundheitsdienstgesetz). Art und Umfang der Aufgabenerledigung
konnen sich jedoch zwischen den Kreisen unterscheiden, wenn entsprechende ortli-
che Prioritaten gesetzt wurden. Die Organisation der Aufgabenerledigung obliegt
ebenfalls der jeweiligen Entscheidung der Kreise.

In der Teilprojektgruppe Gesundheit wurde damit begonnen, die Vor- und Nachteile
der unterschiedlichen Organisationsformen sowie die Art und Weise der Aufgabener-
ledigung zu betrachten und analysieren.

Bei den Kennzahlen wurden keine qualitativen bzw. wirkungsorientierten Aspekte der
Aufgabenwahrnehmung in den Bereichen der Gesundheitsamter erhoben. Die Abbil-
dung qualitativer Zahlen ist mit vertretbarem Aufwand nicht umsetzbar. Zudem fehlt
es an verbindlichen und landesweit einheitlichen Vorgaben zur Aufgabenwahrneh-
mung.

Mit strukturellen Unterschieden in den folgenden Abschnitten sind grundlegende Un-
terschiede in der Aufgabenwahrnehmung gemeint, die eine Vergleichbarkeit ein-
schranken.
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Amtsarztlicher Dienst

Kurzbeschreibung

Im amtsarztlichen Dienst wurden folgende Aufgaben betrachtet: amtsarztliche und
vertrauensarztliche Gutachten, gutachterliche Stellungnahmen und Untersuchungen
fur Sozialamter und andere Behorden, Uberpriifung und Erfassung von Todesbe-
scheinigungen, Untersuchung 2. Leichenschau, Bearbeitung von Heilpraktiker-
Antragen, Kenntnistberprifung der Heilpraktiker.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Grundsatzlich bestehen keine wesentlichen Strukturunterschiede. Der Kreis Nord-
friesland nimmt fur alle anderen Kreise in Schleswig-Holstein die Kenntnistberpri-
fungen der Heilpraktiker wahr. Dieses wurde bei der Erhebung und durch die Ge-
wichtung der Fallzahlen beriicksichtigt, wodurch eine Vergleichbarkeit der Auswer-
tungen gewabhrleistet wird.

Beschreibung der Schlisselkennzahl
Kennzahl: gewichtete Leistungen amtsarztlicher Dienst je bes. VZ-Stelle

Fur diese Kennzahl wurden die gewichteten Fallzahlen (amtsarztliche und vertrau-
ensarztliche Gutachten, gutachterliche Stellungnahmen und Untersuchungen fir So-
zialamter und andere Behorden, Uberpriifung und Erfassung von Todesbescheini-
gungen, Untersuchung 2. Leichenschau, Bearbeitung von Heilpraktiker-Antragen,
Kenntnistberprifung der Heilpraktiker) ins Verhaltnis zum eingesetzten Personal
gesetzt.

Die folgende Grafik und die Tabelle bilden die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016
ab:
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gewichtete Leistungen amtséarztl. Dienst je bes. VZ-Stelle

Jahr |Mittelw.| NF | HEI | RZ | OH | PI |{PLO| RD | SL | SE Iz | OD
2014 282 463 | 173 | K.A. | 256 | 411 | 314 | 345 | 222 | 255 | 78 | 298
2015 297 530 | 176 | k.A. | 308 | 379 | 209 | 308 | 291 | 375 | 91 | 301
2016 282 510 | 148 | k.A. | 309 | 321 | 214 | 331 | 309 | 286 | 85 | 309

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis flir den amtsarztlichen Dienst betragt im
Jahr 2016 rd. 5,2 Stellen.

Kinder- und Jugendarztlicher Dienst

Kurzbeschreibung
Im kinder- und jugendarztlichen Dienst wurden folgende Aufgaben betrachtet:

Einschulungsuntersuchungen, schularztliche Zusatzuntersuchungen, kinder- und
jugendarztliche Gutachten und Stellungnahmen fir Sozialamter, Jugendamt und an-
dere Behorden.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Grundsatzlich wurden keine wesentlichen Strukturunterschiede sichtbar.

Beschreibung der Schlisselkennzahl
Kennzahl: gewichtete Leistungen kinder- u. jugendarztlicher Dienst je bes. VZ-Stelle

Fur diese Kennzahl wurden die gewichteten Fallzahlen (Einschulungsuntersuchun-
gen, schularztliche Zusatzuntersuchungen, kinder- und jugendarztliche Gutachten u.
Stellungnahmen fir Sozialamter, Jugendamt und andere Behdrden) ins Verhéltnis
zum eingesetzten Personal gesetzt.
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Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:
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gewichtete Leistungen kinder- u. jugendéarztl. Dienst je bes. VZ-Stelle

Jahr [Mittelw.| NF HElI | RZ | OH Pl PLO| RD | SL SE (V4 oD
2014 | 650 467 | 513 | 714 | 670 | 821 | 645 | 765 | 427 | 681 | 468 | 983
2015 664 443 | 588 | 740 | 712 | 815 | 613 | 671 | 455 | 687 | 478 | 1.098
2016 636 476 | 615 | 801 | 671 | 674 | 570 | 653 | 428 | 813 | 476 | 818

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fur den kinder- und jugendéarztlichen
Dienst betragt 2016 rd. 6,5 Stellen.
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Zahnarztlicher Dienst

Kurzbeschreibung
Im zahnarztlichen Dienst wurden die zahnarztlichen Reihenuntersuchungen betrach-
tet.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten
Ein Teil der Kreise beauftragt fur die Aufgabenwahrnehmung zum Teil bzw. vollstan-
dig externe Fachkréfte.

In den nachfolgenden Tabellen werden die absoluten Zahlen zu den besetzten Stel-
len der Kreise sowie die Anzahl der untersuchten Kinder in Reihenuntersuchungen
aufgefuhrt:

Besetzte Stellen zahnérztl. Dienst

Jahr | Mittelw. | NF HEI RZ OH PI PLO RD SL SE 1z oD

2014 1,9 15 0,9 k.A. 2,2 3,8 1,4 2,0 1,6 2,3 1,3 2,5

2015 2,0 1,5 0,9 k.A. 2,2 3,8 1,2 2,7 1,6 2,3 1,2 2,5

2016 2,0 1,6 0,9 k.A. 2,2 3,8 1,2 2,6 1,7 2,7 1,2 2,5

Untersuchte Kinder in Reihenuntersuchungen

Jahr | Mittelw. NF HEI Rz OH PI PLO RD SL SE 1z oD

2014 | 11.747 | 5.605 [10.583| k.A. |10.026 |15.204|10.282|10.923| 14.307 | 12.651 | 9.094 | 18.790
2015 | 11.227 | 5.259 |10.639| k.A. |[12.020|15.697| 9.947 [11.598|13.321| 10.617 | 7.572 | 15.600
2016 | 12.087 | 7.056 [10.490| k.A. |11.959|16.328|11.116|12.631|14.376|11.942| 6.680 | 18.292

Beschreibung der Schlisselkennzahl
Kennzahl: Leistungen zahnéarztlicher Dienst je bes. VZ-Stelle

Fur diese Kennzahl wurde die Fallzahl (Anzahl der untersuchten Kinder in Reihenun-
tersuchungen) ins Verhaltnis zum eingesetzten Personal gesetzt.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:
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Leistungen zahnarztl. Dienst je bes. VZ-Stelle

Jahr |Mittelw.| NF HEI RZ | OH PI PLO| RD | SL | SE 1z oD
2014 | 6.632 | 3.813 [11.759| k.A. |4.557|3.980| 7.560 | 5.462 | 8.831|5.623 | 7.217 | 7.516
2015 | 6.298 | 3.578 [11.821| k.A. |5.464|4.153| 8.289 | 4.233 | 8.223 | 4.719 | 6.258 | 6.240
2016 | 6.581 | 4.494 |11.656| k.A. |5.436|4.343 | 9.263 | 4.858 | 8.358 | 4.423 | 5.661 | 7.317

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fir den kinder- und jugendzahnérztlichen
Dienst betragt 2016 rd. 2 Stellen.
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Infektionsschutz

Kurzbeschreibung

Im Infektionsschutz wurden folgende Aufgaben betrachtet: Impfungen, infektionsepi-
demiologische Ermittlungen und Kontrollen, hygienische Uberwachungen von Ein-
richtungen der Gesundheitspflege und Gemeinschaftseinrichtungen sowie Belehrun-
gen nach Infektionsschutzgesetz (Gruppen- oder Einzelbelehrungen).

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten
Grundsatzlich wurden keine wesentlichen Strukturunterschiede sichtbar.

In der Teilprojektgruppe wurden die Arbeitsprozesse betrachtet um eventuelle Vor-
und Nachteile herauszustellen.

Fur die Auswertung der Anzahl der infektionsepidemiologischen Ermittlungen und
Kontrollen nutzen die Kreise SE und OD noch ein altes Fachverfahren, wodurch es
zu Abweichungen zu den Ergebnissen der anderen Kreise kommen kann.

Beschreibung der Schlisselkennzahl
Kennzahl: gewichtete Leistungen Infektionsschutz je bes. VZ-Stelle.

Fur diese Kennzahl wurden die Fallzahlen (Impfungen, infektionsepidemiologische
Ermittlungen und Kontrollen, hygienische Uberwachungen von Einrichtungen der
Gesundheitspflege und Gemeinschaftseinrichtungen sowie Belehrungen) ins Ver-
haltnis zum eingesetzten Personal gesetzt.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:
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gewichtete Leistungen Infektionsschutz je bes. VZ-Stelle

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI | PLO| RD | SL | SE Iz | OD
2014 747 960 | 793 | k.A. | 827 | 492 | 1.031| 500 | 638 | 501 | 952 | 777
2015| 803 759 | 450 | k.A. | 802 | 581 |1.302| 611 | 797 | 733 |1.398| 593
2016| 932 |[1.256| 549 | k. A. | 778 | 722 | 1.315| 856 | 742 | 951 |1.553| 595

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fir den Infektionsschutz betragt 2016 rd.

4 2 Stellen.
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Gesundheitlicher Umweltschutz

Kurzbeschreibung

Im gesundheitlichen Umweltschutz wurden folgende Aufgaben betrachtet: Trinkwas-
seriberwachung, Badegewasseriberwachung und Analysen im Rahmen von Bade-
beckenliberwachung.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten
Grundsatzlich wurden keine wesentlichen Strukturunterschiede sichtbar.

Beschreibung der Schliusselkennzahl

Kennzahl: Leistungen gesundheitlicher Umweltschutz je bes. VZ-Stelle.

Fir diese Kennzahl wurden die Fallzahlen (Analysen Trinkwasseruberwachung,
Probenahmen bei der Badegewéassertuberwachung und Analysen im Rahmen der
Badebeckeniberwachung) ins Verhaltnis zum eingesetzten Personal gesetzt.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016
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Leistungen gesundheitl. Umweltschutz je bes. VZ-Stelle
Jahr |Mittelw.| NF | HEI | RZ | OH | PI | PLO| RD | SL SE Iz | oD
2014 | 984 |[1.770|1.111| k.A. | 738 | 876 | 681 |1.345|1.109|1.047| 834 | 330
2015 | 1.134 |2.344|1.317| k.A. | 699 |1.045| 575 |1.561|1.253|1.370| 797 | 378
2016 | 1.171 |1.811| 997 | k.AA. | 708 |1.910| 665 |1.747|1.040|1.241| 918 | 675

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fir den gesundheitlichen Umweltschutz
betragt 2016 rd. 3,6 Stellen.
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6.11 Bauaufsicht

Kurzbeschreibung

In dieser Teilprojektgruppe wird ein Grof3teil der Aufgaben der unteren Bauaufsichts-
behorden betrachtet.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Grundsatzlich wurden keine wesentlichen Strukturunterschiede sichtbar. Es ist je-
doch zu beachten, dass die Aufbauorganisation bzw. Zuordnung der Aufgaben der
unteren Bauaufsichtsbehorde unterschiedlich ausgepragt ist. Durch die Abbildung
der gesamten Stellen fur die Aufgaben ist eine Vergleichbarkeit sichergestellt.

Der Aufwand und die Arbeit in der Bauaufsicht ist u.a. abhéngig von: Wohn- und
Gewerbeansiedlung, Bevolkerungsentwicklung, Tourismus, Landwirtschaft, Wind-
kraftanlagen, Kernkraftanlagen, Inseln und anderen Aspekten der Infrastruktur.

Die Kreise Herzogtum Lauenburg und Schleswig-Flensburg haben seit 2016 ein er-
hohtes Arbeitsaufkommen durch die neue Fluglarmschutzverordnung.

Im Gegensatz zu den Betrachtungen des Landesrechnungshofs in den vergleichen-
den Prufungen wird hier der vorbeugende Brandschutz nicht mit einbezogen.

Nach Abbildung der Kennzahl zum Fallaufkommen folgen Darstellungen zu den Be-
arbeitungszeiten, Ertragen sowie zu Widerspruchen und Klagen in der Bauaufsicht.

Beschreibung der Schlisselkennzahlen

Kennzahl: gewichtetes Fallaufkommen je VZ-Stelle Bauaufsicht. Diese Kennzahl
berechnet, wie viele gewichtete Falle je besetzte Vollstelle bearbeitet werden.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2016:
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Gewichtetes Fallaufkommen je VZ-Stelle Bauaufsicht 2014 bis 2016

gewichtetes Fallaufkommen je VZ-Stelle
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Bearbeitungszeiten Bauaufsicht

Die Bearbeitungszeiten werden differenziert betrachtet. Somit kdnnen die Bearbei-
tungszeiten der Bearbeitungsschritte besser analysiert werden.

In der Tabelle werden die Bearbeitungstage der Jahre 2014 bis 2016 abgebildet.

Durchschnittliche Bearbeitungszeit der Neuantrage in Tagen
Verfahren | Jahr |Mittelw.| NF | HEI| Rz | OH | PI |PLO| RD | SL | SE| 1z | OD
2014 9 18 | 4 5 2 3 10| 5 | 17| 6 | 12 | 17
§ 66 LBO | 2015 8 14 | 3 5 5 5 10| 5 | 11| 2 | 11 | 15
_ _ 2016 8 10 | 4 5 | 10 | 5 7 4 18| 5 | 10 | 15
AZ:%%Z‘Z‘:‘E:;%;'S 2014 | 12 19 | 4 | 5 |14 | 7 |12 | 7 | 15 | 17 | 21 | 14
tehlenden § 67 LBO | 2015 11 16 | 4 5 | 14| 6 | 11| 7 [ 10 | 15 | 17 | 15
Antragsunterlagen 2016 11 14 | 4 5 | 17| 5 [ 10| 8 [ 13 | 17 | 15 | 14
2014 10 21 | 4 5 8 6 |10 | 6 | 11 | 11 | 15 | 15
§69 LBO | 2015 10 16 | 4 5 | 14| 6 | 10| 7 [ 11|12 | 12 | 14
2016 9 14 | 5 5 7 4 8 6 | 13| 16 | 11 | 14
2014 39 36 | 21 | 35 | 43 | 39 | 12 | 43 | 21 | 48 | 67 | 61
§ 66 LBO | 2015 37 35 | 17 | 35 | 36 | 43 | 13 | 44 | 14 | 50 | 62 | 59
2016 41 35 | 13 | 35 | 37 | 42 | 17 | 50 | 18 | 53 | 111 | 37
Vollstandigkeit der 2014 29 29 | 10 | 36 | 59 | 35 | 11 | 33 | 16 | 23 | 43 | 25
Unterlagen bis § 67 LBO | 2015 27 27 | 12 | 38 | 41 | 34 | 12 | 37 | 9 | 20 | 46 | 24
Bescheiderteilung 2016 31 26 | 8 | 38 | 35 | 39 | 23| 37 | 11 | 37 | 55 | 33
2014 26 31 | 9 | 28 | 45 | 31 | 12 | 34 | 17 | 19 | 38 | 24
§ 69 LBO | 2015 26 29 | 9 | 30 | 39 | 34| 11|38 | 10 | 21 | 46 | 23
2016 28 27 | 10 | 30 | 27 | 34 | 19 | 40 | 10 | 30 | 53 | 25
2014 62 62 | 39 | 59 | 54 | 56 | 68 | 63 | 68 | 57 | 78 | 82
§66 LBO | 2015 58 58 | 35 | 61 | 42 | 64 | 71 | 59 | 55 | 53 | 67 | 76
2016 64 56 | 36 | 61 | 47 | 64 | 60 | 62 | 66 | 55 | 126 | 66
Antragseingang bis 2014 65 74 | 41 | 63 | 90 | 64 | 63 | 58 | 67 | 78 | 61 | 61
. . § 67 LBO | 2015 60 66 | 39 | 64 | 57 | 67 | 62 | 57 | 56 | 73 | 64 | 59

Bescheiderteilung

2016 65 65 | 36 | 64 | 59 | 75 | 77 | 59 | 64 | 74 | 71 | 69
2014 57 67 | 31 | 58 | 65 | 52 | 54 | 55 | 60 | 64 | 63 | 55
§ 69 LBO | 2015 55 61 | 28 | 60 | 54 | 53 | 56 | 56 | 47 | 68 | 68 | 54
2016 58 57 | 35 | 60 | 51 | 57 | 60 | 58 | 57 | 70 | 74 | 61

8§66 LBO Vorbescheidsverfahren

§67LBO Bauantragsverfahren

§69LBO Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
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Ertrage und fiktive Gebuhreneinnahmen

Nachfolgend werden die Ertrage und fiktiven Gebihreneinnahmen der Bauaufsicht
abgebildet. Fiktive Gebuhreneinnahmen sind nicht realisierte Einnahmen. Aufgrund
des 8§ 8 Verwaltungskostengesetz sind u.a. Gebietskorperschaften von Verwaltungs-
gebihren befreit. Dies ist der Fall, wenn beispielsweise eine Gemeinde Bauherrin ist.
Hier entfallen die ansonsten falligen Gebuhreneinnahmen. Um in diesen Féllen den
Ausfall der Gebuhreneinnahmen darstellen zu kbénnen, bilden die Kreise die sog. fik-
tiven Gebuhreneinnahmen ab.

Die nachfolgende Tabelle enthélt die ordentlichen Ertrage, die sich hauptséchlich
aus den Gebiuhren zusammenstellen. Die Daten stammen aus der Datenbank IKVS,
die die Daten aus den Haushaltsverfahren der Kreise bezieht.

Ordentliche Ertrage (Ist- Werte) in Euro

Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH Pl | PLO RD SL SE V4 oD
2014(1.132.325 |1.659.104 |647.092 | 898.257 |(1.202.623 1.168.874 |1.608.583 |1.305.294 (677.632 |1.023.469
2015(1.299.540 |2.145.497 |409.137 | 985.380 |1.444.204 | k.A. | k.A. | 1.087.825 |1.857.265 |1.248.968 k.A. |1.218.045
2016(1.355.248 |2.085.675 |646.291 |1.004.494 |1.370.985 1.208.579 |1.522.903 |1.675.320 | k.A. [1.327.735

Die nachfolgende Tabelle enthélt die fiktiven Gebuhreneinnahmen. Die Daten
stammen aus separaten Aufzeichnungen der Kreise.

Fiktive Gebiihreneinnahmen (eigene Angaben der Kreise) in Euro

Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH Pl PLO RD SL SE 1z oD

2014| 51.055 | 47.126 | 38.343 | 63.348 | 30.028 | 129.976 | 15.424 65.397 | 40.700 | 19.784 | 60.419
2015| 65.990 | 21.321 | 83.431 | 108.045 | 50.495 | 89.800 | 30.642 KA 80.142 | 88.943 | 40.186 | 66.894
2016| 85.259 | 96.364 | 44.277 | 140.368 | 24.902 | 81.450 | 54.866 | 72.241 | 119.071 | 97.109 | 63.357 | 143.849

Die nachfolgende Tabelle enthalt die Summe aus den ordentlichen Ertragen und den
fiktiven Geblhreneinnahmen:

Summe ordentliche Ertrdge und fiktive Gebiihreneinnahmen in Euro
Jahr | Mittelw. NF HEI RZ OH Pl | PLO RD SL SE V4 OD
2014|1.172.897 |1.706.230 |685.435 | 961.605 |1.232.651 1.168.874 (1.673.980 |1.345.994 |697.416 |1.083.888
2015|1.361.949 |2.166.818 |492.568 [1.093.426 [1.494.699 | k.A. | k.A. |1.087.825 |1.937.407 |1.337.911 k.A.  11.284.939
2016|1.447.520 |2.182.039 |690.568 |1.144.862 |1.395.887 1.280.820 (1.641.974 (1.772.429 k.A. |1.471.584
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Widerspruche und Klagen in der Bauaufsicht
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In der folgenden Tabelle werden absolute Zahlen zu Widersprichen und Klagen ab-

gebildet:
Widerspriche und Klagen (absolute Zahlen)
Jahr | NF | HEI| RZ | OH | PI |[PLO| RD | SL | SE| 1z | OD
Anzahl der eingegangenen Widerspriche im Baugenehmigungsverfahren
2014 98 | kA | kKA. | 136 | 59 50 49 63 | kK.A. | KA. | 80
2015 128 | 40 11 94 44 51 70 40 19 82
2016 | 103 | 45 32 89 21 51 99 3 26 65
Anzahl der eingegangenen Widerspriiche Bauaufsicht gesamt
2014 | 132 | 28 97 | 162 | 77 66 90 63 92 45 91
2015 | 166 | 52 97 | 115 | 55 60 | 105 | 50 85 44 | 101
2016 | 142 | 67 | 130 | 187 | 27 77 | 139 | 62 97 34 | 103
Anzahl der eingegangenen Klagen
2014 43 16 9 30 38 21 23 5 15 7 10
2015 36 13 17 18 22 9 19 3 25 6 12
2016 33 16 22 17 21 15 19 4 16 10 17
Anzahl der entschiedenen Klagen
2014 44 9 12 15 31 14 21 5 19 8 8
2015 35 23 13 36 17 14 34 4 26 5 11
2016 49 20 16 26 21 14 23 5 13 10 6
Anzahl der stattgegebenen Klagen
2014 1 0 1 0 5 0 1 0 3 2 0
2015 1 0 1 5 1 0 5 0 3 2 0
2016 1 1 2 1 2 1 1 0 4 2 2
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In der folgenden Tabelle werden Kennzahlen zu Widerspriichen und Klagen abgebil-

det:

Kennzahlen zu Widersprichen und Klagen

Jahr | Mittelw.| NF | HEI | RZ | OH Pl |[PLO| RD | SL SE lz | OD
Widerspruchsquote im Baugenehmigungsverfahren (%)

2014 | 4,35 4 | kA. | kA 7 3 5 2 3 kKA. | KA. 6

2015 3,43 5 5 1 4 2 4 3 2 2 5

2016| 3,49 4 6 2 5 1 4 5 0 3 5
Widerspruchsquote Bauaufsicht gesamt (%)

2014 4 5 3 4 7 4 4 3 3 4 4 6

2015 4 5 6 4 4 2 4 4 2 4 4 6

2016 5 5 8 6 8 1 5 6 3 4 3 7
Widerspruchstattgabequote Bauaufsicht gesamt (%)

2014 13 6 6 7 12 6 1 37 15 29 14 8

2015 12 8 16 10 13 4 2 14 3 20 26 11

2016 7 4 7 1 11 4 1 8 2 14 13 11
Klagequote (%)

2014 26 34 31 10 29 60 24 32 15 22 14 15

2015 25 27 30 20 26 42 18 19 8 49 18 17

2016 24 25 38 14 17 46 22 16 8 29 26 27
Klagestattgabequote (%)

2014 7 2 0 8 0 16 0 5 0 16 25 0

2015 9 3 0 8 14 6 0 15 0 12 40 0

2016 12 2 5 13 4 10 7 4 0 31 20 33

Die Widerspruchsquote im Baugenehmigungsverfahren berechnet sich wie folgt:
Die Summe der eingegangenen Widerspriche im Baugenehmigungsverfahren (Ab-
lehnungen, Versagungen, Auflagen, Gebtlhren, Nachbarwiderspriiche) wird ins Ver-
haltnis gesetzt zur Summe der Neuantrage in der Bauaufsicht.

Die Widerspruchsquote Bauaufsicht gesamt berechnet sich wie folgt:

Die Summe aller eingegangenen Widerspriiche (aus Baugenehmigungsverfahren
sowie Ordnungsverfiugungen / baurechtlichen Verfahren) wird ins Verhéltnis gesetzt
zur Summe der Neuantrdge und Verfahren (einschlie3lich ordnungsrechtliche Ver-
fahren) in der Bauaufsicht.

Die Widerspruchsstattgabequote berechnet sich wie folgt:
Die Summe der stattgegebenen Widerspriche wird ins Verhéaltnis gesetzt zur Sum-
me der beschiedenen Widerspriche in der Bauaufsicht.
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Die Klagequote berechnet sich wie folgt:
Die Summe der eingegangenen Klagen wird ins Verhaltnis gesetzt zur Summe der
beschiedenen Widerspriche in der Bauaufsicht.

Die Klagestattgabequote berechnet sich wie folgt:

Die Summe der stattgegebenen Klagen wird ins Verhéaltnis gesetzt zur Summe der
entschiedenen Klagen in der Bauaufsicht.

Die durchschnittliche Stellenanzahl je Kreis fur die untere Bauaufsichtsbehdrde be-
tragt 2016 rd. 18 Stellen.
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6.12.1 —6.12.4 Abfallentsorgung, Bodenschutz, Naturschutz, Was-
serwirtschaft

In den nachfolgenden Bereichen wird jeweils eine Vielzahl an Aufgaben wahrge-
nommen. Typischerweise wird bei einer angestrebten Messung der Wirtschaftlichkeit
Uber Kennzahlen ein Verhéltnis aus Arbeitsmenge und dem eingesetzten Personal
gebildet. Eine Bewertung der Wirtschaftlichkeit mittels Kennzahlen stof3t bei diesen
Aufgaben auf Grenzen, da fir einen Grol3teil der jeweiligen Aufgabenbereiche keine
zéhlbaren Fallzahlen gegentuberstehen oder die Anzahl der Falle sehr gering und der
Aufwand fir die Bearbeitung dieser Falle sehr unterschiedlich ist.

In den nachfolgenden Bereichen wurden jeweils Fallzahlen und Strukturdaten erho-
ben. Diese erhobenen Fall- und Strukturdaten stehen u.a. fir eine Bewertung des
Aufgabenumfangs und der Ausstattung mit Stellen und Sachmitteln im Rahmen einer
kreisinternen Aufgabenkritik zur Verfigung. In den nachfolgenden Bereichen werden
jeweils die absoluten Stellenanteile je Kreis abgebildet.

6.12.1 Untere Abfallentsorgungsbehdrde

In diesem Bereich wird die untere Abfallentsorgungsbehérde betrachtet. Zu den Auf-
gaben gehdren beispielsweise: Uberwachung der Abfallerzeuger, Verfolgung von
widerrechtlichen Abfallentsorgungen, Vollzug des Abfallrechts. In diesen Bereich fallt
nicht die Abfallwirtschaft.

Anzahl der Vollzeitstellen in der unteren Abfallentsorgungsbehérde
Jahr | Mittelw. | NF | HElI | RZ | OH Pl | PLO| RD | SL SE IZ oD
2014 2,1 14 |14 | 32|18 | kKA | 1,2 | 23| 28| 29| 0,7 ] 3,2
2015 2,1 14|14 | 32| 18 | kA | 11| 23|28| 29| 07| 3,3
2016 1,9 141143218 |13 |11 |23]| 20|29 07] 3.2

6.12.2 Untere Wasserbehorde

In diesem Bereich wird die untere Wasserbehorde betrachtet. Die Aufgaben teilen
sich auf in die Bereiche oberirdische Gewésser, Abwasser, Grundwasser und Ge-
wasserschutz / Gefahrenabwehr; dabei werden jeweils verschiedene Aufgaben wie
Prifung / Genehmigung von Antragen, Uberwachung von Anlagen usw. wahrge-
nommen.

Anzahl der Vollzeitstellen in der unteren Wasserbehotrde
Jahr |Mittelw. | NF | HEI| RZ | OH Pl | PLO| RD | SL SE IZ | OD
2014 12,8 11,5 94 |11,6|14,2|148| 7,9 |16,8|13,0| 12,6 | 11,3 | 18,2
2015| 12,4 11,5 9,8 |10,5|14,2| k.A. | 8,2 |15,3|11,3|12,6| 11,7 | 18,7
2016 12,3 11,2 9,8 |11,3|14,2|15,1| 8,2 | 15,9|13,2|12,5| 11,7 | k.A.
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6.12.3 Untere Bodenschutzbehorde

In diesem Bereich wird die untere Bodenschutzbehérde betrachtet. Zu den Aufgaben
gehort die Klassifizierung von Altablagerungen und Altstandorten, Untersuchungen
und Sanierungen, Bearbeitung von Altlastenauskinften; Vollzug des Bodenschutz-
rechts.

Anzahl der Vollzeitstellen in der unteren Bodenschutzbehdrde

Jahr | Mittelw. | NF HElI | RZ | OH Pl PLO| RD SL SE 4 oD
2014 2,5 1,8 1 09 | 3,2 19160 | 14|25 21| 33| 09| 37
2015 2,6 181 091321963 13|29 (21| 33| 11| 3,4
2016 2,6 181 0932|1964 | 13| 29| 32| 33| 1,1 | 3,2

6.12.4 Untere Naturschutzbehdrde

In diesem Bereich wird die untere Naturschutzbehérde betrachtet. Zu den Aufgaben
gehoren: Stellungnahmen und Genehmigungen zu Planungen, baulichen Anlagen,
Infrastrukturmaf3nahmen, Eingriffen in Knicks, Baumfallungen, Abgrabungen und
Aufschittungen, Rohstoffabbau, Biotopschutz, Flachen- und Objektschutz, Arten-
schutz usw.

Anzahl der Vollzeitstellen in der unteren Naturschutzbehdrde
Jahr |Mittelw.| NF | HElI | RZ | OH Pl PLO| RD | SL SE 4 oD
2014 8,7 87|60 |105| 98|88 |86 | 76 | 80| 95| 7,7 |10,3
2015 8,9 77| 65 (105 96 | kA. | 86 | 95|90 | 95| 7,7 |10,3
2016 9,0 7716519596 (93| 91]|10,7| 90| 96 | 7,7 | 10,3
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6.13 Gebdudemanagement / Liegenschaften

Kurzbeschreibung

In dieser Teilprojektgruppe wird das Gebaudemanagement der Kreise betrachtet. Die
Daten werden in folgender Gliederung verglichen:

- Ubergreifendes / zentrales Gebaudemanagement der gesamten Kreisverwal-
tung einschlie3lich der personellen Ressourcen

- Verwaltungsgebéaude insgesamt und unterschieden nach einzelnen Objekten

- Gebaude der beruflichen Schulen insgesamt und unterschieden nach einzel-
nen Objekten

- Gebaude der Forderzentren insgesamt und unterschieden nach einzelnen Ob-
jekten

In diesem Bericht werden tbergreifende Kennzahlen aller Gebaude sowie die zu-
sammengefassten Daten der Verwaltungsgebaude, beruflichen Schulen und Forder-
zentren abgebildet. Fur detaillierte Vergleiche und Steuerungsinitiativen vor Ort wird
empfohlen, die vorliegenden objektbezogenen Werte der einzelnen Gebaude heran-
zuziehen.

Wesentliche Strukturunterschiede und Besonderheiten

Grundsatzlich wurden keine wesentlichen Strukturunterschiede sichtbar, die eine
Vergleichbarkeit behindern.

Bei den Forderzentren erscheinen keine Werte des Kreises Ostholstein, da der
Kreis kein eigenes Forderzentrum in seiner Tragerschaft hat.

Unterschiede in den einzelnen Kennzahlenwerten ergeben sich u.a. durch die Art der
Gebé&ude- hierbei insbesondere durch den energetischen Standard infolge des Alters
und der durchgeflhrten Modernisierungsmalinahmen. Die Auswertungen und Ver-
gleiche der einzelnen Gebéaude liegen in den Kreisen vor und kénnen dort flr weitere
Analysen genutzt werden.

Die Terminierung der Abrechnung der Energiekosten durch die Energielieferanten
fuhrt zu einer verzdgerten Abbildung der Werte im Benchmarking. Vorjahreswerte
liegen erfahrungsgemald erst im 3. Quartal vor. Daher stehen hier bislang lediglich
Daten der Jahre 2014 und 2015 zur Verfiigung.
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Kennzahl: Reinvestitionsquote (investive Auszahlungen im Verhaltnis zum
Restbuchwert) aller Gebaude des Kreises

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Reinvestitionsquote (investive Auszahlungen im Verhéltnis zum Restbuchwert)

Jahr |Mittelw. | NF HEI Rz OH PI PLO | RD SL SE V4 oD

2014| 9,6% | 4,7% | 5,3% | 2,8% | k.A. [38,4%| 0,5% | 9,6% | 1,1% | k.A. | 9,8% |14,0%

2015| 9,3% | 1,8% | 2,3% | 4,5% | k.A. |52,2%| 4,7% | 4,4% | 1,9% | k.A. | 55% | 6,3%
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Kennzahl: Unterhaltungsmittel in € je m2 Bruttogrundflache (BGF) eigener Ge-
baude

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Unterhaltungsmittel in € je BGF (qm) eigener Gebaude
Jahr |Mittelw.| NF | HElI | RZ | OH PI | PLO| RD | SL SE Iz | OD
2014 | 23,13 |21,15| 9,43 | 6,26 |18,71|27,29|16,02|69,10|27,53| k.A. | 7,07 | 28,75
2015 | 21,43 |20,24(17,00| 8,01 |15,00|38,71|20,63(39,78|32,59| k.A. | 6,71 |15,63
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Beschreibung der Schlisselkennzahlen
Kennzahl: Bruttogrundflache in m2 je Stelle Gebdudemanagement

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Bruttogrundflache in m? je Stelle Geb&dudemanagement

Jahr |Mittelw.| NF HEl | RZ | OH Pl PLO| RD | SL |SE| Iz oD
2014| 3.616 |3.255 |6.303 (4.447 (3.786 |3.261 |4.076 |3.257 |2.167 |k.A.|3.084 (2.519
2015| 3.663 |3.420 |6.322 |4.665 [3.786 [3.326 |3.796 |3.324 |2.362 |k.A.|3.063 (2.571
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Kennzahl: Gesamtaufwand Reinigung in Euro je m2 BGF

Der Gesamtaufwand fir Reinigung setzt sich zusammen aus den Aufwendungen fir
eigenes Reinigungspersonal, den Aufwand fur Fremdreinigung (vergebene Reini-
gungsleistungen) und den Sachaufwand fir Reinigungsmittel und andere Ver-
brauchsguter.

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Gesamtaufwand Reinigung in € je m?* BGF

Jahr |Mittelw.| NF | HEI | RZ | OH Pl | PLO| RD | SL SE Iz | OD
2014 8,76 |10,17| 7,80 | 3,77 | 7,34 | 8,00 | 7,78 | 9,77 |15,94| k.A. | 8,03 | 9,03
2015 8,98 |10,05| 7,55|3,59| 7,92 | 7,92 | 8,92 |10,12|16,57| k.A. | 7,59 | 9,53
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Kennzahl: Gesamtaufwand Hausmeisterdienst in Euro je m2 BGF

Der Gesamtaufwand Hausmeisterdienst setzt sich zusammen aus dem Aufwand fur
eigene Hausmeister und Hallenwarte sowie dem Aufwand fur fremde Hausmeister-
dienste (vergebene Leistungen).

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Gesamtaufwand Hausmeisterdienst in € je m? BGF

Jahr [Mittelw.| NF HElI | RZ | OH Pl PLO| RD SL SE 1z oD
2014| 6,30 | 9,44 |432|1,49|558|6,46|7,35|4,15| 6,79 | KA. | 7,26 |10,17
2015| 6,24 |9,33(4,32|1,46|5,70 (6,82 | 7,29 | 4,32 | 6,79 | KA. | k.A. |10,17
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Verwaltungsgebaude der Kreise:

Kennzahl: Warmeenergieverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache (BGF)

TOP 6.1

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Warmeenergieverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache

Jahr

Mittelw.

NF

HEI

Rz

OH

Pl
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(V4
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Kennzahl: Kosten des Warmeenergieverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Kosten des Wéarmeenergieverbrauchs in Euro je m2? Bruttogrundflache

5,00
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0,00 -

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI |PLO|RD | SL | SE| 1z | OD
2014 | 4,33 |4,78 4,99 |3,13|3,01|3,25 5,77 |3,93|5,03 | kA. |3,33]6,11
2015 | 4,30 |4,51|4,75|1,93|3,92|3,42 5,87 |3,57|519 | kA. | 4,19 |5,64
7,00
6,00
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Kennzahl: Stromverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache

TOP 6.1

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Stromverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI | PLO| RD

SL

SE

V4

oD

2014 29 34 | 40 | 16 | 14 | 57 | 23 | 31
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Kennzahl: Kosten des Stromverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Kosten des Stromverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache

Jahr [Mittelw.| NF | HEl | RZ | OH Pl | PLO| RD

SL

SE

(V4

oD

2014 6,14 |5,33|7,90|3,51|3,29|12,39| 5,48 | 7,15 | 5,25

k.A.

4,22

6,91

2015 | 5,71 |5,06 6,94 | 2,80 | 3,65 (10,82 5,50 | 6,33 | 5,42

k.A.
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Forderzentren der Kreise:

Beschreibung der Schlisselkennzahlen
Kennzahl: Warmeenergieverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache (BGF)

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Warmeenergieverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache
Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | PI |PLO| RD | SL | SE| 1Z | OD
2014 119 65 56 | 102 | 115 | 221 | 102 | 111 | k.A. | 213 | 87
2015 129 71 | 56 | 99 | 109 | 214 | 109 | 117 | k.A. | 299 | 88
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Kennzahl: Kosten des Warmeenergieverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache
Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Kosten des Warmeenergieverbrauchs in Euro je m? Bruttogrundflache
Jahr [Mittelw.| NF | HElI | RZ Pl | PLO| RD | SL SE Iz | OD
2014 7,79 |4,37|3,14 | 5,60 | 6,27 |15,12| 7,63 | 5,97 | k.A. |10,41{11,57
2015 7,80 |4,5812,98|5,20 5,65 |14,68| 7,60 | 6,63 | K.A. |13,97| 8,91
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Kennzahl: Stromverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Stromverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache
Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | PI |PLO| RD | SL | SE| 1z | OD
2014 19 19 | 18 | 13 | 20 | 26 15 | 17 | kA | 19 | 21
2015 18 19 | 18 | 16 | 18 | 21 16 | 16 | kA. | 24 | 16
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Kennzahl: Kosten des Stromverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Kosten des Stromverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache
Jahr |Mittelw.| NF | HEI | RZ Pl | PLO| RD | SL SE Iz | OD
2014 4,74 |4,98 4,26 |3,01|4,89]| 6,34 |3,98|4,56 | k.A. |5,09]5,51
2015 4,48 |4,48 (4,58 |3,41 (4,33 | 4,87 |4,14|4,09 | k.A. | 6,08 | 4,31
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Berufliche Schulen der Kreise:

Kennzahl: Warmeenergieverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache (BGF)

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Warmeenergieverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache

Jahr
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Kennzahl: Kosten des Warmeenergieverbrauchs in Euro je m?2 Bruttogrundflache

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Kosten des Warmeenergieverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache

Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI |PLO| RD | SL | SE | 1Z
2014 | 5,00 [3,93(3,35|4,38|5,45(4,70|6,20|4,93|6,42 | k.A. | 3,85
2015 | 5,01 |4,01(3,40|4,06|5,65|4,33|6,59|4,92|6,90 | k.A. | 3,66
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Kennzahl: Stromverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache

TOP 6.1

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Stromverbrauch in kwh je m2 Bruttogrundflache
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Jahr |Mittelw.| NF | HEI| RZ | OH | PI |PLO| RD | SL | SE Iz | OD
2014 18 19 | 14 | 17 17 | 22 | 10 | 15 | 23 |kA. | 15 | 24
2015 17 18 | 14 | 17 17 | 24 | 10 | 16 17 | kA | 14 | 22
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Kennzahl: Kosten des Stromverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache

Die folgende Grafik und die Tabelle zeigen die Ergebnisse der Jahre 2014 bis 2015:

Kosten des Stromverbrauchs in Euro je m2 Bruttogrundflache

Jahr |Mittelw.| NF | HEI'| RZ | OH | PI

PLO

RD

SL

SE

V4

oD

2014 3,95 (4,08 (3,11 3,34 (4,12 | 4,57
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4,83

k.A.
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5,79

2015 3,77 |3,48 3,23 |3,35|4,10| 4,93
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6.14 IT / EDV

In der Teilprojektgruppe IT / EDV wurde bereits seit langerer Zeit angestrebt, die IT-
Gesamtkosten zwischen den Kreisen zu vergleichen. Es ist festgestellt worden, dass
ein Vergleich u.a. dadurch erschwert wird, dass die Struktur der IT-Abteilungen und
die Aufgabenwahrnehmung zwischen den Kreisen stark unterschiedlich sind. Zudem
werden die einzelnen Kostenbestandteile fur IT-Leistungen in den Haushalten der
Kreise unterschiedlich zugeordnet und verbucht. Ein aussagekréftiger Vergleich ist
mit den verfigbaren Daten derzeit nicht mdglich.

Um einen sinnvollen Vergleich der IT-Kosten durchfihren zu kénnen, misste ein
gemeinsames Verstandnis in den Kreisen entwickelt werden, welche Aufwendungen
der IT zuzuordnen sind. Im Anschluss mussten die Kreise ihre Zuordnungen und
Verbuchungen entsprechend anpassen und so eine Transparenz und Vergleichbar-
keit herstellen.

Dieses Ergebnis wurde in der Landratekonferenz im Marz 2017 vorgestellt und erér-
tert. In der Sitzung gab es keine Mehrheit fir die Umsetzung des 0.g. Ansatzes der
Harmonisierung. Es wurde daher beschlossen, den Vergleich der IT-Gesamtkosten
zunéachst nicht weiter zu verfolgen.
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7 Ausblick

Seit dem Projektbeginn im Jahr 2010 hat sich das Benchmarking zu einem Instru-
ment zur Unterstitzung der Steuerung in den Kreisen entwickelt. Durch die Fort-
schreibung der Grund- und Kennzahlen sind Entwicklungen erkennbar. Gleichzeitig
ist der Aufwand fiur die Durchfihrung des Benchmarking fur die Kreise kontinuierlich
gesunken. Die jahrliche Eingabe der Daten ist mittlerweile eingeiibt. Auch die Anzahl
der notwendigen Sitzungen konnte Uber die Jahre reduziert werden.

Der kreisinterne Umgang mit dem Benchmarking wird weiterhin einen wesentlichen
Einfluss auf den Erfolg des Projektes haben. Die Detailfragen zu den Grunden fur
Unterschiede werden nur durch gezielte Vor- und Nachbearbeitung in den Kreisver-
waltungen zu beantworten sein. Insgesamt ist festzustellen, dass das Benchmarking
in den Kreisen unterschiedlich genutzt wird. Das Benchmarking kann als dauerhaftes
Instrument die Steuerung in den Kreisen verbessern und die dort vorhandenen In-
strumente und Methoden unterstitzen. Die Moéglichkeit des interkommunalen Aus-
tausches im Rahmen des Benchmarking wird hierbei auch auf Arbeitsebene ge-
schatzt und sollte daher weiter unterstitzt werden.
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8 Anlagen
Ubersicht der Kreise und Abkiirzungen
Kreis Dithmarschen HEI
Kreis Herzogtum Lauenburg RZ
Kreis Nordfriesland NF
Kreis Ostholstein OH
Kreis Pinneberg Pl
Kreis Plon PLO
Kreis Rendsburg-Eckernférde RD
Kreis Schleswig-Flensburg SL
Kreis Segeberg SE
Kreis Steinburg 4
Kreis Stormarn oD
Kreiskoordinatoren
Kreiskoordinatoren / Mitglieder des AK Name
Benchmarking
Kreis Dithmarschen Herr Krohn

Kreis Herzogtum Lauenburg

Herr Lehmann / Frau Schetelich

Kreis Nordfriesland

Herr Mentzel / Herr Boller

Kreis Ostholstein

Frau Tackenberg

Kreis Pinneberg

Herr Bollwahn

Kreis PIon

Frau Harwart-Liske

Kreis Rendsburg-Eckernforde

Herr Wichmann

Kreis Schleswig-Flensburg

Frau Sinram

Kreis Segeberg

Herr Hartung

Kreis Steinburg

Herr Petersen

Kreis Stormarn

Herr Heth

Schleswig-Holsteinischer Landkreistag

Herr Hoyer

Hauptkoordinator beim Landkreistag

Herr Schroeder
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Teilprojektgruppen

la Soziales
1b Gesundheit
2 Jugend
3 Gestaltung der Umwelt untergliedert in:
PG Bauaufsicht
AK Naturschutz
AK Abfall und Bodenschutz
AK Wasserwirtschaft
4 Schule, Schilerbeforderung, Schulverwaltung,
OPNV
5a Veterinarwesen
5b Bul3geld
5b Zulassung
5C Feuerwehrwesen
6a Personal
6b Kasse und Vollstreckung
7 Harmonisierung des Haushaltswesens
8 Gebaudemanagement, Liegenschaften
9 IT/ EDV
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Stellungnahme der Fachbereichsleitungen zum Benchmarkingbericht 2017

16.11.2017

Gegenstand /
Zustandigkeit

Stellungnahmen der Fachbereichsleitungen

Notizen

6.1 Personalwirtschaft,
Personalabrechnung

Seiten 17 — 22
FB 1
Hauptausschuss

Aus den Benchmarkergebnissen fur den Bereich Personalwirtschaft, Personalabrechnung ergeben sich direkt
keine zu veranlassenden MalRhahmen. Wir befinden uns bei den bearbeiteten Personalfallen je besetzter Voll-
zeitstelle nach wie vor im obersten Bereich im Vergleich zu den anderen Kreisen.

Die Aufwendungen fir die Personalabrechnung der VAK sind grundsatzlich fur alle Kreise gleich. Ein Benchmark
ist daher meiner Meinung nach Uberflissig. Unterschiede ergeben sich durch die Menge und die unterschiedliche
Anzahl von Beamten und Angestellten. Weitere Vergleiche werden in dem Bericht nicht vollzogen.

6.2 Kasse, Vollstreckung

Seiten 23 — 27
ST 05
Hauptausschuss

¢ Automatisierungsgrad (MACH-Kreise)
Bei dieser Kennzahl werden die 5 ,MACH-Kreise“ betrachtet. Im Vergleich zum Bericht 2015 ist beim Kreis
Rendsburg-Eckernférde nur eine geringfligige Verbesserung des Automatisierungsgrades eingetreten. Wie
bereits im Vorjahr ausgefihrt, ist vorgesehen, zunachst MACH Web 2.0 einzufiihren und im Anschluss an der
Verbesserung des Automatisierungsgrades zu arbeiten. Mit der Einfihrung von MACH Web 2.0 wurde zwi-
schenzeitlich begonnen. Die Arbeiten werden voraussichtlich im 2. Quartal 2018 abgeschlossen sein. Im An-
schluss werden die Arbeiten zur Verbesserung des Automatisierungsgrades angegangen. Hier werden ins-
besondere die Schnittstellung zu anderen Fachverfahren zu betrachten sein.

e Anzahl aller Buchungen (MACH-Kreise)
Die Anzahl der Buchungen ist im Vergleich zu den Vorjahren leicht angestiegen. Im Rahmen der manuellen
Buchungen werden Sammelbuchungen erstellt, die bei automatisierter Verbuchung in Einzelbuchungen auf-
geteilt wirden und somit zu einer steigenden Anzahl von Buchungen fihren werden.

e Anzahl der besetzten Stellen im Zahlungsverkehr (Kasse)
Die Anzahl der besetzten Stellen ist nahezu unverdndert gegeniiber den Vorjahren. Der Anstieg von 2015 zu
2016 ist auf die Ubernahme der Abrechnung des Kassenautomaten in der Zulassungsstelle zuriickzufiihren.
Damit werden beide Kassenautomaten durch die Mitarbeiterinnen des Zahlungsverkehrs betreut. Durch die
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Debitorenbuchhaltung wird auch der Vollstreckungsinnendienst wahrge-
nommen. 2018 wird ein Vollstreckungsprogramm eingefiihrt, dessen Auswirkungen auf die Stellenzahl in der
Kasse noch nicht eingeschatzt werden kann.

e Vollstreckungsfélle je besetzte Vollzeitstelle in der Vollstreckung
Im Bereich Vollstreckung werden nur die Kreise betrachtet, die Vollstreckungsaufgaben ausschlief3lich mit ei-
genen Beschéftigten wahrnehmen. Der Kreis Rendsburg-Eckernférde gibt die Vollstreckungsersuchen zur
Erledigung an die Stadte, Amter und Gemeinden weiter und wird daher bei der Ermittlung der Kennzahl nicht
betrachtet.

0O:\OutlookTemp\2017-11-15 Stellungnahme der Fachbereichsleitungen zum Benchmarkingbericht 2017 (Auszug Hauptausschuss) (2).docx
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Gegenstand /
Zustandigkeit

Stellungnahmen der Fachbereichsleitungen

Notizen

6.3 Zulassungsstelle
Seiten 28 — 30

FB 2

Hauptausschuss

Die Entwicklung im Bereich Zulassungsbehorde ist erfreulich. Die Wirtschaftlichkeit wurde durch geeignete Malf3-
nahmen in den letzten Jahren gesteigert.

Dem Hauptausschuss wurde im April 2017 ein Bericht zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit vorgelegt auf wel-
chen verwiesen wird. Bei der Kennzahl der gewichteten Geschéftsvorfélle je Vollzeitstelle nimmt der Kreis im
Vergleich der 11 Kreise den 7. Platz ein und nahert sich dem Mittelwert.

Die bereits eingeleiteten MalBRnahmen zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit sollen weiterhin ihre Wirkung entfal-
ten.

Derzeit besteht kein weiterer Handlungsbedarf.

6.4 Bul3geldbehorde

Seiten 31 — 34
FB 2
Hauptausschuss

Nachdem die Fallzahlen 2015 rlcklaufig waren, erfolgte 2016 eine erhebliche Steigerung. Im Jahr 2015 wurden
14.868 BuRgeldbescheide und im Jahr 2016 insgesamt 28.174 Bul3geldbescheide erlassen.

Beim Wert der gewichteten Geschéftsvorfélle je besetzte Vollzeitstelle nimmt die Bu3geldbehérde den Spitzen-

platz ein und liegt weit Uber dem Mittelwert. Die Einnahmen je gewichteten Geschaftsvorfall liegen mit 75 € tber
dem Mittelwert von 62 € im oberen Landesvergleich (Platz 2 im direkten Vergleich).

Der Handlungsbedarf durch den Anstieg der Geschaftsvorfalle wurde im Jahr 2016 erkannt. Die Arbeitsablaufe

wurden angepasst, Arbeitsprozesse verandert und Personal nachgesteuert. Das Personal wurde um 1,5 Stellen
aufgestockt (Umsetzung Personal aus der Zulassungsbehérde).

Kein weiterer Handlungsbedarf.

6.5 Veterinarwesen
Seiten 35 - 38

FB 2
Hauptausschuss

Die Kennzahlen fur den Bereich ,Tiergesundheit, Tierschutz, Tierkorperbeseitigung“ weisen Spit-
zenpositionen fur das Veterindramt des Kreises Rendsburg-Eckernférde aus. Dadurch wird eine effizi-
ente, strukturierte Arbeitsweise deutlich, aber auch das enorme Arbeitspensum der einzelnen Mitarbei-
ter, welches langfristig Probleme hinsichtlich der Gesundheit und Leistungsfahigkeit der Mitarbeiter mit
sich fihren kdnnte.

Fur den Bereich ,,Lebensmittel- und Bedarfsgegenstandeliberwachung“ ist die Kennzahl der
durchgefiihrten Betriebskontrollen in 2016 gesunken. Dieses liegt darin begriindet, dass von 5 Planstel-
len fur Lebensmittelkontrolleure nur drei Planstellen besetzt sind. Zudem wird seit Anfang 2016 ein Le-
bensmittelkontrolleur ausgebildet, welches zusatzlich Zeit und Energie der Kontrolleure bindet.

6.6 Feuerwehrwesen
Seiten 39 — 40

FB1
Hauptausschuss

Der Gesamtaufwand fiir das Feuerwehrwesen im Kreis ist im Vergleich zum Vorjahr leicht gesunken. An einer
Bestandsaufnahme des Bereiches sowie an der Erstellung eines Zukunftskonzeptes wird zurzeit gearbeitet.
Die sich daraus eventuell ergebende Handlungsbedarfe werden rechtzeitig im Hauptausschuss erortert.
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Kreis Rendsburg-Eckernforde Rendsburg, 04.12.2017
Der Landrat

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/2017/378

Status: offentlich

Datum: 04.12.2017
Federflhrend: Ansprechpartner/in: Jeske-Paasch, Susanne
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit Tel. 04331 202638

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin
Mitwirkend: offentliche Beschlussvorlage

Zuwendungsvertrag uber die Strukturierung der Forderung sozialer
Hilfen in Schleswig-Holstein ab 1.1.2018

in Verbindung mit der Absichtserklarung (Letter of Intent) eines
Strukturnachteilsausgleiches

Beratungsfolge:

Status Gremium Zustandigkeit

Offentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Hauptausschuss beschliel3t nach Beratung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt

2. Sachverhalt:

Nach Auslaufen des Sozialvertrages Il im Jahr 2011 wurde die Landesférderung
kommunalisiert und am 15.12.2011 der ,Rahmenvertrag uber die Grundsatze der
Neustrukturierung und Kommunalisierung der Férderung soziales Hilfen in
Schleswig-Holstein“ mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2018 unterzeichnet.

Das Land Schleswig-Holstein stellte danach von 2013 bis 2017 Fordermittel in Hohe
von insgesamt 2,1 Mio. €/Jahr fur die Bereiche ambulante Suchtkrankenhilfe und
offene sozialpsychiatrische Hilfen zur Verfugung. Die Verteilung dieser Landesmittel
erfolgte seit 2013 unter Berucksichtigung eines neu entwickelten Indikatorenmodells
(1. Bevolkerung zu 20%, 2. Belastung/Bedarf zu 35%, 3. Versorgungsstruktur/
Inanspruchnahme zu 45%) mit dem Ziel, vergleichbare Lebensbedingungen fur alle
Buargerinnen und Burger in Schleswig-Holstein zu fordern.

Der Kreis Rendsburg-Eckernforde erhielt im Zuge der schrittweisen Umsetzung des

Indikatorenmodells die folgenden Zuwendungen: 178.898,73 € bis 2012,
177.514,43 € bis 2014, 176.822,28 € bis 2017.

Seite: 1/2
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In den Jahren 2016/2017 erfolgte im Auftrag des Landes eine Evaluierung durch die
Gesellschaft flr Forschung und Beratung im Gesundheits- und Sozialbereich
(FOGS).

Der daraus abgeleitete komplizierte Vorschlag fur die zukunftige Verteilung der
Landesmittel bedeutete eine erhebliche Reduzierung flr den Kreis Rendsburg-
Eckernforde (138.464,80 €/Jahr).

Ursachlich dafur ist u.a., dass sowohl die prozentuale Berucksichtigung der
einzelnen Indikatoren (siehe oben: 1. 40%, 2. 40%, 3. 20%) als auch die Indikatoren
inhaltlich selbst Uberraschend verandert wurden. Hinsichtlich des 1. neuen Indikators
.Bevolkerung und Infrastruktur® wird die Einwohnerzahl weiter als Basisgrundlage
berlcksichtigt, wird jedoch erganzt um die Bevolkerungsdichte. Beim 2. Indikator
.Risiko/Bedarf‘ werden die bisher einbezogenen Krankenhausentlass-Diagnosen
nicht mehr berlcksichtigt. Beim 3. Indikator ,Inanspruchnahme® werden nur noch die
Inanspruchnahme ambulanter Suchthilfeeinrichtungen sowie offene sozial-
psychiatrischen Hilfen bertcksichtigt. Die im Rahmen der Eingliederungshilfe
erzielten Umsteuerungsfallzahlen der stationaren Falle in ambulante Hilfen werden
nicht weiter bertcksichtigt, was die reduzierte Forderung uberwiegend bewirkt.

Das Land beabsichtigt, die Fordermittel von 2018 bis 2022 auf insgesamt 2,6 Mio €
zu erhdhen. Dies wirkt sich fur alle Kreise und Stadte mit Ausnahme des Kreises
Rendsburg-Eckernférde positiv aus.

Der Kreis Rendsburg-Eckernforde soll von 2018 bis 2022 Foérdermittel in Hohe von
171.315,54 € erhalten. (Bei einer einwohnerbezogenen Verteilung wurde der Kreis
Fordermittel in Hohe von 245.000 € erhalten.)

Das Land bietet dem Kreis in Form eines Letter of Intent fur die 5jahrige Laufzeit des
Zuwendungsvertrag eine Projektférderung in Héhe von jahrlich 5.506,74 € zum
»~Ausgleich des Strukturnachteils“ an.

Damit stunden weiterhin wie in den Jahren 2015 bis 2017 insgesamt 176.822,27 €
zur Weiterleitung an die mit der Aufgabenerledigung beauftragten freien Trager zur

Verfugung. Eine Erhdhung zum Ausgleich fur bereits eingetretene oder in den
kommenden Jahren zu erwartende Kostensteigerungen erfolgt nicht.

Finanzielle Auswirkungen:
Siehe Sachverhalt

Anlagen: 6
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1 Ausgangssituation und Aufgabenstellung der
Evaluation

Entsprechend des Gesundheitsdienst-Gesetzes (GDG) aus dem Jahr 2001 ist die Gestal-
tung der Finanzierung der ambulanten Suchtkrankenhilfe und der offenen Hilfen im sozi-
alpsychiatrischen Bereich eine origindre Aufgabe der schleswig-holsteinischen Kommu-
nen. Gleichwohl unterstiitzt das Land die schleswig-holsteinischen Kommunen schon seit
vielen Jahren bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe und Gbernimmt im Rahmen freiwilli-
ger Leistungen einen Finanzierungsanteil von 10 % bis 15 % an der Gesamtfdrderung.

Die Grundlage fir die Landesforderung der beiden Hilfebereiche im Zeitraum von 2006
bis Ende 2011 bildete der Sozialvertrag Il, wonach die Landesmittel von der Freien
Wohlfahrtspflege an entsprechende Einrichtungen weiterzuleiten waren. Die mit dem
Vertrag intendierten Ziele, Doppelstrukturen im Zuwendungsverfahren abzubauen und
eine fachlich gestiitzte andere Lenkung des Mittelflusses, konnten allerdings damit nicht
realisiert werden.

Um zukinftig sowohl die Landesmittel bedarfsgerechter einzusetzen, die Kompetenzen
zu bindeln und damit die Gestaltungsfreiheit der Kommunen zu stérken als auch die
Verwaltungsverfahren zu vereinfachen, wurde die Landesforderung der ambulanten
Suchtkrankenhilfe und der offenen sozialpsychiatrischen Hilfen kommunalisiert.

Der dazu ausgehandelte ,,Rahmenvertrag tiber die Grundsétze der Neustrukturierung und
Kommunalisierung der Forderung sozialer Hilfen in Schleswig-Holstein® (mit einer
Laufzeit von drei Jahren) wurde am 15. Dezember 2011 von den kommunalen Vertrags-
partnern unterzeichnet und danach wurden Zuwendungsvertrage mit den jeweiligen Krei-
sen und kreisfreien Stadten abgeschlossen.! Dartiber hinaus wurden von den Vertrags-
partnern zwei wesentliche Vereinbarungen getroffen:

m  Die vom Land zur Verfugung gestellte Fordersumme bleibt wahrend der jeweiligen
Vertragslaufzeiten (Sozialvertrag 1l ab 2006 und Rahmenvertrag ab 2012) unverén-
dert. Sie betrégt fir die Bereiche ambulante Suchtkrankenhilfe und offene sozialpsy-
chiatrische Hilfen (bezogen auf die Grundversorgung) rd. 2,1 Mio. Euro.?

m  Bis zum 30. Juni 2012 wurde unter Einbeziehung wissenschaftlicher Expertise eine
neue Berechnungsgrundlage flr die Verteilung der Landesmittel ab 1. Januar 2013
entwickelt, mit dem Ziel, vergleichbarere Lebensbedingungen fir alle Biirger*innen
in Schleswig-Holstein zu fordern.

Aufgrund von Erfahrungen in vergleichbaren Projekten (z. B. in den L&ndern Berlin und
Nordrhein-Westfalen) wurde die FOGS — Gesellschaft fir Forschung und Beratung im
Gesundheits- und Sozialbereich mbH (Kdéln) im ersten Quartal 2012 vom damaligen Mi-
nisterium flr Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes Schleswig-Holstein mit der Er-
arbeitung eines entsprechenden Berechnungsmodells beauftragt.

Das Modell setzte folgende fachliche Anforderungen um:
= valide Datenbasis, nachvollziehbare Kriterien und Berechnungsgrundlagen

m  Umsetzung eines differenzierten und multifaktoriellen Ansatzes

Im Frihjahr und Sommer 2014 wurden erneute Gesprache mit den kommunalen Vertragspartnern aufgenommen, um
eine Verldngerung des Rahmenvertrages um weitere vier Jahre bis zum 31. Dezember 2018 vorzubereiten. Mit dem
,,Rahmenstrukturvertrag soziale Hilfen in Schleswig-Holstein“ mit einer Vertragslaufzeit von 1. Januar 2015 bis 31.
Dezember 2018 konnte der Verhandlungsprozess positiv abgeschlossen werden.

Diese Fordersumme bezieht sich auf die Grundversorgung in den beiden Bereichen ambulante Suchtkrankenhilfe und
offene sozialpsychiatrische Hilfen, d. h. ohne die Mittel z. B. der Gliicksspiel-Fachstellen.

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe
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m  Berlcksichtigung bedarfsorientiert und — fiir den Bereich Suchthilfe — suchtmittel-
Ubergreifend ausgerichteter Indikatoren

m  Bericksichtigung gewachsener und bewéhrter (Angebots-)Strukturen

m  Budgetunabhangigkeit, d. h. auf eine beliebige Férdersumme anwendbar

m  Einbeziehung fachlicher Gesichtspunkte und regional bestehender Bedarfe.

Ankniipfend an die Fachdiskussion und unter Beriicksichtigung vergleichbarer Modellan-
satze legte FOGS im Mérz 2012 einen Entwurf fur ein indikatorengestitztes Berech-
nungsmodells vor, der mit den schleswig-holsteinischen Kommunen, den Verbénden der
Freien Wohlfahrtspflege und weiteren Akteuren umfassend diskutiert und abgestimmt

wurde.

Im Mai 2012 wurde die abschlieende Fassung des Indikatorenmodells der Fachéffent-
lichkeit vorgestellt, auf dessen Grundlage die Neuverteilung der Landesmittel im Jahr

2013 erfolgte:
Abb. 1:

Indikatoren, -bereiche und Verteilung 2012

|
Bevolkerung

1]
Belastung/Bedarf

11
Versorgungsstruktur
Inanspruchnahme

Einwohnerzahl

Bevdlkerungsdichte
(Extremwerte)

20 %

Anzahl Leistungsem-
pfanger*innen SGB Il, SGB
XIl, Erwerbsminderungs-
rente

Anzahl Krankenhaus-
entlass-Diagnosen F00-F99
und Substituierte

35 %

Anzahl Nutzer*innen ambu-
lant betreuten Wohnens
(EGH)
Anzahl Rehabilitations-
maflnahmen

Inanspruchnahme ambulan-
te Suchthilfe und offener so-
zialpsychiatrischer Hilfen

45 %

Das Modell wird fur die beiden Hilfefelder je separat berechnet, die Gewichtung der den
drei Indikatoren jeweils zu Grunde liegenden Parameter zeigt die nachfolgende Tabelle:
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Tab. 1: Gewichtung der Indikatoren(bereiche) 2012

Indikatoren(bereiche)/Parameter

Suchtbereich

psychiatrischer
Bereich

TOP 6.2

Bereich I

Einwohnerzahl

10 %

10 %

Bevdlkerungsdichte

10 %

10 %

Zwischensumme Bereich |

20 %

20 %

Bereich Il

Anzahl Leistungsempfénger*innen SGB Il und SGB XII (3.
und 4. Kap.) plus Erwerbsminderungsrente wegen einer
Suchterkrankung

15%

Anzahl Leistungsempféanger*innen SGB Il und SGB XIlI (3.
und 4. Kap.) plus Erwerbsminderungsrente wegen einer
psychischen Erkrankungen

20 %

Patient*innen mit Diagnosen ICD-10 F10 bis F19 (Sucht,
ohne F17)

10 %

Patient*innen mit Diagnosen ICD-10 FOO bis F99 ohne
F10-F19 (psychische Stdrungen ohne Sucht)

15%

Anzahl Substituierte

10 %

Zwischensumme Bereich Il

35%

35%

Bereich lll:

Anzahl Nutzer*innen Ambulant Betreutes Wohnen (EGH)
mit Sucht- bzw. psychiatrischer Diagnose

10 %

10 %

Anzahl bewilligte Rehabilitationsmafinahmen aufgrund von
Sucht bzw. psychischer Erkrankung

15%

15%

Anzahl Klient*innen ambulante Sucht- und
Drogenberatung

20 %

A

Anzahl Klient*innen offene Treffs fur psychisch Kranke

A

20 %

Zwischensumme Bereich I

45 %

45 %

Die nach diesem Modell neu berechnete Landesférderung wurde schrittweise eingefuhrt:
In einer ersten Stufe wurde die Landesférderung in den Jahren 2013 und 2014 zu 50 %
nach dem alten Verteilungsschlissel und 50 % nach dem neuen Modell berechnet. Ab
2015 wurden den kommunalen Gebietskdrperschaften 75 % der Landesmittel nach dem
Indikatorenmodell und 25 % nach dem alten Schliissel zugewiesen.

Die finanziellen Auswirkungen des neuen Berechnungsmodells (erste Stufe ab 2013)

zeigt die nachfolgende Tabelle:
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Tab. 2: Vergleich bisherige Verteilung* (2), in der ersten Stufe der Umsetzung: 50 % nach
alter Art und 50 % nach Indikatorenmodell (IM; 3) und Vergleich Zuwendung 2012
und neue Zuwendung — anteilig (4) und absolut (5) — nach Kommunen (1)

Landkreis bzw. bisherige neue Zuweisung Anteil neue | Differenz 2013 zu
kreisfreie Stadt Verteilung (50 % nach IM) Verteilung 2012, absolut
in Euro* von bisheriger

1) (2 (3) 4) ()
Flensburg 139.864,95 125.242,01 89,5 -14.622,94
Kiel 550.144,39 515.247,02 93,7 -34.897,37
Lubeck 191.119,19 219.056,86 114,6 27.937,67
Neumdnster 60.754,77 67.903,55 111,8 7.148,78
Dithmarschen 95.574,87 72.620,51 76,0 -22.954,36
Herzogtum Lauenburg 90.512,17 84.097,41 92,9 -6.414,76
Nordfriesland 156.910,03 119.871,28 76,4 -37.038,75
Ostholstein 62.430,88 88.380,79 141,6 25.949,91
Pinneberg 147.411,46 186.381,94 126,4 38.970,48
Plon 59.561,37 46.567,54 78,2 -12.993,83
Rendsburg-Eckernférde 178.898,73 177.514,43 99,2 -1.384,30
Schleswig-Flensburg 96.457,33 107.471,37 111,4 11.014,04
Segeberg 122.789,52 147.134,49 119,8 24.344,97
Steinburg 52.061,18 47.865,91 91,9 -4.195,27
Stormarn 102.865,92 102.064,56 99,2 -801,36
SH gesamt 2.107.356,76 2.107.419,59 100,0 62,83

* Betrachtet werden hier lediglich die Mittel ohne die fest zugewiesenen Férderungen. Weitere
Mittel, wie z. B. fur Glicksspiel-Fachstellen, kommen hinzu.

Die hélftige Anwendung des Indikatorenmodells bei gleichbleibender Férdersumme des
Landes auf dem Niveau von 2012 fiihrte fur alle schleswig-holsteinischen Kommunen zu
Verénderungen: Fir sechs Kommunen ergaben sich — im Vergleich zu 2012 — finanzielle
Zugewinne, in allen Féallen um mehr als 10 % im Vergleich zur VVorjahressumme. Die (ib-
rigen neun Kommunen mussten finanzielle EinbuRen hinnehmen: Bei finf Kommunen
handelte es sich zwar um vergleichsweise geringe EinbufRen von unter 10 % der Landes-
forderung. Doch weitere vier Kommunen erhielten 2013 mehr als 10 % geringere Lan-
desmittel als im Jahr zuvor. Die zweite Umsetzungsstufe des neuen Berechnungsmodells
ab 2015 hat die dargestellten Tendenzen fur die 15 schleswig-holsteinischen Kommunen
weiter verstarkt.

Bevor — wie vom Land geplant — im Jahr 2018 eine 100-%-ige Umsetzung des neuen Be-
rechnungsmodells erfolgt, wurden sowohl wesentliche Aspekte und Auswirkungen von
Kommunalisierung und Indikatorenmodell auf kommunaler Ebene umfassend evaluiert.

Mit der Evaluation des Indikatorenmodells wurde die FOGS GmbH auf Basis ihres An-
gebots vom 7. September 2016 vom MSGWG Mitte Oktober 2016 beauftragt. In einem
weiteren Arbeitsschritt wurden die Datengrundlagen des Modells aktualisiert und — an-
knlpfend an die Evaluationsergebnisse — die Verteilung der Landesmittel neu berechnet.

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe
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2 Ansatz, methodisches Vorgehen und Arbeitsschritte
der Evaluation

FOGS arbeitet bei Evaluationsvorhaben und wissenschaftlichen Begleitungen auf Basis
der Standards der Deutschen Gesellschaft fiir Evaluation (DeGEval, 2002). Die Standards
zu Natzlichkeit, Durchfuhrbarkeit, Fairness und Genauigkeit sind dabei wichtige Orien-
tierungshilfen bei der Evaluationsplanung, -umsetzung und Berichterstattung.

Im Rahmen der Evaluation des neuen Verteilungsmodells der freiwilligen Zuwendungen
des Landes in den Bereichen ambulante Sucht und offene sozialpsychiatrische Hilfen (In-
dikatorenmodell) hat FOGS einen Untersuchungsansatz umgesetzt, der quantitative und
qualitative Verfahren der empirischen Sozialforschung verknlpfte und die Sichtweisen
aller beteiligten Akteure berlicksichtigt. Die Grundlage bildeten dabei eine Sekundérana-
lyse relevanter Unterlagen und eine Breitenevaluation, bei der alle schleswig-holsteini-
schen Kommunen und die betroffenen Einrichtungen schriftlich befragt wurden. In der
darauf aufbauenden Tiefenevaluation wurden insgesamt sechs Kommunen und die dort in
den beiden Versorgungsbereichen ambulante Suchtkrankenhilfe und offene sozialpsychi-
atrische Hilfen tatigen Leistungsanbieter vertieft betrachtet. So konnten objektive Daten
ebenso berticksichtigt werden wie die Erfahrungen relevanter Versorgungsbeteiligter vor
Ort. Diese Vorgehensweise ist vor allem deshalb von Bedeutung, da im Rahmen der Eva-
luation die komplexen und jeweils spezifischen Umsetzungsbedingungen in den Kommu-
nen nur durch die dortigen Fachleute angemessen bewertet werden kénnen.

2.1 Sekundiaranalyse und Breitenevaluation

Auftragsgemall hat FOGS im ersten Arbeitsschritt der Evaluation relevante Unterlagen
sekundaranalytisch ausgewertet. FOGS recherchierte dafiir zunéachst in der Parlamentsda-
tenbank und in kommunalen Informationssystemen sowie zu Verdffentlichungen von
Verbanden und Tragern der Freien Wohlfahrtspflege und der Landesstelle fir Suchtfra-
gen Schleswig-Holstein (LSSH). Zusétzlich wurden Unterlagen aus dem MSGWG ge-
sichtet. In die Auswertung wurden dabei — in Abstimmung mit dem Auftraggeber — ins-
besondere folgende Materialien einbezogen:

m  Schleswig-Holsteinischer Landtag Drucksache 18-3329: Suchtkrankenhilfe Schles-
wig-Holstein (18. Wahlperiode), 9. September 2015

m  Schleswig-Holsteinischer Landtag Drucksache 18-3607: Bericht der Landesregierung
uber MalRnahmen zur Suchtkrankenhilfe in Schleswig-Holstein (18. Wahlperiode), 1.
Dezember 2015

m  Schleswig-Holsteinischer Landtag Umdruck 18/624, Stellungnahmen zu verschiede-
nen Antragen, 10. Januar 2013

m ISD, Moderne Dokumentation in der ambulanten Suchtkrankenhilfe Trends 2010 —
2015 (Entwurf) sowie Jahresberichte 2014 und 2013 mit Trends 2008 — 2013

m  Einrichtungsabfrage des MSGWG zur Umsetzung der Vertrage der Kommunalisie-
rung aus dem Jahr 2013 und Auswertung Vermerk und PPT Einrichtungsabfrage AG
LKT November 2013

= Ubersicht MSGWG (iber spezifisch befristete Mittel in den Jahren 2015 und 2016

= Verwendungsnachweise (Ausschnitt) von Tragern/Einrichtungen aus den Jahren
2013 bis 2015

m  Jahresberichte von Trégern/Einrichtungen aus den Jahren 2013 bis 2015.

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe
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Die sekundaranalytische Auswertung der Materialien bezog sich vor allem auf die Frage,
ob und in welcher Form Auswirkungen der Kommunalisierung und der Anwendung des
neuen Berechnungsmodells fir die Zuweisung der Landesmittel in den Bereichen ambu-
lante Suchkrankenhilfe und offene sozialpsychiatrische Hilfen in den FOGS vorliegenden
Papieren beschrieben wurden.

Im zweiten Schritt der Evaluation hat FOGS eine schriftliche (teilstandardisierte) Befra-
gung der 15 schleswig-holsteinischen Kommunen und von insgesamt 65 Einrichtungen
der ambulanten Suchtkrankenhilfe und der offenen sozialpsychiatrischen Hilfen durchge-
fihrt. Die Erhebung — unterschiedlich akzentuiert fiir die Kommunen und Leistungsanbie-
ter beider Bereiche — richtete sich tbergreifend vor allem auf folgende Fragekomplexe:

m standardisierte und qualitative Bewertung der Auswirkungen der Kommunalisierung

m  Entwicklung der Gesamtzuwendungen (kommunale und Landesmittel) fir die ambu-
lante Sucht- und die offenen sozialpsychiatrischen Hilfen in den Jahren 2013 — 2016

m  Verdnderungen/Verschiebungen der Versorgungsstrukturen im Bereich der ambulan-
ten Suchtkrankenhilfe und der offenen sozialpsychiatrischen Hilfen im Zeitraum von
2013 bis 2016

m standardisierte und qualitative Bewertung (Starken, Schwéchen, Veranderungsnot-
wendigkeiten) des Indikatorenmodells

m  Rolle bzw. Stellenwert der Kommunalisierung und des Indikatorenmodells fiir die
Entwicklung kommunaler Versorgung(-sstrukturen).

Die schriftliche Befragung der Kommunen und der Leistungsanbieter aus den beiden
Versorgungsbereichen hat im Zeitraum von Oktober bis November 2016 stattgefunden.
Alle 15 Kommunen haben an der Befragung teilgenommen (100 % Rucklauf). Auch auf
Seiten der befragten Leistungsanbieter aus der ambulanten Suchtkrankenhilfe und den of-
fenen sozialpsychiatrischen Hilfen wurde mit 89 % ein sehr guter Ricklauf erzielt (58
teilnehmende Einrichtungen).

2.2 Tiefenevaluation

Anknipfend an die Ergebnisse von Sekundéaranalyse und Breitenerhebung wurden An-
fang 2017 — gemeinsam von Vertreter*innen des MSGWG und FOGS - folgende schles-
wig-holsteinische Kommunen fiir die Tiefenevaluation ausgewahlt:

m  Stadte: Landeshauptstadt Kiel und Hansestadt Liibeck
m  Kreise: Herzogtum Lauenburg, Nordfriesland, Ostholstein, Rendsburg-Eckernforde.

Der Auswahl dieser sechs Kommunen lagen insbesondere folgende Kriterien zugrunde:

= Vertretung von Kommunen, die durch die schrittweise Umsetzung des Indikatoren-
modells héhere, geringere und (weitgehend) gleichbleibende Landesmittel erhalten
(s. o. finanzielle Effekte des neuen Berechnungsmodells ab 2013)

m  Einbezug von kreisfreien Stadten und Kreisen

m  Art der Angebote bzw. Angebotsstrukturen in den Bereichen ambulante Suchtkran-
kenhilfe und offene sozialpsychiatrische Hilfen

m regionale Verteilung der an der Tiefenevaluation beteiligten kreisfreien Stadte und
Kreise in Schleswig-Holstein.
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Auftragsgemall wurden von FOGS im Rahmen der Tiefenevaluation Fachgesprache mit
Ansprechpartner*innen der Kommunen und dort tatiger Leistungsanbieter aus beiden
Handlungsfeldern gefuhrt. Dabei wurden wesentliche Themen der schriftlichen Befra-
gung qualitativ vertieft und Weiterentwicklungsbedarfe und -mdglichkeiten insbesondere
mit Blick auf das Indikatorenmodell erdrtert.

Die leitfadengestitzten Interviews und Gruppengesprache fanden zwischen Ende Februar
und Mitte April 2017 in den 0. g. Kommunen statt. I. d. R. wurden dabei zundchst die
Vertreter*innen der Kommunen und danach (leitende) Fachkrafte der Leistungsanbieter —
meist getrennt nach den beiden Versorgungsbereichen — befragt. An diesen Gespréchen
beteiligten sich insgesamt 48 Personen; davon kamen 13 Interviewte aus den Sozial- und
Gesundheitsverwaltungen der sechs Kommunen, 19 Personen aus Einrichtungen der am-
bulanten Suchtkrankenhilfe und 16 aus den offenen sozialpsychiatrischen Hilfen.

Neben den qualitativen Befragungen der Tiefenevaluation in den sechs Kommunen fan-
den am 14. und 15. Mérz 2017 noch drei ergdnzende Gruppengesprache mit insgesamt
zehn Fachleuten aus folgenden Institutionen statt: Selbsthilfe und LSSH, Kommunale
Spitzenverbande und Landes-Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege. Auch hier
lag der inhaltliche Fokus auf der Kommunalisierung und dem Indikatorenmodell (finan-
zielle, organisatorische und versorgungsstrukturelle Effekte auf der Ebene der Kommu-
nen, der Leistungsanbieter und der Selbsthilfe).

3 Ergebnisse von Breiten- und Tiefenevaluation

Im Folgenden werden wesentliche Ergebnisse der Breiten- und Tiefenevaluation vor al-
lem mit Blick auf die Wirkungen der Kommunalisierung und die Bewertung des Indika-
torenmodells auf der Ebene der Kommunen und Leistungsanbieter in den Bereichen am-
bulante Suchtkrankenhilfe und offene sozialpsychiatrische Hilfen verknupft und zusam-
menfassend beschrieben.

Der erste Schritt der Evaluation, die sekundéranalytische Auswertung der o. g. Unterla-
gen und Materialien, hat keine Hinweise auf durch die Kommunalisierung ausgel6ste
(negative) Effekte in den schleswig-holsteinischen Kommunen (verwaltungs- und ange-
botsseitig) ergeben. Die 2013 begonnene schrittweise Umsetzung des Indikatorenmodells
und ggf. damit verbundene gravierende Veranderungen wurden in nahezu keinem der von
FOGS ausgewerteten Papiere thematisiert, sodass im Weiteren darauf nicht mehr einge-
gangen wird.

3.1 Bewertung der Auswirkungen der Kommunalisierung

In Schleswig-Holstein wurden nach der Kommunalisierung der Eingliederungshilfe ab 1.
Januar 20073 auch die Landesmittel zur Férderung der ambulanten Suchtkrankenhilfe und
der offenen sozialpsychiatrischen Hilfen Ende 2011 an die kreisfreien Stadte und Kreise
zur Vergabe an die Einrichtungen gegeben.# Mit der Kommunalisierung der Landesforde-
rung waren aus Sicht der Landesregierung insbesondere folgende Ziele verbunden:

Durch das schleswig-holsteinische Gesetz zur Ausfiihrung des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch 1 hat das Land
zum 1. Januar 2007 die Aufgaben und die Finanzverantwortung fir die Eingliederungshilfe der stationdr betreuten
unter 60 Jahren alten Personen auf die Kommunen ubertragen.

Vgl. dazu im Einzelnen den am 15. Dezember 2011 abgeschlossenen ,,Rahmenvertrag iiber die Grundsétze der Neu-
strukturierung und Kommunalisierung der Forderung sozialer Hilfen in Schleswig-Holstein*.

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe
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m  Vereinfachung von Verwaltungswegen
m  Bundelung von Kompetenzen und Starkung der Gestaltungsfreiheit der Kommunen
m  Ausrichtung an der Bedarfen der Birger*innen des Landes

m  Gewidhrleistung einer landesweit vergleichbaren Versorgung bzw. vergleichbarer
Chancen auf Hilfe in den beiden geférderten Bereichen fiir alle Birger*innen im
Land und Starkung der regionalen Versorgungsstrukturen.®

Vor diesem Hintergrund war die von FOGS durchgefihrte Breiten- und Tiefenevaluation
auch darauf ausgerichtet, zu erfahren, wie die Durchfiihrung der Kommunalisierung aus
Sicht der verschiedenen Akteure bewertet wird.

Wie die verschiedenen Erhebungen zeigen, bewerten sowohl die schleswig-holsteinischen
Kommunen als auch der weitaus grofite Teil der Leistungsanbieter die Bundelung der
kommunalen- und Landesmittel in den Handen der kreisfreien Stadte und Kreise als ziel-
fuhrend fiir eine bedarfsgerechte regionale (ambulante) Versorgung suchtkranker und
psychisch kranker Menschen. Neben der damit einhergehenden positiv eingeschéatzten
Starkung der Gestaltungsfreiheit der Kommunen wurden in den Befragungen — wie auch
aus der nachfolgenden Abbildung hervorgeht — vor allem folgende Wirkungen der Kom-
munalisierung der Landesférderung hervorgehoben:

B Zum einen haben beide Befragten-Gruppen in der schriftlichen Befragung deutlich
gemacht, dass zumindest ein Teil der schleswig-holsteinischen Kommunen ihre
Steuerungsbemiihungen im Zuge der Kommunalisierung der Landesmittel schritt-
weise intensiviert haben. Dabei wurden — wie vorrangig die leitfadengestitzten In-
terviews im Rahmen der Tiefenevaluation gezeigt haben — bspw. Leistungen ausge-
schrieben, vermehrt (differenziertere) Leistungsvereinbarungen zu Art, Qualitat und
Anzahl der von den Einrichtungen zu erbringenden Hilfen und der zu erreichenden
Klientel abgeschlossen. Zum Teil wurden andere Tréger beauftragt oder Schwer-
punkte verschoben.

m In Verbindung damit wurden aus Sicht von rd. zwei Drittel der befragten Leistungs-
anbieter auch die Anforderungen an Dokumentation und Berichterstattung in vielen
Kommunen erhéht. Wesentlich war hier die Einfhrung der landesweit einheitlichen
Dokumentation im Bereich der offenen sozialpsychiatrischen Hilfen. Die Fachkréafte
monierten durchweg, dass das im Jahr 2015 vom Land implementierte EDV-
gestitzte Dokumentationssystem ,,PsySozSH* sehr komplex und fehleranfallig ist.
Zudem wurde es als unangemessen aufwendig und praxisfern bewertet. Einhellig
wurde darum gebeten, das System unter Einbeziehung der Anwender*innen weiter-
zuentwickeln.

m Parallel und als Folge dieser zunehmenden Steuerungsaktivitdten haben sich aus
Sicht vieler Befragter die Kommunikation und der Austausch (u. a. im Rahmen jéhr-
lich stattfindender Gesprachsrunden oder anderer Besprechungsformate) zwischen
den Kommunen und Leistungsanbietern beider Versorgungsbereiche verbessert.

m  Bezgl. des Ziels ,,Verwaltungswege zu vereinfachen™ verweisen die Befunde der
Breiten- und Tiefenevaluation auf unterschiedliche Einschatzungen bei Kommunen
und Leistungsanbietern: Fiir die meisten Einrichtungen hat sich durch die Konzentra-
tion der Zuwendungsvergabe auf kommunaler Ebene das Verwaltungsverfahren ver-

Vgl. dazu die Prasentation des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes Schleswig-Holstein
~Neuverteilung der Landesmittel in den Bereichen ambulante Suchthilfe und offene sozialpsychiatrische Angebote*
vom 9. Mai 2012
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einfacht. Im Unterschied dazu hatten die Kommunen zeitlichen und personellen
Mehraufwand, da sie sich in das Verwaltungsverfahren des Landes einarbeiten und
neue Anforderungen erfullen mussten: Nun sind sowohl die Verwendung der kom-
munalen als auch der Landesmittel umfénglich zu prufen und gegenlber dem Land
nachzuweisen.

Abb. 2: Vergleich der Einschatzungen der Einrichtungen (E) sowie der Kommunen (K) zu
Auswirkungen der Kommunalisierung (Angaben in Prozent)

Das Verwaltungsverfahren wurde vereinfacht
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Unabhdngig davon, ob und in welcher Art die Veranderung der Landesmittel die kreis-
freien Stadte und Kreise betraf, stellen die Landesmittel aus Sicht der Mehrzahl der
Kommunen nach wie vor einen wichtigen und unverzichtbaren Baustein der Finanzierung
ambulanter Suchtkrankenhilfe und offener sozialpsychiatrischer Hilfen dar.

Die Gesamtaufwendungen fir die ambulante Suchtkrankenhilfe und die sozialpsychiatri-
schen Hilfen sind nach Angaben der kommunalen Gebietskdrperschaften seit Jahren recht
stabil. Kommunen die durch die Neubemessung der Landesforderung auf zusétzliche oder
auf weitgehend gleichbleibende Mittel zuriickgreifen kdnnen, gaben diese Erhéhung di-
rekt in die Hilfebereiche weiter. Dabei wurden gezielt bestimmte Aufgaben erstmals an-
gegangen oder Bereiche ausgebaut (Pravention, Ausbau der sozialpsychiatrischen Ver-
sorgung oder Ausbau der Suchthilfe). Einzelne Kommunen stockten hohere Landesmittel
sogar noch weiter auf, eine Kommune gewahrt den Tragern Zuschldge flr nachgewiesene
Personalkostensteigerungen.

Kommunen, die seit 2013 weniger Mittel vom Land bekommen, haben die Kirzungen
tiberwiegend an die Leistungsanbieter weitergegeben, eine Kompensation fand nur selten
statt. Kiirzungen von Landesmitteln haben sich dort besonders deutlich ausgewirkt, wo
das kommunale Engagement insgesamt niedrig ist und Versorgungsstrukturen deshalb
sehr gering ausgebaut sind.
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Trotz der jeweils auf mehrere Jahre ausgelegten Rahmenvertrége (s. 0.) zeigt vor allem
die schriftliche Befragung der Leistungsanbieter, dass ein grofer Teil der Einrichtungen
jedes Jahr neu Uber die Hohe der zur Verfligung stehenden Mittel verhandeln muss. Diese
Vorgehensweise flihrt — wie aus den leitfadengestitzten Interviews im Rahmen der Tie-
fenevaluation hervorgeht — bei vielen Einrichtungen zu einer grof3en Planungsunsicher-
heit. Im Vergleich dazu verweist allerdings auch ein kleinerer Teil der Leistungsanbieter
darauf, dass mit dem Sozialvertrag Il und der darin geregelten Kommunalisierung, mehr-
jahrige Planungshorizonte verbunden sind, was trager- und einrichtungsseitig sehr be-
gruft wird. Dies auch deshalb, weil i. d. R. die Arbeitsvertrage mit den Beschaftigen un-
befristet abgeschlossen werden.

Hinsichtlich der Akquisition von Mitteln des Landes zur Foérderung ,,spezifisch befristeter
Projekte* ergeben sich aus den Befragungen der Kommunen und Leistungsanbieter unter-
schiedliche Einschatzungen: Lediglich eine Kommune wusste um die Einwerbung zusétz-
licher Fordermittel durch ortsansassige Trager. Die Ubrigen Kommunen wussten entwe-
der gar nichts von diesem Fordertopf oder nichts Genaues dazu, ob Trager sich um diese
Mittel beworben bzw. welche erhalten hatten. Tatséchlich berichteten immerhin 23 der 58
befragten Einrichtungen (finf der ambulanten Suchtkrankenhilfe und 18 der offenen so-
zialpsychiatrischen Hilfen) davon, diese Sondermittel genutzt zu haben. So wurden bspw.
spezifische Projekte zu Alkoholpravention, Online-Beratung oder zielgruppenspezifische
Angebote befristet gefordert.

Mit der Kommunalisierung wurde den Kommunen freigestellt, die Mittel fur ambulante
Suchthilfe und flr offene sozialpsychiatrische Hilfen untereinander zu verschieben. Die
Ergebnisse der Untersuchung zeigen, dass lediglich ein Drittel der schleswig-hol-
steinischen Kommunen von dieser Moglichkeit Gebrauch gemacht hat. Dabei trifft dieses
Vorgehen ganz tberwiegend auf Kommunen zu, die durch die Neuberechnung der Lan-
desforderung auf zusétzliche Landesmittel zuriickgreifen konnten. Drei Kommunen be-
richteten von der Starkung der unterfinanzierten offenen sozialpsychiatrischen Hilfen,
zwei andere Kommunen gaben zusétzliche Mittel verstérkt in die — dort geringer ausge-
baute — ambulante Suchtkrankenhilfe. Einige Kommunen, die keine Verschiebung der
Landesmittel vorgenommen haben, begriindeten dies vorrangig mit der Tatsache, dass sie
mehrjahrige Zuwendungsvertrdge mit den Leistungsanbietern geschlossen hatten, sodass
kurzfristig keine Neuverteilung der Mittel moglich ware. Aus dem Kreis der Leistungs-
anbieter wurde die Offnung tiberwiegend nicht thematisiert, lediglich einzelne Stimmen
problematisierten diese Mdglichkeit: sie schire Konkurrenzen zwischen den beiden
Handlungsfeldern.

Insgesamt neun der befragten kommunalen Gebietskorperschaften gaben an, dass die
Versorgungsstruktur fur sucht- und psychisch kranke Menschen im Zeitraum von 2013
bis 2016 nicht verandert wurde. Bei den sechs Kommunen, die tber Verédnderungen be-
richten, ging es um Angebotsaufbau bzw. -reduzierung — je nachdem, ob die Landesmittel
hoher oder niedriger als zuvor flossen.

Ahnlich ausgepragte Entwicklungen lassen sich auch aus der Befragung der Leistungsan-
bieter ableiten:

m  Von 54 befragten Leistungsanbietern berichteten knapp zwei Drittel, dass sich die
Versorgungsstrukturen im Bereich der ambulanten Suchtkrankenhilfe und der offe-
nen sozialpsychiatrischen Hilfen nicht verandert haben.

m 14 Leistungsanbieter gaben an, dass sie durch die Verminderung der ihnen zur Ver-
fiigung stehenden finanziellen Mittel Angebote abbauen (z. B. SchlieBung eines Kon-
taktladens) und (Beratungs-)Leistungen sowie Offnungs- bzw. Sprechzeiten reduzie-
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ren mussten. Von Kirzungen besonders betroffen waren Pravention und Angehori-
genarbeit.

m  Bei acht Einrichtungen hat die Kommunalisierung der Landesmittel zur Schaffung
neuer bzw. zusatzlicher Angebote gefiihrt (u. a. im Hinblick auf praventive und nied-
rigschwellige Hilfen, Ausweitung offener Sprechzeiten und Gruppenangebote).

m  Vier Einrichtungen verwiesen auf fachlich begriindete Anpassungen von Angeboten
als Konsequenz neuer Trends/Entwicklungen im Sucht- und Drogenbereich (unab-
hangig von Kommunalisierung und Indikatorenmodell).

m  SchlieRlich geht aus der Erhebung hervor, dass ein vergleichsweise kleiner Teil der
Tréager/Einrichtungen (7 von 55) regelfinanzierte Leistungen auf- bzw. ausgebaut hat
wie bspw. den Ausbau des Betreuten Wohnens im Rahmen der Eingliederungshilfe.

Auch die verschiedenen Gesprache im Rahmen der Tiefenevaluation bestatigten dieses
vielgestaltige und differenzierte Bild, das u. a. in Verbindung mit Haushaltssicherungs-
und Einsparmanahmen der Kommunen, der Kommunalisierung der Landesmittel, aber
auch der (Re-)Strukturierung bzw. Neuausrichtung von Angeboten und Leistungen auf
Anbieterseite zu Veranderungen kommunaler Versorgungsstrukturen fir suchtkranke und
psychisch kranke Menschen gefiihrt hat:

m In Kreisen und kreisfreien Stadten, die finanzielle Zugewinne hatten, berichteten In-
terviewte von Kommunen- und Leistungsanbieterseite, dass diese zu einem (begrenz-
ten) Ausbau der Versorgung suchtkranker und psychisch kranker Personen auf kom-
munaler bzw. regionaler Ebene beigetragen hatten. Einzelne Kommunen hatten zu-
dem ihre Mittel ebenfalls erhoht.

m  Vorallem in den Kommunen mit verringerten Landesmitteln wiesen sowohl die Ver-
treter*innen der Kommunen als auch der Leistungsanbieter darauf hin, dass zwar
nach wie vor die Versorgung suchtkranker und psychisch Kranker in der Flache gesi-
chert sei. Doch hétten aufgrund der verringerten finanziellen Ressourcen Stellen ab-
gebaut und damit Beratungsleistungen (s. 0.) reduziert werden missen. Problema-
tisch ist dies insbesondere dort, wo die Landeskiirzungen mit Kirzungen von Seiten
der Kommunen zusammenfielen. Kommunale Kiirzungen standen z. T. im Kontext
von Konsolidierungsvorgaben und hatten ein grofieres Volumen als die Absenkung
der Landesmittel.

m  Der ganz iberwiegende Teil der Gespréchspartner*innen sowohl bei den Kommunen
als auch bei den Leistungsanbietern machte grundsétzlich darauf aufmerksam, dass
das Land die Fordermittel in den Bereichen ambulante Suchtkrankenhilfe und offene
sozialpsychiatrische Hilfen seit vielen Jahren nicht mehr erhéht hat. In der Folge
kommt es zu einer zunehmend auseinandergehenden ,,Scherenentwicklung*: Auf der
einen Seite steigen Bedarfe und tariflich gebundene Lohne. Sodass — auf der anderen
Seite — eine ,.gleichbleibende* Landesforderung de facto wie eine Kirzung wirkt.
Der Betrag des Landes zur Versorgung in den beiden Handlungsfeldern wird deshalb
— weitgehend unabhdngig von Verdnderungen aufgrund des Indikatorenmodells —
schon langer nicht mehr als bedarfsadaquat bewertet. Viele Gespréachspartner*innen
forderten deshalb, dass das Land kiinftig zumindest die (tariflich festgelegten) Perso-
nalkostenerhéhungen beruicksichtigt.

Mit Blick auf das Land und die landesweite Versorgung wiinschten viele Leistungsanbie-
ter sowie einige Kommunen, dass sich das Land — trotz der Kommunalisierung der Lan-
desfdrderung — nicht vollig aus der Verantwortung fiir die Weiterentwicklung der ambu-
lanten Suchtkrankenhilfe und der offenen sozialpsychiatrischen Hilfen verabschiedet. Um
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das Ziel einer moglichst gleichmaRigen Versorgung aller Birger*innen im Land zu errei-
chen, sei ein Engagement des Landes fur die Entwicklung gemeinsamer Richtlinien oder
fachlicher Standards o. &. hilfreich. Aus diesem Grund wurde angeregt, dass das Land
kiinftig wieder Impulse setzt und zumindest eine Diskussionsplattform schafft und ggf.
moderiert, in dem Gesprache zwischen Land, Kommunen und Leistungsanbietern zu
fachlichen Themen der Versorgung stattfinden kdnnen (mindestens einmal pro Jahr).

3.2 Bewertung des Indikatorenmodells

Die erste Frage im Rahmen der Evaluation zum Indikatorenmodell galt der Bekanntheit
des Modells. Dabei zeigten sich schon in der schriftlichen Befragung groRe Unterschiede
— zum einen zwischen Kommunen und Leistungsanbietern und zum anderen auf Leis-
tungsanbieterseite zwischen den Handlungsfeldern:

Abb. 3: Bekanntheit des Indikatorenmodells (Angaben in Prozent)
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Wie die Grafik zeigt, gaben alle Kommunen an, das Indikatorenmodell zu kennen. Eine
Kommune kritisierte allerdings, dass die konkreten Berechnungsgrundlagen fiir die eige-
ne (und andere) Kommune(n) nicht bekannt seien.

Auf Leistungsanbieterseite zeigen sich die Antwortenden aus dem Suchtbereich deutlich
informierter als jene aus dem Bereich der offenen sozialpsychiatrischen Hilfen, wo sechs
von 26 teilnehmenden Einrichtungen diese (und z. T. weitere) Frage(n) gar nicht beant-
worteten®. Informationen zum Modell erhielten die Einrichtungen vor allem tber die
Wohlfahrtsverbande und die LSSH sowie in zwei Fallen von der Kommune. Im Rahmen
der Gespréche zeigte sich dann, dass die Abbildung wohl eher eine Uberschétzung dar-
stellt: Tats&chlich waren die Kenntnisse zum Modell auf Seiten der Leistungsanbieter

6 Nach dem Einblick im Rahmen der Tiefenerhebung kann davon ausgegangen werden, dass die sechs Teilnehmenden

aus dem sozialpsychiatrischen Bereich, die diese und die meisten tbrigen Fragen zum Indikatorenmodell nicht be-
antwortet haben, das Modell nicht kannten.
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beider Handlungsfelder — zumindest in den sechs ndher untersuchten Kreisen und Stadten
— geringer ausgepragt als die Ergebnisse suggerieren.

Erstaunlicherweise wurden die Einzelfragen zur Bewertung des Indikatorenmodells den-
noch von den meisten Befragten von Leistungsanbieterseite beantwortet. Dies ist vermut-
lich ein Grund flr die deutlichen Unterschiede zu den Einschatzungen der Kommunen.
Da die Einschatzungen nahezu unabhéngig davon waren, wie das Modell sich auf die
Bemessung der Landesmittel ausgewirkt hat, werden die Ergebnisse hier zusammenfas-
send vorgestellt:

Abb. 4: Vergleich der Einschéatzungen der Einrichtungen (E) sowie der Kommunen (K) zum
Indikatorenmodell (Angaben in Prozent)

Die Indikatoren sind transparent
Einrichtungen (n=43)

209 [70]23

Kommune (n=14)

Das Indikatorenmodell ist differenziert aufgebaut
Einrichtungen (n=42)

23,8 (71124

Kommune (n=14)

Die Indikatoren sind geeignet, Bedarfe zu erfassen

Einrichtungen (n=43) 53,5 ‘ 27,9 2,3
Kommune (n=14) 50,0 \ 7,1 ‘
Das Indikatorenmodell berlicksichtigt die bewéhrten Versorgungsstrukturen
Einrichtungen (n=43) 32,6 ‘ 30,2 ‘ 9,3 ‘
Kommune (n=14) 21,4 [7.1]

Es ist gut, dass die Mittelzuwendung nun auf Basis fachlicher Kriterien erfolgt

Einrichtungen (n=39)

Kommune (n=14)

Einrichtungen (n=41) - 31,7 ‘ 29,3 ‘ 12,2 ‘

Kommune (n=14)

Die stufenweise Einfiihrung war richtig

Einrichtungen (n=41)

Kommune (n=14) 21,4
0% 20% 40% 60% 80% 100%

H stimmt K B stimmt Einr. B stimmt eher Komm.

= stimmt eher Einr. O stimmt eher nicht Komm. O stimmt eher nicht Einr.

Ostimmt nicht Komm. O stimmt nicht Einr. Zweild nicht Komm.

Zweild nicht Einr.

Die Kommunen bewerten das Indikatorenmodell weit (iberwiegend positiv: Die einzelnen
Indikatoren werden mehrheitlich als differenziert, fachlich begriindet und transparent be-
wertet. Ein Spannungsfeld besteht zwischen der Beriicksichtigung vorhandener Versor-
gungsstrukturen und der Eignung, Bedarfe zu erfassen und Versorgungsgerechtigkeit zu
steigern: Die Kommunen kritisieren in schriftlicher Befragung und ebenso in den Inter-
views, dass das Modell tber die hohe Gewichtung der Inanspruchnahme die bestehenden
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Strukturen zu stark berticksichtige. Hierin wird der groBte Hemmschuh fiir ein Mehr an
Versorgungsgerechtigkeit im Land gesehen.

Einig sind beide Antwortgruppen sich darin, dass die stufenweise Einfuhrung richtig ist.

Die Einschéatzungen der Leistungsanbieter in der schriftlichen Befragung miissen vor dem
Hintergrund ihrer geringen Kenntnisse zum Modell mit groBter Vorsicht betrachtet wer-
den. Gleichwohl gilt, auch der Gberwiegende Teil der Leistungsanbieter kritisiert die hohe
Verhaftung des Modells an bestehenden Strukturen statt an Bedarfen von Betroffenen und
sieht deshalb (zu) wenig Beitrag zur Steigerung der Versorgungsgerechtigkeit im Land.
Mehrere Stimmen wiederholen hier ihre Kritik, dass das Land mit der Kommunalisierung
seine Verantwortung fur die Aufrechterhaltung bzw. Férderung vergleichbarer Lebens-
umstande aufgibt.

Sowohl in der schriftlichen Befragung wie in den vertiefenden Interviews vor Ort wurden
die Ansprechpersonen aus Kommunen und Hilfeeinrichtungen um Angaben zu Stérken,
Schwéchen des Indikatorenmodells sowie zu Verdnderungsbedarfen/Entwicklungspers-
pektiven gebeten und schlieflich um ein Votum, ob die neue Art der Bemessung der Lan-
desmittel beibehalten werden oder das Land zur alten Férderlogik zurtickkehren sollte.

Starken, Schwachen und Entwicklungsbedarfe des Indikatorenmodells

Als Starken des Indikatorenmodells wurde vor allem hervorgehoben, dass es transparent
und damit diskutierbar ist, dass sich die Zuwendung des Landes (endlich) an fachlichen
Kriterien orientiert und dass es zu einer gerechteren Mittelverteilung fiihrt. Begrifit wur-
de auch, dass das Modell stufenweise eingefiihrt und nun evaluiert wird sowie, dass die
Mittelbemessung nun Gber Jahre festgelegt und damit Planbarkeit erhdht wird.

Kritisiert wird vor allem, dass das Indikatorenmodell bestehende Strukturen zementiert
und deshalb — trotz bedarfshezogener Indikatoren — nicht als ausreichend bedarfsgerecht
eingeschatzt werden kann. Insbesondere die Gewichtung der Indikatoren berlcksichtige
weniger Bedarfe und Belastungen als Versorgungsstrukturen. Weitere Kritikpunkte be-
ziehen sich auf fachliche Mangel einzelner Indikatoren (vor allem Krankenhausentlass-
Diagnosen) oder darauf, dass Besonderheiten mancher Landkreise (Flache, heterogene
Infrastruktur, Einfluss von Tourismus, Versorgung von Inseln) durch die Saule | nicht
ausreichend erfasst werden. Angemerkt wurde des Weiteren, dass die Indikatoren besser
definiert (Soll z. B. die aufsuchend erreichte Klientel, Streetwork-Klientel o. d. auch ge-
zahlt werden?) bzw. die entsprechende Datenerhebung standardisierter sein sollte (Wann
wird ein Klient als solcher gezahlt?).

Manche Befragten vermissen einen Steuerungsimpuls und regen an, das Vorliegen bzw.
die Passgenauigkeit kommunaler Planungsprozesse positiv zu gewichten. Einzelne Stim-
men vermissten die Beruicksichtigung von Entwicklungstrends, insbesondere im Sucht-
und Drogenbereich.

Entsprechend der verschiedenen Kritikpunkte regte die weitaus groRte Zahl der Befragten
an, die S&ule Il (deutlich) niedriger zu gewichten und den allgemeinen Indikatoren-
Bereich (Saule 1) und den spezifisch bedarfsbezogenen Bereich (Saule 1) héher zu ge-
wichten.
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Neue oder veranderte Indikatoren fur die regelhaft und in allen Kommunen vergleichbare
Datengrundlagen vorhanden sind, wurden lediglich vereinzelt vorschlagen’. So wurde
bspw. angeregt, auch Angehdorigenberatung einzubeziehen und die Inanspruchnahme von
Hilfen als Durchschnittswert Uber mehrere Jahre zu beriicksichtigen. Ein Hinweis zur
weiteren Qualifizierung des Indikators Bevdlkerungsdichte ging dahin, die Anzahl von
Gemeinden mit tber 10 Tsd. Einwohner*innen im Landkreis zu berticksichtigen.

Andere Vorschldge zielten auf die Reduzierung von Indikatoren: So erschien vor allem
der Indikator ,,Krankenhausentlass-Diagnosen* aufgrund seiner Fehlerquote iiberfliissig.
Ebenso wurde mehrfach angeregt, die Nutzung Betreuten Wohnens nicht explizit einzu-
beziehen, da die kommunalen Strategien hierbei zu unterschiedlich sind.

Vollstandige Implementierung

Wéhrend in der schriftlichen Befragung 70 % der Kommunen fir eine vollstandige Um-
setzung des Indikatorenmodells ab 2018 votierten, waren die Einschatzungen der Sucht-
hilfe gespalten (je 50 % Zustimmung und Ablehnung) und die der sozialpsychiatrischen
Hilfen eher ablehnend (76,5 % Ablehnung).

Auf Nachfrage und in der Tiefenevaluation verschoben sich die Akzente dann jedoch
deutlich: Nahezu alle Befragten bewerteten eine Mittelbemessung auf Basis eines indika-
torengestiitzten Modells besser als den Zustand zuvor und begriiiten sowohl die Nach-
vollziehbarkeit als auch die Orientierung an fachlichen Aspekten. Die meisten Befragten
waren deshalb der Auffassung, dass die Landesmittel weiter nach einem Indikatorenmo-
dell verteilt und dass dieses nun auf 100 % der Landesférderung angewendet werden soll-
te — falls zuvor die 0. g. Verénderungen umgesetzt werden. Einzelne Stimmen waren
zwar prinzipiell fur eine vollstandige Umsetzung. Doch lehnten sie jede Art von Mittel-
kirzung ab und wiesen dabei erneut darauf hin, dass beide Hilfebereiche generell unterfi-
nanziert und die Landesmittel seit Jahren unverandert und zu gering seien, um nachhalti-
ge Angebotsstrukturen aufzubauen bzw. zu unterhalten.

4 Schlussfolgerungen

Die Evaluation von Kommunalisierung und Neubemessung der Landesmittel in den Be-
reichen ambulante Suchtkrankenhilfe und offene sozialpsychiatrischer Hilfen nach dem
seit 2013 erprobten Indikatorenmodell ergab eindeutig, dass keine gravierenden Probleme
aufgetreten sind und es nicht zu einem Einbruch der Versorgung im Land kam. Zwar
mussten einzelne Angebote eingeschrankt werden, an anderer Stelle entstanden jedoch
neue Angebote und Hilfen. Eine vorab teilweise befurchtete Umlenkung von Klient*in-
nenstromen fand nicht statt.

Alle Kommunen (und der Uberwiegende Teil der Leistungsanbieter) begriien, dass nun-
mehr sé&mtliche Hilfen in den geftrderten Bereichen in ihre Steuerungshoheit fallen —
auch wenn dies nur begrenzt fiir Umsteuerungen bzw. Anderungen der Versorgungsstruk-
turen oder Verschiebungen zwischen Sucht- und Psychiatriebereich genutzt wird. Neue
und eigene Entwicklungsimpulse setzen die Kommunen am ehesten mit hinzugewonne-
nen Mitteln setzen. Dabei kam es teilweise auch zu Verschiebungen zwischen beiden
Forderbereichen.

7 Zusétzlich gab es weitere Anregungen, fur die jedoch landesweit keine vergleichbaren Datengrundlagen bestehen.

Dazu gehoren z. B. der Einbezug von Klient*innenzahlen der SpDi und von kommunaler Suchtberatung sowie von
Praventionsleistungen, die Anzahl von Einrichtungs-Standorten und die Anzahl von Offnungstagen und -stunden.
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Tréger- oder Kommunen-ubergreifende Kooperation und Vernetzung im System haben
sich nur begrenzt weiterentwickelt. Kommunen kooperieren kaum (mehr) miteinander als
zuvor, berichtet wurde lediglich hier und da von neuen Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen Leistungsanbietern.

Kommunen und Leistungsanbieter monieren, dass die Landesforderung seit 20 Jahren
trotz gestiegener Bedarfe nicht erhéht wurde, was de facto eine erhebliche Kiirzung be-
deutet. Entsprechend wird eine Anpassung der Landesférdersumme gefordert. Ebenso
wiinschen sich viele Befragte aus Kommunen und von Leistungsanbietern, dass das Land
wieder stérker Verantwortung fir die Versorgung im Land wahrnimmt und zumindest
fachliche Impulse gibt, Fachdiskussionen anstdf3t und moderiert etc.

Die Bemessung der Landesférderung nach dem Indikatorenmodell wird mehrheitlich be-
griRt, insbesondere aus Griinden der Transparenz. Fir die Zukunft wird jedoch — zuséatz-
lich zu einer Erhohung der Fordersumme — eine Reihe von Verdnderungen angeregt, die
in die im Folgenden vorgeschlagene Neufassung eingeflossen sind.

4.1 Das neue Indikatorenmodell

Alle Akteure im Land votieren dafiir, die Férderung so gewdahren, dass die Chancen eines
jeden Burgers/einer jeden Blrgerin auf suchtspezifische Hilfe bzw. offene psychiatrische
Angebote im Landesgebiet perspektivisch gleicher verteilt werden. Grundsatzlich soll in
Schleswig-Holstein weiterhin die vorrangige Orientierung an den Bedarfslagen der Ein-
wohner*innen des Landes handlungsleitend sein. Es bleibt bei einem differenzierten Indi-
katorenmodell, das auf regionale Bedarfsrelationen setzt und budgetunabhangig anwend-
bar ist. Die dreigliedrige Struktur des Indikatorenmodells wird als geeignet bewertet, Be-
darfe abzubilden und soll deshalb erhalten. Allerdings sollen die Gewichtungen deutlich
verandert — zugunsten der Bereiche | und Il des Modells. Die Zahl der Einzel-Indikatoren
soll verringert und ein Indikator (Nutzer*innen) soll ergénzt werden.

Eine erneut vereinzelt diskutierte Verbindung der Férderung mit méglichen (Steuerungs-)
Zielen wie z. B. (verstarkte) Planung, Vernetzung oder Qualitatssicherung kann (weiter-
hin) nicht empfohlen werden. Zum einen stiinde dies den Zielen der Kommunalisierung
entgegen, die die Verantwortung bei der Kommune biindelt. Zum anderen ist kaum be-
lastbar zu bewerten, ob z. B. eine Suchthilfeplanung addquat und fachlich ist oder wie
umfassend Qualitatssicherung implementiert ist. Gleichwohl sind diese Themen relevant.
Deshalb ware es zweifelsfrei sinnvoll, wenn die Kommunen sich untereinander auf lan-
desweit einheitliche Standards, bspw. zu Qualitatssicherung, verstdndigen. Das Land
kann dies flankieren, z. B. durch die Bereitstellung von kommunenbezogenen Planungs-
daten aus einer landesweit einheitlichen Dokumentation, die Bereitstellung von Aus-
tauschforen oder die gezielte Forderung entsprechender befristeter Projekte.

Uberlegt wurde des Weiteren, die Wirtschaftskraft der Kommunen bei der Bemessung zu
beriicksichtigen oder das Engagement der Kommunen fiir Sucht- bzw. psychiatrische Hil-
fe und Selbsthilfe. Dagegen spricht jedoch, dass die Wirtschaftskraft ein sehr allgemeines
MaR ist, das mit Sucht- oder psychiatrischem Hilfebedarf wenig zu tun hat. Relevanter
erscheinen hier die Auswirkungen auf die Bevolkerung: Wenn sich Wirtschaftsdaten so
auswirken, dass viele Einwohner*innen von Transferleistungen abhéngig sind, resultieren
daraus i. d. R. mehr Erkrankungen/Stérungen und damit ein groRerer Hilfebedarf. Und
ein bisheriges Engagement der Kommunen fir Suchthilfe bzw. psychiatrische Angebote
Zu ,,belohnen‘ bzw. mangelndes Engagement zu ,,bestrafen, wiirde lediglich die bisheri-
ge Versorgung zementieren, statt ggf. neue Impulse zu setzen. Gleichwohl soll weiterhin
— wenn auch niedriger gewichtet — die Inanspruchnahme der gefoérderten Hilfebereiche
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beriicksichtigt werden. Dabei wurde dafur votiert, nur noch die geforderte Struktur und
damit ein durch Versorgungsstrukturen wesentlich moderiertes Element, einzubeziehen.

Basisjahr fur die Neuberechnung der Mittelbemessung im Jahr 2018 ist das Jahr 2015 (da
aktuellere Daten fur die meisten Indikatoren im Juni noch nicht vorliegen). Weiterhin sol-
len die Mittel aus dem Sucht- und dem Sozialpsychiatrie-Bereich je einzeln berechnet,
dann jedoch in eine Fordersumme zusammengefasst werden.

m  Bereich I: Bevolkerung und Infrastruktur:

Mit Blick auf die weiterhin ungleiche Verteilung von Mitteln tUber die verschiedenen
Kommunen, bleibt es bei dem schon im Jahr 2012 als vorrangig definierten Ziel, die
Versorgungsgerechtigkeit im Land (weiter) zu erhohen. Da Bedarf an erster Stelle
etwas mit der Anzahl zu versorgender Menschen zu tun hat, insbesondere mit Blick
auf Préavention, soll deshalb Bereich | ein doppelt so starkes Gewicht bekommen wie
bisher.

Die Einwohnerzahl wird hier also weiterhin als Basisdatengrundlage berticksichtigt.
Es bleibt auch bei der Ergdnzung um die Bevdlkerungsdichte: GroRstadte ziehen re-
gelhaft einen héheren Bedarf an Hilfen auf sich, u. a. durch Ballungen von Drogen-
szenen. Demgegentiber erfordert der Unterhalt einer Mindestversorgungsstruktur in
besonders dunn besiedelten Gebieten relativ mehr Mittel. Entsprechend der beiden
Auspréagungen wird die Bevolkerungsdichte weiterhin als einziger Indikator zweipo-
lig berechnet: Sowohl besonders hohe als auch besonders geringe Bevolkerungsdich-
te (gemessen am Mittelwert der Bevolkerungsdichte in allen 15 Kommunen) werden
hoch und gewertet.

= Bereich Il: Risiko/Bedarf

Der zweite Bereich umfasst Indikatoren, deren Zusammenhang mit der Entwicklung
von Sucht- und psychischen Problemen evident ist und die damit klare Hinweise auf
Bedarf nach ambulanter Suchthilfe und offenen sozialpsychiatrischen Hilfen geben.

Da in Schleswig-Holstein ein Sozialindex fehlt, der verschiedene soziale Belastungs-
indikatoren (u. a.) mit Bezug zu Sucht- und psychischen Problemen zusammenfasst,
sollen hier weiterhin Daten zu Armut und (verfestigter) Arbeitslosigkeit als wichtige
Risikofaktoren fur die Entstehung bzw. Vertiefung von Suchtproblemen und psychi-
schen Problemen herangezogen werden. Dieser Zusammenhang ist in verschiedenen
Studien belegt worden, so tritt z. B. problematischer und abhéngiger Alkoholkonsum
in Verbindung mit Arbeitslosigkeit verstarkt auf und nimmt Alkoholabhéngigkeit im
Verlauf von Langzeitarbeitslosigkeit zu. Ahnliches gilt fiir psychische Stérungen.
Deshalb sollen weiterhin — sowohl mit Blick auf den Bedarf nach (selektiver) Pra-
vention als auch nach Frihintervention und Hilfe — der Bezug von Sozialhilfe (Kap.
3, 4, 6 und 8) und von ALG II® sowie EM-Rente aufgrund von Sucht- bzw. psychi-
scher Erkrankung als Gradmesser einbezogen werden. Mit Blick auf die dazu fast
einhelligen Voten in der Evaluation soll dieser Indikator nun deutlich starker gewich-
tet werden.

In Bereich Il ergénzt — niedriger gewichtet — ein weiterer Indikator den Bezug zu
spezifischen Bedarfen: Rehabilitationsmalinahmen aufgrund von Sucht- bzw. psychi-
schen Diagnosen’. Einbezogen wird die Anzahl der Rehabilitanden nach ihrem

8 Weil kurzere Arbeitslosigkeit weniger dramatische Auswirkungen auf die Lebenslage hat, wird auf die Berucksichti-
gung von Daten aus dem ALG | verzichtet.

9 Der Indikator wechselt von Bereich I11 in Bereich II, weil es sich hierbei nicht um eine Inanspruchnahme des gefor-
derten Bereichs handelt, in diesem aber haufig Bedarf nach flankierender Unterstiitzung auftritt.
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(@)

Wohnort, im Suchtbereich erganzt um Substitution10. Beides verweist eindeutig auf
Erkrankungen/Storungen, die h&ufig mit Bedarf nach flankierender ambulanter Hilfe
verbunden sind.

Der bisher auch in diesem Bereich einbezogene Indikator ,,Krankenhausentlass-
Diagnosen‘ entféllt aufgrund von Fehlerhaftigkeit.

m  Bereich I1I: Inanspruchnahme

Der dritte Bereich wurde mit Blick auf die einbezogenen Indikatoren und der Ge-
wichtung im Rahmen der Evaluation am stérksten diskutiert. Die meisten Stimmen
votierten fir die Beibehaltung der Inanspruchnahme spezifischer Hilfen, nicht jedoch
der Eingliederungshilfeleistungen. Mehrheitlich wurde eine niedrigere Gewichtung
des Bereichs empfohlen, u. a. weil sich hier starker kommunales Handeln als Bedarf
ausdriicktll,

Bereich 111 beinhaltet deshalb zukiinftig lediglich die Inanspruchnahme ambulanter
Suchthilfeeinrichtungen (darunter auch niedrigschwellige Einrichtungen, sofern sie
den Kerndatensatz nutzen) sowie von offenen sozialpsychiatrischen Hilfen. Anders
als bisher geht nun aber auch die Beratung von Angehérigen und weiteren Bezugs-
personen in die Berechnung ein. So wird die familiare und Umfeld-Belastung als
Ganzes ebenso in den Blick genommen wie das breite Aufgabenspektrum der Hilfen.

Zudem wurde empfohlen, die Nutzungsdaten aufgrund unerkldrlicher Schwankungen
uber mehr als ein Jahr zu betrachten, dem kann im Bereich Sucht gefolgt werden.
Zukiinftig gehen also in Bereich I1l ein: Jahresdurchschnittszahl von Nutzer*innen
der ambulanten Suchthilfe berechnet Uber drei Jahre (2014 — 2016). In offenen sozi-
alpsychiatrischen Hilfen kann derzeit erst ein Jahr einbezogen werden, weil die neu
eingeflihrte Dokumentation noch nicht stabil 1auft und friiher erfasste Daten beson-
ders fehleranfallig sind. Perspektivisch — und nach Uberarbeitung des Dokumentati-
onssystems — sollte auch hier ein Durchschnittswert (ber drei Jahre verwendet wer-
den.

Einige Befragte empfahlen, auch die durch die Kommune direkt erbrachten Leistun-
gen, vor allem durch die SpDi, einzubeziehen. Darauf muss jedoch aufgrund der feh-
lenden Vergleichbarkeit der Daten (iber das gesamte Land (noch) verzichtet werden.

Das neu gefasste Indikatorenmodell trifft, ebenso wie das alte, keine Aussagen uber tat-
séchliche bzw. absolute Bedarfe. Es beschreibt lediglich Relationen und fordert damit ei-
ne relative Versorgungs-/Verteilungsgerechtigkeit im Land.

Auch das neue Modell verwendet ausschliel3lich derzeit regelhaft verfiigbare Daten. Das
soll nicht ausschlieRen, auf Dauer weitere relevante Daten zu beriicksichtigen — sofern sie
kommunenbezogen und belastbar vorliegen (bspw. zu Pravention oder Leistungen der
SpDi).

10
11

Zur Substitution liegen ausschlieBlich Daten zur Anzahl Substituierter pro Praxisort vor.
Dies wurde inshesondere fiir die Gewahrung von Eingliederungshilfemanahmen konstatiert.
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Abb. 5:

Indikatoren, -bereiche und Verteilung ab 2018

|
Bevolkerung und Struktur

1]
Risiko/Belastung

1]
Inanspruchnahme

Einwohnerzahl (1)

Bevdlkerungsdichte
(Extremwerte,
bipolar) (2)

40 %

Anzahl Leistungsempféng.
SGB Il (3), SGB XII (4), EM-
Rente wg. FO0-F99 (5)

Anzahl Rehabilitationsmalf3-
nahmen wg. FO0-F99 (6)
und Anzahl Substituierte (7)

40 %

Anzahl Nutzer*innen
ambulante Suchthilfe (8a)
und
offene sozialpsychiatrischer
Hilfen (8b) — Betroffene
und Angehdérige

20 %

Die in die Berechnungen einbezogenen Daten zu allen Kommunen werden regelhaft und
systematisch erfasst. Berticksichtigt werden die Daten zu 2015 und fir Indikator 8a der

Durchschnitt der Jahre 2014 — 2016. Die Quellen zu den Indikatoren im Einzelnen:

1.
2
3
4,
5
6
Die Grunddaten zu den einzelnen Indikatoren sind kommunenweit und landesbezogen im

Anhang ausgewiesen (vgl. Kap. 5.1). Die Kommunen haben Einsicht in die die jeweils
fir sie zugrunde gelegten Daten, kdnnen diese prifen und korrigieren. Fr alle der Neu-

Deutsche Rentenversicherung Nord (5, 6)

berechnung zugrunde gelegten Daten s. Anhang 5.1.

4.2

Berechnungsmethode

Zur Berechnung wird das Standardpunktverfahren (Shevsky & Bell 1974, S. 13912)
eingesetzt. Dieses setzt die Situation in den Kommunen miteinander in Bezug, um relati-
ve Belastungsniveaus zu bestimmen. Dieses Berechnungsverfahren wird auf alle Indika-
toren — auller auf Einwohnerzahl und Bevolkerungsdichte — angewendet. Die Bevolke-

Statistisches Amt fir Hamburg und Schleswig-Holstein (1, 2, 4)
Bundesagentur fur Arbeit, Grundsicherung flr Arbeitssuchende (3)

Kassendarztliche Vereinigung Schleswig-Holstein (7)
Einrichtungen/ISD/Land (8a)

Einrichtungen/Kommunen/Land (8b).

rungsdaten werden als feststehende Basisdaten absolut verwendet.

Die Berechnung erfolgt getrennt fiir den Suchtbereich und den psychiatrischen Bereich,
wird dann jedoch zusammengefasst ausgewiesen. Die Fordervolumen sind weiterhin ge-

geneinander deckungsfahig, was den Kommunen mehr Gestaltungsfreiheit gibt.

Zundchst wurde in beiden Bereichen fur jeden Indikator der Anteil am Finanzierungsvo-

lumen entlang der nachfolgenden Verteilung berechnet:

12

Shevsky, E. & Bell, W. (1974). Sozialraumanalyse, in: P. Atteslander & B. Hamm (Hrsg.). Materialien zur Sied-
lungssoziologie. K6In. Angewendet zundchst fiir die kommunale Sozialplanung 1978 in Wiesbaden und 1979 fir den
Sozialatlas in Saarbriicken und seither in vielen sozialplanerischen Projekten.
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Tab. 3: Gewichtung der Indikatoren(bereiche) ab 2018

Indikatoren(bereiche), Basisjahr: 2015 Suchtbereich psychlat_rlscher
Bereich
Bereich I:
Einwohnerzahl 20 % 20 %
Bevdlkerungsdichte (beide Pole) 20 % 20 %
Zwischensumme Bereich | 40 % 40 %
Bereich II:
Anzahl Leistungsempfanger*innen SGB Il und SGB XII
: 30 % A
plus Erwerbsminderungsrente wegen Sucht
Anzahl Leistungsempféanger*innen SGB Il und SGB XII
plus Erwerbsminderungsrente wegen psychischer Erkran- J. 30 %
kung
Anzahl bewilligte Rehabilitationsmafnahmen aufgrund von 10 % /
Sucht plus Anzahl Substituierte 0 o
Anzahl bewilligte RehabilitationsmafZnahmen wg. psychi-
A 10 %
scher Erkrankung
Zwischensumme Bereich I 40 % 40 %
Bereich IlI:
Anzahl Nutzer*innen (Betroffene, Angehdrige, sonstige) 20 % /
ambulante Sucht- und Drogenberatung (@ 2014 — 2016) o
Anzahl Nutzer*innen (Betroffene, Angehérige, sonstige) in / 20 %
offenen Treffs fir psychisch Kranke o
Zwischensumme Bereich IlI 20 % 20 %

Fir die Berechnung einer Kennzahl nach dem Standardpunktverfahren (in den Bereichen
I1'und I11; s. 0.) wird zun&chst pro Indikator der Wertebereich (W = hdchster Wert minus
niedrigster Wert) berechnet (mit Ausnahme des Bereichs ). Dann wird der Wert der je-
weiligen Kommune (x = der relative Anteil z. B. von Nutzer*innen ambulanter Suchthil-
fe) in Beziehung zum niedrigsten Wert aller Kommunen gesetzt. Der Standardpunktwert
(einer Kommune in einem Indikator) ergibt sich aus der Multiplikation des (reziproken)
Wertebereichs mit dem Abstand der Kommune zum niedrigsten Wert (aller Kommunen).
Der resultierende Standardpunktwert liegt dann zwischen 0 (geringste Belastung) und 100
(hochste Belastung). Im Ergebnis entsteht so eine standardisierte Rangreihe der Kommu-
nen je nach dem Grad der Problembelastung.

Die Berechnungsformel lautet:
S= @ (x—Min.)
W
S = Standardpunktwert pro Kommune (pro Indikatorbereich)
W = Wertebereich (Differenz aus htchstem und niedrigstem Wert des Indikators)
X = der Rohwert einer Kommune
Min. = Minimum/der niedrigste Wert des Indikators tber alle Kommunen.
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Ein Beispiel:
Nordfriesland, Indikator: Reha-Malinahmen wegen psychischer Erkrankung

Daten:

x = Rohwert (Reha-Malinahmen wegen psychischer Erkrankung in Pinneberg abso-
lut = 140, in % Reha-MalRnahmen wegen psychischer Erkrankung in SH =) 6,8 %

W = Wertebereich (Differenz von Min. = 2,8 % und Max. = 10,3 %) = 7,5%

s=100 (5,8-2,8)=53,3
75

Die so ermittelten Punktwerte werden auf den jeweiligen Anteil der Férdersumme ange-
wendet und die Ergebnisse einer Kommune in allen Indikatoren/Bereichen aufaddiert.
Die Summe ergibt die neue Férdersumme.

Mit der Anpassung des Indikatorenmodells fuhrt die darauf basierende Neuberechnung
flr 2018 erneut zu z. T. erheblichen Verschiebungen der bisherigen Zuwendungshohen.
Die rationale und transparente bedarfsbezogene Bemessung der Pauschale (relative Be-
darfsbezogenheit) fuhrt bei gleichbleibendem Gesamtbudget nun in sechs Stadten und
Landkreisen zu Verlusten, in neun Kommunen zu Zugewinnen im Vergleich zur Landes-
forderung im Jahr 2017 — beides kann erheblich ausfallen.

Die nachfolgende Tab. 4 enthélt die Ergebnisse der Berechnungen der fachbezogenen
Pauschalen auf Basis der vollstandigen Anwendung des neuen Indikatorenmodells und
zeigt diese im Vergleich zur aktuellen Férdersumme.
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Tab. 4: Vergleich der Verteilung 2017 (75 % nach Indikatorenmodell erste Version, Spalte 2)
mit der Verteilung nach neuem Indikatorenmodell und vollstandiger Umsetzung ab
2018 — anteilig (4) und absolut (5) — nach Kommunen

1 2 3 4 5
Landkreis bzw. Verteilung 2017 | neue Zuweisung prozentuale Differenz 2018
kreisfreie Stadt in Euro (100 % nach Veranderung zu 2017,
neuem IM) 2018 zu 2017 absolut
Flensburg 117.930,54 114.621,00 97,2 -3.309,54
Kiel 497.798,33 455.356,94 91,5 -42.441,39
Lubeck 233.025,69 249.303,22 107,0 16.277,53
Neumdiinster 71.477,94 85.812,92 120,1 14.334,98
Dithmarschen 61.143,33 76.049,60 124,4 14.906,27
Herzogtum Lauenburg 80.890,03 105.075,74 129,9 24.185,71
Nordfriesland 101.351,90 88.599,95 87,4 -12.751,95
Ostholstein 101.355,75 107.521,35 106,1 6.165,60
Pinneberg 205.867,18 196.362,09 95,4 -9.505,09
Plon 40.070,62 52.533,38 131,1 12.462,76
Rendsburg-Eckernférde 176.822,28 138.464,80 78,3 -38.357,48
Schleswig-Flensburg 112.978,39 107.626,70 95,3 -5.351,69
Segeberg 159.306,98 166.773,18 104,7 7.466,20
Steinburg 45.768,28 57.779,22 126,2 12.010,94
Stormarn 101.663,88 105.602,31 103,9 3.938,43
SH gesamt 2.107.451,01 2.107.482,40 100,00 31,39

Die Verdnderungen bringen bei nahezu gleichbleibender Gesamtférdersumme (auf dem
Niveau von 2012) fiir neun Kommunen, darunter sieben Landkreise, Zugewinne. Aus-
schlaggebend dafiir ist das deutlich héhere Gewicht von Bereich I. Sechs Kommunen er-
halten weniger vom Land, der Abschlag liegt hier allerdings in vier Féllen bei unter ei-
nem Zehntel. Auch bei vier der neun Kommunen mit Mittelsteigerungen bewegen sich
die Veranderungen im 10-%-Rahmen, sodass bei insgesamt acht Kommunen vergleichs-
weise begrenzte Verschiebungen bzgl. der aktuellen Landesférderung gegeben sind.

Die aktuellen Verschiebungen ,korrigieren* z. T. mit dem alten Modell umgesetzte Ver-
anderungen, dabei kommt es iberwiegend zu Positiv-Verschiebungen in Richtung Land-
kreise: Bspw. entfielen auf die Landkreise Herzogtum-Lauenburg und Steinburg durch
das alte Indikatorenmodell deutliche Mittelkiirzungen, die nun umgekehrt werden in
(leichte) Zunahmen. Demgegentiber ergeben sich fiir die Stadt Flensburg eine leichte und
flr die Stadt Kiel eine deutlichere Korrektur nach unten. Allerdings kommt auch auf den
Landkreis Rensburg-Eckernfdrde eine deutliche Abnahme der Landesférderung zu.

4.3 Umsetzung und weitere Empfehlungen

Fur die Implementierung der indikatorengestitzten Mittelbemessung war ein Szenario er-
arbeitet worden, das eine Implementierung in drei Schritten Uber flinf Jahre vorsah. Die
stufenweise Umsetzung erfolgte dementsprechend und im vierten Jahr (2016) begann die
vorgesehene grundlegende Evaluation von Modellumsetzung, Folgen und Veranderungs-
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bedarfen. Die Evaluationsergebnisse wurden verkniipft und mindeten in einer Neugestal-
tung des Verteilungsschlissels, mit der eine weitere Verbesserung erzielt werden konnte.
Zudem wurden die Daten aktualisiert.

Da die Evaluation die Richtigkeit des Ansatzes und den Wunsch der meisten Akteure aus
Kommunen und Leistungsanbieterseite nach vollstdndiger Umsetzung bestétigt, steht aus
der Sicht von FOGS nun fir 2018 die vollstandige Umsetzung des — verbesserten — Indi-
katorenmodells an.

Die Evaluation hat auch aufgezeigt, dass das Indikatorenmodell inhaltlich und bzgl. der
daraus resultierenden Mittelbemessung im Land bisher nur wenig bekannt ist, insbeson-
dere im sozialpsychiatrischen Bereich. Es erscheint deshalb sinnvoll, das Modell und sei-
ne Umsetzung im Rahmen der Beratungen zwischen den Vertragspartnern im Sozialver-
trag 1l zum Vorgehen im Jahr 2018 (und dartber hinaus) ausfihrlich zu erlautern. Auch
sollte jede Kommune mit den Informationen zur Fordersumme fiir 2018 die ihnen zuge-
horigen Basiswerte, die der Berechnung zugrunde liegen, erhalten (vgl. Kap. 5.2). Um die
kommunenbezogenen Daten einordnen zu kdnnen, sollten diese sinnvollerweise (mindes-
tens) um Angaben zu den jeweiligen Durchschnittswerten im Land erganzt werden.

Neben den Kommunen sollten auch Verbande und Tréager/Einrichtungen die Chance ha-
ben, die Grundlagen der Mittelbemessung des Landes und damit das Indikatorenmodell
kennenzulernen und zu verstehen. Hilfreich wére es, einen Erl&uterungstext dazu bereit-
zustellen, ggf. online auf den Seiten des Ministeriums. Wir empfehlen zudem, die Ergeb-
nisse der Evaluation nicht nur den Kommunen, sondern allen Interessierten im Land zu-
ganglich zu machen.

Grundsatzlich sollten die Datengrundlagen weiterhin regelmaRig alle drei bis finf Jahre
aktualisiert und die Mittelbemessung darauf basierend neu berechnet werden. Das Budget
sollte dabei zumindest allgemein tbliche Anpassungen (bspw. Inflationsrate, Tarifsteige-
rungen) beriicksichtigen. Mit Blick auf Planungssicherheit fiir die Kommunen sollte diese
Verteilung wieder fiir einen festen Mehrjahres-Zeitraum verbindlich zugesagt werden.

Das Modell ist prinzipiell offen und veranderungsfahig, perspektivisch kénnen und sollen
weitere fachbezogene Indikatoren einbezogen werden. Eine solche Verbesserung von Da-
tengrundlagen setzt jedoch voraus, dass Kommunen und Trager sich untereinander ab-
stimmen und ihre Dokumentation landesweit einheitlich anpassen. Generell wird hierftr
bspw. die Schaffung eines Arbeitskreises zur Vereinheitlichung und Weiterentwicklung
der Datengrundlagen angeregt. Diese Daten wéren Uber eine Verwendung zur Bemessung
der Landeszuwendung hinaus sinnvolle Grundlagen fiir ein kommuneninternes Control-
ling wie auch ein kommunenubergreifendes Benchmarking sowie fir inhaltliche Diskus-
sionen, Leistungsvereinbarungen etc. zwischen Kommunen und Leistungserbringern.13

Die Kommunen im Land haben die ihnen zugewachsene Verantwortung fiir sémtliche
Mittel in den beiden Bereichen angenommen und auch die Leistungserbringer sehen in
der Kommune prinzipiell die richtige Verortung fiir versorgungssystembezogene Ent-
scheidungen. Gleichwohl wird der fast vollstandige Riickzug des Landes aus der Gestal-
tung und Weiterentwicklung der Versorgung vielfach bedauert. Sowohl Kommunen als
auch insbesondere Leistungserbringer aufRern den Wunsch nach einer fachlichen Beglei-
tung durch das Land.

Da nur wissensbasiert und im Zusammenwirken aller Akteure der erreichte Stand an
Fachlichkeit, Qualitatssicherung und Dokumentation gehalten und ausgebaut sowie Ko-
operation und Koordination gefordert werden kénnen, wird empfohlen:

3 Perspektivisch werden zudem die Auswirkungen des BTHG zu beobachten und ggf. entsprechende Anpassungen

notwendig sein.
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m  Das Land sollte die Forschung zur Entwicklung von Konsum und Konsummustern
fordern, um wissensbasiert Bedarfe ableiten zu kdnnen.

m  Mit Blick auf die Aufgabe des Landes, vergleichbare Lebensbedingungen im Land
zu schaffen, sollte das Land die Entwicklung von Versorgungsstandards férdern.
Angeregt wurde, hierfir — ergédnzend zu den o. g. Grundlagen — eine grundlegende
Bestandsaufnahme zu den Versorgungsstrukturen im Land bzw. in den Kommunen
durchzufuhren. Die Ergebnisse sollen als Grundlage fur Diskussionen in und zwi-
schen den Kommunen dienen und zur Ableitung von MaBnahmen zur Forderung
gleicher Lebensverhéltnisse, zudem konnen sie fachliche Hinweise zu guter Praxis
bzw. Mindest-Versorgungsstrukturen geben.

m  Hilfreich fir Entwicklungsprozesse kdnnten dabei das Angebot von (moderierten)
Austauschforen sein, in denen Land, Kommunen und Leistungsanbieter zusammen
konkret an Versorgungsgestaltung und —entwicklung arbeiten.

= Die Dokumentation im sozialpsychiatrischen Bereich sollte landesweit grundlegend
Uberarbeitet werden — sowohl bzgl. der Items als auch hinsichtlich der technischen
Umsetzung. Fur den Suchtbereich ist sicherzustellen, dass auch hier niedrigschwelli-
ge Hilfen den Kerndatensatz nutzen und ihre Leistungen damit bei der Mittelbemes-
sung berlicksichtigt werden kénnen.

m  SchlieRlich wird angeregt, die Méglichkeiten der Sonderférderung durch ,,spezifisch
befristete Mittel* bekannter zu machen. Zudem konnten die Mittel perspektivisch ge-
zielt fur landesseitig definierte und landesweit orientierte Schwerpunktsetzungen ge-
nutzt werden (z. B. themenbezogene Qualifizierung, Aufbau von Netzwerken, Forde-
rung von Qualitatssicherung).
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5 Anhang

5.1
Tab. 5:

Ubersicht Grunddaten

Einwohnerzahl, Kreisgrofien, Bevolkerungsdichte* und Abstand der Bevdlkerungs-
dichte vom Landesmittel** (Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Landkreis bzw. Einwohnerzahl Kreisgrofile Bevolkerungs- | Abstand Be-
kreisfreie Stadt zum 31.12.2015 in km? dichte volk.dichte
Flensburg 85.942 56,38 1.524 1.016
Kiel 246.306 118,40 2.080 1.572
Lubeck 216.253 214,13 1.010 502
Neumunster 79.197 71,63 1.106 598
Dithmarschen 132.917 1.428,17 93 415
Herzogtum Lauenburg 192.999 1.262,94 153 355
Nordfriesland 163.960 2.084,20 79 429
Ostholstein 199.574 1.391,95 143 365
Pinneberg 307.471 664,23 463 45
PIon 128.304 1.083,13 118 390
Rendsburg-Eckernforde 270.378 2.185,93 124 384
Schleswig-Flensburg 196.839 2.071,66 95 413
Segeberg 267.503 1.344,39 199 309
Steinburg 131.457 1.056,10 124 384
Stormarn 239.614 766,28 313 195
SH gesamt 2.858.714 15.799,33 508

*  Quelle: Statistisches Amt fir Hamburg und Schleswig-Holstein.
**  Abstand der Bevolkerungsdichte = Differenz der Bevolkerungsdichte von Kreis/Stadt zum Mit-
telwert der Bevdlkerungsdichten in den 15 Kommunen in Schleswig-Holstein. Durch den Ab-
stand der Bevdlkerungsdichte wird ersichtlich, welche Kreise/Stadte am starksten vom Mittel-
wert abweichen — nach unten und nach oben. Der Abstand der Bevdlkerungsdichte flie3t in die
Berechnung der Zuweisung der finanziellen Mittel ein (je groRer der Abstand desto mehr Ge-
wicht). Eigene Berechnung.
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Tab. 6: Empfanger*innen von Leistungen nach SGB Il (Stichtag 31.12.2015)* und SGB XlI
(Stichtag 31.12.2015)**, EM-Rente wegen psychischer Stérungen nach Wohnort der
Empféanger*innen (Stand 2015)***

Anzahl SGB Il | Anzahl SGB XIlI Anzahl EM- Gesamt
Empfén- Empfén- Rente
ger*innen ger*innen wg. psy. Sto-
rungen

Flensburg 10.800 2.865 45 13.710
Kiel 33.684 6.653 153 40.490
Libeck 27.886 6.795 151 34.832
Neumdinster 10.486 2.624 57 13.167
Dithmarschen 11.727 1.959 48 13.734
Herzogtum Lauenburg 13.011 2.860 91 15.962
Nordfriesland 9.686 2.188 32 11.906
Ostholstein 12.496 3.174 78 15.748
Pinneberg 19.688 4.652 113 24.453
Plon 6.957 1.922 46 8.925
Rendsburg-Eckernforde 14.813 4.161 92 19.066
Schleswig-Flensburg 13.686 2.826 64 16.576
Segeberg 14.413 3.907 128 18.448
Steinburg 9.393 2.025 42 11.460
Stormarn 9.914 3.030 96 13.040
SH gesamt 218.640 51.641 1.236 271.517

* Quelle: Bundesagentur fur Arbeit, Grundsicherung fur Arbeitssuchende — nach Kommunen.

** Quelle: Statistisches Amt fir Hamburg und Schleswig-Holstein, Empfénger*innen SGB XII,
Kap. 3, 4, 6 und 8, alle Altersgruppen — nach Kommunen.

*** Quelle: DRV Nord, Rentenzugange 2015 bei der DRV Nord bei Erwerbsminderungsrenten mit
Diagnose psychische Erkrankung — nach Wohnort.
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Tab. 7: Empfanger*innen von Leistungen nach SGB Il (Stichtag 31.12.2015)* und SGB XlI
(Stichtag 31.12.2015)**, EM-Rente wegen Sucht nach Wohnort der Empfanger*innen
(Stand 2015)***

Anzahl SGB Il | Anzahl SGB XIlI Anzahl EM- Gesamt
Empfén- Empfén- Rente wg.
ger*innen ger*innen Sucht
Flensburg 10.800 2.865 6 13.671
Kiel 33.684 6.653 26 40.363
Lubeck 27.886 6.795 8 34.689
Neumiinster 10.486 2.624 6 13.116
Dithmarschen 11.727 1.959 7 13.693
Herzogtum Lauenburg 13.011 2.860 9 15.880
Nordfriesland 9.686 2.188 7 11.881
Ostholstein 12.496 3.174 10 15.680
Pinneberg 19.688 4.652 23 24.363
Plon 6.957 1.922 9 8.888
Rendsburg-Eckernforde 14.813 4.161 13 18.987
Schleswig-Flensburg 13.686 2.826 10 16.522
Segeberg 14.413 3.907 7 18.327
Steinburg 9.393 2.025 4 11.422
Stormarn 9.914 3.030 7 12.951
SH gesamt 218.640 51.641 152 270.433

*  Quelle: Bundesagentur flr Arbeit, Grundsicherung fuir Arbeitssuchende — nach Kommunen.

** Quelle: Statistisches Amt fir Hamburg und Schleswig-Holstein, Empfénger*innen SGB XII,
Kap. 3, 4, 6 und 8, alle Altersgruppen — nach Kommunen.

*** Quelle: DRV Nord, Rentenzugange 2015 bei der DRV Nord bei Erwerbsminderungsrenten mit
Diagnose Sucht — nach Wohnort.
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Tab. 8: Reha-Malinahmen wegen psych. Stérungen (Stand 2015)

Anzahl Reha-MaRnahmen

je 100.000 Einwohner

TOP 6.2

Flensburg 58 67,5
Kiel 158 64,1
Lubeck 183 84,6
Neumunster 72 90,9
Dithmarschen 127 95,5
Herzogtum Lauenburg 188 97,4
Nordfriesland 95 57,9
Ostholstein 140 70,1
Pinneberg 212 68,9
Pl6n 91 70,9
Rendsburg-Eckernforde 143 52,9
Schleswig-Flensburg 107 54,4
Segeberg 188 70,3
Steinburg 123 93,6
Stormarn 183 76,4
SH gesamt 2.068 72,3

Quelle: DRV Nord Bewilligung von Reha-MaRnahmen wegen psychischer Erkrankung bei der DRV
Nord im Jahr 2015 — nach Wohnort Versicherte.

Tab. 9: Reha-Malinahmen wegen Sucht (Stand 2015)

Anzahl Reha-MaRnahmen

je 100.000 Einwohner

Flensburg 54 62,8
Kiel 166 67,4
Lubeck 139 64,3
Neumunster 55 69,4
Dithmarschen 65 48,9
Herzogtum Lauenburg 80 41,5
Nordfriesland 74 45,1
Ostholstein 87 43,6
Pinneberg 148 48,1
Plon 41 32,0
Rendsburg-Eckernforde 119 44,0
Schleswig-Flensburg 64 32,5
Segeberg 116 43,4
Steinburg 55 41,8
Stormarn 88 36,7
SH gesamt 1.351 47,3

Quelle: DRV Nord: Bewilligung von Reha-MaRnahmen wegen Sucht bei der DRV Nord im Jahr

2015 — nach Wohnort Versicherte.
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Tab. 10:  Substituierte (Stichtag 31.12.2015)

Anzahl Substituierte

je 100.000 Einwohner

TOP 6.2

Flensburg 253 2944
Kiel 1.219 494,9
Lubeck 300 138,7
Neumunster 92 116,2
Dithmarschen 18 13,5
Herzogtum Lauenburg 187 96,9
Nordfriesland 150 91,5
Ostholstein 44 22,0
Pinneberg 74 24,1
Pl6n 71 55,3
Rendsburg-Eckernforde 242 89,5
Schleswig-Flensburg 104 52,8
Segeberg 176 65,8
Steinburg 46 35,0
Stormarn 121 50,5
SH gesamt 3.097 108,3

Quelle: Kassenarztliche Vereinigung Schleswig-Holstein, Abt. Qualitatssicherung, Substitutions-
Statistik Schleswig-Holstein nach Praxisort.
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Tab. 11: Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Treffs (Stand 2015)

Anzahl Nutzer*innen

auf 1.000 Einwohner
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Flensburg 79 91,9
Kiel 1.007 408,8
Libeck 549 253,9
Neuminster 164 207,1
Dithmarschen 69 51,9
Herzogtum Lauenburg 17 8,8
Nordfriesland 71 43,3
Ostholstein 110 55,1
Pinneberg 416 135,3
Plon 83 64,7
Rendsburg-Eckernforde 63 23,3
Schleswig-Flensburg 83 42,2
Segeberg 226 84,5
Steinburg 27 20,5
Stormarn 200 83,5
SH gesamt 3.164 110,7

Quelle: Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes
Schleswig-Holstein nach Angaben der Kommunen.
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Tab. 12: Nutzer*innen amb. Sucht- und Drogenberatung (Durchschnitt der Jahre 2014, 2015

und 2016)
Anzahl Nutzer*innen je 100.000 Einwohner
Flensburg 610 709,8
Kiel 3.689 1.497,7
Lubeck 1.212 560,5
Neuminster 677 854,8
Dithmarschen 360 270,8
Herzogtum Lauenburg 567 293,8
Nordfriesland 914 557,5
Ostholstein 882 441,9
Pinneberg 2.252 732,4
Plon 427 332,8
Rendsburg-Eckernforde 698 258,2
Schleswig-Flensburg 669 339,9
Segeberg 2.053 767,5
Steinburg 185 140,7
Stormarn 1.084 452,4
SH gesamt 16.279 569,5

Quelle: Institut fir interdisziplindre Sucht- und Drogenforschung (ISD)
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5.2 Ubersichten fiir die einzelnen Kommunen

Tab. 13: Stadt Flensburg (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 85.942 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 1.524 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB Il 10.800 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 2.865 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

6 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 45 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 58 2068
Storungen
RehabilitationsmafRnahmen wegen Sucht 54 1.351
Substituierte 253 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 610 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 79 3.164

* Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 114.621,00 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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TOP 6.2

Tab. 14:  Stadt Kiel (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

| Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 246.306 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 2.080 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 33.684 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 6.653 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

26 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 153 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 158 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 166 1.351
Substituierte 1.219 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogenbera-
tung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 3.689 16.279
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 1.007 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 455.356,94 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe
und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018 33



TOP 6.2

Tab. 15:  Stadt Libeck (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 216.253 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 1.010 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 27.886 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 6.795 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

8 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 151 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 183 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 139 1.351
Substituierte 300 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen-
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 1.212 16.279
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 549 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 249.303,22 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe
und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018 34



Tab. 16:  Stadt Neumdinster (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 79.197 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 1.106 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 10.486 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 2.624 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

6 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 57 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 72 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 55 1.351
Substituierte 92 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 677 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 164 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 85.812,92 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018

35



Tab. 17: Landkreis Dithmarschen (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 132.917 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 93 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 11.727 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 1.959 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

7 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 48 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 127 2068
Storungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 65 1.351
Substituierte 18 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogenbera- 360 16.279
tung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 '
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 69 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 76.049,60 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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TOP 6.2

Tab. 18: Landkreis Herzogtum Lauenburg (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)
Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein
Bereich 1
Einwohnerzahl 192.999 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 153 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 13.011 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 2.860 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-
9 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 91 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 188 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 80 1.351
Substituierte 187 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 567 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 17 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 105.075,74 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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Tab. 19: Landkreis Nordfriesland (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 163.960 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 79 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 9.686 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 2.188 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

7 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 32 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 95 2068
Storungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 74 1.351
Substituierte 150 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 914 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 71 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 88.599,95 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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Tab. 20: Landkreis Ostholstein (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 199.574 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 143 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 12.496 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 3.174 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

10 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 78 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 140 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 87 1.351
Substituierte 44 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 882 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 110 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 107.521,35 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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Tab. 21: Landkreis Pinneberg (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 307.471 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 463 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 19.688 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 4.652 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

23 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 113 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 212 2068
Storungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 148 1.351
Substituierte 74 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen-
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 2252 16.279
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 416 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 196.362,09 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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TOP 6.2

Tab. 22: Landkreis PIon (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 128.304 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 118 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 6.957 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 1.922 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

9 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 46 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 91 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 41 1.351
Substituierte 71 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 427 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 83 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 52.533,38 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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TOP 6.2

Tab. 23: Landkreis Rendsburg-Eckernférde (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)
Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 270.378 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 124 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB I 14.813 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 4.161 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

13 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 92 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 143 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 119 1.351
Substituierte 242 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 698 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 63 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 138.464,80 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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TOP 6.2

Tab. 24: Landkreis Schleswig-Flensburg (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)
Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 196.839 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 95 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 13.686 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 2.826 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

10 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 64 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 107 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 64 1.351
Substituierte 104 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 669 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 83 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 107.626,70 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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Tab. 25: Landkreis Segeberg (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 267.503 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 199 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 14.413 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 3.907 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

7 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 128 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 188 2068
Storungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 116 1.351
Substituierte 176 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen-
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 2.053 16.279
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 226 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 166.773,18 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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Tab. 26: Landkreis Steinburg (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 131.457 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 124 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 9.393 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 2.025 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

4 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 42 1236
rente (psych.)
Rehablllt.gtlonsmaﬁnahmen wg. wegen psychi- 123 2068
scher Stérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 55 1.351
Substituierte 46 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen- 185 16.279
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 )
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 27 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 57.779,22 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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Tab. 27: Landkreis Stormarn (Bezugsjahr 2015 bzw. Stichtag 31.12.2015)

TOP 6.2

Anzahl Gesamt Schleswig-
Holstein

Bereich 1
Einwohnerzahl 239.614 2.858.714
Bevdlkerungsdichte 313 508*
Bereich 2
Leistungsempfanger*innen SGB |l 9.914 218.640
Leistungsempfanger*innen SGB XlI (Kap. 3,4,6,8) 3.030 51.641
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs-

7 152
rente (Sucht)
Leistungsempfanger*innen Erwerbsminderungs- 9% 1236
rente (psych.)
Rghabllltatlonsmaﬁnahmen wegen psychischer 183 2068
Stoérungen
RehabilitationsmalRnahmen wegen Sucht 88 1.351
Substituierte 121 3.097
Bereich 3
Nutzer*innen ambulante Sucht- und Drogen-
beratung Durchschnitt der Jahre 2014/2015/2016 1.084 16.279
Nutzer*innen offene sozialpsychiatrische Hilfen 200 3.164

*  Bevolkerungsdichte = Mittelwert der Bevolkerungsdichten aller 15 Kommunen im Land.

Zuweisung 2018 (100 % nach dem neuen Indikatorenmodell): 105.602,31 €

Abschlussbericht ,Evaluation der Neuausrichtung der Landesmittel ambulante Suchthilfe

und offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich“ und Neuberechnung 2018
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SHLKT - IV

Neuverteilung der Landesmittel fiir ambulante Suchtkrankenhilfe und offene Hilfen im sozialpsychatrischen Bereich
Umsetzung des neuen Indikatorenmodells nach der Evaluation des Verteilungsschlissels durch FOGS

2012 2013 / 2014 2015 - 2017 Ab 2018 Verdnderung Ab 2018 Verdnderung
100% bish. Mittelvert., 50% bish. Mittelvert., 25% bish. Mittelvert., [100% Neues Indikatoren-| 2018 ./. 2017 |100% Neues Indikatoren-| 2018 ./. 2017
0% Indikatorenmod. 50% Indikatorenmod. 75% Indikatorenmod. modell (Sp.7./. Sp.5) modell zzgl. 0,5 Mio. € | (Sp.10./. Sp.5)
Betrag € Anteil Betrag € Anteil Betrag € Anteil Betrag € Anteil Betrag € Betrag € Anteil Betrag €
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

Flensburg 139.864,95 6,6% 125.242,01 5,9% 117.930,53 5,6% 114.621,00 5,4% -3.309,53 141.814,83 5,4% +23.884,30
Kiel 550.144,39 26,1% 515.247,02 24,4% 497.798,32 | 23,6% 455.356,94 21,6% -42.441,38 563.390,33 21,6% +65.592,01
Lubeck 191.119,19 9,1% 219.056,86 10,4% 233.025,69 11,1% 249.303,22 11,8% +16.277,53 308.450,37 11,8% +75.424,68
Neumlinster 60.754,77 2,9% 67.903,55 3,2% 71.477,93 3,4% 85.812,92 4,1% +14.334,99 106.172,05 4,1% +34.694,12
kreisfr. Stadte 941.883,30 44,7% 927.449,44 44,0% 920.232,47 | 43,7% 905.094,08 42,9% -15.138,39 | 1.119.827,58 42,9% | +199.595,11
Dithmarschen 95.574,87 4,5% 72.620,51 3,4% 61.143,32 2,9% 76.049,60 3,6% +14.906,28 94.092,36 3,6% +32.949,04
Hzgt. Lauenburg 90.512,17 4,3% 84.097,41 4,0% 80.890,02 3,8% 105.075,74 5,0% +24.185,72 130.004,93 5,0% +49.114,91
Nordfriesland 156.910,03 7,4% 119.871,28 5,7% 101.351,89 4,8% 88.599,95 4,2% -12.751,94 109.620,30 4,2% +8.268,41
Ostholstein 62.430,88 3,0% 88.380,79 4,2% 101.355,74 4,8% 107.521,35 5,1% +6.165,61 133.030,77 51% +31.675,03
Pinneberg 147.411,46 7,0% 186.381,94 8,8% 205.867,18 9,8% 196.362,09 9,3% -9.505,09 242.948,97 9,3% +37.081,79
Plon 59.561,37 2,8% 46.567,54 2,2% 40.070,62 1,9% 52.533,38 2,5% +12.462,76 64.996,91 2,5% +24.926,29
Rd-Eckernfd. 178.898,73 85% 177.514,43 8,4% 176.822,27 8,4% 138.464,80 6,6% -38.357,47 171.315,54 6,6% -5.506,73
Schl.-Flensbg. 96.457,33 4,6% 107.471,37 51% 112.978,38 5,4% 107.626,70 5,1% -5.351,68 133.161,10 5,1% +20.182,72
Segeberg 122.789,52 5,8% 147.134,49 7,0% 159.306,98 7,6% 166.773,18 7,9% +7.466,20 206.340,11 7,9% +47.033,13
Steinburg 52.061,18 2,5% 47.865,91 2,3% 45.768,27 2,2% 57.779,22 2,7% +12.010,95 71.487,33 2,7% +25.719,06
Stormarn 102.865,92 4,9% 102.064,56 4,8% 101.663,88 4,8% 105.602,31 5,0% +3.938,43 130.656,44 5,0% +28.992,56
Kreise 1.165.473,46 55,3% | 1.179.970,23 56,0% | 1.187.218,55| 56,3% | 1.202.388,32 57,1% +15.169,77 | 1.487.654,76 57,1% | +300.436,21
Gesamt 2.107.356,76 | 100,0% | 2.107.419,67 | 100,0% | 2.107.451,02 | 100,0% | 2.107.482,40 | 100,0% +31,38 | 2.607.482,34 | 100,0% | +500.031,32




TOP 6.2

VIl 44 Kiel, den 06.09.2017
Frau Bahre - 5462

Rahmenstrukturvertrag soziale Hilfen in Schleswig-Holstein;

Protokoll zur Informationsveranstaltung der Vertragspartner tiber den Ab-
schlussbericht Evaluation und der Neuausrichtung der Verteilung der Landesmit-
tel

Am 04.09.2017 wurden die Vertragspartner des Rahmenstrukturvertrags soziale Hilfen
Schleswig-Holstein, die kommunalen Landesverbande (KLV) und die schleswig-
holsteinischen Kreise und kreisfreien Stadte, und als Vertretung der Leistungserbringer
die Landesstelle fir Suchtfragen SH (LSSH) zur o.a. Informationsveranstaltung im
MSGJFS begrufit. Im Laufe der VA wurde bereits eine deutliche Erhéhung des Landes-
budgets zum 01.01.2018 mit einer 5 jahrigen Vertragsbindung in Aussicht gestellt. Nach
der beabsichtigten Information des Sozialausschusses am 14.09.17 wurde die Be-
kanntgabe weiterer Details angekindigt.

Frau Martina Schu, Gesellschaft fiir Forschung und Beratung im Gesundheits- und So-
zialbereich mbH (FOGS), erlauterte die durchgefiihrte Evaluierung des Indikatorenmo-
dells (IM) und deren Ergebnisse und Umsetzung, sowie die neue Berechnung der fi-
nanziellen Mittel fir die Kreise und kreisfreien Stadte. Betont wurde, dass mdgliche
Kirzungen bei der Férderung in einzelnen Kommunen nicht zu verhindern waren.

Im Anschluss nutzten die Anwesenden die Moglichkeiten, konkrete Nachfragen zum
Berechnungsmodell zu stellen. AuRerdem machten sie deutlich, dass das IM — wie die
Evaluierung auch gezeigt hat — grundséatzlich erfolgreich sei, die verédnderte Gewichtung
bei einigen Kommunen jedoch aufgrund der finanziellen Einbul3en kritisch gesehen
wird.

Inhalte des Gespréachs:

Der Indikator der Bevoélkerungsdichte ermdglicht (trotz Beachtung der héchsten und
niedrigsten Dichte) nur eine begrenzte Aussage Uber die Versorgungsstruktur einer
Kommune, wie z. B., dass Angebote bisher nicht am Wohnort selbst, sondern in Bal-
lungszentren wahrgenommen werden und dass es nicht ersichtlich ist, auf welcher
Grundlage die Gewichtung der Indikatoren erfolgte. Vernachlassigt in der Berechnung
sind zudem Standorte von Kliniken und Gefangnissen. (Obwohl alle Werte der Rechen-
grundlage dem Abschlussbericht zu entnehmen sind, erklart sich FOGS bereit, zeitnah
den einzelnen Kommunen die Berechnung der Mittel durch die Erstellung einer Tabelle
mit den Standardpunkten zuzuleiten, damit diese die Berechnung nachvollziehen kdn-
nen.)

Der unterschiedliche Umgang der Leistungserbringer mit der Eingabe der Daten in die
Datenbank (SGB II, SGB XIll, Sucht und Psych) wurde beméangelt. In diesem Zusam-
menhang wurde seitens der LSSH und des MSGJFS wiederholt auf die Wichtigkeit ei-
ner umfassenden Dokumentation in den Einrichtungen hingewiesen und die Kommunen
aufgefordert, sich gerne intensiver als bisher in der AG Dokumentation einzubringen.
Abschliel3end wurde verabredet, die KLV sowie die Kreise und kreisfreien Stadte tber
die vom Land jahrlich ausgeschriebenen spezifisch befristeten Projektmittel an Leis-
tungserbringer zu informieren und ihnen die Ausschreibungen bekannt zu gegeben.
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Im Rahmen der Veranstaltung ist es FOGS und dem MSGJFS gelungen, aus fachlicher
Sicht alle Anmerkungen hinsichtlich des IM zu erklaren. Die kritische Betrachtung tber
Geldeinbul3en blieb bei den betroffenen Kommunen (Stadt Kiel und Kreis Rendsburg-
Eckernférde) bestehen.

Aktuelle Problematik: Die Haushaltsplanungen der Kommunen sind fast vollstandig ab-
geschlossen oder stehen kurz davor und nach bisherigem Kenntnisstand missen in
Kommunen mit Kiirzungen durch das Land ggf. Stellen abgebaut werden.

Daher bitten die KLV und die kommunalen Vertreter, moglichst ziigig die neue Hohe der
Finanzmittel zu verdffentlichen und den Vertragspartnern einen beabsichtigten Zeitplan
fur die angedachten vertraglichen Vereinbarungen zur Verfiigung zu stellen.

(Hinweis: Die Vertragsentwtrfe des Rahmenvertrages und der Einzelvertrage sollen bis
Ende September 2017 an die KLV versandt werden und die Aufnahme der Vertragsge-
sprache mit den KLV ist fliir Ende Oktober (nach den Herbstferien)/ Anfang November
2017 geplant.)

Zur Umsetzung des vielfachen Wunsches der Kommunen und der geférderten Einrich-
tungen ist angedacht, einen jahrlich stattfindenden Fachtag zum Thema soziale Hilfen
von Seiten des MSGJFS auszurichten und zu moderieren. Hier soll es insbesondere zu
einem regelmaligen und landesweiten fachlichen Austausch zwischen Tragern, Kom-
munen und MSGJFS kommen, welcher die Grundlage fir die Fortentwicklung sozialer
Hilfen darstellen kann.

Angelika Bahre
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Rahmenvertrag
uber die
Grundsitze der Neustrukturierung-Strukturierung und-Kommunalisie-

rung
der Forderung sozialer Hilfen in Schleswig-Holstein
(Rahmenstrukturvertrag soziale Hilfen)

zwischen

und Senioren des Landes Schleswig-Holstein, vertreten durch Frau-H

dem Ministerium flr Soziales, Gesundheit, Wi j end, Familie
AlheitDr. Heiner Garg,

| -im Folgenden: MSGWG-MSGJFS -

und

dem Stadtetag Schleswig-Holstein,
vertreten durch Herrn Jochen von Allwérden, Geschaftsflihre orstandsmitglied

dem Schleswig-Holsteinischen Landkreist
| vertreten durch Herrn Dr. Sénke E. Sch
standsmitglied

, Geschéftsflihrendes Vor-

- im Folgenden: KLV -

Praambel

y N
Aufbauend auf dem vorangehenden Rahmenvertrag sowie den friiheren kommunalisierten
Sozialvertrdgen, beabsichtigen die Vertragspartner, die Struktur zur Férderung sozialer Hil-
fen in Schleswig-Holstein in der in den letzten Jahren bewéahrten Form fortzusetzen und

weiterzuentwickeln. Daher kommen sie wie folgt tiberein. _ - | Kommentar [KT(1]: Die Priambel soll
777777777777777777777777777 der Tatsache Rechnung tragen, dass es sich
nicht um eine ,,Neu*-strukturierung handelt
sowie Kommunalisierung bereits abge-
§ 1 schlossen ist und der Vertrag an die vorher-
gehenden Vertrige ankniipft.

Grundsatz

‘ und kreisfreien Stadte fist es, die Lebensqualitat der Birgerinnen und Blrger zu sichern. - - Kommentar [KT(2]: Zur Klarstellung
777777777777777777777777777777777777 soll statt ,, Kommunen* die Bezeichnung
.Kreise und kreisfreie Stidte* erfolgen.

Birgernahe, niedrigschwellige und kompetente Hilfe in sozialen Problemlagen und Konflikt-

1
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situationen sowie Pravention sind grundlegende Beitrdge zum Erhalt einer sozialen Infra-
struktur in Schleswig-Holstein.

W|rksame an den BedUrfnissen der Menschen ausgerichtete Angebotsstruktur erhalten und
nach Mdoglichkeit weiter entwickelt werden. Zudem sollen die sozialen Hilfen vor Ort noch
besser orientiert an den jeweiligen Lebenslagen der Menschen gestaltet werden. Gleichzei-
tig wird-einesoll die effiziente Steuerung des Einsatzes der vorhandenen Mittel anges%rebt—
fortgesetzt werden. Bie-kemmunale-Plarungs—und-Handlurgstahigkel

zukunitssielwmdﬂ##astm%*—gesehaﬁen—we#dem

(3) Die bedarfsgerechte Planung und Sicherstellung der értlichen sozialer
liegt in erster Linie den KemmunenKreisen und kreisfreien Stadten. Unabha
die Sicherung der bedarfsgerechten und fachlichen Weiterentwicklu ie Ge
landesweit vergleichbarer Versorgungs- und Lebenssituationen sowie die Organ
Aufgaben und Angebote, die lberregional effektiver realisiert we Gnnen, na
Aufgaben des Landes.

rastruktur ob-
davon sind

hrleistung
on der
wie vor

(4) Die kontinuierliche, fachliche und partnerschaftliche Zusa t zwischen dem
MSGWG-MSGJFS und den Vertretern der ¥ 4 i reisfreien Stadte ist
tragendes Element der-Ne Kom sierng-des Forderwesens.

(1) Die Regelungen dieses Ve
Vertragsparteien.:

achfolgenden gemeinsamen Zielen der

(24) Drogenpolitik wird al
legalen Drogen sowie ni

aftliche Aufgabe verstanden und illegalen wie
en slchtigen Verhaltensweisen gleichermaBen
ebracht. Vorrangige Ziele des Suchthilfesystems
etroffenen flir Schadensminimierung, Heilung und
aventionsarbeit einen besonders wichtigen Schwerpunkt.
Arbeit im Suchthilfesystems gehdéren der Erhalt und die
fsgerechten, wirtschaftlichen und fachlichen Standards ge-
igen suchtbezogenen Grundversorgung aller Suchtgefahrdeten,
Angehérigen, unabhangig von Alter, Suchtmittel, Konsumstatus
und ggf. vor weiteren Problemen und Erkrankungen in ihrem Versorgungsgebiet.
Eine alters- un ruppenspezifische Ansprache unter Berlcksichtigung des Prinzips des

mit Migrationshintergrund muss dabei gewahrleistet sein. Eine Vernetzung, insbesondere
mit ehrenamtlichen Strukturen, sowie sozialraumorientierte Arbeit ist zentraler Bestandteil
der ambulanten Suchtkrankenhilfe.

(82) Psychisch kranken und behinderten Menschen soll ein niedrigschwelliger und genera-
tionslbergreifender Zugang zum Hilfesystem ermdéglicht werden. Hier sind insbesondere
Einrichtungen mit Kontaktstellenfunktion in Form von Begegnungsstatten, Teestuben,
Clubs und Treffpunkten geeignet. Deren Leistungen sollen von Angeboten zur Tagesstruk-

2
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- { Kommentar [KT(3]: Siche Praambel ]
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turierung Uber Hilfen zur Kontaktgestaltung bis hin zu Angeboten zur Teilnahme am 6ffent-
lichen Leben reichen. Ferner sollen die betroffenen psychisch kranken Menschen Beratung
und Begleitung von einer Betreuungsform in eine andere erhalten. Eine alters- und ziel-
gruppenspezifische Ansprache unter Beriicksichtigung des Prinzips des Gender
Mainstreaming und die Berlicksichtigung kultureller Besonderheiten von Menschen mit Mig-
rationshintergrund muss dabei gewahrleistet sein. Eine Vernetzung, insbesondere mit eh-
renamtlichen Strukturen, sowie sozialraumorientierte Arbeit ist zentraler Bestandteil der
Offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich.

§3
Geforderte MaBnahmen

Der Vertrag umfasst folgende MaBnahmen:

1. Fdérderung der regionalen ambulanten Suchtkranken

2. Foérderung von Projekten der Offenen Hilfen im iatrischen Bereich.

nen-Kreisen und kreisfreien Stadten ei
lungen geman den VV-K zu § 44 L
Zuwendungen
Einrichtungen der Suchtkranke
weiligen Zuwendungsvertrage.
dungsvertragen betragt hd
dertV|erundS|eb2|gtausen

dung ur Verfligung. Diese erhalten die
zur Weiterleitung an ambulante
und der dezentralen Psychiatrie entsprechend der je-
samtsumme aller Zuwendungen nach den Zuwen-
74.968,65 Euro (i. W. zwei Millionen dreihun-
ndsechzig 65/100 Euro) pro Jahr fir die Jahre
dem 01.01.20452018. Diese Summe ist bestimmt

it anderen Angeboten, die z. B. durch die Rentenversicherung oder ,
inanziert werden, ist auszuschlleBen Die Mlttelvertellung fur die Jahre
022 erg|bt sich aus der Anlage 1.

2) Diel Gesamtsumme aller Zuwendungen aus Abs. 1 erhdht sich ab dem 01.04.2018 fiir K

die restliche Vertragslaufzeit um 500.000,00 Euro (i. W. flinfhunderttausend Euro) pro Jahr.
Diese Erhéhung steht unter dem haushaltsrechtilichen Vorbehalt der Zustimmung des /
Schleswig-Holsteinischen Landtags. A
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Kommentar [KT(4]: Da eine neue
Anlage 1b fiir das Indikatorenmodell einge-
fiihrt werden soll (s. Abs. 3) wird die Anla-
ge 1 zu Anlage la.

Kommentar [KT(5]: Die Mittelvergabe
soll iiber die gesamte Vertragslaufzeit
hinweg konstant bleiben. Eine klassische
Evaluation findet nicht statt.

Kommentar [KT(6]: Die Summe der

/| geplanten Mittelerhbhung sollte genannt

werden um eine effiziente Verhandlung
auch mit den einzelnen Kommunen iiber-
haupt zu ermoglichen. Die Erh6hung muss
unter Zustimmungsvorbehalt des LT erfol-
gen, da im aktuellen Haushalt keine VE
iiber die Summe bestehen.
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I8) Die Verteilung der Zuwendungen an die Kreise und kreisfreien Stadte erfolgt anhand
eines Indikatorenmodells im Rahmen eines Standardpunktverfahrens. Die einzelnen Indika-
toren und deren Gewichtung sowie die Berechnungsmethode des Standardpunktverfahrens

TOP 6.2

ergeben sich aus Anlage 1 b.

(42) Die Kemmunen-Kreise und kreisfreien Stadte geben die Landesmittel geman Nr. 12 ff.
der VV zu § 44 LHO an die ambulanten Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe und der de-
zentralen Psychiatrie weiter, die als rechtsfahige Trager die in § 3 beschriebenen MaBnah-
men wahrnehmen. Die-KommunenSie leiten die Mittel an die Einric n erst weiter,
wenn nachgewiesen ist, dass die Gesamtfinanzierung und damit die Arbeitsfahigkeit der
Projekte sichergestellt istsind. Zu den haushaltsrechtlichen Anforderun insBezug auf die
Weiterleitung der Mittel siehe § 7a.

(58) Es wird davon ausgegangen, dass die Kemmunen-Kreise und i adte Ein-
richtungen, die Aufgaben nach § 3 Nr. 1 und 2 wahrnehmen, in v
den Jahren zuvor férdern.

(64) Die Forderbetrage nach § 4 der Zuwendungsvertrégm v eichen Teilbe-
tréagen, jeweils zum 15. Januar, 15. April, 15. Juli und 45. Okt i jeden Jahres an
die Kemmunen-Kreise und kreisfreien Stédte ausge Davon abweichend werden die
Forderbetrdge im Jahr 2018 in einem Teilbetrag zum 15. Januar, einem Teilbeitrag zum 15.
April (unter Bericksichtigung von 50% der Mittelerhdhung aus Abs. 2) und zwei gleichen

Teilbetrégen, zum 15. Juli und 15. Oktober (jeweils unter Beriicksichtigung von 25% der

_ - | Kommentar [KT(7]: Das Indikatoren-
modell und das Standardpunktverfahren
sollte vertraglich festgeschrieben und in
einer neuen Anlage 1b erldutert werden

Mittelerhohung aus Abs. 2) ausgezahlt,

ittelverwe ng

(1) Die Mittel nach diese
beigefligten Anlagen 2 a

aBnahmen entsprechend der diesem Vertrag
den. Da es sich in der Regel um die Finanzie-
Ur die in Satz 1 genannten MaBnahmen einem vor-

nd kreisfreien Stadte verpflichten die Einrichtungen, die zweck-
ng der Mittel gem&B den Vorgaben des Landeszuwendungs-

ANBest-P; im nden: Vorgaben des Landeszuwendungsrechts) in geeigneter Weise
nachzuweisen. Die Verwendungsnachweisprifung und die Geltendmachung eventueller
Erstattungsanspriiche wird unter Anwendung der Vorgaben des Landeszuwendungsrechts
(VV zu § 44 LHO, ANBest-P) von den Kemmunen-Kreisen und kreisfreien Stadten durchge-
flhrt.

(3) Die Kemmunen-Kreise und kreisfreien Stadte tragen gegeniiber dem Land die Verant-
wortung fUr die zweckentsprechende Verwendung der Mittel flr ihren Bereich. Liegt eine
zweckwidrige Verwendung der Mittel vor, zeigen sie dies dem MSGWG-MSGJFES unver-
zlglich an.

_ -~ -| Kommentar [KT(8]: Da die Gesamt-
fordersumme fiir 2018 bereits die geplante
Mittelerh6hung vollumfinglich enthalten
soll, wird empfohlen, die fehlende Auszah-
lung der Mittelerhohung aus Q1 2018
schnellstméglich, also im Q2 2018, auszu-
gleichen.
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§6

Berichtswesen

(1) Die Kemmunen-Kreise und kreisfreien Stadte verpflichten die Einrichtungen, die zweck-
entsprechende Verwendung der erhaltenen Mittel durch einen Verwendungsnachweis ge-
maB ANBest-P bis zum 30. Juni des Folgejahres nachzuweisen (siehe Anlage 3 a).

an die Einrichtungen besteht, durch einen Verwendungsnachweis ¢
zum 31. Dezember des Folgejahres nach (siehe Anlage 3 b).

(3) Die Kemmunen-Kreise und kreisfreien Stadte belegen dem
Gesamtibersicht die zweckentsprechende Verwendung der in §
lage 3 c). Als Nachweis werden die Priifvermerke der Einzelv
sprechend der Anlage 3 d an das MSGWG-MSGJFS geg

sich jeweils auf die im vorangegangenen Kalenderjahr abg
laufenden MaBnahmen.

nd kreisfreien Stadte
aggregierten Daten der Einrichtungen der ambulan nhilfe nach dem Daten-
satz Schleswig-Holstein in der jeweils gultige (siehe Anlage 4 a). Die Daten kén-
nen bei der vom MSGWG-MSGJFS mit d g der landesweiten Dokumentation
beauftragten Stelle abgerufen werden. Dokumentationssystem muss von
der vom MSGWG-MSGJFS b auftr freigegeben worden sein. Fir die Doku-
mentation der ambulanten Suc i soll. mit dot.sys zu-dokumentiert werden. Die

Einrichtungen sind zur entsprec ion zu verpflichten.
Far die offenen Hilfen im en Bereich sind die fir die Kreise und kreis-
freien Stadte aggregier férderten Einrichtungen gemaB ,PsySoz-SH*

(Ubersicht: siehe Anl endungsnachweis beizufigen. Die Einrichtungen
i n zu verpflichten.

s zum Ende des Folgejahres vorzulegen. Sollte diese Frist
ehalt sich das MSGWG-MSGJFS vor, die Auszahlung weiterer
Raten aus an die Vorlage der geforderten Unterlagen zu binden.

§7
Haushaltsrechtliche Anforderungen (zwischen dem MSGWG-MSGJFS und Kemmu-
neden Kreisen und kreisfreien Stadten)

(1) Hinsichtlich des Zuwendungsverhalinisses zwischen dem Land und Kemmune—den
Kreisen und kreisfreien Stadten sind die Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendun-

5
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Kommentar [KT(9]: .,Soll“ Entschei-
dung, um einer moglichen Nichtverfiigbar-
keit von dot.sys durch die BZgA vorzubeu-
gen.
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gen zur Projektférderung an Kommunale Kérperschaften (ANBest-K) in der jeweils gelten-
den Fassung Bestandteil dieses Vertrages, soweit nicht ausdriicklich etwas anderes ver-
einbart ist.

(2) Die aufgrund dieses Vertrages geleisteten Zuwendungen an die Kemmune-Kreise und
kreisfreien Stadte (nicht riickzahlbarer Zuschuss) sind Projektférderungen zur Finanzierung
von MaBnahmen als Festbetragsfinanzierung, die zur Erflllung der vereinbarten Ziele
durchgefiihrt werden.

(3) Nicht verbrauchte Zuwendungen (insbesondere aus Rickflissen en Einrichtun-
gen) kénnen im Rahmen der vereinbarten Ziele fir andere MaBnah
setzt werden. Dies gilt auch Uber das Haushaltsjahr hinaus, langsten
Vertragslaufzeit.

(4) Ergénzend zu Nr. 2 der ANBest-K zu § 44 LHO wird vertraglic
wendungen, die nicht zweckentsprechend oder nicht bis zum
verbraucht wurden, unverzlglich an das Land zurlickzuzahlen
von nicht verbrauchten Mitteln wird von dieser Regelung nic

nt die Kemmune-Kreise und kreisfreien Stadte die
chis (VV zu § 44 LHO, ANBest-P) an. Sie trifft-treffen

4 LHO genannten Aspekten), soweit in diesem Vertrag
vereinbart ist. Die Weiterleitung der Mittel kann in &ffent-
inen Zuwendungsbescheid oder in privatrechtlicher Form
n. Abweichend zur VV zu § 44 LHO ist die Weiterleitung auch
durch eine i tlichen Vertrag moglich. Dabei sind die Bestimmungen der VV zu

Ausgaben die unmittelbar mit der Durchfihrung der MaBnahmen entstehenden Ausgaben
sind. Es ist vorzusehen, dass Abschreibungen und andere kalkulatorische Kosten nicht fér-
derungsféhig sind und dass die Zuwendung nicht fir den Erwerb von Grundstiicken oder
Immobilien verwendet werden darf. Die Finanzierungsart ist nach den Vorgaben des Lan-
deszuwendungsrechts so auszuwé&hlen, dass dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit in der Projektdurchfihrung Rechnung getragen wird.

TOP 6.2
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(3) Im Verhéaltnis zu den Letztempféngern ist verbindlich zu regeln, dass das MSGWG
MSGJFS und der Landesrechnungshof berechtigt sind, bei den Letztempfangern die
zweckentsprechende Verwendung der Mittel und die Einhaltung der Vorgaben des Landes-
zuwendungsrechts bei der Weiterleitung der Mittel zu Gberpriifen. Auf Verlangen sind die
erforderlichen Unterlagen zur Verfligung zu stellen und die erforderlichen Auskiinfte zu er-
teilen.

(4) Das Landesmindestlohngesetz gilt fir alle Zuwendungen gemaB §§ 23 und 44 Landes-
haushaltsordnung (LHO), unabhangig von der jeweiligen Hohe der Zuwen . Es ist da-

mit gleichermaBen bei der Projektférderung wie auch bei der institutione
zuwenden.

§8
Weiterentwicklung, Evaluation

(1) Zur Weiterentwicklung der Grundsatze der Neustrukiurierung-Strukturierung vrd-Kem-
munalisierung-der Férderung sozialer Hilfen in Schleswig-Holstein gehort die Evaluation
des-Indikaterenmodellswissenschaftliche Analyse der in Anlage 1 b genannten Indikatoren
und deren Gewichtung. Diese ist im Jahr 202016 vorgesehen. Den Kreisen und kreisfreien

TOP 6.2

Stadten werden spatestens bis zum 31.12.2021 die Ergebnisse der Analyse mitgeteilt.
A

der Praxis zu begleiten und ggf. Verfahrens-
MSGJFS und die KLVer mindestens
en dabei insbesondere die folgenden Punkte

(23) Um die Umsetzung diese
wege weiter zu verbesse

n erarbeiten fachliche Empfehlungen, verbindliche Beschlisse werden

zwischen den Vertragspartnern getroffen.

§9

Laufzeit des Vertrages, Wirksamwerden, Schlussbestimmungen

Kommentar [KT(10]: Der genaue
Zeitpunkt der Analyse und die folgende
Bekanntgabe der Ergebnisse bediirfen noch
weiterer Abklirung. Die Bekanntgabe sollte
jedoch bis spitestens 31.12.2021 erfolgen,
damit das Jahr 2022 ggf. vollstindig fiir
Verhandlungen eines neuen Vertrages zur
Verfiigung steht.

Kommentar [KT(11]: Eine klassische
Evaluation sollte nicht mehr stattfinden, da
hierdurch keine neuen wegweisenden
Erkenntnisse zu erwarten wiren. Stattdes-
sen sollte lediglich eine weniger aufwendi-
ge wissenschaftliche Analyse der Indikato-
ren vorgenommen werden.

1

Kommentar [KT(12]: s. o.; Anlage 5
sollte ersatzlos entfallen.
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(1) Der Vertrag hat eine Laufzeit vom 01.01.20185 bis zum 31.12.26482022. Die Parteien
sind sich darlber einig, dass sie spatestens bis zum 30.04.2048-2022 die Verhandlung
Uber die Fortsetzung des Vertragsverhaltnisses aufnehmen wollen.

(2) Dieser Vertrag ersetzt den ,Rahmenvertrag iiber die Grundsatze der Neustrukturierung
und Kommunalisierung der Férderung sozialer Hilfen in Schleswig-Holstein“, unterzeichnet
am 28.11.2014, welcher damit mit Ablauf des 31.12.2017 endet. Nicht verbrauchte Zuwen-
dungen (insbesondere aus Rickflissen von den Einrichtungen) kénnen bis zum
31.12.2018 im Rahmen der vereinbarten Ziele fiir andere MaBnahmen nach § 3 eingesetzt
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werden.

(3) Die Vertragspartner haben das Recht der ordentlichen Kiindigung des Rahmenvertra-
ges zum Ablauf des 31.12.2018, falls die Mittelerhéhung nach § 4 Abs. 2 nicht erfolgt. Die
Kindigung bedarf der Schriftform und muss spatestens bis zum 30.06.2018 erklart werden.
Erfolgt die Kiindigung nur durch einen der kommunalen Landesverbande, behalten die Re-
gelungen zwischen dem MSGJFS und dem jeweils anderen kommunalen Landesverband

Kommentar [KT(13]: Ablosung des
alten Vertrages. Die dort in § 7 Abs. 3
ermoglichte Verwendung von Riickfliissen
gilt damit auch iiber die Vertragslaufzeit
hinaus bis spitestens 31.12.2018.

Kommentar [KT(14]: Da die Forder-
mittel iiber die gesamte Laufzeit konstant
bleiben, ist eine Regelung beziiglich einer
ordentlichen Kiindigungsmdglichkeit nicht
notwendig.

ren einbezogen werden, als auch die Zielsetzungen und Mittelausstattung nach § 4 erwei-
tert werden. Dieses ist ggf. durch Erganzungen zu diesem Rahmenvertrag beidseitig zu
vereinbaren.

Kommentar [KT(15]: Aufgrund des
Haushaltsvorbehaltes aus § 4 Abs. 2 Satz 2
sollte eine Kiindigungsmoglichkeit fiir den
Fall des Ausbleibens der Erthhung verein-
bart werden.

Kommentar [KT(16]: Eine ordentliche
Kiindigung sollte nicht vorgesehen sein und
die Kiindigung i. S. d. § 127 I LVWG bedarf
bereits aus § 127 Il LVwG der Schriftform.
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Kiel, den

(Kristin-AtheitDr. Heiner Garg, (Jochen von Allwérden,

Erps,
Ministerium firr Soziales, Stadtetag
Gesundheit, WissenschaftJugend Schleswig-Holstein )
und-GleichstellungFamilie und Senioren des
Landes Schleswig-Holstein )

(Dr. Sénke E. Schulzdan-Christian

Landkreistag
Schleswig-H
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Anlage 1a

TOP 6.2

Mittelverteilung fir die Jahre 2018 bis 2022 (Finanzierungsschliissel)

Kreisfreie Stadt/Kreis Landesmittel Landesmittel Landesmittel Landesmittel in 2019 —
in 2018 in 2018 in 2018 2022 (jahrlich) in Euro

(1. Quartal) in | (2. Quartal) in | (3.+4. Quartal

Euro Euro' jeweils) in

Euro'

Flensburg 28.655,25 42.252,17 35.453,71

Kiel 113.839,24 167.855,93

Lubeck 62.325,81 91.899,38 308.450,37
Neumdlinster 21.453,23 31.632,80 106.172,05
Dithmarschen 19.012,40 28.033,/8 94.092,36
Herzogtum Lauenburg 26.268,94 130.004,93
Nordfriesland 22.149,99 27.405,08 109.620,30
Ostholstein 26.880,34 33.257,69 133.030,77
Pinneberg 72.383,96 60.737,24 242.948,97
Pl6n 19.365,11 16.249,23 64.996,91
Rendsburg-Eckernford 51.041,57 42.828,89 171.315,54
26.906,68 39.673,88 33.290,28 133.161,10
41.693,30 61.476,76 51.585,03 206.340,11
14.444,81 21.298,86 17.871,83 71.487,33
Stormarn 26.400,58 38.927,64 32.664,11 130.656,44
Summe 526.870,60 776.870,57 1.303.741,18 2.607.482,34
Glicksspielfachstellen u.a. 66.879,41 66.879,41 133.758,82 267.517,63
Gesamtsumme 593.750,01 843.749,98 1.437.500,00 2.874.999,97

!: Die genannte Hohe steht unter dem haushaltsrechtlichen Vorbehalt der Zustimmung des
Schleswig-Holsteinischen Landtags.
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Anlage 1 b

Gewichtung der Indikatoren(bereiche)

Indikatoren(bereiche) Suchtbereich Psychiatrischer Bereich
Bereich I:
Einwohnerzahl 20 % 20 %
Bevdlkerungsdichte 20 % 20 %
Zwischensumme Bereich | 40 % 40 %

Bereich Il:

Anzahl
Leistungsempfanger*innen 30 %
SGB Il und SGB XII plus
Erwerbsminderungsrente
wegen Sucht

Anzahl
Leistungsempfanger*innen
SGB Il und SGB XII plus
Erwerbsminderungsrente
wegen psychischer
Erkrankung

Anzahl bewilligte
RehabillitationsmaBn
aufgrund von Sucht
Anzahl Substitui

Anzahl bewilligte
Rehabillitati aBn en
aufgrund vo isch
Erkra g

A 10 %

Zwischensumme Bereich Il 1 40 % 40 %

Anzahl Nutze
(Betroffene, Angehérige, 20 % A
Sonstige) ambulante Sucht-
und Drogenberatung

(D 2014-2016)

Anzahl Nutzer*innen
(Betroffene, Angehdrige, J. 20 %
Sonstige) in offenen Treffs
flr psychisch Kranke

Zwischensumme Bereich Il 20 % 20 %

| Gesamtsumme | 100 % 100 %

Anlage 1 b, Seite 1
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Erlduterungen:

Im Bereich | wird der Indikator ,Bevdlkerungsdichte* errechnet, indem flir jede
Kommune der jeweilige Abstand (nach oben oder unten) von der durchschnittlichen
Bevdlkerungsdichte aller 11 Kreise und 4 kreisfreien Stadte in Schleswig-Holstein
ermittelt wird. Der Anteil der Kommune an der Summe aller Abstdnde ergibt dann
den jeweiligen Férderanteil.

Die Férdersummen aus den Bereichen Il und Ill errechnen sich anhand eines
Standardpunktverfahrens. Dafiir wird zunéchst fir jeden Indikator der Wertebereich
(W = héchster Wert minus niedrigster Wert) ermittelt. Das Produkt aus reziprokem
Wertebereich und dem jeweiligen Abstand einer Kommune zum niedrigsten Wert
aller Kommunen ist der Standardpunktwert. Fir die Berech gilt die Formel:

P 100 Mi
=W (x in

S = Standardpunktwert; W = Wertebereic
Min. = niedrigster Wert Uber alle Kommu

Anlage 1 b, Seite 2
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Anlage 2 a

Zielvereinbarung lber die allgemeinen Grundsatze fiir die ambulante Sucht-
krankenhilfe

Drogenpolitik wird als gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden und illegalen wie
legalen Drogen, sowie nicht stoffgebundenen siichtigen Verhaltensweisen gleicher-
maBen Aufmerksamkeit zugewandt. Vorrangige Ziele des Suchthilfesystems sind
moglichst frhe Erreichung der Betroffenen fir Schadensminimierung, Heilung und
Rehabilitation. Dazu dienen der Aufbau und der Erhalt einer bedarfsgerechten, wirt-
schaftlichen und fachlichen Standards genlgenden und eigenstandigen suchtbezo-
genen Grundversorgung aller Suchtgeféahrdeten, Suchtkranken und deren Angehori-
gen, unabhéngig von Alter, Suchtmittel, Konsumstatus und ggf. vorhandenen weite-
ren Problemen oder Erkrankungen in ihrem Versorgungsgebiet, die sich in das Ver-
sorgungssystem in den kreisfreien Stadten und Kreisen einordnet.

Eine alters- und zielgruppenspezifische Ansprache unter Berlcksichtigung des Prin-
zips des Gender Mainstreaming und die Berlcksichtigung kultureller Besonderheiten
von Menschen mit Migrationshintergrund muss dabei gewéhrleistet sein. Eine Ver-
netzung, insbesondere mit ehrenamtlichen Strukturen, sowie sozialraumorientierte
Arbeit ist zentraler Bestandteil der ambulanten Suchtkrankenhilfe.

Die Aufgabenfelder umfassen insbesondere:

Pravention:

Ziel der Pravention ist die Konsumvermeidung, -begrenzung und —reduzierung.
Pravention soll auf Stéarkung von Eigenverantwortung, Konfliktfahigkeit sowie auf so-
ziale und Risikokompetenz zielen und die Fahigkeiten und Starken, die jeder Mensch
hat, férdern (salutogenetischer Ansatz). Sie soll des Weiteren zielgruppenbezogen
und kontinuierlich angelegt sein.

niedrigschwellige Kontaktmoglichkeit:

Arbeitsfelder sind hierbei insbesondere: Streetwork und (aktiv) aufsuchende Arbeit,
Aufenthaltsmdglichkeit mit einem Mindestangebot an Information (z.B. Suchtbera-
tung, Schuldnerberatung, Infektionsprophylaxe) und Service (z.B. Kleiderkammer,
Spritzentausch, Kondomvergabe). Wichtig ist des Weiteren ein schneller und nied-
rigschwelliger Zugang zu einer medizinischen Grundversorgung — ob direkt in einer
Suchthilfeeinrichtung oder bei einer kooperierenden Praxis/Institution.

Beratung:

Beratung ist zielgerichtet, vom zeitlichen Umfang her begrenzt und schlie3t Nachsor-
geaktivitdten mit ein, insbesondere:

. Information, Aufzeigen von Hilfen,

Krisenintervention,

Motivationsarbeit, Entwicklung von Veranderungsbereitschaft

Anamnese,

Indikationsstellung, Problemlagen und Hilfebedarf klaren, (erste) Hilfeplanung,
ErschlieBung und Vermittlung von Hilfen,

Anlage 2 a, Seite 1
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Betreuung:

Ein zentraler Schwerpunkt der Betreuung ist die psychosoziale Begleitung von Sub-
stituierten. Betreuung ist i.d.R. in besonderer Weise auf die Kontinuitat der Bezie-
hung zwischen Helferin bzw. Helfer und Klientin bzw. Klient angewiesen. Betreuung
schlieBt Nachsorgeaktivitaten mit ein.

. Zielvereinbarung mit dem Klienten / der Klientin,

. Gewahrung und ErschlieBung von weiteren (sozialen) Hilfen,

Geschlechtsspezifische Angebote:

Im Sinne des Gendermainstreamings sollen geschlechtsspezifische Angebote quali-
tatssichern- und steigernd vorgehalten werden. Dabei spielen besondere Schutzas-
pekte haufig eine zentrale Rolle. Grundsatzlich sollte die ambulante Suchtberatung
geschlechtsspezifische Aspekte in ihrer Arbeit berlicksichtigen. Soweit dies mdglich
und sinnvoll ist, sollen besondere Angebote vorgehalten werden.

Gliucksspielsuchtberatung:

Die Glucksspielsuchtberatung richtet sich an Menschen, die durch pathologisches
Glicksspiel gefahrdet oder bereits davon abhangig sind. Hierbei steht das Angebot
auch Angehdrigen zur Verfligung. Enge Kontakte mit Selbsthilfegruppen sind zu un-
terstltzen.

Anlage 2 a, Seite 2
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Anlage 2 b

Zielvereinbarung lber die allgemeinen Grundsatze fiir die Offenen Hilfen im
sozialpsychiatrischen Bereich

Die Offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich sind ein wichtiger Baustein in
der Versorgung von Burgerinnen und Blrgern mit und ohne Psychiatrieerfahrung.
Diese Aufgabe der Daseinsflirsorge wird pauschal ohne personenbezogene Leis-
tungsentgelte durch Zuwendungen der Kommunen und des Landes finanziert. Die
Einrichtungen mit Kontaktstellenfunktion und Ambulante Dienste sind Angebote, die
sich bewahrt haben und den Kern der gemeindenahen sozialpsychiatrischen Versor-
gung bilden.

Die im Wesentlichen allein auf Grundlage der Landes- und der kommunalen Férde-
rung in diesem Bereich aufgebaute und taglich geleistete Arbeit bildet einen nicht
mehr wegzudenkenden Baustein im Hilfesystem. Die Korrelation zwischen den in
diesem Bereich eingesetzten Finanzmitteln und der Wirkung der Arbeit ist in keinem
anderen Bereich so effektiv. Die Angebote der offenen Hilfen stellen die nied-
rigschwellige Anlaufstelle fir ein generationsibergreifendes Kontakt- und Beratungs-
angebot dar. Hier liegen die Schnittstellen fir den Aufbau und die Kontinuitat von
Selbsthilfestrukturen und birgerschaftlichem Engagement. Wesentliche Elemente zu
mehr Selbstbestimmung und Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, wie sie im
SGB IX gesetzlich verankert sind, finden in den Offenen Hilfen ihre stérkste Auspra-
gung. Die Entwicklung von Psychose-Seminaren und die verstarkte Einbindung in
das Gemeinwesen sind an diese Form der Hilfe gebunden. Das Angebot stabilisiert
behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen und kann wirkungsvoll der
Inanspruchnahme von Eingliederungshilfe oder SGB V finanzierten Leistungen ent-
gegenwirken. Eine alters- und zielgruppenspezifische Ansprache unter Bertcksichti-
gung des Prinzips des Gender Mainstreaming und die Berlcksichtigung kultureller
Besonderheiten von Menschen mit Migrationshintergrund muss dabei gewahrleistet
sein. Eine Vernetzung, insbesondere mit ehrenamtlichen Strukturen, sowie sozial-
raumorientierte Arbeit ist zentraler Bestandteil der offenen Hilfen im sozialpsychiatri-
schen Bereich.

Die Aufgabenfelder sind insbesondere:

Pravention:

Pravention soll auf Stéarkung von Eigenverantwortung, Konfliktfahigkeit sowie auf so-
ziale Kompetenz zielen und die Fahigkeiten und Starken, die jeder Mensch hat, for-
dern (salutogenetischer Ansatz). Sie soll des Weiteren zielgruppenbezogen und kon-
tinuierlich angelegt sein.

Beratung:

Beratung ist zielgerichtet und vom zeitlichen Umfang her begrenzt und schlieBt
Nachsorgeaktivitaten mit ein:
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Information, Aufzeigen von Hilfen,

Krisenintervention,

Motivationsarbeit, Entwicklung von Veranderungsbereitschaft
Problemlagen und Hilfebedarf klaren, (erste) Hilfeplanung,

Begleitung und Vermittlung:

Das System der Hilfen flir psychisch kranke Menschen ist sehr vielfaltig und von un-
terschiedlichen Kostentragern finanziert. Deshalb sind Begleitung und Vermittlung
wichtige unterstlitzende Bausteine, um die jeweilig angemessene Hilfeform zu finden
bzw. den Wechsel von einer in die andere zu begleiten.

Hilfen zur Kontakt- und Tagesgestaltung:

Vielen psychisch kranken Menschen fallt es schwer, ihren Alltag zu gestalten und zu
strukturieren. Alltagspraktische Kompetenzen sind gerade fir psychisch kranken
Menschen eine grundlegende Voraussetzung, um das eigene Leben mdglichst weit-
gehend selbst zu gestalten. Auch das trainieren lebenspraktischer Fahigkeiten und
die Unterstitzung beim Aufbau und Erhalt sozialer Kontakte spielen eine wichtige
Rolle.
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TOP 6.2

Stand: 18.09.2017

Anlage 3 a

Vereinfachter Verwendungsnachweis
bei einer Férdersumme bis zu 50.000 Euro,

gem. Nr. 6 ANBest-P bzw. Nr. 5.2.3 VV zu § 44 LHO
(geben die Einrichtungen an die Kommune)

] Verwendungsnachweis
[] Zwischennachweis

Datum des Zuwendungsbescheides:

Bewilligungsbehdérde:

Empfangerin bzw. Empféanger:

Betrag der Zuwendung: Euro

Finanzierungsform:
L] nicht riickzahlbar

Zuwendung: von Land und Kommune

Zweck der Zuwendung:

Zuwendungsart: Finanzierungsart:
[ | Projektférderung [| Fehlbedarfsfinanzierung
[ Institutionelle Férderung [] Festbetragsfinanzierung

[] Anteilfinanzierung

Angaben Uber bewilligte sonstige Zuwendungen
aus Offentlichen Mitteln nach Verwendungs-
zweck, Geldgeber, Betrag und Finanzierungsart:

Es ist ein Sachbericht beizufiigen.

ZahlenmaBige Zusammenstellung

A) Finanzierungsplan fiir das Projekt

Zuordnung:

Dezentrale Psychiatrie O
Ambulante Suchtkrankenhilfe O
Ausgaben Antrag 20 IST-20

Summe Personalkosten

Gebdude Gesamtsumme

dazu gehdren insbesondere: Mieten, Pachten,
Nebenkosten (Strom, Wasser, Heizung), In-
standhaltung bis 5.000 €), Reinigung
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Verwaltung, Bewirtschaftung Gesamtsum-
me

dazu gehdren insbesondere: Blrobedarf, Te-
lefon, Porto, EDV-Kosten, Rechts- und Bera-
tungsgebihren, Versicherungsbeitrage, Bei-
trdge an Verbdnde, Reisekosten, Fachliteratur

Beschaffung Gesamtsumme

dazu gehdren insbesondere: Erwerb von be-
weglichen Sachen, Ersatzbeschaffung (Ein-
zelansatz bis max. 410,00 €), med. Ver-
brauchsmaterial, Kondome, Einwegspritzen

Sonstige Projektkosten Gesamtsumme
dazu gehdren insbesondere: Offentlichkeitsar-
beit, spezieller Betreuungsaufwand, Fortbil-
dung, Supervision

Summe Ausgaben gesamt

Deckungsmittel Antrag 20 IST 20

Eigenmittel

eigene Einnahmen

gesetzliche Leistungen

Zuschusse des Bundes

Zuschusse des Landes

Zuschuss der Stadt/des Kreises:

Zuschuss der Stadt/des Kreises:

Zuschuss der Stadt/des Kreises:

sonstige projektbezogene Mittel Dritter (z.B.
LSSH, BfA, LVA):

Gesamtsumme der Deckungsmittel

Die Richtigkeit der Eintragungen und des Abschlusses wird hiermit bescheinigt.
Ort/Datum

Rechtsverbindliche Unterschrift der Zuwendungsempféngerin
Bzw. des Zuwendungsempfangers

Die Ubereinstimmung mit den Biichern wird hiermit bescheinigt.
Als Ergebnis der Priifung wird festgestellt: ®

[ 1 Der vereinfachte Verwendungsnachweis entspricht den Anforderungen der Allgemeinen
Nebenbestimmungen -I/-P

[ 1 Der Zwischennachweis entspricht den Anforderungen der Aligemeinen Nebenbestim-
mungen -1/-P

[] Die Zuwendung ist nach den Angaben im - s.0. - und nach den beigefiigten Belegen
zweckentsprechend verwendet worden.

[ 1 Der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck ist erreicht worden.

[] Die aus der Zuwendung beschafften Gegenstande, fiir die ggf. ein Wertausgleich zu leis-
ten ist, sind ordnungsgeman inventarisiert worden.
[ ] Es sind keine Beanstandungen zu erheben.
[ 1 Es sind folgende Beanstandungen zu erheben.

Ort/Datum:

Unterschrift:
Amtsbezeichnung, Dienststelle
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Verwendungshachweis

bei einer Férdersumme Gber 50.000 Euro, gem. Nr. 6 ANBest-P

(geben die Einrichtungen an die Kommune)

] Verwendungsnachweis

[] Zwischennachweis

Datum des Zuwendungsbescheides:

TOP 6.2

Bewilligungsbehdrde:

Empfangerin bzw. Empfanger:

Betrag der Zuwendung:

Euro

Finanzierungsform:

] nicht riickzahlbar

Zuwendung: von Land und Kommune

Zweck der Zuwendung:

Finanzierungsart:

Zuwendungsart:
|_| Projektférderung

Fehlbedarfsfinanzierung

[_| Institutionelle Férderung

Festbetragsfinanzierung

Anteilfinanzierung

Angaben Uber bewilligte sonstige Zuwendungen
aus offentlichen Mitteln nach Verwendungs-

zweck, Geldgeber, Betrag und Finanzierungsart:

Es ist ein Sachbericht beizufligen.

ZahlenmaBige Zusammenstellung
far Projekte der

dezentralen Psychiatrie

ambulanten Suchtkrankenhilfe

fir das HH-Jahr 20

[l
H

Lfd. | Nr.der | Tag der Haushaltsstelle — Konto Nr. — Zweck- | Einnahmen

Nr. Belege | Zahlung | bestimmung

Leistungspflichtige(r) oder Empfan-
ger/in / Grund der Zahlung

Euro

Ausgaben
Euro
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Die Richtigkeit der Eintragungen und des Abschlusses wird hiermit bescheinigt.

Ort/Datum

Rechtsverbindliche Unterschrift der Zuwendungsempfangerin bzw. des Zuwendungsempféangers:

Die Ubereinstimmung mit den Biichern wird hiermit bescheinigt.

Als Ergebnis der Priifung wird festgestelit: ©

[IDer Verwendungsnachweis entspricht den Anforderungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen -I/-P

[IDer Zwischennachweis entspricht den Anforderungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen -1/-P

[IDie Zuwendung ist nach den Angaben im - s.o0. - und nach den beigefiigten Belegen zweckentspre
chend verwendet worden.

[ IDer mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck ist erreicht worden.

[IDie aus der Zuwendung beschafften Gegenstande, fir die ggf. ein Wertausgleich zu leisten ist, sind
ordnungsgeman inventarisiert worden.

[|Es sind keine Beanstandungen zu erheben.

[IEs sind folgende Beanstandungen zu erheben.

Ort, Datum: Unterschrift:

Amtsbezeichnung, Dienststelle
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Anlage 3 b

Verwendungsnachweis fiir Zuwendungen an kommunale Kérperschaften

gem. Nr. 6 ANBest-K
(gibt die Kommune an das MSGJFS)

] Verwendungsnachweis
[] Zwischennachweis

Datum des Zuwendungsvertrages:

Bewilligungsbehérde: MSGJFS

Empfangerin bzw. Empfanger:

Betrag der Zuwendung: Euro
Bei einer Zuwendung Gber 500.000, -€ sind die Einzelbelege (z. B. Zuwendungsbescheide) Uber die
jeweilige Weiterleitung der Mittel beizufiigen.

Finanzierungsform:
X nicht rlickzahlbar

Zuwendung: Landesmittel

Zweck der Zuwendung:

Zuwendungsart: ___Finanzierungsart:
L_| Projektférderung |_| Fehlbedarfsfinanzierung
|| Institutionelle Férderung Z Festbetragsfinanzierung

Anteilfinanzierung

Angaben Uber bewilligte sonstige Zuwendungen
aus offentlichen Mitteln nach Verwendungs-
zweck, Geldgeber, Betrag und Finanzierungsart:

Es ist ein Sachbericht beizufligen, der mindestens die in den Anlage 4 a bzw. 4 b beschriebenen Da-
ten enhalt.

ZahlenmaBige Zusammenstellung lber die an die Einrichtungen weitergeleite-
ten Landesmittel
fur Projekte der
dezentralen Psychiatrie []
[]

ambulanten Suchtkrankenhilfe

fur das HH-Jahr 20

Name der Einrichtung: Hoéhe der Zuwendung an Einrichtung
Landesmittel: | durch (z. B. Zuwendungsbe-
scheid):
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Die Richtigkeit der Eintragungen und des Abschlusses wird hiermit bescheinigt.
Ort/Datum

Rechtsverbindliche Unterschrift der Zuwendungsempféngerin
Bzw. des Zuwendungsempfangers

Die Ubereinstimmung mit den Biichern wird hiermit bescheinigt.

Als Ergebnis der Priifung wird festgestelit: ®

Der vereinfachte Verwendungsnachweis entspricht den Anforderungen der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen -I/-P

Der Zwischennachweis entspricht den Anforderungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen -I/-P
Die Zuwendung ist hach den Angaben im - s.0. - und nach den beigefligten Belegen zweckent-
sprechend verwendet worden.

Der mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck ist erreicht worden.

Die aus der Zuwendung beschafften Gegenstande, fir die ggf. ein Wertausgleich zu leisten ist,
sind ordnungsgemas inventarisiert worden.

Es sind keine Beanstandungen zu erheben.

Es sind folgende Beanstandungen zu erheben.

I I I | O

Ort/Datum:

Unterschrift:
Amtsbezeichnung, Dienststelle
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Anlage 3 ¢

TOP 6.2

Gesamtibersicht Mittelverwendung je Kreis/kreisfreier Stadt als Anlage zum
Gesamtverwendungsnachweis

(gibt die Kommune an das MSGJFS)

Ambulante Suchtkrankenhilfe:

MaBnahme

Landeszu-
wendung

Kommunale
Zuwendung

Eigenmittel

Gesamt-
ausgaben

Pravention

Beratung

Psychosoz.
Begleitung

spez. Hilfen in
Ballungszentren/
niedrigschw. A.

Geschlechts-
spezifische
Angebote

Gluckspielsucht

Gesamt

Offene Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich:

Malnahme

Landeszu-
wendung

Kommunale
Zuwendung

Eigenmittel

Gesamt-
ausgaben

Gesamt
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Anlage 3 d

Kreis /kreisfreie Stadt: XXX

Prifungsvermerk zum Einzelverwendungsnachweis vom:
(gibt die Kommune an das MSGJFS)

Geprift am:

Zuwendungsempfanger/Einrichtung:

Zuwendungsbescheid: Datum:
Az.:
Finanzierungsart: [] Fehlbedarfsfinanzierung

[] Festbetragsfinanzierung
[ ] Anteilfinanzierung

Hbhe der bewilligten Zuwendung:
(Landesmittel plus kommunale Mittel)

Landesmittel:

Kommunale Mittel:

Eigenmittel:

Sonstige Mittel:

Hbéhe zuwendungsfahigen Gesamtausgaben:

Zuwendungszweck

[ ] Ambulante Suchtkrankenhilfe, dabei: [ ] Pravention

[ ] Beratung

[ ] Psychosoz. Begleitung

[ ] Spez. Hilfen in Ballungszentren/niedrig.

[ ] Geschlechtsspezifische Angebote

[ ] Glickspielfachstellen

[] Offene Hilfen im sozialpsychiatrischen
Bereich
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Prifergebnis:

[ ] ohne Beanstandung

[ ] mit Beanstandung

Bei Beanstandung:

Liegt ein Einnahmeuiberschuss vor?

[ ] nein

[lja

Wenn ja:

Hohe des Einnahmiiberschusses:

[ ] Rickforderung

[] Ubertragung in das nachste HH-Jahr

Entspricht der VN den Anforderungen der
ANBest-P und den sonstigen im Zuwen-
dungsbescheid vorgegebenen Bedingun-
gen/Auflagen?

[1ja

[ ] nein

Ort, Datum:

Unterschrift:
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Anlage 3 e

Hinweis:

Die Regelungen fir das Haushaltswesen des Landes Schleswig-Holsteins, inklusive
ANBest-P sowie der Verwaltungsvorschriften, kbnnen auf der Internetseite des
Finanzministeriums unter:

http://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/H/haushalt_ landeshaushalt/
haushaltsrecht_RegelungenHaushaltswesen.html

abgerufen werden.

Nr. 12 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO

12. Weitergabe von Zuwendungen durch die Zuwendungsempfangerin oder den
Zuwendungs-empfanger

12.1  Die Bewilligungsbehdrde kann im Zuwendungsbescheid vorsehen, dass die
Zuwendungsempfangerin oder der Zuwendungsempfanger als
Erstempféngerin oder Erstempfanger die Zuwendung ganz oder teilweise
weiterleiten kann. Durch die zweckbestimmte Weitergabe erfillt die
Erstempfangerin oder der Erstempfanger den Zuwendungszweck.

12.2  Die Mittel kénnen von der Erstempféngerin oder vom Erstempfanger in
offentlich-rechtlicher oder in privatrechtlicher Form weitergegeben werden.
Die Weitergabe in 6ffentlich-rechtlicher Form durch juristische Personen des
privaten Rechts setzt eine Beleihung voraus.

12.3  Die Erstempféngerin oder der Erstempféanger darf die Mittel nur zur
Projektférderung weiter-geben.

12.4  Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in 6ffentlich-rechtlicher Form
durch die Erst-empfangerin oder den Erstempfanger sind flr die Weitergabe
- ggof. durch Bezugnahme auf bestehende Férderrichtlinien - insbesondere zu
regeln:

12.4.1 die Anwendung der einschlagigen Vorschriften des 6ffentlichen Rechts,
soweit sich aus dem Folgenden nichts Abweichendes ergibt,

12.4.2 die Weitergabe in Form eines Zuwendungsbescheids,

12.4.3 der Zuwendungszweck und die MaBnahmen, die im einzelnen geférdert
werden sollen, sowie die Dauer der Zweckbindung von aus der Zuwendung
beschafften Gegenstanden,

12.4.4 der als Letztempfangerin oder Letztempfénger in Betracht kommende
Personenkreis,

12.4.5 die Voraussetzungen, die bei der Letztempfangerin oder beim
Letztempfanger erflllt sein missen, um die Zuwendung an sie oder ihn
weiterleiten zu kénnen,

12.4.6 die Zuwendungsart, die Finanzierungsart, die Finanzierungsform, die in
Betracht kommenden zuwendungsfahigen Ausgaben oder Kosten und der
Bewilligungszeitraum,

12.4.7 ggf. Einzelheiten zur Antragstellung durch die Letztempfangerin oder den
Letztempfanger (z.B. Termine, fachliche Beteiligung anderer Stellen,
Antragsunterlagen),
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12.4.8 die bei der Weitergabe erganzend zu den Allgemeinen Nebenbestimmungen
vorzusehenden Nebenbestimmungen; in allen Félle ist der Erstempféngerin
oder dem Erstempfanger aufzuerlegen, gegenlber der Letztempfangerin
oder dem Letztempfanger auch ein Prifungsrecht fir die
Bewilligungsbehdrde (einschlieBlich fir eine von ihr Beauftragte oder einen
von ihr Beauftragten) und den Landesrechnungshof auszubedingen sowie
der Bewilligungsbehdrde auf Verlangen etwaige Erstattungsanspriiche gegen
die Letztempféngerin oder den Letztempfanger abzutreten,

12.4.9 den Umfang der Anwendung von Vorschriften, die
Ermessensentscheidungen vorsehen. Soweit die Vorschriften
Ermessensentscheidungen vorsehen und eine Anwendung der
Bestimmungen durch die Erstempfangerin oder den Erstempfanger nicht
ausgeschlossen wird, ist ihr oder ihm vorzugeben, wie sie oder er zu
verfahren hat.

12.5  Bei der Bewilligung von Mitteln zur Weitergabe in privatrechtlicher Form
durch die Erstempfangerin oder den Erstempfanger sind fir die Weitergabe
insbesondere zu regeln:

12.5.1 die Weitergabe in Form eines privatrechtlichen Vertrags,

12.5.2 die Vorgaben entsprechend den Nummern 12.4.3 bis 12.4.7,

12.5.3 der Rucktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund mit dem Hinweis, dass ein
wichtiger Grund fiir einen Rucktritt vom Vertrag insbesondere gegeben ist,
wenn
- die Voraussetzungen fur den Vertragsabschluss nachtraglich entfallen sind,
- der Abschluss des Vertrages durch Angaben der Letztempféngerin oder
des Letztempfangers zustande gekommen ist, die in wesentlicher Beziehung
unrichtig oder unvollstandig waren,

- die Letztempfangerin oder der Letztempfanger bestimmten - im
Zuwendungsbescheid im einzelnen zu nennenden - Verpflichtungen nicht
nachkommt.

12.6  Der Erstempféangerin oder dem Erstempfanger ist aufzuerlegen, in dem
privatrechtlichen Vertrag (Nr. 12.5.1) insbesondere zu regeln:

12.6.1 die Art und Héhe der Zuwendung,

12.6.2 der Zuwendungszweck und die Dauer der Zweckbindung von aus der
Zuwendung beschafften Gegenstanden,

12.6.3 die Finanzierungsart und der Umfang der zuwendungsfahigen Ausgaben,

12.6.4 der Bewilligungszeitraum,

12.6.5 die Abwicklung der MaBnahme und die Prifung der Verwendung der
Zuwendung entsprechend den Nummern 1 bis 7 ANBest-P. Die in Betracht
kommenden Bestimmungen sind dem Inhalt nach unmittelbar in den Vertrag
zu Ubernehmen; das entsprechend Nummer 7.1 ANBest-P flir die
Erstempféngerin oder den Erstempfanger vorzusehende Priifungsrecht ist
auch fur die Bewilligungsbehérde (einschlieBlich fur eine von ihr Beauftragte
oder einen von ihr Beauftragten) und den Landesrechnungshof
auszubedingen,

12.6.6 die Anerkennung der Grinde fir einen Rucktritt vom Vertrag, der
Ruckzahlungsverpflichtungen und der sonstigen Riickzahlungsregelungen
durch die Letztempféangerin oder den Letztempfanger,

12.6.7 die Verzinsung von Rickzahlungsansprtchen.

12.7 Im Zuge der Weitergabe von Zuwendungen kénnen zwischen der

Erstempfangerin oder dem Erstempfanger und der Letztempfangerin oder dem
Letztempfanger weitere Personen einge-schaltet werden.
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Anlage 4 a

Datensatz fiir die ambulante Suchtkrankenhilfe in Schleswig-Holstein
(gultig ab dem 1. Januar 2008)

Dokumentationsbereiche:

1.

Stammdaten:

Die Stammdaten beinhalten grundlegende Informationen zum Klienten, wie
z.B. Geschlecht, Alter, Wohnort u.s.w.

Biographiedaten:

In Schleswig-Holstein werden biografische Ereignisse chronologisch unter
Angabe des Datums des Beginns der Situation erfasst. Eine retrospektive
Dokumentation ist ausdricklich gewtinscht und muss dementsprechend durch
das Programm ermdglicht werden.

. Betreuungsdaten:

Die Betreuungsdaten geben grundlegende Informationen zu einer Betreuung
wieder.

. Klientenbezogene Leistungen:

Hierbei handelt es sich um Leistungsdaten, die einem Klienten direkt
zugeordnet werden.

allgemeine klientenbezogene Leistungen und Pravention:

Diese Daten umfassen Informationen, welche kliententibergreifende
Tatigkeiten der Einrichtungen beschreiben.

Grundsaétzliches:

1.

Leistungen, Termine und Betreuungen sind hierarchisch miteinander verknUpft.
Eine oder mehrere Leistungen sind einem Termin zugeordnet. Die Termine
wiederum nehmen Bezug auf eine (zuvor angelegte) Betreuung.

Nur Informationen, welche dem schleswig-holsteinischen Datensatz
entsprechen, dirfen Eingang in den Datenexport finden. In den Einrichtungen
selbst vorgenommene Erweiterungen der bestehenden Kataloge werden nicht
in die Exportroutine integriert.

. Anonyme Kontakte sind bei Personen zu dokumentieren, die einer

namentlichen Erfassung ihrer Daten nicht zugestimmt haben. Festzuhalten
sind lediglich das Geschlecht und der Kliententyp (Klient/in oder Angehériger).
Aus diesen Angaben lassen sich vier vers

Verpflichtungsgrad: Es gibt einige Fragestellungen, die auf jeden Fall
dokumentiert werden mussen, weil sie fir jede Auswertung von zentraler
Bedeutung sind. Diese sind in der Spalte "Verpflichtungsgrad" mit der
Kategorie "muss" gekennzeichnet. Alle anderen Fragestellungen mit dem
Verpflichtungsgrad "soll" sind jeweils dann zu dokumentieren, wenn die
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entsprechenden Informationen vorliegen und diese fir die Betreuung des
Klienten wichtig und erforderlich sind.

Anmerkungen zum Dokumentationsprogramm und zum Export:

1.

Voreinstellung fur alle Fragestellungen, die den schleswig-holsteinischen
Datensatz betreffen, ist leer (-99), d.h. Eintrage zu einer Variablen finden sich
nur dann, wenn der/die Mitarbeiter/in diese Fragestellung explizit dokumentiert
hat.

Um bei Fragestellungen, die als Mehrfachantwort erhoben werden, den
Dokumentierenden die Eingabe zu erleichtern, sollte das
Dokumentationsprogramm beim "Anklicken" einer der Mehrfachantworten alle
anderen auf "Nein" setzen, sodass nur die zutreffenden Antworten explizit
"angeklickt" werden muissen.

Es sind alle dokumentierten Informationen, die dem schleswig-holsteinischen
Datensatz entsprechen, zu exportieren. Da es sich bei dem Datensatz um
eine chronologische Dokumentation handelt, gilt dies auch flr zum Zeitpunkt
des Exports nicht mehr aktuelle Biographieeintrage, sowie flr Betreuungs-
und Leistungsdaten aus den zurlckliegenden Jahren.

Die vollstandigen Informationen zum Schleswig-Holsteinischen Datensatz und
den Grundsatzen der Dokumentation kénnen bei der Landesstelle flr
Suchtfragen in Schleswig-Holstein (LSSH) eingeholt werden.
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Anlage 4 b

Offene Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich
hier: Dokumentationsinhalte

1. Dokumentationsbereiche:

Beratung/mkl BaU* Gruppenarbelt Treffpunktarbelt Pravention

. ) 1. Hauptamtl. gel. 1. Offene " —
t;:‘;::l Gespréachs- niedrigschw. ;- Pr:\rlsgittwns
g gruppen Treffpunktarbeit
2.
2. Beratungs- . 2. Treffpunkt-
gesprach Sel bSthIIfe aktivitaten
-gruppen

L 3.Freizeitpad.,
lebensprakt.
Gruppen

r

4. Gruppenchat

== 3. Psychosoz.
Stabilisierung

4. Beratung von
Angehorigen

es:
mographischen Merkmale (Stammdaten) der Klientinnen und
werden nur unter dem Modul ,Beratung“ erfasst. Aufgrund
atenschutzrechtlicher Aspekte sieht das Programm einen Personencode zur
chlisselung des Klarnamens der Klientin oder des Klienten vor.

Die Klientenzahlen der ,Offenen niedrigschwelligen Treffpunktarbeit” werden
zukUnftig durch eine Strichliste erfasst, wobei jede Besucherin bzw. jeder
Besucher pro Tag einmal gezahlt werden soll. Die Strichlisten sind ,ausreichend
oft“ zu fihren, um eine verlassliche Durchschnittszahl angeben zu kénnen.

Anlage 4 b, Seite 1



TOP 6.2

3. Ubersicht der Stammdaten:
Die Stammdaten sind nur bei Beratungen zu erfassen. Es sind Daten zu
folgenden Bereichen anzugeben:
Geschlecht, Alter, Wohnort, Status (Klientin/Klient, Angehdrige...),
Wohnsituation, Staatsangehdrigkeit, Schulbildung, Berufsausbildung,
Lebensunterhalt, Kontakt zur Beratungsstelle, Psychisches Symptomatik,

Gewalterfahrung, Empfehlung/Vermittlung zu/an.

4. Anmerkungen zum Dokumentationsprogramm und zum E}po Q
Grundsatzlich ist mit ,,PsySoz-SH* zu dokumentieren.
In besonders begriindeten Ausnahmeféllen kann evtl. auchkﬁn Programm
dokumentiert werden. Dann ist vorher das Einversténdn% es
einzuholen. Evtl. mit der Prifung des Programmes ve eng ‘Kosten fir das
Land Schleswig-Holstein sind von der Einrichtung zd tragen.
Der Datenexport ist in Papierform und als elektrqﬁ okument (Bestandteil

des Verwendungsnachweises) weiterzuleite&\

RS

&
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Veranderungen der Mittelverteilung vor und nach einer Erhéhung 2018 sowie jeweils im Vergleich zu 2017

Rahmenstrukturvertrag soziale Hilfen

Vertraulich - nur fiir den internen Gebrauch

2017 2018 alt 2018 neu A 2018 alt / 2017 A 2018 neu / 2017 A 2018 alt / 2018 neu
absolut % absolut % absolut %
Flensburg 117.930,54 € 114.621,00 €| 141.814,83 €| -3.309,54 € -2,81%| 23.884,29 € 20,25%| 27.193,83 € 23,72%
Kiel 497.798,33 € 455.356,94 €| 563.390,33 €[ -42.441,39 € -8,53%| 65.592,00 € 13,18%| 108.033,39€ 23,72%
Libeck 233.025,69 € 249.303,22 €| 308.450,37 €| 16.277,53 € 6,99%| 75.424,68€ 32,37%| 59.147,15€ 23,72%
Neumlinster 71.477,94 € 85.812,92 €| 106.172,05 €| 14.334,98 € 20,06%| 34.694,11€ 48,54%| 20.359,13€ 23,73%
Dithmarschen 61.143,33 € 76.049,60 € 94.092,36 €| 14.906,27 € 24,38%| 32.949,03 € 53,89%| 18.042,76 € 23,72%
Herzogtum Lauenburg 80.890,03 € 105.075,74 €| 130.004,93 €| 24.185,71 € 29,90%| 49.11490€ 60,72%| 24.929,19€ 23,72%
Nordfriesland 101.351,90 € 88.599,95 €| 109.620,30 €| -12.751,95 € -12,58% 8.268,40 €  8,16%| 21.020,35€ 23,73%
Ostholstein 101.355,75 € 107.521,35 €| 133.030,77 €| 6.165,60 € 6,08%| 31.675,02€ 31,25%| 25.509,42 € 23,72%
Pinneberg 205.867,18 € 196.362,09 €| 242.948,97 €| -9.505,09 € -4,62%| 37.081,79 € 18,01%| 46.586,88 € 23,72%
Plon 40.070,62 € 52.533,38 € 64.996,91 €| 12.462,76 € 31,10%| 24.926,29€ 62,21%| 12.463,53 € 23,72%
Rendsburg-Eckernforde 176.822,28 € 138.464,80 €| 171.315,54 €| -38.357,48 € -21,69%| -5.506,74 €| -3,11%| 32.850,74 € 23,72%
Schleswig-Flensburg 112.978,39 €| 107.626,70 €| 133.161,10 €| -5.351,69 € -4,74%| 20.182,71€ 17,86%| 25.534,40€ 23,72%
Segeberg 159.306,98 € 166.773,18 €| 206.340,11 €| 7.466,20 € 4,69%| 47.033,13€ 29,52%| 39.566,93€ 23,72%
Steinburg 45.768,28 € 57.779,22 € 71.487,33 €] 12.010,94 € 26,24%| 25.719,05€ 56,19%| 13.708,11€ 23,72%
Stormarn 101.663,88 € 105.602,31 €| 130.656,44 €] 3.938,43 € 3,87%| 28.992,56€ 28,52%| 25.054,13€ 23,72%
Schleswig-Holstein 2.107.451,12 € 2.107.482,40 €| 2.607.482,34 € 31,28 € 0,00%| 500.031,22 € 23,73%| 499.999,94 € 23,72%
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Zuwendungsvertrag
uber die

Mevebroldurierung-Strukiurierung sed-enmunalisiarng

der Foérderung sozialer Hilfen in Schleswig-Holstein
(Strukturvertrag soziale Hilfen)

zwischen

dem Ministerium flir Soziales, Gesundheit, Wi i Jugend, Familie
und Senioren des Landes Schleswig-Holstein, vertreten durch Frau-He

Anette-LangrerDr. Matthias Badenhop,
| -im Folgenden: MSGWG-MSGJFS -

und

dem Kreis XXXXXXXX, vertreten durch Herrn Landrat XXX

- im Folgenden: Kommune -

(1) Aufbauend auf dem vorang svertrag sowie den frlheren kommuna-
lisierten Sozialvertrdgen, beabsich die Vertragspartner, die Struktur zur Férderung so-
zialer Hilfen in Schleswig- i ig¥den letzten Jahren bewahrten Form fortzuset-

zen und welterzuentW|ck M‘ kom S|e wie folgt Uberein. Dw#emagsparteien—smd

Die Regelunge ses Vertrages dienen dem gemeinsamen Ziel der Vertragsparteien,

- den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu férdern und insbesondere Ausgrenzung
und Armut zu vermeiden,

- die soziale Infrastruktur fUr ratsuchende und hilfebedurftige Menschen zu sichern,

- die Pravention, Beratung und Betreuung von Suchtgefahrdeten und Suchtkranken zu
sichern,

- psychisch kranken und behinderten Menschen einen niedrigschwelligen und genera-
tionstbergreifenden Zugang zum Hilfesystem zu ermdglichen.
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§3
Geforderte MaBnahmen

Der Vertrag umfasst folgende MaBnahmen:
1. Forderung der regionalen ambulanten Suchtkrankenhilfe,

2. Foérderung von Projekten der offenen Hilfen im sozialpsychi

§4

Finanzvolumen und Finanzierungszeitraum

| (1) Zur Durchfiihrung der MaBnahmen nach § 3 stellt das MSGWG-
einen Betrag entsprechend den nachfolgenden Regelungen gemég
als Zuwendung zur Verfigung. Die Zuwendung erhalt die Kom
ambulante Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe und der de
samtsumme dieses Zuwendungsvertrages betragt
XXXXXXXKXX XXX X XXKX XXX XKXXXXXXX XX/100 Eu
201472022, beginnend ab dem 01.01.26452018. Dies i mt far

Eine Doppelférderung mit
die Krankenkassen finan

. 1 erhoht sich ab dem 01.04.2018 flir die restliche Ver-
7 W. XXXXX Euro) pro Jahr. Diese Erhéhung steht unter

es Standardpunktverfahrens. Die einzelnen Indikatoren und deren Ge-
ie Berechnungsmethode des Standardpunktverfahrens ergeben sich aus

dells im Rahm
wichtung sowie

Anlage 1 b.

| (42) Die Kommune gibt die Landesmittel gemaB Nr. 12 ff. der VV zu § 44 LHO an die am-
bulanten Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe und der dezentralen Psychiatrie weiter, die
als rechtsféhige Trager die in § 3 beschriebenen MaBnahmen wahrnehmen. Die Kommune
leitet die Mittel an die Einrichtungen erst weiter, wenn nachgewiesen ist, dass die Gesamt-
finanzierung und damit die Arbeitsfahigkeit der Projekte sichergestellt ist. Zu den haushalts-
rechtlichen Anforderungen in Bezug auf die Weiterleitung der Mittel siehe § 7a.

2
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| (53) Es wird davon ausgegangen, dass die Kommunen Einrichtungen, die Aufgaben nach
§ 3 Nr. 1 und 2 wahrnehmen, in vergleichbarer H6he wie in den Jahren zuvor férdern.

(64) Der Foérderbetrag wird in vier gleichen Teilbetragen, jeweils zum 15. Januar, 15. April,
15. Juli und 15. Oktober eines jeden Jahres an die Kommune ausgezahlt._ Davon abwei-
chend wird der Foérderbetrag im Jahr 2018 in einem Teilbetrag zum 15. Januar, einem Teil-
beitrag zum 15. April (unter Beriicksichtigung von 50% der Mittelerhéhung aus Abs. 2) und
zwei gleichen Teilbetragen, zum 15. Juli und 15. Oktober (jeweils unter Ucksichtigung
von 25% der Mittelerhdhung aus Abs. 2) ausgezahlt.

§5
Mittelverwendungq

beigefligten Anlagen 2 a und 2 b zu verwenden. Da es sich in
rung laufender Angebote handelt, wird fiir die in Satz 1 gen
der Regelung

Mittel gemaB den Vorgaben des Landeszu
der jeweils geltenden Fassung (VV zu § 4
des Landeszuwendungsrechts) nachzu
Geltendmachung eventueller
des Landeszuwendungsrechts
flhrt.

dungSrechts fir Zuwendungen an Dritte in

iedANBest-P; im Folgenden: Vorgaben
endungsnachweisprifung und die
unter Anwendung der Vorgaben
ANBest-P) von der Kommune durchge-

(3) Die Kommune tragt gegenil die Verantwortung fiir die zweckentsprechen-
de Verwendung der Mitt ~ Liegt eine zweckwidrige Verwendung der Mittel
| vor, zeigt sie di GJFS unverziiglich an.

§6

Berichtswesen

(1) Die Ko tet die Einrichtungen, die zweckentsprechende Verwendung der
erhaltenen einen Verwendungsnachweis gemaB ANBest-P bis zum 30. Juni
des Folgejahre zuweisen (siehe Anlage 3 a).

(2) Die Kommune weist die zweckentsprechende Verwendung der erhaltenen Landesmittel,
die in der zweckentsprechenden Weiterleitung der Mittel an die Einrichtungen besteht,
durch einen Verwendungsnachweis geméaB ANBest-K bis zum 31. Dezember des Folgejah-
res nach (siehe Anlage 3 b).

| (3) Die Kommune belegt dem MSGWG-MSGJFS mit einer Gesamtilbersicht die zweckent-

sprechende Verwendung der in § 4 genannten Betrage (Anlage 3 c). Als Nachweis werden
die Prufvermerke der Einzelverwendungsnachweise entsprechend der Anlage 3 d an das

3
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MSGWG-MSGJFS gegeben. Der Priifvermerk bezieht sich jeweils auf die im vorangegan-
genen Kalenderjahr abgeschlossenen sowie die noch laufenden MaBnahmen.

(4) Dem Verwendungsnachweis beizufiigen sind die kreisweit aggregierten Daten der Ein-
richtungen der ambulanten Suchtkrankenhilfe nach dem Datensatz Schleswig-Holstein in
der jeweils giiltigen Fassung (siehe Anlage 4 a). Die Daten kénnen bei der vom MSGWG
MSGJFES mit der Auswertung der landesweiten Dokumentation beauftragten Stelle abgeru-
fen werden. Das verwendete Dokumentationssystem muss von der vom MSGWG-MSGJFS
beauftragten Stelle freigegeben worden sein. Fir die Dokumentaticw ambulanten
Suchtpravention ist-soll mit dot.sys zu-dekumentierendokumentiert werd€f-"Die Einrichtun-
gen sind zur entsprechenden Dokumentation zu verpflichten.

Far die offenen Hilfen im sozialpsychiatrischen Bereich sind die fiir den aggregierten
Daten der geférderten Einrichtungen gemaB ,PsySoz-SH* (Ubersicht:

kumentation zu verpflichten.
(5) Die Unterlagen nach Absatz 2 bis 4 i [ stens zum Ende
des Folgejahres vorzulegen. Sollte diese Frist nicht eing ehalt sich das

MSGWG-MSGJFS vor, die Auszahlung weiterer Ratenaus die
der geforderten Unterlagen zu binden.

Haushaltsrechtliche Anfor

(1) Hinsichtlich des in diesem Ver eregelten Zuwendungsverhaltnisses zwischen Land
und Kommune sind die bestimmungen fir Zuwendungen zur Projekt-
férderung an Kommunal NBest-K) in der jeweils geltenden Fassung Be-
icht ausdrucklich etwas anderes vereinbart ist.

gen) kdénnen
setzt werden.
Vertragslaufzeit

en der vereinbarten Ziele fir andere MaBnahmen nach § 3 einge-
ilt auch Uber das Haushaltsjahr hinaus, langstens bis zum Ende der

(4) Ergéanzend zu Nr. 2 der ANBest-K zu § 44 LHO wird vertraglich vereinbart, dass Zu-
wendungen, die nicht zweckentsprechend oder nicht bis zum Ende der Vertragslaufzeit
verbraucht wurden, unverziglich an das Land zurlickzuzahlen sind. Die Ubertragbarkeit
von nicht verbrauchten Mitteln wird von dieser Regelung nicht berlhrt.

(5) Die Kommune stellt sicher, dass die Zuwendung wirtschaftlich und sparsam verwendet
wird.
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| (6) Das MSGWG-MSGJFS und der Landesrechnungshof sind berechtigt, bei der Kommune
die zweckentsprechende Verwendung der Mittel zu Gberprifen. Auf Verlangen werden die
erforderlichen Unterlagen zur Verfiigung gestellt und die erforderlichen Auskiinfte erteilt.

§7a
Haushaltsrechtliche Anforderungen (zwischen Kommune und Letztempfianger)

andeszuwen-
erlichen Regelun-
VV zu § 44
ichendes ver-
einen Zu-

(1) Bei der Weiterleitung der Mittel wendet die Kommune die Vorgaben
dungsrechts (VV zu § 44 LHO, ANBest-P) an. Sie trifft die hiernach erf
gen im Verhaltnis zu den Letztempféngern (insbesondere zu den in Nr.
LHO genannten Aspekten), soweit in diesem Vertrag nicht ausdrtcklich
einbart ist. Die Weiterleitung der Mittel kann in 6ffentlich-rechtlicher F

chend zur VV zu § 44 LHO ist die Weiterleitung auch durch einen ¢
trag mdglich. Dabei sind die Bestimmungen der VV zu § 44 LH
(vgl. Anlage 3 e).

Immobilien verwendet werden darf. Die Fin
deszuwendungsrechts so auszuwahlen, d Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit in der Projektdurchfiihrung Rec i

(3) Im Verhaltnis zu den Letz
MSGJFS und der Landesrec
zweckentsprechende Verwend
zuwendungsrechts bei de

t sind, bei den Letztempfangern die
Mitte] und die Einhaltung der Vorgaben des Landes-
Mittel zu Gberprifen. Auf Verlangen sind die
stellen und die erforderlichen Auskinfte zu er-

liche Erklarung holen, dass er allen seinen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im
Sinne des Landgsmindestlohngesetzes mindestens den Mindestlohn bezahlt.

TOP 6.2



Stand: 644+0-204424.11.2017

§8
WeiterentwicklungEvaluation

TOP 6.2

katoren und deren Gewichtung. Diese ist i
spétestens bis zum 31.12.2021 die Erg

Laufzeit des Vertra Wirksamw n, Schlussbestimmungen

(1) Der Vertrag hat eine L it vom 0185 bis zum 31.12.26482022.

endungsvertrag Uber die Neustrukturierung und Kom-

(3) Die Ve ben das Recht der ordentlichen Kiindigung des Zuwendungsver-
trages zum 31.12.2018, falls die Mittelerh6hung nach § 4 Abs. 2 nicht erfolgt.
Die Kiindigung arf der Schriftform und muss spatestens bis zum 30.06.2018 erklart
werden.




| Stand: 064-40-204424.11.2017

| (44) Das Recht zur auBerordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund (§ 127 Abs. 1 des
Landesverwaltungsgesetzes) bleibt unberthrt.

e unwirksame
der unwirksamen

die Wirksamkeit der Vereinbarung im Ubrigen nicht. Die Parteien wer
Regelung durch eine wirksame Regelung ersetzen, die dem Gewollt
Regelung méglichst nahe kommt.

| (67) Die Vertragspartner sind sich einig, dass der Geltungsbereich d
geweitet werden kann. Dabei kénnen sowohl bestehende Landespro
ren einbezogen werden, als auch die Zielsetzungen und Mittelau
tert werden. Dieses ist ggf. durch Erganzungen zu diesem Zu
zu vereinbaren.

Kiel, den

TOP 6.2



TOP 6.2

Letter of Intent

Erganzend zum Zuwendungsvertrag Uber die Strukturierung der Férderung sozialer
Hilfen in Schleswig-Holstein (Strukturvertrag soziale Hilfen) vom 27. November 2017
vereinbaren die Vertragspartner

das Ministerium fur Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes
Schleswig-Holstein, vertreten durch Herrn Staatssekretar Dr. Matthias Badenhop

und

der Kreis Rendsburg-Eckernforde, vertreten durch Herrn Landrat Dr. Rolf-Oliver
Schwemer

folgende Verabredung Uber eine Landeszuwendung im Rahmen der Projektforde-
rung in Héhe von jahrlich 5.506,74 Euro fur die Dauer der Vertragslaufzeit, d. h. vom
01.01.2018 bis zum 31.12.2022.

Diese Projektférderung mit dem Titel ,Ausgleich eines Strukturnachteils“ erfolgt aus
Landesmitteln auBerhalb des o. a. Vertrages. Sie dient dem Ausgleich des Zuwen-
dungsverlusts fur den Kreis Rendsburg-Eckernférde bei der Umstellung auf die neue,
geanderte Gewichtung der Indikatoren.

Kiel, den
(Staatssekretar (Landrat Dr. Rolf-Oliver Schwemer,
Dr. Matthias Badenhop) Kreis Rendsburg-Eckernforde)

Ministerium flr Soziales,
Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren des
Landes Schleswig-Holstein
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